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Internationale Patentanwaltstagung. 


Vom Präſidenten des Reichspatentamtes Eylau, Berlin. 


Vom 6. bis 8. November findet in Berlin eine Zu⸗ 
ſammenkunft ſtatt, die den Zweck hat, die Frage der „An— 
gleichung der Formalien für den Erwerb und die Aufrecht— 
erhaltung der gewerblichen Schutzrechte in den verſchiedenen 
Ländern“ zu behandeln und „Klarheit über die Auslegung 
der beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen zu ſchaffen“. 

Die Wichtigkeit dieſer Tagung für die Induſtrie und die 
Rechtspflege kann nicht hoch genug eingeſchätzt werden. Mit 
Recht iſt — auch vornehmlich in dieſer Zeitſchrift — darauf 
hingewieſen worden, wie ſehr die internationalrechtlichen 
Fragen heute im Vordergrund des praktiſchen und des wiſſen— 
ſchaftlichen Intereſſes ſtehen. Kein Wunder! In einer Zeit 
der Zeppeline und Aroplane, der drahtloſen Telegraphie 
und des Fernſehens, in der die Erde kleiner geworden und 
die Länder näher aneinander gerückt ſind, muß auch das 
Recht ſich formen und wandeln, muß dem Rechnung tragen, 
daß die politiſchen Grenzen der Länder keine unüberwind⸗ 
baren Hinderniſſe oder auch nur Erſchwerniſſe für den Ver⸗ 
kehr und den Austauſch wirtſchaftlicher Güter bilden. Dem⸗ 
zufolge ſind auch die internationalen Tagungen auf dem 
Rechtsgebiete im weſentlichen der Rechtsangleichung und der 
Rechtsvereinung gewidmet. Die Konferenz in Rom, die der 
dem gewerblichen Rechtsſchutz ſo verwandten Materie des 
Urheberrechts gewidmet war, iſt noch in aller Erinnerung. 
Die große Konferenz zur Vereinheitlichung des Wechſelrechts 
wird vorausſichtlich eines der bedeutendſten juriſtiſchen Er⸗ 
eigniſſe des kommenden Jahres bilden. Es iſt ein Kenn⸗ 
zeichen unſerer Tage, und zwar ein begrüßenswertes, daß 
die offiziellen Konferenzen der Behörden vorbereitet werden 
durch die Tagungen privater Korporationen von Sachkennern, 
deren Ausführungen die Behörden ſtets mit Dank begrüßen 
und denen ſie Aufmerkſamkeit ſchenken. Unter dieſem Ge⸗ 
ſichtspunkte iſt es ganz beſonders dankenswert, daß die⸗ 
jenigen Perſönlichkerten, die den Ereigniſſen am nächſten ſtehen, 
ſich mit den brennenden Fragen der Vereinfachung und der 
Angleichung der Förmlichkeiten beſchäftigen wollen: Wenn 
ſchon die Schwierigkeiten im innerſtaatlichen materiellen Recht 
und die zum Teil auf jahrhundertelangen hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklungsgängen beruhenden Verſchiedenheiten des materiellen 
Rechts in ſeiner Verflechtung mit dem ſonſtigen Recht Hin⸗ 
derniſſe bieten, deren Ausgleichung ſchwierig und nicht ſelten, 
eben weil ſie mit dem inneren Recht verknüpft ſind, unmög⸗ 
lich iſt, ſo beſteht wenigſtens alle Veranlaſſung, die Förm⸗ 


lichkeiten, bei denen die Verſchiedenheit nicht ſelten nur 
auf hiſtoriſchen Zufälligkeiten beruht, möglichſt anzugleichen: 
ſo wird den Behörden ſowohl im inneren Verkehr wie im 
zwiſchenſtaatlichen Verkehr ein reibungsloſes Zuſammenwirken, 
den Intereſſenten ein glattes Arbeiten ermöglicht. Die Zeit⸗ 
und Wirtſchaftslage iſt für alle Nationen zu ſchwierig, 
zu ſchwer alle Kräfte des einzelnen beanſpruchend, als daß 
der Leerlauf, der durch dieſe Verſchiedenheit der nationalen 
Praxis bedingt iſt, länger in Kauf genommen werden könnte. 
Unter dieſen Geſichtspunkten gewinnt der Inhalt der Tagung 
ein tiefes Intereſſe vom Standpunkte unſeres geſamten Wirt⸗ 
ſchaftslebens; ſo iſt ſie im Intereſſe von Wirtſchaft und Ver⸗ 
kehr und ihren Beratern, aber nicht minder vom Stand⸗ 
punkte auch ver Behörden als die Vorbereitung durch jach- 
kundige Perſönlichkeiten lebhaft zu begrüßen. 

Nicht mindere Bedeutung kommt dem Thema der 
„Klarheit über die Auslegung beſtehender geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen, die zu Zweifeln Anlaß geben“, zu. Auch ſie ſind 
international wie innerſtaatlich von tiefſter Bedeutung. 
Immer lauter werden die Klagen der Intereſſenten aus In⸗ 
duſtrie und Handel über die wirtſchaftlichen Schwierigkeiten, 
die ihnen aus der „Rechtsunſicherheit“, aus der Unſicherheit 
der Rechtslage erwachſen, die wiederum nicht ſelten auf Un⸗ 
klarheit der Geſetze zurückgeführt wird. Auch dies Dinge, 
die eine ſo angeſpannte Wirtſchaftslage wie die der heutigen 
Weltwirtſchaft und insbeſondere die des deutſchen Volkes 
immer ſchwerer erſcheinen laſſen. Alle Behörden ſind ſich der 
Pflicht bewußt, hier, ſoweit es in ihren Kräften ſteht, ein⸗ 
zugreifen. Um ſo begrüßenswerter iſt es, daß ſie auch nach 
dieſer Richtung von der Tagung Anregungen erhalten werden. 

Noch ein letztes Wort über die Tagung ſelbſt: Aus allen 
Ländern ſollen zum erſten Male nach dem Kriege die Patent⸗ 
anwälte zuſammenſtrömen, um unter ſich, aber in freudig 
geleiſteter Arbeitsgemeinſchaft mit den Behörden und mit 
den Parteivertretern aus der Rechtsanwaltſchaft Rat zu hal⸗ 
ten und in perſönlicher Zuſammenarbeit die für ein gedeih⸗ 
liches Zuſammenwirken auch im Rechtskampfe ſo nötige per⸗ 
ſönliche Fühlung zu gewinnen. Ein derartiges Zuſammen⸗ 
arbeiten kann weit über den Anlaß der Tagung ſelbſt hinaus 
ſegensreich wirken. Ein vertrauensvolles Zuſammenarbeiten 
zwiſchen den Berufsgenoſſen der einzelnen Völker, zwiſchen 
Technikern und Juriſten, zwiſchen Induſtrie und Handel und 
ihren berufenen Beratern und mit den Behörden, insbeſondere 
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dem hierbei in erſter Linie ſtehenden Reichspatentamt ſollte 
und, wie wir zuverſichtlich hoffen, wird zum gemeinfamen 
Beſten wirken. Des lebhaften Intereſſes des Reichspatent⸗ 
amtes und ſeiner Mitglieder, Techniker wie Juriſten, dürfen 
ſie gewiß ſein. — Und wenn dem Reichspatentamt bei ſei⸗ 
nem Jubiläum ein gerade bei ihm ganz beſonders harmo⸗ 


Größere Aufſätze 
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niſches Zuſammenarbeiten der Behörde mit den Intereſſenten 
und ihren Beratern nachgerühmt worden iſt (JW. 1927, 
1546), ſo mögen hier Wunſch und Verſicherung ihre Stelle 
finden, daß dies auch in Zukunft ſtets ſo bleiben möge. In 
dieſem Sinne grüßt das Reichspatentamt die vorſtehende 
Tagung mit einem herzlichen „Glückauf!“ 


Gleichheit und Allgemeinheit der Verhältniswahl nach der Keichsverfaſſung 
und die Rechtſprechung des Staatsgerichtshofs. 


Von Privatdozent Dr. Gerhard Leibholz, Berlin. 


In der letzten Zeit haben der StG. für das Deutſche 
Reich auf Grund des Art. 19 Abſ. 1 RVerf. („Verfaſſungs⸗ 
ſtreitigkeiten innerhalb eines Landes“) ſowie das RG. auf 
Grund des Art. 13 Abſ. 2 RVerf. eine Reihe von Be⸗ 
ſtimmungen einzelſtaatlicher Wahlgeſetze mit dem im Art. 17 
RVerf. verbrieften Satz der Gleichheit und Allgemeinheit der 
Verhältniswahl für unvereinbar erklärt:). Die Urteile des 
StG. wie des RG. beziehen ſich auf Beſtimmungen der 
Landeswahlgeſetze, die entweder von „neuen“ Parteien eine 
beſtimmte und zwar gegenüber den „alten“ Parteien höhere 
Unterſchriftenzahl bei der Einreichung der Wahlvorſchläge 
oder die Hinterlegung einer beſtimmten Geldſumme fordern 
oder ſchließlich die Reſtſtimmen der jungen Parteien nicht 
ebenſo wie die der alten großen Parteien verrechnen. Be⸗ 
gründet werden die Entſcheidungen mit dem Hinweis, daß 
die Gleichheit i. S. des Art. 17 „durch die von der Verf. 
vorgeſchriebene Verhältniswahl eine erweiterte Bedeutung 
bekommen“ habe und daß „ſchon die ungleiche Ausgeſtaltung 
der Berechtigung hierzu (nämlich zur Aufſtellung von Wahl⸗ 
vorſchlägen) die von der Verf. vorgeſchriebene Gleichheit 
des Wahlrechts beeinträchtige“. „Der Begriff der Gleichheit 
bei Anwendung des Art. 17 RVerf. muß formal gefaßt wer⸗ 
den. Für irgendwelche Bewertungen läßt dieſe Vorſchrift 
keinen Raum?).“ Da noch weitere Entſcheidungen zu der 
gleichen Frage, insbeſondere zu Beſtimmungen des preuß. 
Landeswahlgeſetzes zu erwarten ſind, ſollen die die Ent⸗ 
ſcheidungen tragenden Sätze im folgenden auf ihre innere 
Berechtigung einer kurzen Prüfung unterworfen werden. 

Daß Art. 17 Abſ. 1 RVerf. und damit auch der Satz 2, 
nach dem in den Ländern die Volksvertretung in allgemeiner, 
gleicher, unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grund- 
ſätzen der Verhältniswahl zu wählen iſt, auch den Landes⸗ 
geſetzgeber bindet — entſprechendes gilt nach Art. 22 RVerf. 
auch für den Reichsgeſetzgeber —, iſt unbeſtritten und mit 
Recht vom StG. ſowie RG. als Ausgangspunkt den Ent⸗ 
ſcheidungen zugrunde gelegt worden. Damit ſtellen ſich dieſe 
höchſtrichterlichen Inſtanzen auf den grundſätzlich gleichen 
Standpunkt, den fie auch gegenüber anderen Ausſtrahlungen 
des im Art. 109 Abſ. 1 Verf. verbrieften Gleichheitsſatzes, 
z. B. dem Verbot von Ausnahmebeſtimmungen gegen weib⸗ 
liche Beamten (Art. 128 Abſ. 2) eingenommen haben!). 

Die Bedeutung des inneren Zuſammenhanges zwiſchen 
Wahlrechtsgleichheit und allgemeinem Gleichheitsſatz zeigt ſich 
hier vor allem darin, daß die Wahlrechtsgleichheit im weſent⸗ 
lichen nicht anders wie der dieſer zugrunde liegende Satz 
des Art. 109 ausgelegt werden darf). D. h. da nach der 
richtigen, heute ſchon überwiegend vertretenen Auffaſſung der 
Art. 109 Abſ. 1 Verf. das generelle Verbot willkürlicher 
Normſetzung enthält“), können auch die dieſen Satz konkreti⸗ 


1) Vgl. Lammers⸗Simons, Die Rechtſprechung des Staats⸗ 
gerichtshofs für das Deutſche Reich uſw., 1929, I S. 322 ff., 329 
341 ff., 356 f., 398 ff, 460 ff.; JW. 1929, 2380 f. 

2) Z. B. Lammers⸗Simons a. a. O. S. 336 f., 347 f., 405f. 

3) Zur Stellungnahme des RG. zu Art. 128 Abſ. 2 Verf. etwa 
Anſchütz, Komm. zur erf. (1929) S. 513f. 

4) So ſchon Heller, Die Gleichheit der Verhältniswahl nach 
der Weimarer Verfaſſung (1929) S. 11 ff., 23. 

5) Auf die Kontroverſe zu Art. 109 Abſ. 1 kann und ſoll in 
dieſem Zuſammenhang nicht näher eingegangen werden; vgl. ſtatt 
deſſen meine Zuſammenfaſſung im ArchoffR. NF. 12, 1 ff. Seit⸗ 
dem noch Rümelin, Die Gleichheit vor dem Geſetz (1928) a. a. O. 


ſierenden Beſtimmungen der Art. 17 und 22 RVerf., wenn 
ihr Inhalt richtig beſtimmt werden ſoll, nur unter Bezug⸗ 
nahme auf jenen inhaltlich näher umſchrieben werden. In 
diefem Sinne iſt z. B. auch in der Schweiz, in der die Ver⸗ 
hältniſſe ähnlich wie bei uns liegen, die Wahlrechtsgleichheit 
in Theorie und Praxis ſtets lediglich als ein Anwendungsfall 
des allgemeinen Gebotes der Rechtsgleichheit zum Gegenſtand 
der Erörterung gemacht worden za). Verboten find demnach 
auf Grund der Art. 17 und 22 RVerf. Differenzierungen, die 
auf dem Gebiete des Wahlrechts willkürlich, d. h. ohne irgend— 
wie einleuchtenden Grund in einer der Natur und dem Wejen 
der Sache offenbar widerſprechenden Weiſe ſtatuiert ſind. 
Oder anders ausgedrückt, auch die Gleichheit i. S. der Art. 17, 
22 RVerf. iſt eine wertbezogene. Ihre juſtiziable Anwendung 
iſt ohne Einſchaltung eines Werturteils nicht möglich. 

Das Intereſſante und Überraſchende iſt nun, daß 
StG. wie RG., trotzdem fie bisher noch nicht ausdrücklich 
die erwähnte weitere Auslegung des Gleichheitsſatzes alzep⸗ 
tiert haben s), in bezug auf die Wahlrechtsgleichheit zu Kon⸗ 
ſequenzen gelangt ſind, die über das, was in der Literatur 
bisher zu Art. 109 Abf. 1 entwickelt worden iſt, erheblich 
hinausgehen. Soweit man in der Theorie den Geltungs⸗ 
bereich des Gleichheitsſatzes auch erſtreckt hat, hat man dieſen 
doch niemals i. S. des StG. rein formaliſtiſch gewendet 
und logiſch mathematiſch zu faſſen geſucht !). 

Fragt man nach den Gründen, die den StGH. zu ſeiner 
grundſätzlichen Einſtellung beſtimmt haben, ſo iſt vor allem 
darauf hinzuweiſen, daß das europäiſche Rechtsbewußtſein der 
nationalen Kulturgemeinſchaften, das letzten Endes über das, 
was willkürlich iſt und damit dem Gleichheitsſatz widerſpricht, 
entſcheidet, den in Art. 109 Abſ. 1 proklamierten Gleichheits⸗ 
ſatz tatſächlich — jedenfalls heute — im Hinblick auf das 
Wahlrecht in einem gewiſſen Sinne formaliſiert hat. Un⸗ 
beſchadet der Wertverſchiedenheit der einzelnen Glie⸗ 
der des Staatsganzen muß in der Gegenwart jede Stimme 
abſolut gleich bewertet werden?). Wahlrechtsdifferenzierungen, 
die mit der individuellen Wertverſchiedenheit der Staats⸗ 
bürger motiviert und gerechtfertigt werden, kollidieren mit 
der inſoweit formal zu denkenden Wahlrechtsgleichheit. Nur 
deshalb würde heute generell ein mit einem von den kon⸗ 
kreten hiſtoriſchen Umſtänden unabhängig gedachten, mate⸗ 
rialen Gleichheitsbegriff an ſich durchaus vereinbares Klaſſen⸗ 
oder Pluralwahlrecht den Art. 17 und 22 RVerf. wider⸗ 
ſtreiten. Es iſt ſo kein Zufall, daß in der Literatur faſt ein⸗ 
mütig der Begriff der Wahlrechtsgleichheit gerade und nur 
als im Gegenſatz zum Klaſſen- und Pluralwahlrecht ſtehend 


(dazu meine Beſprechung im Arch. f. Rechts- u. Wirtſchaftsphiloſophie 
1929, 489 ff.). 

da) Die näheren Nachweiſe bei Burkhardt, Kommentar 
der ſchweizeriſchen Bundesverfaſſung, 1914, S. 71 f.; Fleiner, 
Schweizeriſches Bundesſtaatsrecht, 1923, S. 284. 

6) Die Kontroverſe iſt tro der „Bierſteuerentſcheidung“ des 
StG. (Lammers⸗Simons a. a. O. S. 168 f.; dazu die Richtig⸗ 
ſtellung in Dig. 1929, 1119 f.) von der Judikatur bisher noch 
nicht endgültig entſchieden. i 

7) Wie im Texte jüngſt auch Heller a. a. O. S. 11 ff. mit 
weiteren Literaturnachweiſen. 

8) Näher meine „Gleichheit vor dem Geſetz“ (1925) ©. 24f. 
Eine gewiſſe „formale Starrheit des Gleichheitsgrundſatzes bei der 
Wahlgleichheit“ nimmt auch Grau in der Beſprechung des Urt. 
des StGH. v. 22. März 1929, JW. 1929, 2382 an. 
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bezeichnet wirds). Andererſeits ergibt ſich aus dieſer Be⸗ 
ſchränkung der Formaliſierung der Wahlrechtsgleichheit, daß 
Wahlrechtsbeſtimmungen, die nicht irgendwie gedankenmäßig 
im Sinne des Klaſſen⸗ oder Pluralwahlrechts motiviert find, 
die, wie das Wahlprüfungsgericht ſich ausdrückt, „die Be⸗ 
deutung einer Partei nicht nur nach ihrer zahlenmäßigen 
Stärke, ſondern auch nach anderen wichtigen Geſichtspunkten 
bewerten“ da) — zu dieſen gehören auch die in ihrer Tendenz 
auf eine Berämpfung der Splitterparteien gerichteten Wahl⸗ 
rechtsbeſtrebungen —, nicht als gegen die Wahlrechtsgleich⸗ 
heit verſtoßend bezeichnet werden können. 

Der StG. kann demgegenüber feine Entſcheidungen auch 
nicht mit dem Hinweis auf die beſondere Bedeutung der Ver⸗ 
hältniswahl und die durch dieſe angeblich generell formali⸗ 
ſierte Wahlgleichheit rechtfertigen 10). Denn dieſe kann, ſelbſt 
wenn das Verhältniswahlrecht die Wahlrechtsgleichheit noch 
weiter formaliſiert haben würde, niemals i. S. des StGh. 
als ein jegliche Bewertung ausſchließender Begriff gedacht 
werden. Dieſes muß — wenn auch im Widerſpruch zu den 
eigenen Vorausſetzungen — zwangsläufig der StGh. zu⸗ 
geben, wenn er die Ausſchaltung von Parteien, ſofern ſie nur 
„einer aus dem Aufbau des Wahlrechts ſich ergebenden Not- 
wendigkeit“ entſpricht — dies iſt ohne Werturteil nicht mög- 
lich —, auch beim Verhältniswahlſyſtem für zuläſſig und 
möglich hält 11). 

Darüber hinaus iſt auch der Hinweis des StH. auf 
das Inſtitut der Verhältniswahl in dieſem Zuſammen⸗ 
hange nicht berechtigt. Denn es iſt — ich verweiſe, um 
nicht bereits Geſagtes wiederholen zu müſſen, hier auf 
das bereits mehrfach erwähnte, überzeugende Gutachten von 
Heller!) — nachgewieſen worden, daß ſich aus dem 
Weſen der Verhältniswahl eine beſondere Modifizierung der 
Wahlrechtsgleichheit nicht herleiten läßt. Im Gegenteil. Aus 
der Sichtung des Materials ergibt ſich, daß die Gefahr der 
Parteizerſplitterung überwiegend von der Theorie als aus⸗ 
reichendes Motiv erachtet worden iſt, um den urſprünglich 
mehr mathematiſch abſtrakt gedachten Proporzgedanken zu 
modifizieren und politiſche, gegen die Splitterparteien ge⸗ 
richtete Wahlrechtsbeſtimmungen für zuläſſig zu halten. Das 
gleiche Ergebnis zeigt ein Überblick über die europäiſchen Ver⸗ 
hältniswahlrechte, die ſamt und ſonders die Bekämpfung der 
Splitterparteien als rech lich erlaubt und nicht willkürlich zu⸗ 
laſſen und größtenteils im Rahmen ihres Rechtsſyſtems ſo— 


9) Pgl. etwa Thoma, „Der Begriff der modernen Demo⸗ 
Rratie” in der Erinnerungsgabe für Max Weber, Bd. II S. 43 und 
die Nachweiſe bei Heller a. a. O. S. 15. 

9 9a) Mitgeteilt iſt die Entſch. des Wahlprüfungsgerichts z. B. 
in RVerwöl. 1929, 417f. 

10) Schlechthin gebilligt wird die Auffaſſung des StG. von 
W. Jellinek, WON. NF. 15, 111 und Lammers, JW. 
1929, 60. Grau, JW. 1929, 2382 ff. will zwiſchen der i. S. des 
Sto. rein formal zu faſſenden Ausübung des Wahlrechts des einzelnen 
Wählers, zu der auch die Aufſtellung der Wahlvorſchläge gehören 
ſoll, und dem ausschließlich dem Wirkungsbereich des Art. 109 Abſ. 1 
unterſtehenden Recht des Wählers auf Berückſichtigung ſeiner Stimme 
bei Verteilung der Abgeordnetenſitze unterſcheiden. Hiernach ſoll wohl 
die übliche Reſtſtimmenverwertung — weil nicht dem Art. 109 Abſ. 1 
widerſprechend —, nicht aber die mit der formalen Wahlrechtsgleich⸗ 
heit unvereinbare Hinterlegungs- und Unterſchriftenklauſel verfaſſungs⸗ 
mäßig zuläffig fein. Einleuchtend iſt dieſe unterſchiedliche Behandlung 
von Zähl⸗ und Erfolgswert der abgegebenen Stimmen m. E. nicht. 
Beides, Stimmabgabe wie Ermittelungsverfahren ſind in Anwendung 
des Art. 109 Abſ. 1 auf dem Gebiete des Wahlrechts in dem im Texte 
angedeuteten Sinne in einem gewiſſen Umfange formaliſiert. Über 
dieſen Rahmen hinaus iſt auch bei der Stimmabgabe eine Formali⸗ 
ſierung nicht zuläſſig. Sie könnte nur mit dem Hinweis auf die Ver⸗ 
hältniswahl gerechtfertigt werden, das aber gerade, wie Grau ſelbſt 
zeigt, einer allgemeinen Formaliſierung der Wahlgleichheit widerſtreitet. 
Gegen dieſe Unterſcheidung ſchon mit Recht Heller a. a. O. 23. 
%% Vgl. JW. 1929, 2382. In dieſem Sinne hat z. B. der 
StSH. eine Beſtimmung des RWahlch. gerechtfertigt, durch die an 
Stelle der Unterzeichnung eines Wahlvorſchlages durch 500 Wähler 
die durch 20 genügen ſoll, wenn dieſe glaubhaft machen, daß min⸗ 
deſtens 500 Wähler Anhänger des Wahlvorſchlages find; z. B. 
Lammers⸗Simons a. a. O. S. 338, 407. Gegen den Verſuch, 
dieſe Beſtimmung von der Einſtellung des StG. aus „logiſch“ zu 
rechtfertigen, ſchon Heller a. a. O. 17. 
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gar die Splitterparteien ſchlechter ſtellende Verhältniswahl⸗ 
ſyſteme wie z. B. das Verfahren nach d'Hondt gewählt 12a), 
und weitergehendere Beſtimmungen als die deutſchen Einzel⸗ 
ſtaaten gegen die Zwergparteien erlaſſen haben. 


Ebenſowenig wie die Gleichheit wird die Allgemeinheit 
der Wahl durch die gekennzeichneten, gegen die Parteizerſplit⸗ 
terung gerichteten Beſtrebungen verletzt 1). Die Allgemeinheit 
der Wahl, die in Wirklichkeit letzten Endes ebenfalls nur 
Ausdruck des Gleichheitsgedankens des Art. 109 RVerf. tft 
und einen von der Wahlrechtsgleichheit geſonderten Inhalt nur 
durch die erwähnte Formaliſierung des Gleichheitsbegriffes 
erhalten hat, verbietet im Gegenſatz zur Wahlrechtsgleichheit 
den willkürlichen Ausſchluß von Staatsbürgern vom Wahl⸗ 
recht überhaupt, den Ausſchluß beſtimmter oder doch jedenfalls 
individuell beſtimmbarer Perſonen ebenſo wie den willkürlich 
allgemeinen Ausſchluß etwa konfeſſioneller oder berufsſtändi⸗ 
ſcher Bevölkerungsgruppen, beſtimmter Volksklaſſen oder Bil⸗ 
dungsſchichten. Umgekehrt iſt dagegen ein Wahlrechtsaus⸗ 
ſchluß aus Motiven, die in der Natur des Wahlrechts, ins⸗ 
beſondere des Verhältniswahlrechts, liegen, durchaus zu⸗ 
läſſig, mögen im einzelnen die naturhaften Unterſchiede der 
Menſchen (3. B. Ausſchluß der Minderjährigen, Minder⸗ 
wertigen, vielfach auch der Frauen) oder ſonſtwie ſachlich ver⸗ 
nünftige Gründe (z. B. Ausſchluß der Angehörigen der Wehr⸗ 
macht vom Wahlrecht) den Anlaß zum Ausſchluß von der 
Wahlberechtigung bieten 10. Gerade dieſe Möglichkeiten des 
Wahlrechtsausſchluſſes bezeugen deutlich trotz der Yormali- 
ſierung auch dieſes Begriffes deſſen Wertbezogenheit. Die 
Frage iſt ſomit, ob die auf politiſche Erwägungen zurück⸗ 
gehenden, in der motivierenden Intention allgemein ge- 
dachten und gefaßten Wahlrechtsbeſchränkungen gegenüber den 
Splitterparteien auf willkürlichen oder auf in der Natur der 
Sache, „dem Weſen des Verhältniswahlrechts“ 89) begrün⸗ 
deten, vernünftigen und überzeugenden Erwägungen beruhen 
— eine Frage, die nach dem oben Geſagten, ſofern der Ge⸗ 
ſetzgeber nur ſeinerſeits wiederum nicht von ſeiner Befugnis 
einen rechtsmißbräuchlichen, mit dem Rechtsbewußtſein der 
Gemeinſchaft kollidierenden Gebrauch macht, mit Entſchieden⸗ 
heit bejaht werden muß. 


Nach dem Geſagten wird ſich ſomit der StGH., gleich⸗ 
gültig welche Entſcheidung er letzten Endes treffen mag, be⸗ 
wußt ſein müſſen, daß eine generell negative Bewertung der 
gegen die Splitterparteien gerichteten einzelſtaatlichen Wahl⸗ 
rechtsbeſtimmungen nicht unter dem Geſichtspunkt einer zu 
unrecht radikal formaliſierten Gleichheit und Allgemeinheit 
der Wahl, ſondern nur mit einem Werturteil wird gerecht⸗ 
fertigt werden können. Die in ihrer Rechtsgültigkeit be⸗ 
zweifelten Beſtimmungen müſſen als eines vernünftigen und 
ſachlich überzeugenden Grundes bar, als objektiv mißbräuch⸗ 
lich, d. h. willkürlich charakteriſiert werden können. Eine ſolche 
Annahme würde aber zugleich vorausſetzen, daß ernſthafte und 
berechtigte Bedenken und Zweifel an der Unzulänglichkeit der 
geſetzgeberiſchen Motivation nicht beſtehen. Denn der StG. 
wie das RG. ſind bei Anwendung des Art. 109 Abſ. 1 und 
der ihn konkretiſierenden Art. 17 und 22 NBerf. wie über⸗ 
haupt innerhalb der ihnen von der Verfaſſung eingeräumten 
Stellung nur berufen, bei offenbar mißbräuchlichen, dem un⸗ 
befangenen Betrachter ohne weiteres einleuchtenden Rechts⸗ 


122) Daß dieſes Wahlſyſtem ebenſo wie auch das Verfahren 
nach Hagenbach ⸗Biſchoff, die von Reichs- und Landesgeſetzgeber 
auch hätten gewählt werden können, die großen Parteien in er⸗ 
heblich ſtärkerem Mae begünftigt als das automatiſche Wahl⸗ 
ſyſtem, hebt neuerdings außer Heller a. a. O. auch Kaiſen⸗ 
berg, RVerwBl. 1929, 600 hervor. 


18) A. A. — abgefehen vom St&H. — auch hier Jellinek, 
ArchoffR. NF. 15, 112 ff. und Lammers, JW. 1929, 60. 


14) Pgl. meine Gleichheit a. a. O. S. 27f.; Poetzſch⸗Heffter, 
Komm. zur RVerf.s (1928), zu Art. 22 S. 163. Daß hier politiſche 
Erwägungen in die ſtaatsrechtliche Beurteilung in dem von Triepel, 
Staatsrecht und Politik 1927 a. a. O. entwickelten Sinne eingeſchaltet 
werden müſſen, haben mit Recht ſchon Grau, JW. 1929, 2385 und 
Heller a. a. O. 20 hervorgehoben. 


15) Dieſe und ähnliche Wendungen finden ſich auch in den Ent⸗ 
ſcheidungen des St.; vgl. z. B. Lammers⸗Simons a. a. O. 
S. 337, 406 und JW. 1929, 2381 („Natur des Wahl verfahrens“). 
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verletzungen Akten des Geſetzgebers die Anwendung zu ver⸗ 
ſagen 16). 

Innerhalb dieſes Rahmens iſt aber die Tätigkeit des 
StG. wie des RG. Rechtſprechung, nicht Rechtsſchöpfung, 
— jedenfalls dann, wenn man i. S. der Gewaltenteilungs⸗ 
lehre verſchiedene ſtaatliche Funktionen unterſcheiden und 
unter dieſe die Tätigkeit des Richters rubrizieren will. Dies 
muß um ſo nachdrücklicher betont werden, als neuerdings 
mehrfach und zwar von autoritativer Seite, insbeſondere 
C. Schmitt!) und Smend ia) gegen eine Erweiterung 
der Verfaſſungsgerichtsbarkeit wie gegen dieſe ſelbſt ſchwer⸗ 
wiegende ſachliche Bedenken erhoben werden, die in einem 
gewiſſen, inhaltlich beſchränkten Maße auch von Thoma 
als berechtigt anerkannt worden ſind 18s). Im Gegenſatz 
zur Zivil- und Strafrechtſprechung, in der es ſich ledig⸗ 
lich um logiſche Subſumtionen von Tatbeſtänden unter 
abſtrakte Normen handeln ſoll, ſoll die Verfaſſungsgerichts⸗ 
barkeit in Wahrheit nur juridifizierte Politik ſein, die eine 
wahre Juſtiz gefährdet und C. Schmitt z. B. dazu führt, 
als Hüter der Verfaſſung an Stelle des StGH. eine poli⸗ 
tiſche Inſtanz zu fordern. Tatſächlich hat die Verfaſſungs⸗ 
gerichtsbarkeit, wie etwa die Grundrechtsjudikatur zeigt 19) 
— dies iſt auch hier betont worden — in einem erhöhten 
Maße mit logiſch nicht erfaßbaren, irrationellen, wenn auch 
nicht ſubjektiviſtiſchen Erwägungen bewertender Natur zu 
operieren 20). Dieſe Erſcheinung iſt aber etwas grundſätzlich 
der Rechtſprechung überhaupt Eigenes. Jede richterliche Ent⸗ 
ſcheidung enthält ſtets zugleich auch ein deziſioniſtiſches, nor⸗ 
mativ nicht näher zu begründendes Element. Auch im Zivil⸗ 
und Strafrecht hat der Richter, wenn er zu einer Entſchei⸗ 
dung gelangen will, in Wirklichkeit nicht nur auf Tat⸗ 
beſtände ſubſumtionsmäßig die vorhandenen Normen zur 
Anwendung zu bringen, ſondern auch, wenn auch vielleicht 
nicht in dem Grade wie bei der Verfaſſungsgerichtsbarkeit, 
maßgeblich ein Werturteil einzuſchalten. Dieſes Werturteil 
muß ſich im Zivilrecht wie bei der Verfaſſungsgerichtsbarkeit 
an den — gegebenenfalls mit den bekannten Hilfsmitteln der 
Interpretation näher zu analyſierenden — im Geſetz nieder⸗ 
gelegten Wertungen orientieren, die im einzelnen näher kon⸗ 


16) Näher meine Gleichheit a. a. O. S. 76 ff.; E. Kaufmann, 
Veröffentlichungen der Staatsrechtslehrervereinigung Heft 4 (1927) 
S. 19; Heller S. 46. 

17) Vgl. Verfaſſungslehre 1928, insbeſ. S. 148; vor allem 
aber „Der Hüter der Verfaſſung“ im Archoffgt. NF. 16, 165 ff., 
173 ff., 186 ff. und Das Reichsgericht als Hüter der Verfaſſung in 
Reichsgerichtsfeſtſchrift (1929) Bd. 1 S. 164 ff. 

17a) Verfaſſung und Verfaſſungsrecht, 1928, z. B. S. 143 f., 172 f. 

18) Thoma, Die Staatsgerichtsbarkeit des Deutſchen Reichs 
in der Reichsgerichtsfeſtſchrift Bd. 1, insbeſ. S. 197 ff. hält im Gegen⸗ 
ſatz zu C. Schmitt jedenfalls „ein gewiſſes Maß von politiſcher 
Entſcheidungsgewalt ... im Namen des Rechtsſtaates ... für politiſch 
erträglich“ und befürwortet aus dieſem Grunde auch eine Erweiterung 
der Zuſtändigkeit des StGGH., die er auf Verfaſſungsſtreitigkeiten 
auch innerhalb des Reichs ausgedehnt wiſſen will (Veröffentlichungen 
der Staatsrechtslehrervereinigung Heft 5 [1929] S. 109 f.). Nach ihm 
würde — wie ich glaube, allerdings zu Unrecht — erſt und nur mit 
der Bejahung der im Text als allein richtig bezeichneten weiteren 
Auslegung des Art. 109 Abſ. 1 wie der von C. Schmitt entwickelten 
Lehre von den juriſtiſchen Grenzen des verfaſſungsändernden Geſetzes 
(hierzu auch Thoma, Die juriſtiſche Bedeutung der grundrechtlichen 
Sätze in Grundrechte und Grundpflichte der Deutſchen, herausgegeben 
von Nipperdey Bd. 1 [1929] S. 38 ff.) der StGH. die natürlichen 
Grenzen der Verfaſſungsgerichtsbarkeit überſchreiten. 

19) Bei einer rein formalen Wortinterpretation läßt ſich mit 
den Grundrechten ein ganz verſchiedener Inhalt verbinden; zur Grund⸗ 
rechtsrechtſprechung jetzt Henſel, Grundrechte und Rechtſprechung in 
der Reichsgerichtsfeſtſchrift Bd. 1 S. 11 ff. 

20) Beiſpiele bei Thoma, Reichsgerichtsfeſtſchrift Bd. 1 S. 193f.; 
vgl. dort auch noch S. 198f. 


kretiſiert fein können, aber nicht müſſen 2). Auch dann, wenn 
der Richter auf nicht ſpezialiſierte, dehnbare Begriffe rekur⸗ 
riert, etwa im Zivilrecht auf Treu und Glauben oder im 
Verfaſſungsrecht, z. B. bei einer Normenkolliſion, auf Be⸗ 
griffe wie Gleichheit, Freiheit, Eigentum, handelt es ſich 
um eine ſpezifiſch richterliche Tätigkeit, d. h. eine Tätigkeit, 
die zu einem Teil auf einem rational nicht faßbaren, rechts⸗ 
ſchöpferiſchen Werturteil beruht, zugleich aber immer an die 
Nornten oder doch das Normenſyſtem gebundene und damit 
letzten Endes rechtsanwendende Tätigkeit bleibt 22). 

Die Wertungen, die der Richter nun im einzelnen gerade 
bei Entſcheidungen von Verfaſſungsſtreitigkeiten einſchalten 
muß, ſind zwangsläufig politiſche, weil die materiale Grundlage 
der Verfaſſungsgerichtsbarkeit, die Verfaſſung, eine politiſche 
Materie iſt. Verfaſſungsſtreitigkeiten ihres politiſchen Ge⸗ 
haltes entkleiden, hieße, wie Triepel ſehr richtig bemerkt 
hat, die Schale ihres Kernes berauben 28). Solche Streitig⸗ 
keiten dienen immer zugleich — und dadurch unterſcheiden ſie 
ſich von den unpolitiſchen, reinen Juſtizſtreitigkeiten — irgend⸗ 
wie dem Integrationswerte des Staatsganzen 252). Dieſer not⸗ 
wendig, wenn auch dem Intenſitätsgrade nach verſchiedene, 
politiſche Einſchlag der Verfaſſungsſtreitigkeiten, der vor 
allem in dem deziſioniſtiſchen Element des richterlichen Urteils 
zum Ausdruck kommt, vermag aber den grundſätzlichen 
Charakter der Verfaſſungsgerichtsbarkeit nicht zu wandeln. 
Sie bleibt ebenſo wie Zivil⸗ und Strafrechtſprechung, ſofern 
die Verfaſſungsnormen überhaupt juſtiziabel ſind 2), an die 
Verfaſſung als die Rechtsordnung des ſtaatlichen Inte⸗ 
grationsſyſtems gebundene Rechtsanwendung und hat in der 
Materie politiſch akzentuierte Rechtsſtreitigkeiten zum 
Gegenſtande. 


21) And. Anf. vor allem C. Schmitt, Reichsgerichtsfeſtſchrift 
Bd. 1 S. 161 ff. und insbeſ. AHORN. NF. 16, 167 ff., 186 f., der 
immer wieder mit Entſchiedenheit die ſtrenge inhaltliche Bindung der 
richterlichen Entſcheidung an das Geſetz und deſſen Verſchiedenheit 
vom Richterſpruch, und auf der anderen Seite die von dieſer völlig 
verſchiedene, angeblich nicht mehr geſetzesgebundene Tätigkeit des Rich⸗ 
ters bei der Verfaſſungsgerichtsbarkeit betont. Das im Text zwangs⸗ 
läufig nur andeutungsweiſe Geſagte näher auszuführen, muß ich einer 
beſonderen Unterſuchung vorbehalten. 

22) Demgegenüber betont C. Schmitt, Reichsgerichtsfeſtſchrift 
S. 163 f. und CHOR. a. a. O. 192 ff. nachdrücklichſt, daß die „An⸗ 
wendung einer Norm auf eine andere Norm (wie bei der Verfaſſungs⸗ 
juſtiz) etwas qualitativ anderes iſt als die Anwendung einer Norm 
auf einen Sachverhalt“ (S. 193) und „die Entſcheidung von Zweifeln 
und Meinungsverſchiedenheiten darüber, ob ein Widerſpruch zwiſchen 
zwei Normen (Verfaſſung und einfaches Geſetz) vorliegt ..., in Wahr⸗ 
heit eine Unklarheit des Verfaſſungsgeſetzes und daher Beſtimmung 
des Geſetzesinhaltes, demnach in der Sache Geſetzgebung, ſogar Ver⸗ 
faſſungsgeſetzgebung, und nicht Juſtiz“ iſt. Dieſe formal ſcharfe, aber 
nicht überzeugende Unterſcheidung zwiſchen Rechtsanwendung und 
geſetzgebender Verfaſſungsgerichtsbarkeit würde in Verbindung mit 
der grundſätzlichen Haltung von C. Schmitt z. B. zu der Konſe⸗ 
quenz führen, daß die von ihm ſelbſt entwickelte, originelle und 
problemreiche Lehre von den Grenzen des verfaſſungsändernden 
Geſetzes in Wirklichkeit eine politiſche Lehre iſt, daß „Rechts⸗ 
gutachten“ zu Verfaſſungsfragen in Wahrheit politiſch unver⸗ 
bindliche Meinungsäußerungen von Privatperſonen ſind, daß das 
richterliche Prüfungsrecht, das C. Schmitt (Reichsgerichtsfeſtſchrift 
S. 167ff.) überraſchenderweiſe allerdings als „nur alzeſſoriſch tat⸗ 
beſtandsmäßig ſubſumierend“ (S. 171) bezeichnet, letzten Endes eine 
Funktion der Geſetzgebung und nicht der Juſtiz iſt. Auch hierauf 
wird noch in einem anderen Zuſammenhang zurückzukommen ſein. 

23) Triepel, Weſen und Entwicklung der Staatsgerichtsbar⸗ 
keit in Veröffentlichungen der Staatsrechtslehrervereinigung Heft 5 
(1929 S. 8; dort auch S. 10 ff. über die verſchiedenen Verſuche, der 
Verfaſſungsgerichtsbarkeit ihren politiſchen Charakter zu nehmen. 

232) Dazu etwa auch Smend, Verfaſſung a. a. O. 135f. 

21) Nicht juſtiziabel wäre z. B. eine Beſtimmung, nach der die 
Richtlinien der Politik vom St&H. zu beſtimmen wären (dieſes Bei⸗ 
ſpiel ſchon bei C. Schmitt, ArchoffR. a. a. O. 190). 


58. Jabrg. 1929 Heft 44 
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Die Rechtslage der Versicherten bei Verſchmelzungen 
und Beſtandsübertragunnen. 

Zuſammenſchlüſſe und Verſchmelzungen mehrerer Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften verdienen bei der Eigenart des Verſicherungs⸗ 
geſchäftes beſonderes Intereſſe, ſoweit die Übertragung des ſog. 
Verſicherungsbeſtandes in Frage kommt. 

Handelt es ſich lediglich um die Fuſion gem. § 305 HGB., 
wird alſo das Vermögen der Verſicherungsgeſellſchaft als Ganzes 
auf eine andere Verſicherungsgeſellſchaft übertragen, ſo treten hier⸗ 
bei weniger Schwierigkeiten ein, da auf die übernehmende Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft alle Rechte und Pflichten übergehen. Dem⸗ 
entſprechend hat auch der Verſicherte bei der — vulgär ge⸗ 
ſprochen — ſog. Vollkuſion kein Kündigungsrecht, ſondern nur die 
Rechte aus 8 306 HGB. 

Schwieriger geſtalten ſich die Rechtsverhältniſſe bei ſog. Be⸗ 
ſtandsübertragungen, wobei auf die übernehmende Geſellſchaft nur 
das ſog. Verſicherungsportefeuille, d. h. der Beſtand der Ver⸗ 
ſicherten, übertragen wird. Die Verſicherungsgeſellſchaft ſoll alſo 
von einem beſtimmten Stichtag ab gerechnet in die Pflichten der 
Police eintreten, ohne für die laufende Verſicherungsperiode er⸗ 
neut vom Verſicherten irgendeine Prämie zu erhalten. Sonſtige 
Pflichten gehen auf die neue Verſicherungsgeſellſchaft nicht über. 
Es hängt mit der Eigenart des Verſicherungsgeſchäftes zuſammen, 
daß gerade dieſe Beſtandsübertragungen ziemlich häufig ſind. 
Während ſonſt ein Kaufmann ſeine ihm gehörenden Warenbeſtände 
und Aktiva nicht ſämtlich zugunſten eines Gläubigers übereignen 
kann, ohne der Gefahr der Anfechtung ſeitens der übrigen 
Gläubiger ausgeſetzt zu ſein, liegt dieſe Gefahr bei der itber- 
tragung von Verſicherungsbeſtänden nicht vor. Die Abſicht, Gläu⸗ 
biger zu benachteiligen oder andere Anfechtungsgründe kommen 
deshalb nicht in Frage, weil mit dem verwaiſten Policenbeſtand 
ein einzelner Gläubiger praktiſch nichts anfangen kann und dem 
Anſpruch auf Prämie die Gegenforderung des Verſicherten in einem 
Schadensfall jederzeit gegenüberſtehen kann. Die Geſamtheit der 
Policen iſt alſo ein Objekt, das nur in der Hand einer hapital⸗ 
kräftigen Geſellſchaft einen gewiſſen Wert beſitzt; ferner läuft die 
Geſellſchaft mit der übernahme der Policen ein nicht unerhebliches 
Riſiko, da gegen ſie die mannigfaltigſten Anſprüche aus den Ver⸗ 
ſicherungspolicen erhoben werden können. Eine Kontrolle des Ver⸗ 
ſicherungsbeſtandes vor Übernahme iſt ſehr ſchwierig und vor allen 
Dingen auch äußerſt zeitraubend. Trotzdem werden Verſicherungs⸗ 
beſtände von den Verſicherungsgeſellſchaften nicht ungern über⸗ 
nommen, da die Geſellſchaft auf dieſe Art und Weiſe die Organi⸗ 
ſationskoſten ſpart. Berückſichtigt man, wie ſchwierig es iſt, eine 
gute Organiſation aufzubauen, fo verſteht man, daß 3. B. der 
Sachverſicherungsbeſtand der „Frankfurter Allgemeinen Verſicherungs⸗ 
AktG.” innerhalb acht Tagen von der „Allianz“ aufgefangen 
wurde. Es ergeben ſich in ſolchen Fällen jedoch folgende Fragen: 

1. Muß der Verſicherte den Übergang auf die neue Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft mitmachen? 

2. wenn nein, muß er bei der alten Verſicherungsgeſellſchaft 
verbleiben oder ſteht ihm ein Rücktrittsrecht zu? 

I. Die Übernahme des Verſicherungsbeſtandes durch die über⸗ 
nehmende Geſellſchaft ſtellt ſich als eine Schuldübernahme gem. 
§ 415 BGB. dar. Hiernach hängt die Wirkſamkeit von der Ge⸗ 
nehmigung des Gläubigers, d. h. des Verſicherten, ab. Die Ver⸗ 
ſicherten ſind alſo nicht verpflichtet, zur neuen Geſellſchaft über⸗ 
zutreten und brauchen die ſog. Übertrittserklärungen nicht zu 
unterzeichnen. Die mangelnde Genehmigung des Verſicherten ändert 
nichts daran, daß im Innenverhältnis die übernehmende Geſell⸗ 
ſchaft der alten Geſellſchaft gegenüber haftet (8 415 Leg. 3). Daß 
der Wechſel in der Perſon des Vertragsgegners nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Verſicherten möglich iſt, wird auch nicht durch eine 
etwaige aufſichtsamtliche Genehmiaung geändert. Wenn das NAufſ⸗ 
APrivVerſ. gem. § 14 Verſelufſch. v. 12. Mai 1901 eine Be⸗ 
ſtandsübertragung genehmigt, ſo hat dies nach der herrſchenden 
Meinung keine privatrechtliche Bedeutung (a. M. AG. Magdeburg; 
Art v. 23. Jan. 1926: JurRdſchprivVerſ. 1926, 172). Teilweiſe 
iſt die Meinung vertreten worden, daß es dem einzelnen nicht zu⸗ 
ſtehe, zu prüfen, oh die neue Geſellſchaft nicht ebenſogut ſei wie 
alte und daß ſich der Verſicherte auf die Prüfung des RAufſel- 
PripVerſ. verlaſſen müſſe. Dieſe Meinung iſt jedoch, wiewohl das 
Verſicherungsgeſchäft ein Maſſengeſchäft iſt und deshalb einer be⸗ 
ſonderen Beurteilung unterliegt, abwegig, da jeder geſetzliche An⸗ 
halt dazu fehlt, daß die Entſch. des RAuffAPrivVerſ, über eine 
a Bedeutung hinausgehen. Dies iſt auch der eigene 

tandpunkt des Aufſichtsamtes. 

II. Die Frage, ob die Verſicherten von ihrem Vertrage mit 
der alten Geſellſchaft zurücktreten können, hat das NG. in einer 
ausführlichen Entſch. (RG. 60, 56) bejaht. Es handelte ſich dabei 
darum, ob ein inländiſcher Verſicherter einer ausländiſchen Ge⸗ 


ſellſchaft bei Übertragung ihrer Verſicherungsbeſtände auf eine aus⸗ 
ländiſche Geſellſchaft ein Rücktrittsrecht wegen Unſicherheit der 
alten Geſellſchaft hat. Da ſich die alte Geſellſchaft mehr und mehr 
ihrer eigenen greifbaren Mittel begab und in Liquidation trat, 
billigte das RG. das Rücktrittsrecht. Gegen dieſe Entſch. hat man 
vielfach eingewandt, eine Unſicherheit bei der alten Geſellſchaft 
liege gar nicht vor, wenn die neue Geſellſchaft die Erfüllungs⸗ 
übernahme bzw. eine Garantie leiſte. Dadurch werde nur die 
Stellung der alten Geſellſchaft gekräftigt, ſie erhalte ein wert⸗ 
volles Aktivum und ſei deshalb nicht als unſicher anzuſehen (fo 
OLG. Kaſſel v. 30. Nov. 1906, Veröff. des RAUF). Im Gegen⸗ 
ſatz hierzu erklärt das NG. eine Erfüllungsübernahme ſeitens 
einer leiſtungsfähigen Geſellſchaft inſofern als bedeutungslos, als 
dadurch die Unſicherheit der alten Geſellſchaft im Verhältnis zum 
Verſicherten nicht behoben wird (ähnlich auch LG. III: Jurqkdſch⸗ 
PrivVerſ. 1925, 350). 

Es iſt zuzugeben, daß die rechtliche Beurteilung, ob in der 
„Unſicherheit“ der alten Geſellſchaft ein Rüchtrittsgrund liegt, ſehr 
ſchwierig iſt, wenn ſich die übernehmende Geſellſchaft, oder, wie 
im „Frankfurter“ Falle, eine dritte Geſellſchaft, die „Allianz“, 
zu einer Erfüllungsübernahme entſchloſſen hat. Gerade im „Frank⸗ 
furter“ Falle zeigt ſich eine erhebliche Schwierigkeit darin, daß 
ſeitens der „Frankfurter“ keine einzige fällige Zahlung ver⸗ 
weigert wurde und daß ſchon innerhalb acht Tagen die öffentliche 
Garantie der „Allianz“ an alle Verſicherten in den führenden 
Tageszeitungen erklärt wurde. Ob Unſicherheit vorliegt, iſt eine 
im Einzelfalle zu entſcheidende ſchwierige Tatfrage. Wirtſchaftlich 
geſprochen wird man z. B. im Falle der „Frankfurter“ Allianz“ 
vom Standpunkte der nachträglichen Prognoſe keine nennens⸗ 
werte Unſicherheit annehmen können. (Wohl werden ſich die Ver⸗ 
ſicherten bei der „Frankfurter“ nicht mehr ſehr günſtig ſtehen, in⸗ 
ſofern die Geſellſchaft mit ihren Mitteln außerordentlich haus⸗ 
halten muß.) Juriſtiſch kommt man aber wohl kaum an der Tat⸗ 
ſache vorüber, daß die „Frankfurter“ öffentlich ihre Zahlungs⸗ 
unfähigkeit erklärt hat und ihren Zuſammenbruch, den Verluſt 
des Aktienkapitals oder Einbußen noch darüber hmaus nicht ver⸗ 
heimlichen konnte. Auf Grund dieſer Tatſache ergaben ſich nach der 
Rſpr. des RG. erhebliche Rücktrittsgründe, die nicht wieder durch 
eine ſpätere Erfüllungsübernahme ausgeglichen werden können. Es 
wird vom Geſetz nicht verlangt, daß der Rücktritt ſofort oder un⸗ 
verzüglich erklärt werden müßte. Er ift lediglich gem. 8 349 dem 
anderen Teile anzuzeigen. Allerdings darf nach Treu und Glauben 
der Rücktritt nicht zu ſpät erklärt werden, vielmehr muß nach 
RG. 85, 143 der Rücktritt innerhalb einer angemeſſenen Friſt aus⸗ 
geübt werden, da ſonſt aus dem Verſchweigen ein Verzicht her⸗ 
geleitet werden kann. Jedenfalls kann der Rücktrittsgrund nicht 
durch ſpätere günſtigere Verhältniſſe wieder ex tune beſeitigt wer⸗ 
den. Dies muß m. E. auch auf die Verſicherung Anwendung finden. 
Dieſer Gedanke iſt in der bisherigen Rſpr. nicht genügend ge⸗ 
würdigt worden, da ſich häufig die Gerichte damit begnügten, bei 
der ſpäter eintretenden Erfüllungsübernahme einen Ausgleich der 
Unſicherheit zu ſehen. 

Die Anwendung des Rüchtrittsrechtes beruht nicht nur ledig⸗ 
lich auf 8 242 809. (Treu und Glauben), ſondern hauptſächlich 
auf der analogen Anwendung des § 325 BGB. Bei den beſonderen 
Vertrauensverhältniſſen, wie ſie die Verſicherung kennzeichnen, 
muß der Begriff der Unmöglichkeit der Leiſtung in weiteſter Form 
verſtanden werden. Der Verſicherungsfall kann in der verſchieden⸗ 
ſten Höhe jeden Tag eintreten, und eine Geſellſchaft, die ihre 
Schwierigkeiten bekennt, wird mit Recht vom NG. als „unver⸗ 
mögend“ angeſehen. Zu Unrecht hat allerdings das Rh. nicht näher 
erwogen, ob nicht lediglich der § 321 gegeben iſt, wonach der Ver⸗ 
ſicherte bei veränderten Umſtänden nicht zurücktreten, ſondern nur 
die fällige Prämie verweigern kann, bis Sicherheitsleiſtung geſtellt 
wird. Zur Sicherheitsleiſtung genügt auch Bürgſchaft. In vielen 
Fällen wird man deshalb nicht ſo weit gehen können, daß man 
dem Verſicherten ein Rücktrittsrecht zubilligt, ſondern lediglich ein 
Leiſtungsverweigerungsrecht aus 8 321. Abzulehnen iſt auch das 
von Pira (Köln. Ztg. Nr. 547 a v. 6. Okt.) angenommene Rück⸗ 
trittsrecht auf Grund poſitiver Vertragsverletzung. Der Verf. kon⸗ 
ſtruiert eine ſtillſchweigende Verpflichtung der Geſellſchaft, ihre Ver⸗ 
mögensverhältniſſe ſo zu geſtalten, jederzeit Schadenszahlungen 
leiſten zu können. M. E. beſteht lediglich eine Verpflichtung der 
Verſicherungsgeſellſchaft, den Verſicherungsnehmer nach Maßgabe 
des Verſicherungsvertrages in angemeſſener Friſt und Höhe zu 
entſchädigen, dagegen beſteht keine rechtliche Verpflichtung zur 
Anlage von Vermögensobjekten. Pira verwechſelt wohl hier eine 
Obliegenheit (Verpflichtung gegen ſich ſelbſt) mit einer Verpflich⸗ 
tung gegenüber Dritten. 

Zu erörtern iſt noch die zweifelhafte Frage, ob, wenn der 
Rücktritt ausgeübt wird, die Verſicherungsgeſellſchaft die ſog. un⸗ 
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verdiente Prämie, d. h. für die Zeit, wo ſie infolge des Rück⸗ 
tritts das Riſiko nicht mehr gelaufen iſt, zurückzuerſtatten hat. Nach 
8 346 BGB. wäre dies zu bejahen, muß jedoch m. E. nach Ver⸗ 
ſicherungsrecht verneint werden. Verſicherungsrechtlicher Grundſatz 
iſt die Einheitlichkeit der Prämie, die auch in den 88 40 und 69/70 
VVG. ihren Ausdruck gefunden hat. Die Verſicherungsbedingungen 
ſagen nichts über einen derartigen Fall; ſie ſehen lediglich im 
allgemeinen ein außerordentliches Kündigungsrecht nach einem 
Schadensfalle oder einem Prozeß vor und erklären die Prämie für 
verfallen. Nach dem Grundſatz der Unteilbarkeit der Prämie wird 
dieſe für das laufende Jahr für verfallen erklärt werden müſſen, 
nicht dagegen die etwa über die laufende Periode hinaus gezahlte 
Prämie Zu einem ähnlichen Ergebnis iſt wenigſtens das NÖ. in 
dem Falle Sarotti gekommen, wo es trotz Auflöſung der All- 
gemeinen Garantie-Bank die Prämie für verfallen erklärte, im 
Gegenſatz zum KG., 24. Sen. (Verſicherungsſenat), v. 21. Nov. 1925. 


Die vielen auftretenden Zweifelsfragen bei der Übertragung 
lediglich von Verſicherungsbeſtänden, wie ſeinerzeit z. B. bei der 
„Niederrheiniſchen Güteraſſekuranz-⸗Geſellſchaft in Weſel“ auf die 
„Nord⸗Deutſche Verſicherungs⸗Geſellſchaft“ in Hamburg, geben Ver⸗ 
anlaſſung, darauf hinzuwirken, daß möglichſt der Weg der im Ge⸗ 
ſetz vorgeſehenen Fuſion (mit oder ohne Liquidation) gewählt 
wird. Es wird immerhin etwas eigentümlich empfunden werden, 
wenn es im haufmänniſchen Leben einer Geſellſchaft geſtattet 
wird, lediglich ihre Aktiven zu übertragen, ohne für vollſtändigen 
Eintritt in die Paſſiven zu ſorgen. Derjenige, der nur den guten 
Tropfen abführen will, muß denn auch ſeinerſeits mit dem böſen 
Tropfen des Rücktritts rechnen. Die übernehmende Geſellſchaft 
kann ſich vor einem ſolchen nur durch Eintritt in die Verbindlich⸗ 


keiten ſchützen. 
Dr. Ernſt Durſt, Berlin. 
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Deutſcher Verein für den Schutz des gewerblichen 
Eigentums. 
(Berlin, 19. Sept. 1929.) 

RA. Dr. Hans Kirchberger, Leipzig: „Das Wett- 
bewerbsrecht der Gleichnamigen unter Berückſich⸗ 
tigung ausländiſchen Rechts“ ). 

Ausgehend von der Malzmann⸗Entſch.?) leitet der Vor⸗ 
tragende aus der neueren Rſpr. des RG. folgende Norm ab: 

„Wird eine Firma durch Aufnahme eines Familiennamens 
zu Verwechſlungen mit einer älteren Firma geeignet, dann iſt die 
Aufnahme des Namens, ſelbſt wenn ſie geſetzlich berechtigt iſt, 
unzuläſſig, ſofern die Firma auch auf andere Weiſe gebildet 
werden kann.“ 

Angeſichts der lebhaften Kontroverſe?), die durch die neuere 
Rſpr. ausgelöſt worden iſt, wird die Richtigkeit der Norm unter 
Berückſichtigung 

1. der Entſtehungsgeſchichte, 

2. der älteren Rechtſprechung, 

3. ausländiſchen Rechtes 
nachgeprüft. Der Vortragende gelangt zu dem Ergebnis, daß die 
Norm aus der neueren Rſpr. der Nachprüfung nicht ſtandhält; aus 
der Entſtehungsgeſchichte ergebe ſich, daß der Geſetzgeber nur 
äußerſt behutſam an die Beſchränkung des Namensrechtes heran⸗ 
getreten ſei, eine Entrechtung habe ihm ferngelegen. Bilde man 
505 der älteren Rſpr. die Norm, ſo würde ſie wie folgt zu lauten 
aben: 

„Die Benutzung des eigenen Namens als Firma oder die 
geſetzlich berechtigte Verwendung von Familiennamen zur Firmen⸗ 
bildung kann trotz der hierdurch entſtehenden Verwechſelungs⸗ 
fähigkeit mit dem Namen oder der Firma eines früher Be⸗ 
rechtigten nicht ſchlechthin verboten werden.“ 

Zu dieſer Formulierung müſſe ſich die neuere Rſpr. zurück- 
finden. Das folge auch aus der Rechtsvergleichung. Von dem Aus⸗ 
landsrecht wird das Recht der Schweiz, Oſterreich, der Tſchecho⸗ 
flowakei und Ungarn in den Grundzügen behandelt. Beſonders ein⸗ 
gehend beſchäftigt ſich der Vortragende mit dem engliſchen und 
franzöſiſchen Recht. Nach ſeiner Anſicht ſind gerade dieſe beiden 
Rechtsgebiete von beſonderer Beachtung, weil die neuere Rſpr. zu 
verſchiedenen Ergebniſſen komme, je nachdem der Familienname 
den gewillkürten oder notwendigen Firmenbeſtandteil bilde; würde 
der Gegenſatz zwiſchen gewillkürter und notwendiger Benutzung 
des Familiennamens das ausſchlaggebende Kriterium bilden, dann 
müßte die engliſche Rſpr. in allen Fällen, die franzöſiſche Rſpr. 
in faſt allen Fällen die Verwendung des verwechſlungsfähigen 
Familiennamens ſchlechthin verbieten. Denn in England herrſche 
vollkommene Willkür in der Namenswahl; das gleiche gelte in 
Frankreich, mit Ausnahme der für beſtimmte Geſellſchaften in 
Betracht kommenden Geſellſchaftsfirma (raison sociale); trotzdem 
aber werde weder in England noch in Frankreich der Konflikt 
zwiſchen Gleichnamigen dahin gelöſt, daß dem jüngeren Namen⸗ 
träger die Verwendung des Familiennamens ſchlechthin unterſagt 
würde. Dieſer Grundſatz gilt nach den Ausführungen des Vor⸗ 
tragenden namentlich in Frankreich auch dann, wenn der Namen⸗ 
träger die Gleichnamigkeit dazu benutzt, den bekannten Namen 
einer älteren Firma „auszuſchlachten“ ). Zum Beleg hierfür wird 


1) Die erweiterte Wiedergabe des Vortrages iſt in Gewgtsch. 
1929, 1081 f. enthalten. 

2) Vgl. JW. 1925, 1289. 

3) Der Meinungskampf iſt zuerſt in der JW. eröffnet worden; 
vgl. JW. 1925, 2106; 1926, 1420 ff.; 1928, 321; vgl. im übrigen 
die Zuſammenſtellung: GewRSch. 1929, 1094 Anm. 27. 

) Vgl. Breit: JW. 1928, 325. 


insbeſ. der Fall Nicolas Erard aus Mülhauſen erörtert. Trotz 
der Abſicht, unlauteren Wettbewerb zu betreiben, hat der Kaſſa⸗ 
tionshof dem Bekl. das Recht nicht abgeſprochen, unter feinem 
Namen den Handel auszuüben; dieſes Recht ſei unbeſtreitbar, ſo⸗ 
lange jemand wirklich und perſönlich einen Handel oder eine In⸗ 


Association littéraire ei artistique internationale. 
Deutſche Landesgruppe. 
(Mitgliederverſammlung vom 10. Mai 1929) 


IR. Dr. B. Marwitz, Berlin: Erzeuger, Vermittler, 
Verbraucher geiſtiger Erzeugniſſe. 

Der Vortragende ging davon aus, daß entgegen der wirtſchaft⸗ 
lich gerichteten Tendenz unſerer Zeit der Kulturwert geiſtiger Er⸗ 
zeugniſſe unter allen Umſtänden gewahrt werden müſſe. Die Not» 
wendigkeit dieſer Aufgabe begründet er mit dem immer ftärker 
anwachſenden Einfluſſe der Verbraucher und dem umſichgreifenden 
Einfluſſe der Technik. Insbeſ. lehnte er die Zuſtändigkeit des 
Reichswirtſchaftsrats zur Befaſſung mit den Fragen des geiſtigen 
Urheberrechts ab; wenn auch die RVerf. das Urheberrecht lediglich 
in dem Abſchnitte über das Wirtſchaftsleben behandele, ſo ſei doch 
der Reichswirtſchaftsrat, die höchſte Spitze der Arbeiter- und An⸗ 
geſtelltenräte, infolge ſeiner Zuſammenſetzung nicht die geeignete 
Inſtanz, die den Kulturaufgaben dienenden Belange der Erzeuger 
und Vermittler zu ſchützen. Die Beſtellung eines Reichskommiſſars 
ſei nicht geeignet, den vorhandenen und zu befürchtenden Miß⸗ 
ſtänden zu ſteuern, da er notwendig politiſchen und damit über⸗ 
wiegend wirtſchaftlichen Einflüſſen unterliegen müſſe. Desgleichen 
ſeien die beſtehenden Erzeuger- und Vermittlerorganiſationen der 
Aufgabe nicht gewachſen; da ſie vorwiegend für die wirtſchaftlichen 
Intereſſen ihrer notleidenden Mitglieder ſich einſetzen müßten. 
Dagegen ſeien die Preuß. Akademie der Wiſſenſchaften ſowie die 
Lehrer der Univerſitäten und anderer Hochſchulen dazu berufen, den 
Schutz geiſtiger Erzeugniſſe unter dem Geſichtspunkt ihres Kultur⸗ 
wertes und damit ihres Wertes für das Beſtehen eines Volkes 
überhaupt zu übernehmen. 

Der Entwickelung der Technik könne nicht entgegengewirkt 
werden; wohl aber ſei zu verlangen, daß ſie durch Geſetzgebung und 
Rſpr. nicht noch gefährdet werden. Der Redner wandte ſich ent⸗ 
ſchieden gegen die beſtehende Zwangslizenz zugunſten der Schall⸗ 
platteninduſtrie und verlangte die Abänderung der Beſtimmung, 
daß jeder mit im Verkehr befindlichen Schallplatten und Noten⸗ 
rollen öffentliche Aufführungen veranſtalten könne. Er erinnerte 
darin, daß nach dem Lit UrhG. von 1870 muſikaliſche Aufführungen 
erſchienener Werke mangels eines Vorbehalts auf den Noten er⸗ 
laubt geweſen ſei, das Lit UrhG. von 1901 dieſe Erlaubnis aber 


5) Ob das Urt. des RG. v. 25. Juni 1929 (unten S. 3075) 
einen Wendepunkt der neueren Rſpr. bedeutet, bleibt abzuwarten. 


58. Jahrg. 1929 Heft 44] 


aufgehoben habe. Er gab der Hoffnung Ausdruck, daß die Geſetz⸗ 
gebung bezüglich der Schallplattenkonzerte denſelben Weg gehen 
werde. 

Auch die Verleihung des originären Urheberrechts an juriſtiſche 
Perſonen ſei grundſätzlich abzulehnen; ſie würde lediglich den wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſen dienen und die kulturellen in den Hinter⸗ 
grund drängen. Das an ſich begründete Verlangen der Induſtrie, 
bei der Herſtellung und Ausnutzung koſtſpieliger Schöpfungen gegen 
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die Gefahren ſichergeſtellt zu werden, die jeder Vertragsſchluß in 
ſich berge, kann durch eine geſetzliche Beſtimmung erfüllt werden, 
nach der die Urheberrechte aller an ſolcher Schöpfung Mit⸗ 
wirkenden als an den Unternehmer übergegangen zu gelten hätten, 
ſoweit nichts anderes vereinbart ſei. 

Bemerkenswert iſt, daß bei der ſehr lebhaften und intereſſanten 
Ausſprache wiederum von ſeiten der Intereſſenten wie ihrer Vertreter 
die Unerträglichkeit der heutigen Rechtsunſicherheit betont wurde. 


Schrifttum. 


Dr. Adolf Baumbach: Kommentar zum Wettbewerbsrecht. 
(Wetlbewerbsgeſetz und wettbewerbsrechtliche Vorſchriften des 
WZG, BGB. und HGB.). Unter beſonderer Berückſichtigung 
des franzöſiſchen, engliſchen, amerikaniſchen, ſchweizeriſchen, 
öſterreichiſchen und tſchechoſlowakiſchen Rechts. Berlin 1929. 
Olto Liebmann. XII und 585 S. Geh. 26 ., geb. 29 &. 


Das deutſche Wettbewerbsrecht ift bisher lediglich kaſuiſtiſch 
behandelt worden. Es fehlte ſeit den ſchon weiter zurückliegenden 
Arbeiten von Kohler und Lobe an jeder wiſſenſchaftlichen, 
d. h. ſyſtematiſchen Bearbeitung. 

Der einzige größere Kommentar, den es bis vor kurzem 
gab, vertrat eine reine Gefühlsjurisprudenz und gab daher im 
weſentlichen eine bloße Aneinanderreihung von Entſcheidungen. 

Dieſer Mangel einer ſyſtematiſchen Verarbeitung des immer 
mehr anſchwellenden Stoffes zeigte ſich in verſchiedenen Richtungen: 

Zunächſt in der Frage nach dem Weſen des zu ſchützenden 
Rechtsgutes. Kohler und Lobe hatten angenommen, daß dieſes 
Gut die Perſönlichkeit in ihrer wirtſchaftlichen Betätigung 
195 f. Satz, der ſeitdem nicht mehr ernſtlich nachgeprüft wor⸗ 
en iſt. 

Und zwar nicht nur nicht in bezug auf ſeine rechtliche Be⸗ 
gründung, ſondern auch nicht in bezug auf ſeine wirtſchaftliche 
Tragweite. Schrifttum und Rſpr. ſchienen völlig zu überſehen, daß 
das UnlWG. ein Geſetz zur Regelung des Wirtſchaftslebens 
iſt. Wir finden in dem obenerwähnten Kommentar kein Wort 
darüber, welche Bedeutung das Wirtſchaftsethos des Kapitalismus 
für die Grundſätze des Wettbewerbsrechts hat, noch die Frage auch 
nur aufgeworfen, geſchweige beantwortet, ob die Strukturwand⸗ 
lungen unſerer Wirtſchaft ſeit dem Kriege auf die Rechtsanwen⸗ 
dung dieſes Gebietes irgendeinen Einfluß (und welchen?) ausüben 
müfjen. Infolge dieſes Verſagens der Wiſſenſchaft verſagt hier 
auch oft genug die Rſpr. 

Verhängnisvoller iſt der gerügte Mangel in einer zweiten 
Richtung, nämlich in der Richtung der Gewinnung feſter Nor⸗ 
men auf dem Gebiet des Wettbewerbsrechts. Ohne ſolche Normen 
muß die immer ſteigende Zahl der Entſch. eine regelloſe Maſſe 
bleiben, durch welche die an der Rechtsordnung intereſſierlen 
Einzelwirtſchaften immer weniger hindurchfinden, wie auch die 
unteren Gerichte hier immer weniger leitende Richtlinien ſehen 
können. Sehr zutreffend hat Pinzger dieſe bisher das Wett⸗ 
bewerbsrecht beherrſchende Einſtellung als „das Syſtem der Syjtem- 
loſigkeit“ bezeichnet (Mitt. 29, 134). 

Die Einſicht, daß die in der Apr. des RG. immer wieder⸗ 
kehrende Formel von der „Unzuläſſigkeit der Ausnutzung fremder 
mit Mühe und Koſten errungener Arbeitsergebniſſe“ keine brauch⸗ 
bare Norm darſtellt, hat glücklicherweiſe in letzter Zeit mehr und 
mehr an Boden gewonnen. Auch in der Literatur hat ſich ein Um⸗ 
ſchwung vollzogen. Zögernd noch in dem voriges Jahr erſchienenen 
Kommentar von Carl Becher, mit erfreulicher Entſchiedenheit 
in dem jetzt vorliegenden Kommentar von Baumbach. 

Baumbach iſt der Juriſtenwelt durch ſeine Kommentare zu 
den Prozeßgeſetzen, insbeſ. zur ZRO., ſeit vielen Jahren rühmlich 
bekannt. Seine Fähigkeit zu klarer Hervorhebung der leitenden 
Gedanken, zu knapper und treffender Formulierung der Rechts⸗ 
grundſätze ließen ihn beſonders berufen erſcheinen, mit dem „Syſtem 
der Syſtemloſigkeit“ ein für allemal aufzuräumen. 

Die Arbeit, die hier zu leiſten war, kann in ihrer Größe nicht 
überſchätzt werden. Bei der Beurteilung des Werkes iſt deshalb 
immer feſtzuhalten, daß es ſich hier um eine Erſtbearbeitung 
unter normativen Geſichtspunkten handelt, daß Vorarbeiten für 
Einzelfragen nur ſpärlich vorhanden ſind und daß daher nicht 
ſofort eine vollkommene Löſung der ſchweren Aufgabe erwartet 
werden kann. Wie ſchwer, zeigt ein Blick auf die ungefähr gleich⸗ 
zeitig erſchienene, ſcharfſinnige Arbeit von Ulmer, „Waren- 
zeichen und unlauterer Wettbewerb“, die aber von der Notwendig⸗ 
keit von differenzierten Normen für das Wettbewerbsrecht noch 
nichts weiß und daher durchgehend von der Norm vom „kon⸗ 
fundierenden unlauteren Wettbewerb“ ſpricht, als ob es überhaupt 
eine ſolche Norm, und nur eine ſolche gäbe. 

Der Kommentar von Baumbach behandelt das ganze 


Gebiet des Wettbewerbsrechts einſchließlich des Warenzeichen-, 
Namens⸗ und Firmenrechts. Ob er ein Kommentar im ſtrengen 
Sinne iſt, mag zweifelhaft ſein; jedenfalls hat er es verſtanden, 
die ſyſtematiſche Anordnung mit der Kommentarform zu ver⸗ 
einigen, indem er das ganze Gebiet in eine geordnete Reihe von 
Abſchnitten teilt, unter die er die einzelnen Paragraphen des 
UnlWG., des BGB., des HGB. und Wbz;G. unterbringt, um fie 
dann einzeln zu erläutern. Ein eingehendes Sachregiſter unter⸗ 
ſtützt die Überficht, die zunächſt ſchon durch das Inhaltsverzeichnis 
gegeben wird. Ferner iſt jedem einzelnen Geſetzesparagraphen eine 
eigene Inhaltsangabe vorangeſtellt. 

Als erſter Teil werden die „Allgemeinen Grundlagen“ be⸗ 
handelt, wozu ergänzend zum Schluß (als achter Teil) eine 
„ſyſtematiſche Überſicht der Wettbewerbsverſtöße“ gegeben wird. 
Ob dieſe Zerreißung glücklich iſt, darf bezweifelt werden; beſſer 
wäre es wohl, dieſe ſyſtematiſche Überſicht in die Erläuterungen 
zu 81 Unl WG. hineinzuarbeiten. 

Gegenüber dieſer vollen Anerkennung des Ganzen bedeutet 
es nichts, daß einzelne Ausführungen zu Bedenken Anlaß geben. 

So die Ausführungen, in denen Baumbach ſich gegen das 
bisherige Dogma wendet, das vom Wettbewerbsrecht geſchützte 
Rechtsgut ſei die „Perſönlichkeit“ in ihrer wirtſchaftlichen Be— 
tätigung, während Baumbach als dieſes Gut den „Gewerbe— 
betrieb“ anſieht. 

Der Kern dieſer Darlegungen iſt zweifellos richtig. Aber im 
einzelnen dürften ſie nicht haltbar ſein. Daß zu den Perſönlich⸗ 
keitsrechten namentlich „die ſog. Menſchenrechte“ gehörten, wie 
Baumbach meint (S. 126), iſt ſchwerlich zutreffend, wie denn 
überhaupt die Sätze der Verfaſſung grundſätzlich keine eigentliche 
techniſche Bedeutung für die einzelnen rechtlichen Sondergebiete 
haben (vgl. M. Wolff, Feſtg. für Kahl, 4, 6). Nur dieſe 
Identifizierung von „Grundrechten“ und „Perſönlichkeitsrechten“ 
veranlaßt Baumbach auch zu dem ſicherlich unrichtigen Satze 
(S. 133), daß zum Schutze von Perſönlichkeitsrechten niemals eine 
Negatoria gegeben ſei. 

Mit Recht kämpft Baumbach gegen die aus der Ver⸗ 
wendung von 8 1 UnlWG. als Norm ſich ergebende, ausgedehnte 
Verwendung des Begriffes der Sittenwidrigkeit in der 
Rſpr. des RG. (S. VII, 159, 172 ff.). Er will dieſem übelſtand 
damit begegnen, daß er einen Oberbegriff des „unlauteren Wett⸗ 
bewerbs“ annimmt (S. 118), unter dem er zwei Gruppen unter⸗ 
ſcheidet: den „unlauteren“ (ſubjektiv rechtswidrigen) und den „ob⸗ 
jektiv rechtswidrigen“ Wettbewerb. Als Normen für die Abwehr 
gegen den „objektiv rechtswidrigen“ Wettbewerb verwendet Bau m⸗ 
bach 8 1004 i. Verb. m. § 823 BGB. (S. 132, 158, 173). In⸗ 
deſſen ſind beide keine Normen im eigentlichen Sinne, denn es 
fehlt jede begriffliche Feſtlegung des Tatbeſtandes, wann eine 
Handlung des Wettbewerbes „objektiv rechtswidrig“ iſt. Solche 
Normen müſſen erſt durch die Rſpr. (und die Forſchung) heraus⸗ 
gearbeitet werden, ähnlich wie dies in Frankreich für Art. 1382 
c. o. geſchehen iſt. Auch Art. 1382 enthält keine Norm i. e. ©. 
Das was Baumbach für 8 1 UnlWG. fordert (S. 178), gilt 
genau jo für 8 823 BGB. 

Nicht ganz zu ihrem Recht kommt bei Baumbach die wirt⸗ 
ſchaftliche Betrachtung. Zwar hat er ein ſehr treffſicheres Empfinden 
für die Forderungen der wirtſchaftlichen Vernunft und findet 
daher z. B. gegen die Entſch. des RG. im Falle „Wagner“ (MuW. 
1926, 45) ſcharfe Worte (S. 324). Aber eine zuſammenhängende 
Behandlung der wirtſchaftlichen Ziele des Wettbewerbsrechts und 
ſeiner Beeinfluſſung durch die Strukturwandlungen der Wirtſchaft 
fehlt auch bei ihm. 

Daher geht er auch auf die Fragen des Kartellrechts, die 
zu dem großen Gebiet des Wettbewerbsrechts gehören, gar nicht 
ein (abgeſehen von einer ganz flüchtigen Bemerkung über die 
Submiſſionskartelle, S. 537), obwohl doch hier eine wichtige Er⸗ 
gänzung des UnlWG. vorliegt; es iſt kein Zufall, daß in den 
Vereinigten Staaten das Wettbewerbsrecht zum erheblichen Teil 
in den Entſch. der Federal Trade Commission behandelt wird. 

Rühmend ſoll endlich noch hervorgehoben werden, daß Baum- 
bach auch zu allen Fragen das ausländiſche Recht und die aus⸗ 
ländiſche Rſpr. heranzieht. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dies nur 
im Sinne einer oberflächlichen Orientierung geſchehen kann. Eine 
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wirklich eingehende Darſtellung des ausländischen Rechts würde 
den Rahmen des Buches ſprengen. 

Es beſteht für mich kein Zweifel daran, daß der Baum⸗ 
bach ſche Kommentar ſich ſehr bald eine führende Stellung in der 
Praxis des Wettbewerbsrechts erobern wird. Iſt er doch in der 
kurzen Zeit ſeit ſeinem Erſcheinen bereits vielfach von Gerichten und 
Anwälten benutzt und angeführt worden. Für die zweite Auflage 
ſollen die hier geäußerten Bedenken als Wünſche vorgetragen werden. 


RA. Prof. Dr. Hermann Iſay, Berlin. 


Der Lizenzvertrag erläutert an Beiſpielen aus der Rechts⸗ 
praxis von Patentanwalt Dr. Hans Sederich. Neunte 
veränderte Auflage. Charlottenburg 1929. Friedrich Huths 
Verlag. 

Die vorliegende Schrift erhebt keinen Anſpruch auf wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bewertung, vielmehr will ſie durch Beiſpiele aus der 
Rſpr. der Praxis dienen. Auf S. 60 f. der Schrift werden Hin⸗ 
weiſe gegeben, worauf man bei Abfaſſung von Lizenzverträgen achten 
ſoll. Im übrigen wird man das Büchlein nur mit Vorſicht be⸗ 
nutzen dürfen. 

RA. Dr. Julius L. Seligſohn, Berlin. 


Dr. jur. Eugen Ulmer, Privatdozent an der Univerſität 
Tübingen: Warenzeichen und unlauterer Wettbewerb 
in ihrer Fortbildung durch die Rechtſprechung. (Rechts⸗ 
vergleichende Abhandlungen, herausgegeben von Heinrich 
Titze und Martin Wolff, Heft V.) Berlin 1929. Julius 
Springer. 120 S. Preis 10,50 . 


Das Verhältnis zwiſchen der durch das WbzG. und der durch 
das UnlWG. geregelten Materie iſt eine der anregendſten Sonderfragen 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsſchutzes. Die Frage iſt, wie der 
Verf. dieſer leſenswerten Schrift zeigt, auch keineswegs allein dem 
deutſchen Rechte eigen, vielmehr iſt es dem franzöſiſchen und eng⸗ 
liſchen Recht auf Grund der größeren Nichierfreiheit, die in jenen 
Ländern für Fragen des gewerblichen Rechtſchutzes vorhanden iſt, ge⸗ 
lungen, in mancher Hinſicht das Verhältnis dieſer beiden Sonder⸗ 
diſziplinen klarer aufzuzeigen als bei uns, wo die große und gedanken⸗ 
reiche Pionierarbeit des RG. neben vielfacher Anerkennung auch ſtarke 
Kritik erfahren hat. Aber wenn Ulmer ſchon auf den erſten Seiten 
ſeiner Schrift davon ſpricht, daß der Kampf gegen die reichsgerichtliche 
Rſpr. unter einheitlicher Flagge geführt werde und daß bei der 
Prüfung der vom RG. entwickelten Normen ſich die Unmöglichkeit 
einheitlicher Beurteilung erweiſe, ſo ſind dieſe beiden Behauptungen 
nicht zutreffend; jene einheitliche Flagge ſei die Sorge vor der Rechts⸗ 
unſicherheit, und die einheitliche Beurteilung werde durch das Gegen⸗ 
einanderſtehen von Individualintereſſe und Allgemeinintereſſe un⸗ 
möglich gemacht. Das ſind ſehr allgemeine „Flaggen“, die nicht zeigen, 
was die Gegner der Rſpr. des 2. ZivSen. (Goldbaum, Iſay, 
Magnus, Reichel) eigentlich an markanten Gedanken ins Feld 
führen und was ihnen entgegengehalten wurde (moſenthal u. a.). 
Es handelt ſich um die Erkenntnis und die verſuchte Umſchreibung des 
Momentes der Sittenwidrigkeit im Wettbewerb, die bei allen 
Schwierigkeiten und erklärlichen Schwankungen der Anwendung dieſes 
vom Geſetz gegebenen Momentes doch einen ganz erheblichen 
Fortſchritt in der Würdigung des Wettbewerbsrechts darſtellt. Erſt 
von dieſer Klärung des Wettbewerbsrechts aus war die immer deut⸗ 
licher werdende Eingliederung des — mehr oder weniger formalen — 
Warenzeichenrechts in das wettbewerbliche „Syſtem“ möglich. Daß auf 
ſolche Weiſe für den einzelnen Fall oft genug das „formale“ Waren⸗ 
zeichenrecht in Konflikt mit dem „materiellen“ Wettbewerbsrecht 
kommen mußte, war vorauszuſehen. 

Der Erkennung dieſer Grenzgebiete und dieſes Ineinander⸗ 
greifens dient die vorliegende Schrift. Sie geht von der „Werbe⸗ 
kraft des Unternehmens als einem geſchützten Wert“ (S. 4 ff.) aus 
und zeigt da eine gewiſſe Ahnung von der in dieſen Dingen ſteckenden 
Dynamik, freilich nicht genug, um daraus einen hinreichenden Auf⸗ 
trieb für die Löſung dieſer ſchwierigen Fragen zu gewinnen. Eine 
Lektüre von H. Fehrs Aufſatz „Unternehmen“ im Handw. d. Rechts⸗ 
wiſſ. wäre dem Verf. nützlich geweſen. Und wenn auch ein gewiſſes 
Verſtändnis für die Dynamik vorhanden iſt, ſo vermißt man leider 
ganz die kauſale Stärkung dieſer Erkenntnis, das „Woher“ und 
„Warum“ der Wirkungen. Es wird dauernd von dem „konfundieren⸗ 
den unlauteren Wettbewerb“ geſprochen, ohne daß es mir klar ge⸗ 
worden iſt, was für ein neuer Begriff des unlauteren Wettbewerbs in 
dieſem „Konfundierenden“ ſteckt. Wenn der Verf. die Bedeutung und 
Stärke der Regiſtereintragung gegenüber entgegenſtehenden wett⸗ 
bewerblichen Tatſachen auseinanderſetzt, ſo hat er da gute und treffende 
Prägungen; fo iſt, was er (z. B. S. 72) ſagt, daß die Regiſterein⸗ 
tragung die Wirkung der Rechtsbegründung im wettbewerbsrechtlich 
freien Raum habe und hier zunächſt einen künſtlichen Wirkungs⸗ 
kreis ſchaffe, klärend, wie dies auch von manchen anderen Aus⸗ 
führungen in dem Buch (S. 29, 53, 87, 101) geſagt werden muß; aber 
raſch wechſelt Beifallswürdiges mit falſch Geſehenem und mit Prä⸗ 
gungen, die ftark theoretiſch und tatſachenfremd anmuten. Das 
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kommt daher, weil der Verf. das dynamiſche Denken, das in dieſen 
Dingen das einzig Förderliche iſt, zu früh aufgibt und ſeine Methodik 
ſchon bei dem Begriff des wettbewerblichen „Beſitzſtandes“ auf⸗ 
hören läßt. Das iſt ein ſtatiſcher Begriff; zu ſtatiſch für die fließende 
Lebendigkeit dieſer realen Dinge im Wettbewerbsrecht. Der Beſitzſtand 
kann warenzeichenrechtlich und kann teilweiſe wettbewerbsrechtlich 
rechtsbildend jein; aber, wenn wir das Moment der Sittenwidrig⸗ 
keit und der Unlauterkeit zu berückſichtigen haben, ſo müßte ſich 
Ulmer ſagen, daß dafür der Beſitzſtand nicht der Weisheit letzter 
Schluß ſein kann. Vielmehr kommt es — ſelbſt bei anerkanntem 
„Beſitzſtand“ eines „durchgeſetzten“ Zeichens gegen ein Vorratszeichen 
oder eines geführten Namens, eines Defenſivzeichens gegen einen 
Firmennamen uſw. — auf die Kauſalität dieſes Beſitzſtandes 
nach wie vor in hohem Maße an. Sonſt muß es dem Beurteiler wie 
hier dem Verf. dieſer Schrift ergehen, daß er ſich im Kreiſe herum⸗ 
bewegt und nicht ſieht, daß ſeine Arena von der Umwelt der Wirklich⸗ 
keit durch eine Mauer abgegrenzt iſt, an die er dauernd anſtößt, ohne 
den Ausgang zu finden. Und dabei wäre es nicht nötig geweſen, daß 
ihm dieſer Ausweg verſchloſſen blieb: die Kauſalität, die in Zweifels⸗ 
fällen den Beſitzſtand erſt rechtlich unanfechtbar macht, liegt in dem 
Wahrheitsmoment, wie es nicht nur durch SS 1, 3, 16 uſw. 
UnlWG., ſondern namentlich auch durch 8 13 WzG. gegeben iſt, und 
die Bedeutung dieſes Wahrheitsmomentes für die Löſung wettbewerbs- 
rechtlicher und warenzeichenrechtlicher Streitpunkte iſt in meinen 
Büchern „Urheber⸗ und Erfinder⸗, Warenzeichen- und Wettbewerbs⸗ 
recht“ (vgl. insbeſ. S. 31 ff., 397 ff., 424 ff., 431 ff.) und Pinner⸗ 
Elſter, UnlWGͤKomm. (insbeſ. S. 45, 59, 79, 169 ff.) jo in den 
Mittelpunkt der Erörterung gerückt worden, daß der Verf. daran wohl 
nicht vorübergehen durfte. Wenn meine Beantwortung ihm falſch 
ſchien, ſo wäre es intereſſant geweſen, wenn er an deren Stelle eine 
beſſere geſetzt hätte, aber völlig zu überſehen war das ſchon um des⸗ 
willen nicht, weil die Grenze, bis zu welcher Ulmer feine Dar- 
legungen führt, die kauſale Frage geradezu aufdrängt. Denn dieſes 
Wahrheitsmoment hat für die Unterſuchung ſtrittiger Punkte des 
Wettbewerbs überdies den Vorzug, daß es ſich nicht auf Rechts- 
gefühl und Anſtands gefühl ſtützt, ſondern, wenn auch z. T. auf 
„moraliſchen“ Boden, ſich doch als ein Reales nachweiſen läßt. 
Von anderen Arbeiten, die zu berückſichtigen geweſen wären, z. B. in 
JurRdſch. 1928, 54, ferner Queck⸗Gülland, will ich nicht weiter 
reden. Wenn der Verf. von der Priorität handelt, ſo müßte er 
in dieſem Zuſammenhange dem Weſen und den Gründen der 
Priorität in den möglichen Einzelfällen nachgehen. Insbeſ. konnte ihm 
auch das engliſche Recht, das er mehrfach ſehr verſtändnisvoll darlegt 
— wie überhaupt die rechtsvergleichende Betrachtung — Anlaß geben, 
auf die tieferen Gründe eines rechtlich beachtenswerten wettbewerb⸗ 
lichen Beſitzſtandes gegenüber einem weniger beachtenswerten einzu⸗ 
gehen und den wahren Grund zu ſuchen (vgl. S. 53/54 die treffliche 
Analyſe des engliſchen Rechts und die kurze Behandlung des 
ſchwierigen Problems der „Überſpannung der Monopolbildung“). An- 
ſätze zu der richtigen Erkenntnis tauchen auch S. 69 und 100 
(ſchöpferiſcher Akt als Grundlage der Priorität und Bedeutung des 
813 W656.) auf, aber werden ohne die notwendigen letzten 
Konſequenzen wieder verlaſſen. Es iſt ſchade, daß der Verf, auf halbem 
Wege — oder ſagen wir freundlicher: vor dem letzten Viertel des 
Weges — ſtehen blieb, wo er doch mit vielem Bemühen und teilweiſe 
gutem Einblick in die Probleme eben auf dem Wege war, mit 
theoretiſcher Fundierung hier einer ſchwierigen Frage der Praxis und 
ihrer höchſtrichterlichen Behandlung zu Hilfe zu kommen. So aber 
bleibt die Hilfe aus. Man lernt wohl allerlei, namentlich über wichtige 
Dinge aus dem ausländiſchen Recht, aus dieſem Buch, aber leider nicht 
die tragfähigen Gedanken einer Löſung der in dieſer Hinſicht wohl 
immer praktiſcher werdenden Rechtsfragen. 
Dr. Alexander Elſter, Berlin⸗Friedenau. 


Friß Heßler: Zugaben und unlauterer Wettbewerb. 
Halle a. S. 1929. Verlag von Wilhelm Knapp. Preis 


1,80 . 

Vor wenigen Monaten hat ſich der Deutſche Verein für den 
Schutz des gewerblichen Eigentums in einer Eingabe betr. das Zu⸗ 
gabeunweſen an das RIM. gewandt und zum Ausdruck gebracht, 
daß eine Schaffung beſonderer geſetzlicher Beſtimmungen zur Be⸗ 
kämpfung des Zugabeunweſens nicht erforderlich ſei, da 8 1 Unl⸗ 
WG. als geeignete Rechtsgrundlage erſcheine, um ſtörenden Aus⸗ 
wüchſen des Zugabeunweſens zu begegnen, da erſcheint Heßlers 
Büchlein, um in dieſem Kampf auf der Grundlage des § 1 der 
Lauterkeit im Wirtſchaftsleben eine Stütze zu ſein. Auch Heßler 
teilt mit Recht den Standpunkt des Deutſchen Vereins und gibt 
in einer ſowohl für den Juriſten wie für den Nichtjuriſten ge⸗ 
eigneten Darſtellungsart unter Angabe von Rſpr. und Schrifttum 
einen guten Führer, in dem er an den bisher vertretenen Auf⸗ 
faſſungen eine Kritik übt, die weder nach der einen noch der an⸗ 
deren Richtung über das Ziel ſchießt. Soweit ich ſehe, iſt keine 
irgendwie bedeutſame Ausführung im Schrifttum unberüchſichtigt 
geblieben. 

Nachdem Heßler ſich bemüht, den Begriff der Zugabe zu 
beſtimmen, behandelt er die Zugabe in ihrer wirtſchaftlichen Be⸗ 


58. Jahrg. 1929 Heft 44] 


deutung ſowie als unlautere Wettbewerbshandlung und ſchließt 
mit einer Prüfung der Notwendigkeit geſetzlicher Regelung und 
einem Überblick über die geſetzliche Regelung des Zugabeweſens 
in einigen Staaten des Deutſchland benachbarten Auslandes. 

Zutreffend weiſt Heßler (S. 29 Fußnote 11) darauf hin, 
daß faſt alle Kommentakoren in der Gewährung von Zugaben erſt 
dann einen Verſtoß gegen 8 1 UnlWG. erblicken, wenn dadurch der 
Käufer irregeführt wird, wenn alſo gleichzeitig 8 3 Unl WG. ver⸗ 
letzt iſt, während die Sittenwidrigkeik auch dann anzunehmen iſt, 
wenn das Publikum nicht durch Eigenſchaften der Ware oder der 
gewerblichen Leiſtung, ſondern durch Umſtände angelockt wird, 
die mit dem kaufmänniſchen Unternehmen nicht in ſachlicher Ver⸗ 
bindung ſtehen (ſo auch Callmann, Der unlautere Wettbewerb, 
§ 1 Anm. 76). Nicht weit genug geht allerdings Heßler in der 
Verurteilung verſchleierter Rabatte (ſ. S. 15). Rabatte in Form 
von betriebsfremden Gegenſtänden ſind doch wohl immer un⸗ 
lautere Zugaben. Zutreffend iſt Heßlers Auffaſſung, daß die 
Abonnenten⸗ und Zeitungsverſicherung eine unzuläſſige Zugabe iſt, 
ſo daß Hagen: JW. 1929, 2074 darin nicht zugeſtimmt werden 
kann, daß dieſe Verſicherungsart ſich „zu dem ihr gebſthrenden 
Platze durchgekämpft“ hat. Derſelben rechtlichen Beurteilung unter⸗ 
liegen auch, was nebenbei bemerkt ſei, die von manchen Zeitungs⸗ 
unternehmen gewährten Zugaben unentgeltlicher Rechtsberatung 
(auch in Form von „Briefkäſten“), die auch dann nicht zuläſſig 
wäre, wenn ſie ſich auf Anfragen bedürftiger Perſonen beſchränkte. 
Dies iſt aber in der Regel nicht einmal der Fall. 

Wer über das Zugabeweſen eine Unterweiſung ſucht, wie ſie 
in dieſer Ausführlichkeit keiner der großen Kommentare geben 
kann, der wird in dem Heßler ſchen Büchlein erſchöpfende Aus⸗ 


kunft finden 
RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 


Stephen P. Ladas: The International Protection of 
Trade Marks by the American Republies. (Harvard 
Studies in International Law, 1.) Cambridge 1929. 
Harvard University Press. (London, Humphrey Mil- 
ford, Oxford University Press.). 

Anlaß für das Erſcheinen des Buchs iſt die Konferenz der 
Warenzeichenſpezialiſten der amerikaniſchen Länder, die ant 
11. Febr. d. J. in Waſhington zuſammengetreten iſt, um in Aus⸗ 
führung des Beſchluſſes der VI. Internationalen Konferenz der 
amerikaniſchen Staaten (Havanna 1928) in weiteſtem Umfang das 
Problem des interamerikaniſchen (Inter-American) Schutzes der 
Warenzeichen zu ſtudieren. Der Verf. legt nach ausführlichen Be⸗ 
richten über die Geſchichte der „Pan American Conventions on 
Industrial Property“ und nach einer Schilderung der heutigen 
Intereſſen⸗ und Problemlagerung der Konferenz zwei Entwürfe 
vor; den einen für ein Abkommen über den Schutz von Waren⸗ 
zeichen, Handelsnamen und Herkunftsangaben und über die Unter⸗ 
drückung unlauteren Wettbewerbs; einen zweiten für eine Ver⸗ 
einbarung betr. die interamerikaniſche Regiſtrierung von Waren⸗ 
zeichen. Angefügt iſt endlich der Entwurf einer Entſchließung, die 
die Einführung eines Geſetzes zur Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs nach einheitlichem Muſter (model-law) empfiehlt. Im 
Anhang ſind die interamerikaniſchen Warenzeichenabkommen vom 
20. Aug. 1910 (geſchloſſen auf der IV. Internationalen Konferenz 
der amerikaniſchen Staaten zu Buenos Aires) und v. 28. April 
1929 (geſchloſſen auf der V. Internationalen Konferenz der ame⸗ 
rikaniſchen Staaten zu Santiago de Chile), ſowie der Pariſer 
Unionsvertrag und das Madrider Abk. betr. die internationale Re⸗ 
giſtrierung von Warenzeichen (beide in der Haager Faſſung von 
1925) wiedergegeben. 

Die Ausführungen des Verf. find über ihren nächſten Zweck 
hinaus von Bedeutung und auch für den europäiſchen Beurteiler 
bemerkenswert: 

Lehrreich iſt zunächſt der Bericht über die Ergebniſſe der bis⸗ 
herigen Verſuche interamerikaniſcher Regelung. Das Abk. von 
1923, das von Braſilien, Chile, der Domintkaniſchen Republik, 
Guatemala, Haiti, Kuba, Paraguay und den Vereinigten Staaten 
ratifiziert iſt, unterſcheidet ſich vom Pariſer Unionsvertrag weſent⸗ 
lich in zwei Richtungen. Einerſeits geht es in der Vereinheitlichungs⸗ 
tendenz über den Unionsvertrag hinaus. Wer im Gebiet der Ver⸗ 
tragsſtaaten ſeinen Wohnſitz oder ſeine gewerbliche Niederlaſſung 
hat, kann auf Grund des Eintrags in der Zeichenrolle eines der 
Vertragsſtaaten durch Vermittlung des zuſtändigen interamerika⸗ 
niſchen Büros um die Regiſtrierung in den übrigen Staaten nach⸗ 
ſuchen: Wird letztere verweigert wegen einer beſtehenden oder 
beantragten Eintragung, ſo hat er ein Recht auf Löſchung des Ein⸗ 
trags (bzw. Nichtberückſichtigung des vorgehenden Eintragungs⸗ 
antrags), wenn er in einem der Vertragsſtaaten vor dem Zeit⸗ 
punkt der Anmeldung des bekämpften Zeichens Rechtsſchutz für 
ſein Warenzeichen genoß. Für die Frage der Priorität gelten alſo, 
ſoweit fi} der Ankragſteller des Wegs über das zuſtändige inter⸗ 
amerikaniſche Büro bedient, die Vertragsſtaaten als einheitliches 
Gebiet: Das in einem der Teile zuerſt (ſei es mit, ſei es ohne Ein⸗ 
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tragung) entſtandene Recht genießt in allen Teilen Prioritäts⸗ 
vorrang. Der Grundſatz geht erheblich weiter als das entſprechende, 
dem Unionsvertrag zugrunde liegende Prinzip, das nur im Falle 
der Stellung eines Eintragungsantrags den Prioritätsvorrang auf 
die Vertragsſtaaten ausdehnt und auch in dieſer Ausdehnung zeit⸗ 
lich auf ſechs Monate beſchränkt. Andererſeits bleibt das inter⸗ 
amerikanifche Abk. hinter dem Unionsvertrag zurück: Die Be⸗ 
wohner der Vertragsftanten genießen keinerlei vertraglichen Schutz, 
falls fie ſich nicht der Vermittlung durch das interamerikaniſche 
Büro bedienen und, ſoweit letzteres geſchieht, ſind ſie zwar in der 
Behandlung der Prioritätsfrage bevorzugt, ohne vertraglichen Schutz 
aber gegenüber den einzelſtaatlichen Beſtimmungen über die ſon⸗ 
ſtigen Eintragungsvorausſetzungen bzw. hinderniffe: Es fehlt an 
einer Norm, die entſprechend dem Art. 6 des Unionsvertrags ab⸗ 
ſchließend die Gründe der Zurückweiſung feſtlegt. Auf Grund des 
interamerikaniſchen Abk. bleibt der Bewohner eines Vertrags⸗ 
ſtaats ſtets der Gefahr ausgeſetzt, wegen der gewählten Form oder 
des gewählten Wortlauts ſeines Warenzeichens da und dort auf 
Hinderniſſe zu ſtoßen. 

Die Reformbedürftigkeit des gegenwärtigen Rechtszuſtandes 
wird allgemein zugegeben. Sie findet ihren Ausdruck u. a. darin, 
daß bis heute von den beiden interamerikaniſchen Büros nur das 
für Nordamerika beſtimmte in Havanna, nicht aber auch das ſüd⸗ 
amerikaniſche in Rio de Janeiro geſchaffen wurde, und daß die In⸗ 
anſpruchnahme auch des erſteren Büros nur eine relativ gering⸗ 
fügige, und dazu in den letzten Jahren eine zurückgehende, war. 
Die VI. Internationale Konferenz der amerikaniſchen Staaten in 
Havanna erkannte, daß die bisherige Bearbeitung des weſentlich 
juriſtiſch⸗techniſch komplizierten Gegenſtandes auf diplomatiſchen 
Konferenzen zur Löſung der Schwierigkeiten nicht hinreichend ge⸗ 
eignet ſei und beſchloß daher die Beauftragung des zu Beginn ge⸗ 
nannten Sachverſtändigengremiums. 8 Ee 

Es iſt das Verdienſt des Verf., mit großer Klarheit die auf- 
tretenden Schwierigkeiten dargelegt zu haben: die Schwierigkeit 
liegt insbeſ. in der Verſchiedenheit der Warenzeichenſyſteme, die in 
den amerikaniſchen Staaten gelten: während für die Vereinigten 
Staaten und neben ihnen für Ekuador, Honduras, Kolumbia und 
Nikaragua der Schutz des erſten Gebrauchs des Zeichens grund⸗ 
legend iſt, legen Bolivien, Chile, die Dominikaniſche Republik, 
Guatemala, Haiti, Koſtarika, Kuba, Panama, Paraguay, Peru 
und Venezuela das entſcheidende Gewicht auf die Eintragung und 
für die Prioritätsfrage auf den Zeitpunkt der der Eintragung zu⸗ 
grunde liegenden Anmeldung; eine dritte Gruppe von Staaten end⸗ 
lich (Braſilien, Mexiko, Salvador und Uruguay) hat eine dem eng⸗ 
liſchen Recht nahekommende Regelung gewählt: Es wird ein Aus⸗ 
gleich der beiden extremen Syſteme verſucht, eine Syntheſe, die 
ihren Ausdruck u. a. in dem Grundſatz findet, daß eine gewiſſe 
Dauer unangefochtener Eintragung ein ſicheres Zeichenrecht be⸗ 
gründet. Es iſt dem Verf. ficherlich zuzugeben, daß bei dieſer 
Gegenſätzlichkeit das Prinzip des gegenwärtigen Abk. unbefriedigend 
mar und zu dem gefchilderten negativen Ergebnis führen mußte. 
Es führt u. a. dazu, daß ein Gewerbetreibender, der ſich in den 
Vereinigten Staaten eines Zeichens bedient, ohne auch nur dort 
die Eintragung beantragt zu haben, noch nach Jahrzehnten einem 
Gewerbetreibenden in Chile, der ein verwechflungsfähiges Zeichen 
kurze geit nach dem Nordamerikaner in Gebrauch nahm und ein⸗ 
tragen ließ, ohne von dem konkurrierenden Zeichen etwas wiſſen 
zu können, feinen Zeichengebrauch verbieten kann. 

Die neue Löſung ſucht der Verf. im Anſchluß an die Er⸗ 
gebniſſe der Pariſer Union, die ihrerſeits mit den entſprechenden 
Schwierigkeiten in Anſehung des Beſtehens der drei verſchiedenen 
Syſteme zu rechnen hatte, und die, wie er richtig bemerkt, ſoweit 
ſie gezwungen iſt, ſich zu einem der Zeichenſyſteme zu bekennen, 
dem vermittelnden am nächſten kommt. Das Wünſchenswerteſte 
bliebe ihm der Anſchluß ſämtlicher amerikaniſcher Staaten an die 
Pariſer Union (bisher gehören ihr an: Braſtlien, die Dominikaniſche 
Republik, Kuba, Mexiko und die Vereinigten Staaten); mangels 
genügenden Intereſſes verſchiedener (insbeſ. der kleineren) ame⸗ 
rikaniſchen Staaten an jo weitreichender Bindung bleibt dieſes 
Ziel jedenfalls zur Zeit nicht zu erreichen. So ſchlägt er zwel Abk. 
dor, die ſich im weſentlichen den markenrechtlichen Teil des Unions⸗ 
vertrag und das Madrider Abk. betr. die internationale Re⸗ 
giſtrierung von Warenzeichen zum Vorbild nehmen. Von Unter⸗ 
ſcheidungen iſt bemerkenswert: die der Wahrung der Priorität in 
den übrigen Vertragsſtaaten dienende Sechsmonatsfriſt des Art. 4 
des Unionsvertrags glaubt er zu kurz für die Bedürfniſſe des 
interamerikaniſchen Verkehrs und ſetzt eine Jahresfriſt an ihre 
Stelle. Und, vom rechtsgrundſätzlichen Standpunkt aus betrachtet, 
wichtiger als dies: An die Bekanntheit der Marke des Art. 6 bis 
des Unionsvertrags, die ohne Rückſicht auf die Eintragung auch im 
Ausland anerkannt werden ſoll, ſtellt er geringere Anforderungen; 
ſie braucht nicht notoriſch bekannt zu ſein, es genügt, daß ſie ver⸗ 
kehrsbekannt iſt. Es wird damit internationalrechtlich ein weiterer 
Fortſchritt des wettbewerbsrechtlichen Gedankens gegenüber dem 
zeichenrechtlichen angeſtrebt, wie er dem Nordamerikaner unter 
Berücksichtigung ſeines Heimatrechts beſonders naheliegen mochte. 
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Für den Europäer iſt es lehrreich, den Kampf zwiſchen 
den Gruppen, der zu einem Teil die Gegenſätzlichkeit zwiſchen 
Warenzeichen⸗ und Wettbewerbsrecht widerſpiegelt, in einer der 
europäiſchen ähnlichen Auswirkung in Amerika zu verfolgen und 
zu ſehen, daß die Löſung in der Pariſer Union bei tiefer ein⸗ 
dringender Problemſtellung als vorbildlich erkannt wird. Was 
ſpeziell Deutſchland betrifft, ſo beſteht noch immer im Ausland 
— auch in der Auffaſſung des Verf. — die Meinung, daß Deutſch⸗ 
land ausſchließlich dem Eintragungsprinzip huldige; und doch gibt 
es kein Land, in dem eine ſo reiche Judikatur ſich ſo eindringlich 
mit der Löſung des Gegenſatzes von Warenzeichen⸗ und Wett⸗ 
bewerbsrecht befaßt, und das dem Ausland ſo viel zu ſagen hätte, 
wie ſpeziell das heutige Deutſchland. Unſererſeits werden wir 
jedenfalls durch die entſprechende Beurteilung des Intereſſen⸗ 
gegenſatzes ſeitens des Amerikaners beſtärkt in der Auffaſſung, daß 
— national und international — die Löſung nur gefunden werden 
kann mit Hilfe einer Syntheſe von Wettbewerbs⸗ und Waren⸗ 
zeichenrecht. 

Prof. Dr. Eugen Ulmer, Roſtock. 


Dr. Philipp Allfeld: Urheber⸗ und Erfinderrecht. 2. Aufl. 
Band XIV der Enzyklopädie der Rechts- und Staats⸗ 
wiſſenſchaft. Berlin 1929. Julius Springer. Preis 
1.40 h. 


Allfelds Kurze ſyſtematiſche Darſtellung des Urheber- und 
Erfinderrechts in der Enzyklopädie der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft, 
Abteilung Rechtswiſſenſchaft, herausgegeben von Kohlrauſch und 
Peters, liegt nun in zweiter, „mehrfach veränderter und erweiterter“ 
Auflage vor. Klar und überſichtlich, in prägnanter Kürze, meiſterhaft 
in der Form, gibt Allfeld eine Einſührung in das ſchwierige 
Rechtsgebiet. Die Vorzüge der erſten Auflage ſind auch der Neu⸗ 
bearbeitung nachzurühmen, wie denn Allfeld mit Recht zu den 
Klaſſikern auf dem Gebiet des Urheber⸗ und Erfinderrechts gezahlt 
wird. Bei aller Anerkennung des hohen Wertes der Allfeldſchen 
Arbeit muß aber doch geſagt werden, daß ſie Wünſche offen läßt. 

So wäre es von Intereſſe geweſen, bei der Beſprechung der recht⸗ 
lichen Natur des Urheber⸗ und Erfinderrechts Allfeld über Elſters 
Wettbewerbstheorie zu hören, deren er keine Erwähnung tut, und die 
man heute doch wohl in den Kreis der Betrachtung ziehen muß, wenn 
man ſich einen Überblick über den gegenwärtigen Stand der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bearbeitung der einſchlägigen Fragen verſchaffen will. 

Auch fällt auf, daß bei den Streitfragen, ſelbſt grundlegender 
Natur, die ſich im Urheber- und Erfinderrecht zahlreich finden, auf die 
abweichende Meinung nicht hingewieſen wird, ja daß häufig die 
Strittigkeit der Anſicht nicht zum Ausdruck kommt. Wenn Allfeld 
z. B. ſagt, das Recht des Urhebers könne unter Lebenden und von 
Todes wegen unbeſchränkt auf andere übertragen werden, ſo unterläßt 
er, zu erwähnen, daß dieſe Anſicht bez. der rein perſönlichkeits⸗ 
rechtlichen Beſtandteile des Urheberrechtes auf das lebhafteſte be⸗ 
ſtritten iſt. Ebenſo iſt es mit der Behauptung, daß derjenige, der 
einen geſchützten Gegenſtand rechtmäßig erworben hat, im Zweifel 
befugt iſt, ihn gewerbsmäßig zu verbreiten, feil zu halten und zu 
gebrauchen. 

Das Recht der Zwangsvollſtreckung in das Urheberrecht iſt bei 
ſeiner großen praktiſchen Bedeutung mit einem einzigen Satze doch 
wohl etwas zu kurz gekommen. 

Ohne Erwähnung iſt geblieben, daß das geltende Kunſtverlags⸗ 
recht nunmehr in den Richtlinien für Kunſtverlagsverträge, vereinbart 
zwiſchen Verlegern und bildenden Künſtlern, eine Kodifikation erfahren 
hat, die eine Darſtellung des geltenden deutſchen Kunſtverlagsrechtes 
durchaus ermöglicht (und in der von Marwitz beſorgten Neuauflage 
des Kommentars zum Kunſtſchutzgeſez von Oſterrieth auch ſchon 
gezeitigt hat). 

Außerſt dankenswert wäre es geweſen, wenn der letzte Abſchnitt: 
Internationales Urheber⸗ und Erfinderrecht erweitert worden wäre 
durch eine kurze Darſtellung des im Ausland, mindeſtens im euro⸗ 
päiſchen Ausland geltenden Urheber⸗ und Erfinderrechts. 

Nicht nur das Verſtändnis für die internationalen Rechts⸗ 
beziehungen erfordert die Kenntnis wenigſtens der Grundſätze des 
ausländiſchen Rechtes, auch die weitere Entwicklung des deutſchen 
Rechtes wird, wie die im Gang befindlichen Vorarbeiten für eine 
Reform beweiſen, nicht unbeeinflußt von der modernen außerdeutſchen 
Geſetzgebung vor ſich gehen. 

RA. Dr. W. Dieß, München. 


Marwitz⸗Möhring: Das Urheberrecht an Werken der Litera⸗ 
tur und der Tonkunſt. Berlin 1929. Franz Vahlen. XXIV 
und 402 S. Preis 16,50 . 

Es iſt, als ob vor den Beratungen über das Schickſal der 
geltenden Urheberrechtsgeſeze von Theorie und Praxis die Summe 
urheberrechtlicher Kenntniſſe gezogen werden ſollte. Alfeld hat 
die zweite Auflage zu feinem Kommentar über das LUrhch. im 
Herbſt 1928 veröffentlicht, und Marwitz⸗Möhring legen uns 
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ihren neuen Kommentar zum ch. vor (dem Marwitz im 
zwiſchen noch die zweite Auflage des Oſterrieth ſchen Kommentars 
zum Kunſtſchutzgeſetz hat folgen laſſen). 

Man iſt in Verlegenheit, wem man bei Abwägung der beiden 
Werke von Allfeld und Marwitz⸗Möhring den Kranz zuerkennen 
ſoll. Dort ein mit ſtaunenswerter Beherrſchung allen Materials, 
auch entfernteſter Außerungen des Schrifttums, mit äußerſter Ob⸗ 
jektivität verfaßtes tiefgründiges Werk, hier ein aus dem Schatz 
reichſter Erfahrungen der Praxis geborenes, mit ſorgſamer Auswahl 
der Literatur tiefſchürfendes Werk, bei dem die Subjektivität der 
Verfaſſer nicht zurücktritt. Es ſcheint mir alſo angeſichts dieſer 
Vorzüge der beiden Werke müßig zu ſein darüber zu ſtreiten, wem 
der Krauz gebührt. Freuen wir uns, daß uns dieſe beiden Werke 
geſchenkt worden ſind. 

Es iſt bei der Fülle des vom Marwitz⸗Möhring verarbeiteten 
Materials, das ich auch bei einer dreimonatigen Beſchäftigung in 
Praxis und Theorie nicht im entfernteſten habe ermeſſen können, 
abſolut unmöglich, eine erſchöpfende Beſprechung zu geben. Das 
Werk will nicht, und das Gleiche gilt für Allfeld, hintereinander 
geleſen zu werden, ſondern es will fleißig ſtudiert werden. Die 
Probleme des Urheberrechts — und es will ſcheinen, als ob die 
intenfive Beſchäftigung mit dieſer Materie in den letzten Jahren 
uns das Verſtändnis für die grundlegenden Probleme erſt jetzt er⸗ 
öffnet hat (was hat z. B. nicht der Funkurheberrechtsſtreit an 
Fragen aufwerfen laſſen, welche Forſchungen ſtellt uns nicht das 
Problem Tonfilm und Tonbild in Ausſicht?) — werden nicht 
nur vor unſeren Augen aufgeworfen, die Löſungsmöglichkeiten an 
Hand von Judikatur und Literatur werden erörtert, und Marwitz⸗ 
Möhring bringen uns in haarſcharfer Kennzeichnung der Frage in 
beſtechender Beweisführung des plaidierenden Anwalts die Löſung, 
die ihrer Auffaſſung nach richtig iſt, und ſcheuen ſich dabei nicht 
vor einer recht ſtrengen Kritik von Judikatur und geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen. Erfriſchend iſt die Offenheit, mit der die Funkurheber⸗ 
rechtsurteile des RG. abgelehnt werden (S. 113 ff., 127), die geradezu 
ätzende Kritik an § 2 Abſ. 2 LUrhcg., die an Gründlichkeit kaum 
ihresgleichen findet (S. 47). 

Die Verf. gehen — von Marwitz perſönlich noch in einem 
Aufſatze in GRllR. 1927, S. 573 beſonders betont — von einer 
ſtrengen Auffaſſung des urheberrechtlich geſchützten Werkes aus, 
ſehen alſo nur die in der Aufzählung des SI LUG. angezogenen 
Werke, ſomit nicht jedes Geiſteswerk ſchlechthin als geſchützt an. 
Dagegen wirkt es irreführend, wenn S. 12 unter Bezugnahme auf 
RG. 116, 293 und R.: Ufita 1928, 313, ausgeführt wird, daß 
nicht die Form urheberrechtlich geſchützt wird. Gemeint iſt hier die 
Form als ſolche, der Typ, das Schema. Derſelbe ſtrenge Stand⸗ 
punkt wird aber auch bezüglich des Schutzumfanges verfochten, in⸗ 
ſoſern im Gegenſatze zu NG. 113, 148 = JW. 1926, 1547 ge⸗ 
fagt wird, daß eine unter dem Wortlaut des 8 11 LUrhG. nicht 
fallende Verbreitungsmöglichkeit zuläſſig iſt, ſofern ſie zur Zeit 
des Erlaſſes des Geſetzes unbekannt geweſen ſei. 

Außerſt vorſichtig iſt die Stellung der Verf. zum Urheber- 
perſönlichkeitsrecht. Soweit hier auf die ablehnende Stellung des 
RG. verwieſen wird, find die Ausführungen durch das Wilhelm 
Buſch⸗Urt. v. 16. Febr. 1929 (JW. 1929, 1228) überholt. Das 
RG. bekennt ſich jetzt vielmehr zur Lehre vom Urheberperſönlich⸗ 
keitsrecht, wenn man auch entgegen der dort vertretenen Auffaſſung 
(vgl. die Zuſtimmung von Elſter, Börſenblatt 1929, S. 541 zu 
meiner Kritik an dieſem Urt. a. a. O. und die Ausführungen von 
de Boor, Droit d’auteur 1929, S. 545 zwei in Weſen und 
Auswirkung verſchiedene Befugniskomplexe, den urheberrechtlichen 
und urheberperſönlichkeitsrechtlichen, wird unterſcheiden müſſen. 

Bei der Übertragung des Urheberrechts handelt es ſich nach 
Anſicht der Verf. um übertragung der Rechtsſubſtanz (während nach 
dem klaren Wortlaut des 8 16 Abſ. 1 Sſterrurhcß. nur die Aus⸗ 
übung des Urheberrechts übertragen wird). Dieſe für die Praxis 
nicht unweſentlichen Zweifel wird hoffentlich die Rev. der Urheber⸗ 
rechtsgeſetzgebung eindeutig löſen. Wenn nun aber die Verfaſſer im 
Hinblick auf die abjtrakte Natur des Rechtsgeſchäfts der Über⸗ 
tragung ſich gegen die Goldbaumſche Lehre der Zweckübertragung 
wenden, ſo kann ich ihnen hierbei nicht folgen. Denn aus der ab⸗ 
ſtrakten Natur des Übertragungsgeſchäftes folgt lediglich, daß die 
Wirkſamkeit dieſes Geſchäfts unabhängig iſt von der causa, nicht 
dagegen wird hierdurch der Umfang der Auswirkung des gültigen 
Rechtsgeſchäfts beſtimmt. Dagegen ſcheint mir die Goldbaumſche 
Lehre für die Praxis ſich als ſehr ſegensreich zu erweiſen, und das 
RO. iſt ihr ja im Muſikantenmädel⸗Urteil und im oben erwähnten 
Wilhelm Buſch⸗Urteil gefolgt. 

Es ließe ſich die Zahl der Beiſpiele, die zum Nachdenken ver⸗ 
anlaſſen, deſſen Ergebnis zuſtimmend oder ablehnend ſein wird, bes 
liebig vermehren, das kann jedoch nicht Aufgabe der Beſprechung ſein. 

Strenge Wiſſenſchaftlichkeit, erſchöpfende Behandlung des 
Stoffes in ſorgſamſter Wiedergabe der Rſpr. und bei planvoller 
Auswahl der Anführung von Schrifttum zeichnet dieſes Werk aus. 

Ich bin ſicher, daß überall, wo es ſich um die Erörterung 
eines urheberrechtlichen Problemes handelt, das Werk der beiden 
Verfaſſer zu Rat gezogen werden wird, und weiß aus Erfahrung, 
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daß es jedesmal den Blick ſchärft, die Tiefe des Problems zu 
faſſen. 

Wir Anwälte aber dürfen ſtolz darauf ſein, daß zwei aus 
unſerer Mitte Zeit und Beharrlichkeit gefunden haben, dieſes 
Werk zu ſchaffen, das uns erneut die Höhe unſerer wiſſenſchaftlichen 
Leiſtungen auf dieſem Gebiete beſtätigt. 

RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Allfeld: Kommentar zum Geſetz über das Verlagsrecht. 
2. Auflage. C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung. München 
1929. X und 226 Seiten. Preis 11 .%. 


Der Verf., der Neſtor der Urheberrechtswiſſenſchaft, hat in 
ſeinem vor Jahresfriſt erſchienenen Kommentar zum Urheber⸗ 
rechtsgeſetze, der den ungeteilten Beifall der am Urheberrecht 
Intereſſierten gefunden hat, verſprochen, den Kommentar zum Ver⸗ 
lagsrechte alsbald nachfolgen zu laſſen. Und er hat Wort gehalten. 
Die neue Auflage des Verlagsrechtskommentars liegt vor, in 
gleicher Ausſtattung, in gleichem ſcharfen Druck, in der gleichen 
berſichtlichen typographiſchen Anordnung des Textes. 

Vergleicht man prüfend den Text der erſten Auflage mit dem 
neuen Text, ſo wird man gewahr, daß hier unter den Händen des 
Kenners dieſer ſchwierigen Rechtsmaterie etwas Neues entſtanden 
iſt, das ſich zwar buchhändleriſcher Gewohnheit gemäß zweite Auf⸗ 
lage 1 in Wirklichkeit aber etwas Neues iſt. Arx nova 
surrexit 


Und auch ein neuer Geiſt ſpricht aus dieſem neuen Buche! 
Konnte man in der erſten Auflage das Vorwärtsſtürmende, das 
Aufſuchen von Problemen erkennen, ſo verzeichnet hier ein 
Weiſer, eifrig ſammelnd, die feſtgelegten Ergebniſſe von Rſpr. und 
Schrifttum. Das noch nicht Geſichtete, das noch Zweifelhafte, findet 
bewußtermaßen keine Aufnahme. Dort, wo ſich neue Entwicklungen 
in der Praxis anzubahnen ſcheinen — man denke an das Options⸗ 
recht, die Lizenz, den Schutz des Ladenpreiſes, den Begriff der 
Ausgabefähigkeit —, wo aber etwas Abgeſchloſſenes noch nicht 
vorliegt, verzichtet der Verf. bewußtermaßen — wie er im Vor⸗ 
wort andeutet — auf eine Darſtellung dieſer Anfänge einer Ent⸗ 
wicklung, deren Wege und Ende noch nicht abzuſehen ſind. 

So hat dieſe Darſtellung — der im Gegenſatze zur zweiten 
Auflage des Urheberrechtskommentars die Überfülle des Materials 
nicht eigen iſt, wo in faſt beunruhigender Vollſtändigkeit ſonſt gänz⸗ 
lich unbekannte Diſſertationen zitiert und verarbeitet werden — 
etwas Statutariſches. Nicht nur, daß das Ergebnis eines Menſchen⸗ 
lebens voll Schauen, Forſchen und Sammeln hier geborgen iſt, 
es iſt niedergelegt worden in einer geradezu blaſſiſchen Form, 
die an Klarheit der Formgebung, an Präziſion der Darſtellung 
ihresgleichen ſucht. 

Wer alſo die geſichteten Ergebniſſe der Rſpr. und Rechts⸗ 
forſchung im heutigen Augenblicke ſucht, der wird zu dieſem Buche 
greifen, das ihm in jedem Falle das Gewünſchte vermitteln wird. 

Ra. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. 


Oſterrieth⸗Marwitz: Das Kuunſtſchutzgeſetz. Kommentar. 
2. Aufl. Carl Heymanns Verlag, Berlin. Preis 12 S. 


Daß ein Kenner des künftlerifchen Urheberrechts wie Marwitz 
den Oſterriethſchen Komm. z. KunſtSchutzG. neu bearbeitet hat, 
kann von Praxis und Wiſſenſchaft nur dankbar begrüßt werden. Seit 
dem Erſcheinen der 1. Aufl. (1907) hat die Materie eine Entwicklung 
genommen, mit der das Schrifttum kaum mehr Schritt hielt. Zwar 
iſt gegenwärtig geſetzgeberiſch alles im Fluß; Urheberrechtsreformvor⸗ 
ſchläge drängen einander; ſie erſtrecken ſich zwar vorzugsweiſe auf 
das Gebiet der literariſchen und des muſikaliſchen Urheberrechts, 
rühren aber auch an dem Kunſtſchutzrecht. Indeſſen bieten gerade die 
grundlegenden Reformfragen ſo große Schwierigkeiten, und die Mei⸗ 
nungen gehen ſo vielfach auseinander, daß eine baldige Neu⸗ 
regelung des geſamten Urheberrechts ſchwerlich zu erwarten iſt. So 
kommt die neue Auflage gerade des fo wertvollen Oſterrieth ſchen 
Komm. durchaus nicht zur Unzeit; hilft ſie doch zugleich das Reform⸗ 
werk auf gewiſſen Gebieten vorbereiten. Im einzelnen folgt der 
Verf. der gegebenen Einſtellung Oſterrieths: Geſchichte des Ur⸗ 
heberrechts unter Einfügung der Nov. v. 22. Mai 1910, das Weſen 
des Urheberrechts, das Syſtem des Geſetzes und fügt ſodann den reinen 
Geſetzestext an, was den praktiſchen Wert eines Komm. ſtets erhöht, 
weil es das Nachſchlagen erleichtert. Sodann unterzieht er die ein⸗ 
zelnen Geſetzesbeſtimmungen auf den von Oſterrieth gegebenen 
Grundlagen einer neuen kritiſchen Behandlung an der Hand der 
langjährigen Erfahrungen des Praktikers und der inzwiſchen ver⸗ 
öffentlichten Literatur und Judikatur. überall ſpürt man die not⸗ 
wendige Rev. des Materials der 1. Aufl. Beſonders hervorzuheben 
find die Ausführungen über die Photographie (88 1 und 18), den 
Film ($ 15 ), den Bildnisſchutz (88 22 ff.), den Kunſtverlag (5 10). 

m Anhang finden ſich das unentbehrliche internationale Urheber⸗ 
recht, die Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung und den Geſchäfts⸗ 
betrieb der Sachverſtändigenkammern (8 46), die Richtlinien für 


Abſchluß und Auslegung von Verträgen zwiſchen bildenden Künſtlern 
und Verlegern, und endlich ein forgfältig gefertigtes Sachregister. 

Die geſamte den Vedürfniſſen des praktiſchen Gebrauchs ge⸗ 
ſchickt angepaßte, wiſſenſchaftliche Behandlung des Stoffes wird dem 
bewährten Werk überall, wo die Kenntnis des Kunſtſchutzrechts un⸗ 
entbehrlich iſt, leicht Eingang verſchaffen. 

Geh. RegR. Dr. Ernſt Wollenberg, Berlin, 

Vorſitzender der Preußiſchen Künſtleriſchen Sachverftändigenkammer. 


Neininger: Der Schutz des Urheberrechts im deutſchen 
Rundfunk. Berlin 1929. Walter de Gruyter &Co. Preis 
4 %. 


Der Verf. unternimmt es, die verſchiedenen Probleme des 
Rundfunhurheberrechts im Zuſammenhange und wiſſenſchaftlich vertieft 
zu unterſuchen. In einem eingehenden, klar und überſichtlich geord⸗ 
neten Hauptſtück unterſucht Reininger den Begriff des Rundfunks 
und ſeine juriſtiſche Eingliederung in die Begriffe des deutſchen Ur⸗ 
heberrechts. Am Schluß bringt er eine kurze Erörterung des inter⸗ 
nationalen Urheberrechts, wobei aber die verſchiedenen Unter⸗ 
ſuchungen über die Funzkurheberrechtsbeſtimmungen der Rom⸗ 
konferenz (Neugebauer: ArchFunkR. 1928, 295 und Klauer: 
ArchUrhR. 1928, 365) nicht berückſichtigt find, — und daran an⸗ 
ſchließend einen Ausblick auf die künftige Urheberrechtsgeſetzgebung. 

Reininger iſt Gegner der Verbreitungstheorie des RG. 
und verteidigt die Vervielfältigungstheorie Elſters. Das Gewicht 
der Argumente Reiningers, überhaupt ſeine ganze Arbeit 
leidet aber darunter, daß er bei der Programmſtellung und Löſung 
von einer techniſch unrichtigen Grundlage ausgeht und das Problem 
der urheberrechtlichen Bedeutung einer Nundfunkwiedergabe nicht 
von der Sendeſeite, ſondern nur von der Empfangsſeite betrachtet. 
Reininger geht davon aus, daß Rundfunkwiedergabe begriffs⸗ 
mäßig ihrem Weſen nach eine techniſch-mechaniſche Fixierung der 
Darbietungen der Sendegeſellſchaften in ſich ſchlöſſe. Das trifft aber 
keineswegs zu. Rundfunkwiedergabe iſt zur Zeit eine Tätigkeit, 
deren Eigenart ſich darin erſchöpft, daß etwas, was an einer Stelle 
am Sendeort ſinnlich wahrnehmbar zu Gehör gebracht wird, unter 
Zuhilfenahme der Rundwirkung der Hertzſchen Wellen in uns 
beſtimmte Ferne verbreitet wird, um an irgendwelchen unbe⸗ 
ſtimmten Stellen der Erde aufgefangen und gehört zu werden: 
d. h. auch heute immer noch Rundfunkwiedergabe, weiter nichts: 
Rundfunk ift Telephonie und nicht mechaniſche Fixie⸗ 
rung des Aufgefangenen am Empfangsort (vgl. mein „Fern⸗ 
melderecht“, 1929, Verlag G. Stilke, S. 813). Rundfunk ſetzt, 
anders als Reininger annimmt, weder techniſch, noch orga⸗ 
niſatoriſch eine Fixierung des übermittelten an der Empfangsſtelle 
voraus. Darum iſt Rundfunkwiedergabe eines geſchützten Werks 
anders zu beurteilen als feine bildfunkmäßige Wiedergabe (vgl. 
mein Fernmelderecht, 1929, S. 814, 837), wie auch Wiedergabe 
eines geſchützten Werks durch Tonfilm beſonders zu betrachten iſt. 
Es iſt ein grundlegender Irrtum Reiningers, daß er immer 
nur von dem einen einzigen Fall ausgeht, daß der durch die Sende⸗ 
geſellſchaft funkmäßig wiedergegebene Stoff an der Empfangs⸗ 
ſtelle mechaniſch ſo fixiert wird, daß eine ſpätere Wiedergabe des 
Werkes mittels dieſer Fixierung möglich iſt. Bei dieſer Grund⸗ 
einſtellung Reiningers hann es nicht überraſchen, daß er für 
die Bearbeitungstheorie eintritt und de lege lata annimmt, daß 
die Rundfunkwiedergabe eine Bearbeitung zur mechaniſchen Wieder⸗ 
gabe ſei. Dadurch erſchüttert Reininger ſelbſt aber ſeine 
Argumente für die Vervielfältigungstheorie, was Elſter mit 
Recht (Zurich. 1929, 27) beanſtandet. Das Rundfunkurheber⸗ 
rechtsproblem darf nicht von der Empfangsſeite, ſondern muß von 
der Sendeſeite aus angefaßt werden. Und gerade hierin geht 
Reininger fehl. Seine Anſicht, die Vortragstheorie ſei „durch 
die jüngſte Entwicklung der Rundfunkempfangstechnik überholt“ 
(S. 38), iſt tatſächlich unrichtig; die Rundfunktechnik hat nicht die 
Richtung genommen, daß Rundfunk heute etwas tatſächlich und 
rechtlich anderes als Telephonie wäre. Dieſe unrichtige Grund⸗ 
einſtellung beeinflußt auch die Stellung Reiningers in der 
Lautſprecherfrage; er hält die Lautſprechervorführungen eines 
Rundfunkteilnehmers zwar für einen Fall der Verbreitung, eine 
Anſicht, der ich durchaus beipflichten muß; Reininger hält aber 
nur die gewerbsmäßige Lautſprechervorführung für urheberrechtlich 
relevant. Dieſe Einſchränkung iſt unberechtigt. 

In der Frage der Rundfunklizenz macht Reininger einen 
geſetzgeberiſchen Vorſchlag, der den § 22a LitUrhch. zum Vorbild 
nimmt. Dabei hat er aber die Organiſation des deutſchen Rund⸗ 
funks überſehen ſowie die Tatſache, daß bei uns nicht die einzelne 
Rundfunkgeſellſchaft die Urheberlizenzverträge ſchließt, ſondern daß 
dies die Reichsrundfunkgeſellſchaft für den Geſamtbereich der ange⸗ 
ſchloſſenen Rundfunkgeſellſchaften tut. Der Geſetzesvorſchlag Rei⸗ 
ningers iſt daher für den deutſchen Rundfunk ſchon deshalb 
ohne Wert und kann für die deutſche Geſetzgebung nicht in Frage 
kommen. 

MinR. Dr. Neugebauer, Berlin. 


382* 


3052 Schrifttum 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Dr. P. Dienstag: Der Arbeitsvertrag des Filmſchau⸗ 
ſpielers und Filmregiſſeurs. Heft 20 der Schriften 
des Inſtituts für Arbeitsrecht an der Univerſität Leipzig. 
Berlin 1929. Verlag Hobbing. 

Die Filminduſtrie iſt, abgeſehen vom Radio, das jüngſte Kind 
im Bereich der der Verbreitung von Unterhaltung und Wiſſen dienen⸗ 
den modernen Volksbildungsmittel, ſie ergreift als Konſumenten 
die allerweiteſten Volkskreiſe und beſchäftigt als Produzenten ein 
Heer der verſchiedenſten Berufsangehörigen, wie jeder Beſucher eines 
modernen Filmateliers auf den erſten Blick feſtſtellen kann. Unter 
den Arbeitnehmern der Filminduſtrie nehmen die Schauſpieler und 
Regiſſeure eine beſondere Stellung ein, indem ſie außerordentlich 
individuelle Leiſtungen hervorbringen. Wenn das vorliegende Heft 
von 168 Seiten (die Wiedergabe eines Vortrages im Leipziger ar⸗ 
beitsrechtlichen Univerſitätsinſtitut) der Darſtellung ihres Arbeits⸗ 
vertrages gewidmet iſt, fo iſt das ein deutliches Anzeichen dafür, 
daß offenbar auch die Meiſter des Films, die großen Stars wie die 
kleinen, genau wie ſchon vor längerer Zeit ihre Kollegen vom 
Theater, vom hohen Piedeſtal des Künſtlers bisweilen herabſteigen 
müſſen, um ebenſo wie andere „Arbeitnehmer“ ihre rechtlichen Be⸗ 
ziehungen zu den großhapitaliſtiſchen Filmkonzernen zu klären 
und ihre Anſprüche nötigenfalls gerichtlich zu erſtreiten. Auch ſie 
ſind eben bei aller Individualität letzten Endes „Arbeitnehmer“, 
nur daß ſie bisher (im Gegenſatz zu dem Theatervolk, für des 
früher nicht minder die Möglichkeit einer Organiſation bezweifelt 
wurde), den Weg der geſchloſſenen Organiſation und damit des 
TarVertr. noch nicht gefunden haben; hier herrſcht noch der ſtets 
lückenhafte Einzelarbeitsvertrag und die einſeitigen, auch entſprechend 
einſeitigen Geiſt atmenden „allgemeinen Anſtellungsbedingungen“ 
der Filmverbände (der unparteiiſche Obmann des Schiedsgerichts 
aus 8 13 der Anſtellungsbedingungen wird vom Verband der Film⸗ 
induſtrie ein für allemal beſtellt!), obwohl gewiß auch hier die 
Elaſtizität des Tar Vertr. ſich bewähren würde. So fehlen in der 
vorliegenden Darſtellung charakteriſtiſcherweiſe alle Rollektivrechtlichen 
Elemente, die uns ſonſt in nahezu jeder modernen arbeitsrecht⸗ 
lichen Betrachtung begegnen, dagegen treten um ſo ſtärker die 
individualiſtiſchen, höchſtperſönlichen Geſichtspunkte hervor, die dem 
Bühnenſchauſpieler nicht minder wie dem Filmſchauſpieler und Re⸗ 
giſſeur ihr Gepräge verleihen. Das Buch behandelt in recht an⸗ 
ſchaulicher, namenklich auch rechtstatſächlicher Weiſe die Eigenart 
des Künſtlervertrages mit ſeinen mannigfachen künſtleriſchen und 
techniſchen Bedingtheiten, ſeinen Abhängigkeiten bei der Filmauf⸗ 
nahme von Wind und Wetter, Tageszeit, Ort, Zuſammenwirken 
größerer und kleinerer Spielergruppen u. dgl., ſeinen Beziehungen 
zu Psyche und Beruf des Künſtlers, dem nicht nur mit Bezahlung 
gedient iſt, ſondern der mit Recht auf Ruhm, Auftreten, Genannt⸗ 
werden, Reklame bedacht ſein muß, will er ſich die für ſein Fort⸗ 
kommen und für große Leiſtungen notwendige Gunſt des Publi⸗ 
kums erhalten. 

In fünf Abſchnitten ſind die „Grundlagen“, „Abſchluß des 
Vertrages“, „Inhalt des Vertrages“ (gegliedert in arbeitsrechtliche, 
perſönlichkeitsrechtliche, urheberrechtliche Beſtandteile), „Beendigung 
des Vertrages“ und „prozeſſuale Anſpruchsverfolgung“ behandelt. 
Von ihnen ſeien als beſonders intereſſant und wohl einzigartig 
im Arbeitsrecht (vielleicht bietet das Radio ähnliche Entwicklungs⸗ 
möglichkeiten) die Abſchnitte über die perſönlichkeitsrechtlichen und 
urheberrechtlichen Elemente hervorgehoben darunter wiederum die 
mit mannigfachen Beiſpielen aus der Praxis unſerer beliebten Film⸗ 
künſtler ausgeſtatteten Betrachtungen über „Reklamerecht und Re⸗ 
klamepflicht“ und über den „Anſpruch auf Beſchäftigung“. Das 
zum Teil ſehr jugendliche Alter der Filmſchauſpieler (Auftreten von 
Kindern — vgl. 8 62 KinderSchcz. i. d. Faſſ. v. 31. Juli 1925), 
ferner die Internationalität der Filme bringt Rechtsfragen mit ſich, 
die kaum ſonſt irgendwo in der Art vorhanden ſind (vgl. S. 37, 48). 

Die einzelvertragliche Grundlage des Beſchäftigungsverhältniſſes 
erklärt es, wenn etwa der Unternehmer ſich das Recht ausbedingt, 
den Vertrag einſeitig zu verlängern oder zu löſen (S. 49), wenn 
84 der Anſtellungsbedingungen dem Künſtler während der Ver⸗ 
tragsdauer unterſagt (S. 71), „ſich in einer mit Gefahr für Leib 
oder Leben verbundenen Art zu betätigen“ (Teilnahme an Auto⸗ 
rennen, an Flugwettbewerben; vielleicht auch an Gebirgstouren ?), 
wenn, wie im Theater, die Koſtümlieferungspflicht (wenigſtens für 
moderne Koſtüme) eine erhebliche Rolle ſpielt (S. 72), Streitfragen, bei 
deren nur nach Treu und Glauben, Verkehrsſitte u. dgl. möglicher 
Entſch. der Verf. — im Gegenſatz zu anderen Teilen der Dar⸗ 
ſtellung — ſehr einer die Perſönlichkeit des Künſtlers hintanſetzenden, 
die Vermögensintereſſen des Unternehmers betonenden Auffaſſung 
zuneigt. Eine tarifliche Regelung würde hier vermutlich manche 
Einſeitigkeiten zugunſten des Schauspielers berichtigen. Auch die 
Betrachtung des § 616 BGB. und des viel erörterten Betriebs⸗ 
riſikos (S. 96, 98 ff.) für den beſonderen Fall des Filmſchauſpielers 
zeigt die Tendenz, noch weit über die reichsarbeitsgerichtliche Rſpr. 
hinaus alles Riſiko auf den Arbeitnehmer abzumälzen (3. B. 
wenn die Bogenlampen des Ateliers infolge Kabelbrandes im Elek⸗ 
trizitätswerk nicht funktionieren) und das Charakteriftiäum des 


Annahmeverzuges, nämlich das Fehlen eines Verſchuldens auf 
jeiten des Gläubigers, völlig zu verwiſchen. Über die Berechtigung 
dieſer Beanſtandungen entſcheiden freilich, wie zugegeben werden 
mag, letzten Endes ſoziale Grundanſchauungen und die mehr oder 
weniger freudige Bejahung des Verfaſſungswortes von dem be⸗ 
ſonderen Schutz der Arbeitskraft. 

Das Ganze iſt ein wertvoller Beitrag zur Erforſchung des 
Berufsrechts auf einem der intereſſanteſten neuzeitlichen Rechts⸗ 
gebiete, das die Rechtspraxis noch vor manche ſchwiertge Aufgabe 
des Ausgleichs zwiſchen Arbeitnehmerintereſſen und künſtleriſcher 
Perſönlichkeit einerſeits und wirtſchaftlich⸗techniſchen Anforderungen 
andererſeits ſtellen wird. 

Trotz des offenbaren Beſtrebens der Unternehmer übrigens, 
Rechtsſtreitigkeiten des Filmſchauſpielers und Regiſſeurs vor Schieds⸗ 
gerichte zu bringen (was mangels TarVertr. nur nach $ 91 bj. 2 
Nr. 2 ArbGG. für die außerhalb der Angeſtelltenverſicherung befind⸗ 
lichen Perſonen möglich iſt), ſind bereits einige Filmprozeſſe vom 
RArbG. entſchieden worden, vgl. Abb. v. 23. Juli 1928 
(RArbGGBensh. 3, 164 Nr. 48) über die Rechtsnatur des Filmſchau⸗ 
ſpielervertrages (Dienſtvertrag) und die Vorausſetzungen des Ver⸗ 
tragsſchluſſes einer minderjährigen Schauſpielerin, ſowie RArbh. 
v. 5. Jan. 1929 (RArbcsBensh. 5, 116 Nr. 33) betr. Haftung für 
Unfälle bei Filmaufnahmen. 

MinR. Dr. Georg Flatow, Berlin. 


Dr. jur. Martin Kuno Scheringer: Das Recht der Neu⸗ 
auflage im Buch: und Kunſtperlag. Ein Beitrag zur 
Geſchichte, Theorie und Praxis des Urheber- und Urheber⸗ 
vertragsrechts unter Berückſichtigung des ausländiſchen Rechts. 
Berlin 1928. Verlag von Franz Vahlen. III u. 249 S. 
Preis geb. 9,50 A. 


Das Werk iſt anſcheinend aus einer Diſſertation hervor⸗ 
gegangen. Das verraten deutlich Aufbau und Anlagen. Die Schrift 
weiſt daher alle Vorteile einer guten Diſſertation, aber auch die 
Nachteile einer ſolchen auf. Die letzteren beſtehen darin, daß der 
Verfaſſer, um zur Behandlung eines, wenn auch hoch intereſſanten, 
ſo doch beſchränkten Themas zu gelangen, den Umweg über eine 
faſt 100 Seiten ſtarke Darlegung der Geſchichte und der theoretiſchen 
Erörterung des Weſens des Urheberrechts nimmt. Ohne den Wert 
der Rechtsgeſchichte für das Weſen des geltenden Rechts zu unter⸗ 
ſchätzen, wird man doch bei der Behandlung verhältnismäßig ſpät 
entwickelter Rechtsbegriffe, wie des Urheberrechts und des Verlags⸗ 
rechts, kaum notwendig die Rechtsgeſchichte in ſo ausführlichem 
Maße, wie der Verfaſſer es tut, zu beachten haben. Dagegen hätte 
man es gern geſehen, wenn Scheringer, machte er ſich ſchon die 
Mühe der geſchichtlichen Erörterung, das noch heute zur Anwendung 
gelangende Recht aus der Zeit vor 1901 etwas näher erörterte. Ich 
denke hierbei an die Rechtsfragen, die ſich gerade wegen der Neu⸗ 
auflage von wiſſenſchaftlichen Werken aus Verlagsverträgen, die vor 
1901 abgeſchloſſen ſind, ergeben. Die kurzen Hinweiſe auf S. 28 
bzw. 190 auf die in Rede ſtehenden Beſtimmungen des AL R., insbef. 
auf I 11 88 1014, 1015, 1019, tragen der praktiſchen Bedeutung 
die dieſe Beſtimmungen, insbeſ. für den wiſſenſchaftlichen Verlag, noch 
heute haben, nicht voll Rechnung. 

Wenn auf der anderen Seite der Verf. im allgemeinen Teil 
längere Erörterungen über das Weſen des Urheberrechts anſtellt, 
ſo vermag man bei dem Geſamtüberblick über das Werk nicht an⸗ 
zuerkennen, daß dieſe Erörterungen notwendige Vorausſetzungen für 
die Darlegungen des ſpeziellen Teiles waren. Die Ausführungen, 
die Scheringer über den Begriff und das Weſen des Urheberrechts 
im allgemeinen Teil macht, ſtehen ſtark unter dem Einfluß 
De Boors. Ob im Rahmen der Unterſuchung die ſcharfen Angriffe 
gegen die Elſterſche Theorie vom Immaterialgüter⸗Wettbewerbs⸗ 
recht notwendig waren, erſcheint zweifelhaft. Ich glaube auch, daß 
Scheringer dieſer Theorie nicht voll gerecht wird. Die Elſter⸗ 
ſche Theorie, der ich perſönlich nicht beiſtimme, hat das unbeſtreitbare 
Verdienſt, daß ſie am eheſten die zur Zeit von der Praxis leider be⸗ 
vorzugte Vermiſchung wettbewerblicher und urheberrechtlicher Er⸗ 
wägungen rechtfertigt. 

Dieſe Nachteile der Arbeit erklären ſich aber offenſichtlich aus 
dem Diſſertationscharakter, neigen doch Diſſertationen meiſt dazu, 
bei der Vorerörterung praktiſcher Rechtsfragen die Bedeutung der 
Rechtsgeſchichte und den Streit der Meinungen über die Grund⸗ 
lagen der einzelnen Rechtsinſtitute zu überſchatzen. 

Auf der anderen Seite bleibt die Arbeit dennoch eine ſehr ver⸗ 
dienſtvolle, denn ſie bringt, abgeſehen von der gewiſſenhaften Ver⸗ 
arbeitung wohl des geſamten in Rede ſtehenden Schrifttums bei dem 
ſpeziellen Teil (S. 100 ff.), eine ſehr glückliche Gegenüberſtellung des 
ausländiichen Rechts (ſ. insbeſ. S. 114), und es iſt anzuerkennen, 
daß Scheringer alle, insbeſ. mit 8 17 VerlG. in Zuſammenhang 
ſtehenden Rechtsfragen, ſowohl nach ihrer praktiſchen Auswirkung 
hin, als auch in rechtlicher Hinſicht erſchöpfend gewürdigt hat. 

Gerade die erſchöpfende Verarbeitung der geſamten Literatur 
und Judikatur ift der Hauptvorteil, den die Arbeit aus der diſſer⸗ 
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tationsmäßigen Behandlung erfahren Hat, und es iſt auch darüber 
hiuaus zu fehr daß die von Scheringer ſelbſtändig angeſtellten 
Unterſuchungen, insbeſ. über die Auswirkung des 8 17 durchaus 
eigenartig und beachtlich ſind. Es würde zu weit führen, auf die 
einzelnen Erwägungen, die Scheringer an das Recht zur Neu⸗ 
auflage knüpft, einzugehen. Nur in zwei Punkten möchte ich den 
Darlegungen Scheringers widerſprechen, ohne daß ſelbſtverſtänd⸗ 
lich dieſe kritiſche Stellungnahme der Geſamtleiſtung Abbruch tun ſoll. 


Scheringer vertritt die Auffaſſung, daß der Verf. eines 
wiſſenſchaftlichen Werkes, der dem Verleger das Recht für mehrere 
Auflagen übertragen hat, auch dann, wenn der Verleger bereit iſt, 
in der urſprünglichen Form das Werk neu aufzulegen, zum Rücktritt 
berechtigt iſt, falls er nicht in der Lage war, vor der Neuauflage an 
dem Werk Veränderungen vorzunehmen. Er leitet dieſes Rücktritts⸗ 
recht aus 835 Abſ. 1 Satz 1 VerlG. her. Es iſt ihm aber mit Hoff⸗ 
mann, Komm. z. VerlG., S. 138, entgegenzuhalten, daß § 35 Abſ. 1 
Satz 1 nur ein Rücktrittsrecht aus den Umſtänden gewährt, die beim 
Abſchluß des Vertrages nicht vorauszuſehen waren. Da aber der 
Autor eines wiſſenſchaftlichen Werkes ſtets annehmen muß, daß das 
Werk, iſt es vergriffen, einer Neubearbeitung bedarf, wird man ihm, 
will der Verleger das Werk unverändert neu auflegen, nicht das 
Recht gewähren, vom Verlagsvertrage zurückzutreten. Es iſt dann 
Sache des Autors, beim Abſchluß des Verlagsvertrages das Recht 
auf die Neuauflage nur auf den Fall zu beſchränken, daß der Autor 
in der Lage iſt, eine Neubearbeitung zu fertigen. Iſt das Recht der 
Neuauflage nicht auf dieſen Fall beſchräukt, jo muß man dem Ver⸗ 
leger unbedingt das Recht gewähren, das Werk in der alten Form 
neu aufzulegen. Es kann auch nicht angenommen werden, daß 
daraus notwendig ſich eine Schädigung der Belange des Autors er⸗ 
gibt, während andererſeits die von Scheringer vertretene Auf⸗ 
faſſung zu unbilligen Ergebniſſen führt. 


Scheringer ſteht nämlich auf dem Standpunkt, daß 8 35 
Abſ. 2 den Verleger hinreichend vor Schaden ſchützt. Dem iſt nicht fo. 
8 35 Abſ. 2 gewährt dem Verleger nur den Erſatz der von ihm gemachten 
Aufwendungen. Druckt der Verleger eine Neuauflage nicht, ſo wer⸗ 
den dieſe Aufwendungen ſtets relativ geringfügig ſein, während auf 
der anderen Seite dem Verleger ein erheblicher Gewinn entgeht, 
werden doch häufig wiſſenſchaftliche Werke dergeſtalt kalkuliert, daß 
mit einem erheblichen Gewinn erſt bei Zweitauflagen, die unter Ver⸗ 
wendung ſtehenden Satzes gedruckt werden, gerechnet wird. Dieſen 
Gewinn kann der Verleger auf Grund des § 35 Abſ. 2 vom Autor 
nicht erſetzt verlangen, und wenn auch der Verleger einen Anſpruch 
auf Schadenserſatz hat, falls der Autor innerhalb eines Jahres 
das Werk in veränderter Form herausbringt, ſo liegt es doch zu 
ſehr in der Hand des Autors, die Jahresfriſt abzuwarten, um dann 
mit veränderter Auflage bei einem anderen Verlag herauszukommen, 
der ja unter Berückſichtigung des Erfolges der erſten Auflage ſein 
Riſiko ganz anders überſehen kann, als der erſte Verleger. 

Zum ſtärkeren Widerſpruch reizen die Ausführungen auf 
S. 190 ff., in denen Scheringer, offenſichtlich unter dem Ein⸗ 
fluß der Schrift Herbert Meyers, „Sittenwidrige Verlagsver⸗ 
träge“, die Auffaſſung vertritt, daß der Tatbeſtand des § 138 Abf.sl 
B0 dann gegeben ſei, wenn bei einem Verlagsvertrage über alle 
Auflagen für jede Auflage ein beſtimmtes Honorar verabredet iſt, 
der Verf. aber für den Fall, daß er die Neubearbeitung des Werkes 
für neue Auflagen nicht übernehmen kann oder will, ohne Rüchkſicht 
darauf, ob der Verleger die Neubearbeitung wirklich von einem 
Dritten ausführen läßt, nur die Hälfte des vereinbarten Honorars 
und nach einer beſtimmten Zeit überhaupt kein Honorar für wei⸗ 
tere Auflagen mehr erhalten ſoll. 


. Man kann keinesfalls fo operieren, daß man, ohne die ſub⸗ 
jektiven Voraussetzungen des 8 138 BOB. zu prüfen, ſchlechthin die 
Exiſtenz einer ſolchen Vereinbarung als nichtig und ſittenwidrig 
anſpricht. Gerade wenn man mit der herrſchenden Lehre davon aus⸗ 
geht, daß die Vergütung nicht Eſſentiale des Verlagsvertrages iſt, 
ſo kann man Vereinbarungen dieſer Art nicht die von Scheringer 
beigemeſſene Bedeutung beilegen. Das RG. hat aber auch in RG. 
112, 185 JW. 1927, 93 durchaus zu Recht darauf hingewieſen, 
daß gerade bei ſolchen Werken, die in ſpäteren Auflagen neu be⸗ 
arbeitet werden, die Geiſtesarbeit des urſprünglichen Verf. hinter 
der der ſpäteren Bearbeiter immer mehr zurücktritt, und dieſe Er⸗ 
wägung allein rechtfertigt ſchon, den Tatbeſtand des 8 138 BGB. 
zu verneinen; denn die verſchiedene Einſchätzung des Wertes der 
Neubearbeitung und des Wertes der alten Arbeit kann nie dazu 
führen, daß Vereinbarungen der von Scheringer wiedergegebenen 
Art richtig ſind. 

Ungeachtet dieſes Hinweiſes mag aber zuſammenfaſſend feſt⸗ 
geſtellt werden, daß das Scheringer ſche Werk eine wertvolle 
Bereicherung der urheber⸗ und verlagsrechtlichen Literatur bedeutet; 
da in ihm in einer bislang noch nicht dageweſenen Weiſe das Recht 
der Neuauflage eine erſchöpfende Behandlung gefunden hat, iſt das 
Werk auch für die Praxis bedeutſam, und es wird jeder, der ſich 
mit dem Verlagsrecht eingehender beſchäftigt, das Werk zur Hand 
nehmen müſſen. 


NA. Dr. Philipp Möhring, Verlin. 
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Salin, Edgar: Geſchichte der Volkswirtſchaftslehre. Bd. 34 
der Enzyklopädie der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft. Ab⸗ 
teilung Staatswiſſenſchaft. Herausgeber A. Spiethoff. 
Zweite, umgeſtaltete Aufl. Berlin 1929. Julius Springer. 
Gr.⸗Sé. 106 S. Preis 4,20 A. 


Die zweite Auflage iſt gegenüber den 43 Seiten der erſten 
auf 106 angewachſen. Dieſe Erweiterung kommt allerdings nicht 
allen Abſchnitten in gleichem Verhältniſſe zuſtatten. Der Vor⸗ 
geſchichte und dem Merkantilismus, die ſich in der erſten Auflage 
mit 14 Seiten begnügen mußten, werden jetzt 37 Seiten zuge⸗ 
ſtanden. Man kann darüber ſtreiten, ob es nicht richtiger geweſen 
wäre, den neu gewonnenen Raum vorzugsweiſe der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre des 19. und 20. Jahrhunderts zu widmen. Die Er⸗ 
klärung für das Vorgehen des Verf. liegt wahrſcheinlich in ſeinem 
Wunſche auch Ergebniſſe eigener Forſchung vorzuführen. Da dieſe 
ſich auf Plato und Auguſtinus beziehen, ergab ſich eine ſtärkere 
Berückſichtigung der Vorgeſchichte. Seine Ausführungen ſind an 
ſich ſehr wertvoll und gereichen inſofern dem Buche zur Zierde, 
aber fie werden eben mit einer knapperen Darſtellung deſſen er⸗ 
IR was die neuere Zeit und namentlich das Ausland geleiſtei 
aben. 

Wichtiger iſt, daß das Werk nicht nur äußerlich ausgebaut, 
ſondern in wichtigen Beziehungen auch qualitativ umgeſtaltet wor⸗ 
den iſt. Zwar wird an der Abſicht, weniger über den Inhalt der 
Literatur ſchlicht zu berichten als dieſe und ihre Urheber von einem 
perſönlichen Standpunkte aus zu kritiſieren, noch immer feſt⸗ 
gehalten, aber die gefällten Urteile werden doch durch ausführ⸗ 
lichere Bezugnahme auf den Inhalt der Lehren beſſer begründet 
und verſtändlich gemacht. Sie ſind vorſichtiger, reifer, gerechter ge⸗ 
worden. Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß Salins Stellungnahme 
darauf rechnen dürfte, allgemeine Zuſtimmung zu finden. Gar 
mancher wird fragen, ob es vertretbar ſei, z. B. die Mehrwerts⸗ 
theorie von Marx als „großartig infernaliſch“ zu bezeichnen. An⸗ 
dere wieder finden vielleicht, daß Männern, wie L. Brentano 
und Alfred Marſhall, größere Beachtung und Anerkennung ge⸗ 
bührt hatte. 

Immerhin, der Standpunkt, von dem aus der Verf. urteilt, 
iſt jetzt viel klarer als in der erſten Auflage herausgearbeitet. Er 
vertritt gegenüber der von ihm als Rationaltheorie bezeichneten 
Lehre der Klaſſiker und Grenznutzenſchule eine „anſchauliche 
Theorie“, welche an Stelle des Nebeneinanders von ungeſchicht⸗ 
licher Rationaltheorie und theoretiſcher Geſchichte ein Ineinander 
gibt, „bei dem die Wirtſchaftstheorie Recht und Gewicht erweiſt, 
dadurch, daß ſie die tatſächlichen Vorgänge verſtehend erklärt, und 
die Wirtſchaftsgeſchichte Ort und Sinn erhält, dadurch, daß ſie den 
theoretiſchen Zuſammenhang in Übereinſtimmung und Abweichung 
erfahrungsgemäß ſichert (S. 106)“. 

Salin nimmt an, daß die Entwicklung dieſer anſchaulichen, 
orgauiſch⸗geſchichtlichen und ſtaatlich⸗politiſchen Theorie eine Auf⸗ 


gabe und einen Vorzug des deutſchen Geiſtes bedeute und bereits 


durch Thünen, Liſt, Sombart und Spiethoff angebahnt worden 
fei. Sombarts anſchauliche Theorie iſt ihm freilich zu ſehr ge⸗ 
ſchichtliche Theorie. Aber unentbehrlicher als die geſchichtliche 
Theorie erweiſe ſich die praktiſche, die politiſche Theorie. Der 
„Kampf gegen das Werturteil“ habe hier einer ganzen deutſchen 
Generation den Mut zur Arbeit benommen. Es gehöre aber zu 
den dringlichſten Aufgaben, die ſchlechte Brücke zwiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft und Politik, die der von Sal in als größter Menſch in den 
Annalen der Okonomik angeſehene Max Weber und Sombart 
zerſtört hätten, durch eine beſſere zu erſetzen. „Im Augenblick, wo 
ſich die ganzen Ökonomen darauf beſchränken ſollten, Säulen⸗ 
heilige zu fein, wäre mit Fug und Recht das Todesurteil über dieſe 
beſchauliche Wiſſenſchaft geſprochen (S. 102).“ 

Dieſe Andeutungen laſſen ſchon erkennen, daß Salin den 
Mut hat, überaus ſchwierige, aber auch ſehr wichtige Probleme 
aufzuwerfen und ſelbſtändig zu löſen. Man wird deshalb ſein Werk 
zu den Bänden der Enzyklopädie der Rechts⸗ und Staatswiſſen⸗ 
ſchaft zählen müffen, welche ſich weniger an die ſtudierende Jugend 
als an die „Fertigen“ wenden, ſofern ſie aus der Arbeit des 
Tages heraus einmal wieder das Ganze, wie es heute ſich dar⸗ 
ſtellt, überſchauen möchten. 

Prof. Dr. H. Herkner, Berlin. 


Ludvig Schnorr v. Carolsfeld: Beiträge zur Lehre vom 
Vergleich. Breslau 1929. Verlag von M. u. H. Marcus. 
190 S. Preis 8 . 


Nach den älteren Monographien von Riſch (1855), Oert⸗ 
mann (1895), David (Zur Rechtsnatur des Vergleichs, Recht 
1903) und der Darſtellung von Sellner (SeuffBl. 69, 287. 
1904) iſt es ſehr zu begrüßen, daß Dr. Ludwig Schnorr 
b. Carolsfeld in den Studien zur Erläuterung des bürgerlichen 
Rechts von Leonhard (Heft 42) eine umfaſſende Darſtellung 
der Lehre vom Vergleich bringt, welche die jüngſten Forſchungen 
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der Rechtslehre und die Fülle der neuen Judikatur eingehend be⸗ 
rückſichtigt und insbeſ. auch weitverzweigte Rechtsgebiete in den 
Rahmen der Betrachtung zieht. Abgeſehen von dem AufwG. möchte 
ich unter anderem auf die Berückſichtigung von Einzelfragen aus 
dem Gebiete des ArbVermG. und ArbeitslG., Binn SchG., Börſch., 
der RFürſßpflVO., RVO., RKnappſchcZ., VerglO. ſowie der Reichs⸗ 
ſteuergeſeze hinweiſen. Beſonders ergiebig iſt auch das einſchlägige 
bay. Landesrecht erörtert. Wenn der Verf. bei dieſem weit ge⸗ 
ſteckten Rahmen die Arbeit, welche aus einer Studie über den 
Irrtum beim Vergleich hervorgegangen war, nur als „Beiträge 
zur Lehre vom Vergleich“ bezeichnet, ſo wird dieſer Titel nicht der 
umfaſſenden und tiefgründigen Darſtellung gerecht, welche infolge 
der ſtrengwiſſenſchaftlichen Arbeitsmethode eine Fülle von An⸗ 
regungen bringt, viele einſchlägige Gebiete von ganz neuen Seiten 
aus zu beleuchten verſucht und zu einer großen Anzahl der meiſt 
ſtreitigen Einzelfragen ſelbſtändig Stellung nimmt. Verf. gibt in 
ſechs Kapiteln (Tatbeſtandsmerkmale, juriſtiſche Natur, Unwirk⸗ 
ſamkeit des Vergleichs, Stellung im Syſtem, Gehört die Vergleichs⸗ 
grundlage zum Tatbeſtand des Vergleichs, Abgrenzung von an⸗ 
deren Rechtsinſtituten) eine Darſtellung der geſamten Lehre. Ich 
vermiſſe nur die Erörterung über Formfragen, wie ſie in der 
Praxis häufiger auftauchen, wenn der Vergleich eine Auflaſſung 
oder ſonſtige grundbuchrechtliche Geſchäfte enthält. 

Ich möchte im folgenden auf eine Reihe von Fragen hin⸗ 
weiſen, die meiſt für die Praxis von Intereſſe, zum Teil aber 
auch für die Weiterbildung theoretiſcher Erkenntnis von Bedeutung 
ſind und das tiefe Eindringen des Verf. beleuchten. Bei Er⸗ 
örterung des zu erfordernden „ſtreitigen oder ungewiſſen Rechts⸗ 
verhältniſſes“ (§ 2) betont der Verf., daß er nur Vergleiche auf 
Grund eines Rechtsverhältniſſes des Privatrechts behandelt; er er⸗ 
örtert aber auch auf S. 56 Anm 200 die ſehr wichtige Frage, ob 
bei öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſen, die zur Eröffnung des Rechts⸗ 
wegs einer behördlichen Vorentſcheidung bedürfen, auch für die 
Klage aus dem Vergleich dieſe Vorausſetzung zu erfordern ſei. 

Das Rechtsverhältnis ſelbſt braucht durch den Vergleich Reine 
Einbuße zu erfahren (S. 7), aber das Vermögen desjenigen, dem 
die Regelung an ſich hierbei keine Nachteile bringt, muß wenig⸗ 
ſtens eine Einbuße („beſtehend in ſeinem Nachgeben“) erleiden. 
Das geſamte Verhältnis muß alſo eine gültige Anderung — im 
weiteren Sinne — erfahren (S. 9). Verf. kommt zu dem Er⸗ 
gebnis, daß das Rechtsverhältnis zwiſchen den Parteien beſtehen 
muß, zwiſchen denen der Vergleich zuſtande gekommen ſei, es ſei 
denn, daß einer von ihnen ein Scheingläubiger iſt. Für die Praxis iſt 
die Aufzählung der hier möglichen Fälle von großem Wert. Beſonders 
beleuchtet wird auch der konſtruktiv intereſſante Fall des 817 AufwG. 
(RG. 116, 184 JW. 1927, 2107; 119, 48 = ZW. 1928, 475 f. auch 
JW. 1928, 2828). Das Rechtsverhältnis kann jeden Inhalt haben, es 
ſei denn, daß es der Parteidispoſition entzogen iſt (Aufzählung der 
hierher gehörigen Fälle [S. 130). Verf. meint, daß bei geſetzlich 
unzuläſſigem Verzicht der einen ſolchen teilweiſen Verzicht ent⸗ 
haltende Vergleich nicht immer unzuläſſig ſei, da ſein Abſchluß 
durch eine gute Vermögensverwaltung gefordert werden könnte. Ich 
halte dieſe Anſicht für angreifbar. Ebenſo leuchtet mir nicht ein, 
daß, wenn an ſich ſubjektive Ungewißheit (§ 3, Streit und Un⸗ 
gewißheit) genügt — ſehr inſtruktiv iſt die inhaltlich erläuternde 
Gegenüberſtellung von „Streit“ zur (gemeinſamen, getrennten) „Un⸗ 
gewißheit“ (S. 19) —, ein Vergleich nicht gegeben ſein ſoll, wenn 
Streit oder Ungewißheit nicht beſtanden haben. Glauben die Parteien, 
es herrſche Streit oder Ungewißheit, ſo liegt m. E. auch dann ein 
„Vergleich“ vor, nur kann Vorausſetzungsirrtum (RG. 108, 110 
JW. 1925, 242) gegeben fein. Verf. will auch hinſichtlich des 8 779 
Abſ. 2 (§ 4) einen gültigen Vertrag annehmen (S. 29), wenn die 
eine Partei nur unter dem Deckmantel des Vergleichs wegen an⸗ 
geblicher Unſicherheit der Forderung der anderen ein Geſchenk 
machen will — troß $ 518 BB. —, da es nur darauf ankomme, 
wie der Vertragsgegner die Erklärung auffaſſe. Auch hier hat die 
Unſicherheit in Wirklichkeit nicht beſtanden. 

Sehr intereſſant iſt es, daß nicht unerhebliche theoretiſche 
Unterſchiede zwiſchen § 779 Abſ. 1 und 2 beſtehen. So iſt z. B. 
nach Abſ. 2 ein gegenſeitiges Nachgeben im ſtrengen Sinne nicht zu 
erfordern. Dies wird m. E. überzeugend begründet. Hier genügt 
Vorſichtsberechnung des einen Teils — des etwa bereits mit 
einem Titel verſehenen Gläubigers (S. 28) —; mit anderen 
Worten, es gibt auch Vergleiche mit optimiſtiſchen Schuldnern. Es 
genügt deshalb ſubjektive Unſicherheit. Bedenklich erſcheint mir da⸗ 
gegen der allgemeine Ausſpruch, daß, wenn das Recht die Ten⸗ 
denz habe, ſich immer mehr und mehr an das „Außere“ zu 
halten, dieſe mit Treu und Glauben nicht im Einklang ſtehende 
Tendenz doch eine Forderung der Weiterbildung wert ſei, weil der 
heutigen Wirtſchaft entſprechend. Es ſcheint mir nicht genügend 
berückſichtigt zu ſein, daß ſich die auf den Schein gründenden 
Rechtswirkungen doch gerade in dem Grundſatz von Treu und 
Glauben ihre Stütze finden. Höchſtens kann man ſagen, das Wirt⸗ 
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ſchaftsleben erfordere klare eindeutige Verhältniſſe und Ab⸗ 
machungen, „eine Entperſönlichung des Rechts“, während eine über⸗ 
mäßige und oft unberechtigte Anwendung der Grundſätze von Treu 
und Glauben nicht ſelten einen ſchwankenden Boden ergebe. 

Das gegenſeitige Nachgeben (§ 5) wird mit Recht wirtſchaft⸗ 
lich erfaßt (S. 31). Das Geſetz verlangt eine Schmälerung des 
Vermögens des Behauptenden. Wichtig iſt die eingehende Unter⸗ 
ſuchung der Fälle, in denen ein Nachgeben vorliegen kann. In 
dieſem Zuſammenhange wird hier die Sachlegitimation zum Nach⸗ 
geben, mithin zum Vergleichsſchluß an Hand des geltenden Rechts 
erörtert (S. 34—41). Wichtig für die Praxis iſt auch die Ein- 
wirkung der ſpäter veränderten Sachlage bei außergerichtlichen 
Vergleichen. $ 323 ZPO. enthält keine materiell⸗rechtliche Norm 
(S. 44). Ebenſo iſt von großer Bedeutung, wie der Vergleich ($ 6, 
Beziehungen zwiſchen dem ſtreitigen Rechtsverhältnis und dem 
Vergleich [S. 48 f.]) auf die Rechtsfolgen aus dem früheren Tat⸗ 
beſtande einwirkt (Verjährung, Vergleich über nichtige Forderungen, 
Übertragbarkeit, bevorzugte Forderungen, Naturalobligationen, Auf⸗ 
rechnung [8 393 BGB.], Zurückbehaltungsrecht [8 3 Abf. 1 Ziff. 1 
AufwG., 8 63 Abſ. 2 AufwG.]). Klageänderung liegt vor, wenn 
der Anſpruch nunmehr auf Vergleich geſtützt wird (S. 45). Ich 
verweiſe auch auf die Erörterung über die Bedeutung des inter⸗ 
nationalen Privatrechts, der öffentlich⸗rechtlichen Tatbeſtände und 
der Sondergerichtsſtände. Wirkungen gegen Dritte können nicht er⸗ 
zeugt werden (S. 64). Es iſt auch ein Vergleich über den Grund 
der Forderung denkbar (S. 72). Es können in ihn auch weitere 
Rechtsverhältniſſe eingeführt werden (S. 76 f.), allerdings können 
die Parteien auch Unabhängigkeit des Vergleichs von dem ſtreitigen 
Verhältnis wollen. Dieſe Prüfung wird für die Praxis ſtets von 
größter Bedeutung ſein (S. 82). 

Im zweiten Kapitel wird der Einfluß des Gegenſtandes auf 
die Natur des Vergleichs erörtert (8 7). Ein Vergleich kann nach 
Anſicht des Verf. auch ein dinglicher Vertrag fein, auch ein Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag (S. 95). Letzteres entſpricht der gegenſeitigen Natur des 
Vergleichs. Der Vergleich iſt ſtets als entgeltlicher Vertrag zu be⸗ 
trachten (S. 96). Er iſt kauſales Geſchäft (S. 100). In die Tiefe 
theoretiſcher Probleme führt die Erörterung zu § 782. Welche Be- 
deutung hat es wenn ein Anerhenntnis eingefügt oder beigefügt 
wird; für das ſtreitfremde Anerkenntnis (S. 106) iſt nach der 
ratio legis 8 782 BGB. nicht anzuwenden. Die Praxis wird gut⸗ 
tun, ſolche Anerkenntniſſe zu vermeiden, meiſt aber wird die 
Schriftform gewahrt ſein. 

Senhr wichtig iſt das grundlegende Kap. 3 von der Unwirkſam⸗ 
keit des Vergleichs. Wer muß den Sachverhalt zugrunde gelegt 
haben? Es genügt, wenn die eine Partei dies in einer für die an⸗ 
dere erkennbaren Weiſe getan hat (S. 108). Schwierigkeiten bringen 
die Fälle, in denen der wahre Sachverhalt oder die ſpätere Ent⸗ 
wicklung überhaupt nicht in den Vorſtellungskreis der Parteien 
getreten iſt (Unterhaltsabfindung mit Papiermark [RG. 106, 3981). 
Die S. 111 gegebene Auslegung des Geſetzes erſcheint mir ſehr 


beachtlich: Die $ 779 zugrunde liegenden Rechtsgedanken müſſen 


als gegeben aufgewieſen werden können. Der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes wird mit Recht als unglücklich bezeichnet. Ad-hoc⸗Entſchei⸗ 
dungen ſind abzulehnen. Schwierigkeiten kann auch das Auffinden 
von neuen Beweismitteln bewirken (S. 116). Bei der Wirkung des 
Grundlagenirrtums (S. 119) — der Unwirkſamkeit des § 779 
BGB. — lehnt Verf. den Bereicherungsausgleich im Wege der 
Saldotheorie ab. Das entſpricht nicht dem Standpunkt der Praxis. 

Vom Standpunkt der Theorie ſind auch die Erklärungs⸗ 
verſuche der ratio des 8 779 BGB. ſehr dankenswert und er⸗ 
geben eine Fülle von Anregungen. Der Raum verbietet, hierauf 
näher einzugehen. Für die Praxis iſt aber von Bedeutung die 
Stellungnahme zu dem Streit und Irrtum über das Summen⸗ 
vermächtnis (S. 137) — der gemeinſame Zweck wird hier nicht er⸗ 
reicht —, ferner zu den Problemen der „weiteren“ (nicht ver⸗ 
glichenen) argliſtigen Täuſchung (S. 138), ferner zu dem Vergleich 
über einen ſtreitigen Punkt, auf den es nach ſpäterer Erkenntnis 
nicht mehr ankommt (8 139 BGB.). Mehr theoretiſche Bedeutung 
haben die drei letzten Kapitel, insbeſ. das vierte, Stellung im 
Syſtem. Verf. möchte den Vergleich in den allgemeinen Teil ein⸗ 
geſtellt wiſſen. Sehr ſcharfſinnig find die theoretiſchen Aus⸗ 
führungen über Nichtigkeit, relative Nichtigkeit und Unwirkſamkeit. 
Das Schlußkapitel, Abgrenzung von anderen Rechtsgebieten, wird 
el dem Praktiker manche Anregung geben und Klarheit bringen 
helfen. 

Zum Schluß möchte ich noch darauf hinweiſen, daß die vielen 
Beiſpiele die Anſchaulichkeit des oft ſpröden Stoffes fördern. Sie 
zeugen von der Befähigung zur lebendigen Darſtellung, die für 
einen guten Rechtslehrer unentbehrlich iſt. 

Ich hoffe, daß die Wiſſenſchaft durch den jungen Verf. noch 
manche Bereicherung erfahren wird. 
OLGR. Dr. Brandis, Frankfurt a. M. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 
Keichsgericht. 


a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 


Patentrecht, Lizenzrecht. 


1. 84 PatG. Für die Frage einer Patent⸗ 
verletzung iſt nicht entſcheidend, ob ein Patent, 
deſſen Ausführung die Verletzung begründen 
ſoll, auf einem anderen Erfindungsgedanken 
beruht; trotzdem kaun bei ſeiner Verwirklichung 
von dem ſchon geſchützten Erfindungsgedanken 
Gebrauch gemacht werden. Die in einem Vor⸗ 
prozeß vom RG. gebilligte Auslegung des 
Patentes ſteht einer weiteren Auslegung des 
Erfindungsgedankeus nicht entgegen. f) 

Sch. in E. iſt Inhaber des ſeit dem 15. Febr. 1908 ge⸗ 
ſchützten DRP. Nr. 240 187, betreffend einen Grubenſtempel, 
deſſen oberer Stempelteil in dem unteren gleitet und mittels 
verſchiebbaren Metallbandes und Keiles feſtgeſtellt wird. Der 
Patentanſpruch lautet: „Nachgiebiger Grubenſtempel, deſſen 
oberer Stempelteil in dem unteren gleitet und mittels ver⸗ 
ſchiebbaren Metallbandes und Keiles feſtgeſtellt wird, dadurch 
gekennzeichnet, daß innerhalb des Metallbandes zwiſchen dem 
an dem keilförmigen oberen Stempelteil (3) anliegenden 
Bremskörper (9) und dem Keil (6) ein nachgiebiger Einſatz⸗ 
körper (8) ſitzt.“ Die Kl. beſitzt die ausſchließliche Lizenz an 
dieſem Patent. Der Bekl. iſt Inhaber des ſeit dem 1. Dez. 
1915 geſchützten DRP. Nr. 304 180, ein Schellenband für 
nachgiebige eiſerne Grubenſtempel betreffend. Der Patent⸗ 
anſpruch dieſes Patents lautet: „Schellenband für nachgiebige 
eiſerne Grubenſtempel aus einem kegelförmigen Oberteil, 
welcher ſich in einen rohrförmigen Unterteil hineinſchiebt, ge⸗ 
kennzeichnet durch Backen (a) aus wagerechten Blattfedern, 
die ſich mit ihrer ausgebauchten Mitte beiderſeits gegen die 
Wandung des Oberteils legen und an den ſeitlichen Enden 
durch Schraubenbolzen (b) zuſammengehalten werden.“ Der 
Bekl. ſtellt her und vertreibt Grubenſtempel der im Anſpruch 
ſeines Patents beſchriebenen Art mit der Abweichung, daß 
die Blattfedern des Schellenbandes ſich nicht mit ihrer Wöl⸗ 

ung gegen den Stempeloberteil preſſen, ſondern ſich mit ihrer 

undung um den Stempeloberteil herumlegen, ſo daß ſie ſich 
unter dem Druck der Kegelform federnd erweitern. Die Kl. 
behauptet, daß die im Patent des Bekl. beſchriebenen und die 
von ihm tatſächlich hergeſtellten Stempel ihr Patent verletzten, 
da fie eine Keilpaarung zwischen Ober⸗ und Unterſtempel auf⸗ 
wieſen, die durch Einſchaltung von Formveränderungskörpern, 


Zu 1. Der erſte Teil der Begründung in der obigen Entſch. 
befaßt ſich mit der Abhängigkeit von Patenten. Man verſteht dar⸗ 
unter allgemein das Verhältnis, daß eine Erfindung in eine an⸗ 
dere, früher angemeldete derart eingreift, daß ſie nicht ohne Be⸗ 
einträchtigung der Rechte des früheren Anmelders benutzt werden 
bann. Schon aus dieſer Definition geht hervor, daß die jüngere 
Erfindung eine andere ſein muß als die ältere. Würden beide ſich 
decken, ſo läge nicht Abhängigkeit, ſondern Identität vor. 

indem zweiten Teil führt das RG. aus, daß der Schutzbereich 
einer Erfindung in verſchiedenen Prozeſſen verſchieden feſtgeſtellt 
werden kann. Auch mit dieſem Satz wird man ſich einverſtanden 
erklären, zumal wenn, wie hier, die Parteien in beiden Prozeſſen 
ſich nicht decken. Im vorliegenden Fall hatten ſowohl die Inſtanz⸗ 
1 0 wie der Kl. den vom RG. früher feſtgeſtellten Schutz⸗ 
Be zugrunde gelegt. Das NG. verlangt aber in der obigen 
nt. daß, da die Konſtrukttion des Bekl. ſich nicht mit der des 


nämlich den Federn, geſetzmäßig nachgiebig geſtaltet ſeien. Sie 
hat daher mit dem Antrage Klage erhoben, dem Bekl. zu 
verbieten, nachgiebige eiſerne Grubenſtempel gewerbsmäßig 
herzuſtellen, in Verkehr zu bringen, feilzuhalten oder zu ge⸗ 
brauchen, die aus einer Keilpaarung zwiſchen Ober- und 
Unterſtempel beſtehen, die durch Einſchaltung eines Form⸗ 
veränderungskörpers, und zwar in Geſtalt eines federnden 
Schellenbandes, nachgiebig gemacht ſind, ferner den Bekl. zur 
Rechnungslegung und zum Erſatz des ſich aus der Rechnungs⸗ 
legung ergebenden Schadens zu verurteilen und das Patent 
Nr. 204180 für abhängig von dem Patent Nr. 240 187 zu 
erklären. Der Bekl. beſtreitet Patentverletzung und Ab⸗ 
hängigkeit, weil er keinen Einſatzkörper verwende, ſondern das 
Schellenband ſelbſt nachgiebig geſtalte. Die Vorinſtanzen 
haben abgewieſen, das RG. hat aufgehoben. 

Das OLG. hält an der Beurteilung feſt, die es mit 
Billigung des RG. in ſeinem Urt. v. 2. Juli 1926 in Sachen 
Sch. w. M. dem Weſen und dem Schutzumfang des Klage⸗ 
patents hat zuteil werden laſſen. Sie geht dahin, daß durch 
dieſes Patent nicht ſchlechthin die Kombination von Reibungs⸗ 
und Formveränderungswiderſtand geſchützt ſei, ſondern daß 
das weſentliche der Erfindung in der Einſchiebung eines nach⸗ 
giebigen Zwiſchenſtücks zwiſchen die keilförmige Fläche des 
Stempeloberteils und das mit dem Stempelunterteil ver⸗ 
bundene Widerlager beſtehe. Als Widerlager betrachtet es 
das am Stempelunterteil befindliche, beide Stempelteile mit⸗ 
einander verbindende ſtarre Metallband. Demgemäß hat es 
geprüft, ob der von dem Bekl. hergeſtellte Stempel in gleicher 
Weiſe gebaut ſei, und ſtellt hierzu folgendes feſt: Bei dem 
Stempel des Bekl. werde ein kegelförmiger Oberteil durch ein 
federndes Schellenband auf einem Stahlrohr gehalten. Durch 
den Gebirgsdruck werde der Oberteil in das Rohr gedrückt. 
Dabei dehne der Oberteil das federnde Schellenband aus⸗ 
einander, ſo daß der Gebirgsdruck, der den zweiteiligen 
Stempel zuſammenzuſchieben ſuche, von dem Schellenband auf⸗ 
genommen werde. Hiernach fehle, wie auch von den zuge⸗ 
zogenen Sachverſtändigen beſtätigt worden ſei, bei der Vor⸗ 
richtung des Bekl. ein zwiſchen Stempeloberteil und Wider⸗ 
lager eingeſchobenes Zwiſchenſtück. Die Blattfedern könnten 
als ſolches nicht angeſehen werden. Das als Widerlager die⸗ 
nende Schellenband ſei vielmehr ſelbſt nachgiebig geſtaltet. 
Demgemäß mache der Bekl. von dem Sch. ſchen Erfindungs⸗ 
gedanken keinen Gebrauch. Deſſen Verdienſt beſtehe darin, ge⸗ 
zeigt zu haben, wie durch Einfügung eines Zwiſchenſtücks der 
Formänderungswiderſtand geſetzmäßig mit dem Reibungs⸗ 
widerſtand verbunden werden könne. Der Bekl. dagegen löſe 
die Aufgabe auf dem Wege der nachgiebigen Geſtaltung des 
Metallbandes ſelbſt. Sein Erfindungsgedanke ſei alſo ein 
ganz anderer. 

Dieſe Betrachtungsweiſe kann nicht gebilligt werden. Sie 
wird insbeſ. auch nicht dadurch gerechtfertigt, daß ſich die 
Kl., wie es in den Urteilsgründen heißt, den Standpunkt 
des RG. im Vorprozeß Sch. w. M. zu eigen gemacht hat. 
Die Kl. hat ihre in der Klage geſtellten Anträge ſtets aufrecht⸗ 
erhalten und ſich nur bemüht, auf mehrfache Weiſe darzu⸗ 


früheren Bekl. deckt, unter Berückſichtigung des Standes der 
Technik zur Zeit der Anmeldung geprüft werden ſoll, ob eine 
weitere Beſtimmung des Schutzbereichs des Klagepatents geboten 
iſt. In den meiſten Fällen führt die Auslegung des Patent⸗ 
anſpruchs nach dem Stande der Technik nicht, wie hier beabſichtigt, 
zu einer Erweiterung des Schutzbereiches, ſondern zu einer Ein⸗ 
engung. Denn es gelingt häufig dem in einem ſpäteren Prozeſſe 
Bekl., ältere Druckſchriften herauszufinden, die gegenüber dem 
erſten Urteile eine Einſchränkung des Schutzbereiches rechtfertigen. 
Für die Induſtrie iſt dieſe Unſicherheit hinſichtlich des Umfanges 
von Patenten höchſt unangenehm. Sie könnte gemildert werden, 
wenn das Patentamt bei Abfaſſung der Patentſchrift darauf hielte, 
daß der Anmelder möglichſt eingehend das Weſen feines Er⸗ 
findungsgedankens darlegt. Darauf geht auch, ſoviel ich weiß, das 
Beſtreben des gegenwärligen Präfidenten des Nail. 
SR. Dr. Dr. Arnold Seligſohn, Berlin. 
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legen, daß ſie begründet ſeien. Es handelt ſich dabei im 
weſentlichen um eine rechtliche Beurteilung, die das BG. 
nicht der Pflicht enthob, ſelbſtändig zu prüfen, ob, wenn die 
Beurteilung der Kl. ſich als unzutreffend erwies, ihre An⸗ 
träge nicht aus anderen rechtlichen Geſichtspunkten gerecht⸗ 
fertigt ſind. Entſcheidend iſt nicht, ob dem Patent des Bekl. 
ein anderer Erfindungsgedanke zugrunde liegt als dem Klage⸗ 
patent; denn dies iſt eine ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung 
dafür, daß dem Bekl. ein Patent erteilt worden iſt, und 
ſchließt weder aus, daß dieſes Patent von dem der Kl. ab⸗ 
hängt, noch daß der Bekl. letzteres verletzt hat. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob der Bekl. bei der Verwirklichung 
feines Erfindungsgedankens durch die ihm patentierte Vor⸗ 
richtung und durch die Herſtellung von Grubenſtempeln mit 
dieſer Vorrichtung von dem Schiſchen Erfindungsgedanken 
Gebrauch gemacht hat. 

Letzterer muß hiernach ermittelt werden. Dabei darf aber 
nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, worin in den 
Vorprozeſſen dieſer Erfindungsgedanke erblickt worden iſt. 
Denn den einer Erfindung zugrunde liegenden Gedanken kann 
man nur klarſtellen, wenn man von der offenbarten Aus⸗ 
führungsform ausgehend prüft, welche Überlegungen dazu ge⸗ 
führt haben, ſie gerade ſo und nicht anders zu geſtalten, welche 
Aufgabe ſich der Erfinder geſtellt hat, auf welchem Wege 
ſie von ihm gelöſt worden iſt und warum er den von ihm 
vorgeſchlagenen Weg als den richtigen und zweckmäßigen ge⸗ 
wählt hat. In dieſer Ableitung des Allgemeinen von dem 
Beſonderen kann man meiſt verſchieden weit gehen und wird 
naturgemäß regelmäßig nur ſo weit gehen, als es der Einzel⸗ 
fall erfordert. In den Vorprozeſſen genügte der Erfindungs⸗ 
gedanke von Sch. ſo, wie er damals als vorhanden ange⸗ 
nommen wurde, zur Beurteilung der zur Entſcheidung ſteheu⸗ 
den Fragen, ob das Lſche Patent Nr. 308883 von dem 
Klagepatent abhängt und ob dieſes durch die Herſtellung und 
den Vertrieb von Stempeln nach dem Patent Nr. 308 883 
und nach dem R.ſchen Patent Nr. 306 178 verletzt wird. Es 
lag daher damals keine Veranlaſſung vor, zu unterſuchen, ob 
nicht das Scheſche Patent auf einem noch allgemeineren Er⸗ 
ſindungsgedanken beruht, der verwirklicht wird, wenn man 
nicht ein nachgiebiges Zwiſchenſtück zwiſchen Stempeloberteil 
und Metallband einfügt, ſondern letzteres ſelbſt nachgiebig 
geſtaltet. Von dieſer Frage hängt aber gerade die Ent⸗ 
ſcheidung des vorliegenden Rechtsſtreits ab. Das OLG. durfte 
ſich daher nicht damit begnügen, feſtzuſtellen, ob der Bekl. 
den in den Vorprozeſſen ermittelten Erfindungsgedanken des 
Klagepatentes benutzt, ſondern es mußte nach dem Stande der 
Technik zur Zeit der Anmeldung des Klagepatents unter⸗ 
ſuchen, ob ſich deſſen Erfindungsgedanke nicht noch weiter 
faſſen läßt, und zwar fo weit, daß der Bekl. von ihm Ge 
brauch macht. 

(U. v. 24. April 1929; 23/29 I. — Zweibrücken.) [Ka.] 

2. § 157 B eee 
vertrages. Haftung des vertragſchließenden 
Zweiggeſchäftes für ein zweites Zweiggeſchäft. 
Haftung des zweiten Zweiggeſchäftes aus den 
Geſchäften des vertragſchließenden Zweig⸗ 
geſchäftes. f) 

Der Kl. ſchloß am 18. März 1925 mit der Firma Carl 
3. einen Lizenzvertrag. Danach ſtellte er ihr bis zum 
31. März 1935 feinen Befi an Erfahrungen und Gedanken 
auf dem Gebiete der Hohlſpiegelbeleuchtung, ſeine dafür an⸗ 


Zu 2. Mit dieſem Urteile werden ſich ſchwerlich alle die 
Firmen, die mit Zweiggeſchäften arbeiten, einverſtanden erklären, 
m. E. auch nicht einverſtanden erklären können. Richtig iſt, daß 
es ſich um zwei verſchiedene Betriebe derſelben Rechtsperſönlichkeit 
handelt. Richtig iſt auch, daß die Gläubiger des einen Betriebes 
ſich ſchließlich auch au das Vermögen halten können, das für den 
anderen Betrieb beſtimmt iſt, da es ſich um einen einzigen 
Schuldner handelt. Als Beleg ſührt das RG. mit Recht den Kon⸗ 
kurs an. Das will ſagen, die Vollſtreckung kann in jedes gelegene 
Vermögen des Schuldners ſtattfinden. Das iſt ja auch klar. Wenn 
die Niederlaſſung Dortmund das Geſchäft aßgeſchloſſen hat, aber 
ſchlecht erfüllt hat, kann das gegen Dortmund erwirkte Urteil, 
um mich kurz ſo auszudrücken, auch gegen die Niederlaſſung Eſſen 
vollſtreckt werden, ſobald in Dortmund aus irgendwelchen Grün⸗ 
den nichts zu holen iſt. Aber abgeſehen hiervon, worauf es an⸗ 
kommt, it: Die Haftung mit dem Vermögen iſt etwas anderes 
als die Schuld, inſofern als die Schuld nur gegen die zuſtändige 


gemeldeten, noch anzumeldenden oder zu erwerbenden Pa⸗ 
tente, Gebrauchsmuſter und ſonſtigen Rechte und alles, was 
er an Erfindungen und Verbeſſerungen auf dem Gebiet etwa 
noch machen werde, ausſchließlich zur Verfügung. Als Ent⸗ 
gelt ſollte er 1% des Nettofakturenwertes aller in einem 
Jahre durch Z. umgeſetzten Hohlſpiegel⸗Beleuchtungskörper 
erhalten; die Höhe dieſer Lizenzabgabe ſollte jedoch nach 
näherer Beſtimmung des Vertrages vom Reingewinn ab⸗ 
hängen. Für ſeine Mitarbeit wurde dem Kl. außerdem eine 
beſondere Vergütung zugeſagt. 

Im Jahre 1926 brachte auch die Firma Sch. Beleuchtungs⸗ 
ſpiegel auf den Markt. Da die Unternehmen, die unter den 
Firmen Carl Z. und Fer Glaswerke Sch. & Gen. betrieben 
werden, beide der Carl⸗Z.⸗Stiftung gehören, fo verlangt der 
Kl. Lizenz auch von den Beleuchtungsſpiegeln, welche Sch. 
vertreibt. Er gründet dieſen mit der vorliegenden Klage ver⸗ 
folgten Anſpruch auf den Vertrag v. 18. März 1925; aber 
auch darauf, daß das Verhalten der Gegner ſich als un⸗ 
erlaubte Handlung und unlauterer Wettbewerb kennzeichne. 
Die Klaganträge gehen auf Rechnungslegung und Zahlung. 

Die beiden verklagten Firmen erwidern, daß ſie nach 
der Satzung der Carl⸗Z.⸗Stiftung völlig voneinander un⸗ 
abhängig ſeien, der Vertrag v. 18. März 1925 nur Carl Z. 
angehe, Sch. auch feine Herſtellung voͤn Beleuchtungskörpern 
ganz ſelbſtändig ohne Verwertung von Gedanken des Kl. 
begonnen habe. Daß von unerlaubter Handlung oder un⸗ 
lauterem Wettbewerb die Rede ſein könne, beſtreiten ſie. 

Das OLG. wies die Klage auf Rechnungslegung ab, 
das RG. hob auf. 

Im Anſchluß an die Satzung der Carl⸗Z.⸗Stiftung legt 
das Bu. dar, daß die beiden Unternehmen dieſer 
Stiftung — das eine (die optiſchen Werkſtätten) unter der 
Firma Carl Z., das andere (die Glashütte) unter der Firma 
J.er Glaswerke Sch. & Gen. — wirtſchaftlich ganz ge⸗ 
trennt betrieben werden und auch der Stiftungsverwaltung 
gegenüber eine gewiſſe Selbſtändigkeit genießen. Jedem von 
ihnen iſt für ſeine Betriebsmittel ein beſonderer Vermögens⸗ 
inbegriff zugewieſen; jedes hat zu ſelbſtändiger Verwaltung 
fernen beſonderen Borftand (86 der Satzung). Diefe Vor⸗ 
ſtände arbeiten als Kollegien gleichberechtigter Mitglieder; 
deren Höchſtzahl iſt für jeden vier; mindeſtens ein Mitglied 
der Geſchäftsleitung der Optiſchen Werkſtätte muß zugleich 
dem Vorſtande des Glaswerks angehören ($ 7). Dem Vor⸗ 
ſtande jedes Stiftungsbetriebs unterſteht deſſen geſamte innere 
Leitung, die kaufmänniſche Verwaltung und die ganze äußere 
geſchäftliche Tätigkeit (8 8 Abſ. 1 und 2). Jeder Stiftungs⸗ 
betrieb kann Dritten gegenüber in allen ſeinen Angelegen⸗ 
heiten nach innen und nach außen, gerichtlich und außer⸗ 
gerichtlich, nur durch Mitglieder ſeines Vorſtandes und die 
von ihnen beſtellten Bevollmächtigten vertreten werden (8 8 
Abſ. 3). Von rechtlicher Selbſtändigkeit der Stiftungsbetriebe 
aber kann, wie LG. und OLG. übereinſtimmend und ohne 
Verſtoß gegen Rechtsgrundſätze annehmen, keine Rede ſein. 
Rechtsträger find nicht die beiden „Firmen“. Aus Rechts⸗ 
geſchäften, die ein Mitglied einer der beiden Geſchäfts⸗ 
leitungen unter der zugehörigen Firma vornimmt, wird 
ſtets nur die Stiftung als Alleininhaberin beider Betriebe 
berechtigt und verpflichtet. Abzulehnen iſt die aus 
§ 4 der Satzung gezogene Folgerung der Bekl., daß ver- 
waltungsmäßig und als Rechtsträger drei ſelbſtändige Ge⸗ 
bilde vorhanden ſeien: 1. Carl⸗Z.⸗Stiftung, 2. Optiſche Werk⸗ 


Niederlaſſung und erſt dann, wenn dieſe Niederlaſſung nicht mehr 
vorhanden iſt, gegen das Hauptgeſchäft geltend gemacht werden 
darf. M. a. W. der Prozeß iſt gegen die das Geſchäft ab⸗ 
ſchließende Niederlaſſung zu führen, die Vollſtreckhung kann unter 
beſtimmten Vorausſetzungen auch andere Betriebsmittel als die 
Mittel dieſer Niederlaſſung ergreifen. 

Es iſt ja auch ganz unmöglich, daß etwa wegen eines Dort⸗ 
munder Geſchäftes plötzlich die Niederlaſſung Eſſen ſollte verklagt 
werden können, geſchweige denn das Hauptgeſchäft Köln. Darin 
ſpricht ſich aus, daß für alle Tatbeſtände des Schuldrechtes: Er⸗ 
füllung, Nichterfüllung, Schlechterfüllung, Verzug, verſchuldete Un⸗ 
möglichkeit, Stundung, Erlaß uſw., der Perſonenkreis der Dort⸗ 
munder Niederlaſſung in Betracht kommt und die Maßſtäbe aus 
dem Verhalten von Dortmund entnommen werden müſſen, nicht 
aber aus dem Verhalten von Eſſen. 

Hat nun der Zeißbetrieb für den Schottbetrieb mitkontrahiert 
oder nicht? Die Frage aufwerſen, heißt auch ſchon ſie verneinen. Das 
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ſtätten (Carl 3.) und 3. Glashütte (Jer Glaswerke Sch. 
& Gen.). Dieſe durch Zuſammenfügung einzeln heraus⸗ 
gegriffener Satzteile geſtützte Anſicht widerſpricht dem deut⸗ 
lichen Geſamtinhalte der Satzung. Die ſagt im § 4 Abſ. 1 
ausdrücklich und an vielen anderen Stellen durch den im 
Zuſammenhang erkennbaren Sinn, daß Rechtsperſönlichkeit 
nur der Carl⸗Z.⸗Stiftung, aber nicht ihren als „Stiftungs⸗ 
betriebe“ gekennzeichneten Geſchäftsunternehmen zukommt. 
Für die Vertretung der Stiftung als juriſtiſcher Perſon, die 
Verwaltung ihres Vermögens und die oberſte Leitung ihrer 
Angelegenheiten ſoll ſtets eine beſondere „Stiftungsverwal⸗ 
tung“ beſtehen (8 4 Abſ. 1). Es iſt die mit der Verwaltung 
der Iter Univerfilät betraute Miniſterialabteilung (8 5 Abſ. 1). 
Die Vorſtände der jeweiligen Stiftungsbetriebe, bislang alſo 
der Optiſchen Werkſtätten (Carl 3.) und der Glashütte 
(. . . Sch. .. ) find keine Häupter ſelbſtändiger Rechtsperſön⸗ 
lichkeiten, ſondern lediglich dazu beſtimmt, die induſtrielle 
Tätigkeit der Stiftung zu leiten und jene Betriebe zu ver⸗ 
walten (8 4 Abſ. 1). Sie werden von der Stiftungsverwal⸗ 
tung ernannt (§ 4 Abſ. 2 a. E.). Ein ſtändiger „Stiftungs⸗ 
kommiſſar“, ebenfalls ernannt von der Stifungsverwaltung 
(8 5 Abſ. 2), ift berufen, dieſe bei den Stiftungsbetrieben zu 
vertreten (§ 4 Abſ. 2 vorletzter Halbſatz). Alles das wird im 
weſentlichen ſchon vom VG. dargelegt, auch bereits im land⸗ 
gerichtlichen Urteil angewandt. 

Die rechtliche Beurteilung der Vorinſtanzen kommt je⸗ 
doch dadurch zu verſchiedenen Ergebniſſen, daß das BG. be⸗ 
tont: nur ſo weit werde die Stiftung berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, als die Vertretungsbefugnis des für ſie Handeln⸗ 
den reiche; und nur für den Geſchäftskreis des unter der 
Firma Carl Z. betriebenen Unternehmens ſei der Vertrag 
v. 18. März 1925 geſchloſſen worden. 

Vollzogen habe den Vertrag der damalige Bevollmäch⸗ 
tigte der Stiftung in Angelegenheiten der Firma 3, 
Dr. M. F. Der ſei, wie der Handelsregiſterauszug erweiſe, 
nicht Mitglied der Geſchäftsleitung der Firma Sch. geweſen. 


konnte wegen der genau geregelten Vertretungsbefugniſſe der 
Zeißbetrieb gar nicht, ſelbſt wenn er gewollt hätte. Daher war ſchon 
ohne weiteres die Klage gegen den Schottbetrieb mangels paſſiver 
Legitimation abzuweiſen. Dieſe Klage iſt unmöglich, und ihre An⸗ 
erkennung widerſpricht der ganzen bisherigen Praxis. Alſo konnte 
die Zeißſtiſtung niemals unter der Firma Schottbetrieb auf irgend 
etwas verurteilt werden. Eine Verurteilung war höchſtens unter 
Firma Zeißbetrieb möglich. Das Urteil iſt hierin nicht deutlich, es 
verurteilt auch den Schottbetrieb, ſeine Gründe paſſen aber nur auf 
eine Verurteilung des Zeißbetriebes. Mit Treu und Glauben und 
redlicher Verkehrsſitte läßt ſich die Hineinbeziehung einer an dem 
Vertragſchluß nicht beteiligten Zweigniederlaſſung als Partei nicht 
rechtfertigen. 

Aus der von dem NG. allerdings in anderem Zuſammenhang 
angeführten Entſch. NOHG. 20, 36f. läßt ſich nichts dafür ent⸗ 
nehmen. Im Gegenteil, das Hauptgeſchäft Breslau hatte Aktien 
zu fordern und den Berliner Schuldner angewieſen, fie in Berlin 
der Berliner Zweigniederlaſſung auszuliefern. Dies geſchah nicht, 
und der Schuldner brachte vor, der Berliner Generalbevollmäch⸗ 
tigte habe geſtundet. NOHG. ſagte, dazu habe er keine Befugnis 
gehabt. Es ging ſo weit, zu erklären, „dieſe Geſchloſſenheit der 
einzelnen Handlungsetabliſſements und Handelsfonds gegeneinauder, 
äußerlich durch die Verſchiedenartigkeit der Firmen zur Erſcheinung 
gebracht, muß ausreichen, um ſie als verſchiedene Perſonen i. ©. 
von 8 251 Tit. 16 Teil 1 AL R., die in das Verhältnis von 
Aſſignant und Aſſignatar treten können, erſcheinen zu laſſen“. 
Dem Aſſignatar fehle aber die Einwirkungsmöglichkeit auf das 
Schuldverhältnis. Ganz recht, denn ſeine Verkretungsbefugnis bezog 
ſich nur auf das Zweiggeſchäft in Berlin. Er konnte das Breslauer 
Hauptgeſchäft nicht irgendwie anders binden als über eine etwaige 
Zuständigkeit des Berliner Zweiggeſchäftes. Der Zuſtändigkeits⸗ 
umkreis des Berliner Zweiggeſchäftes war auch der Zuſtändigkeits⸗ 
umkreis für die Bindung des Hauptgeſchäftes, um jo mehr wäre 
er es auch für ſonſtige Zweiggeſchäfte geweſen. Wenn nicht einmal 
das Hauptgeſchäft über den Geſchäftskreis des Berliner Zweig⸗ 
geſchäftes gebunden werden konnte, konnte doch von einer Bindung 
oder Mitumfaſſung etwaiger anderer Zweiggeſchäfte noch weniger 
die Rede ſein. Daher hat von Zweiggeſchäften doppelt das zu 
gelten, was das NOHG. für das Hauptgeſchäft zutreffend feſt⸗ 
gelegt hat. 

Auch ſonſtige materielle Erwägungen ſchweren Gewichtes 
kommen in Betracht. Es kann nicht zugegeben werden, daß die 
bedingungs⸗ und vorbehaltloſe Hineinbeziehung des Schottbetriebes 
in den Lizensbetrieb des Zeißbetriebes gerecht ſei. Dadurch wird 
der Schottbetrieb um die Früchte feiner eigenſten Geiſtes⸗, Erſinder⸗ 
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Habe er alſo die Stiftung nur in Angelegenheiten der Firma 
Z. vertreten dürfen, ſo ergebe ſich ſchon daraus allein, daß 
ſie aus dem Vertrage nicht verpflichtet ſei, Abgaben von den 
im Sch.ſchen Betriebe hergeſtellten Beleuchtungskörpern zu 
zahlen; denn dazu habe er ja die Stiftung nicht verpflichten 
können. Zwar ſei Vertragsgegnerin des Kl. der einzige 
Rechtsträger geweſen, der ihm gegenüberſtand: die Carl⸗Z.⸗ 
Stiftung. Aber dadurch, daß ihr Vertreter ſich beim Ver⸗ 
tragsabſchluß ihres Firmennamens Carl Z. bediente, habe er 
deutlich genug zum Ausdruck gebracht, daß er bloß über die⸗ 
jenigen Rechte und Verbindlichkeiten verfügen wolle, die in 
den Bereich des unter jenem Handelsnamen geführten Ge⸗ 
werbes fielen (88 8 und 9 der Satzung). 

Grundſätzlich zutreffend iſt die vom BG. angewandte 
Auffaſſung, daß ein Kaufmann (ſei er einzelner Menſch, Ge⸗ 
ſellſchaft, Körperſchaft oder Stiftung) mehrere Handels⸗ 
geſchäfte unter je einer beſonderen Firma nicht bloß an ver⸗ 
ſchiedenen Orten, ſondern auch an dem ſelben Orte betreiben 
kann (RO G. 20, 34—37 [36]; RG.: Recht 1907, 1473 
Nr. 3698). Allerdings bilden dieſe Unternehmungen keine 
verſchiedenen Rechtsperſönlichkeiten (ROH G. 15, 174—179 
176). Gläubiger der einen Firma können ſich, auch wenn 
die Niederlaſſungen verſchiedenen Orten angehören, an das 
Vermögen halten, welches für den Betrieb der anderen be⸗ 
ſtimmt iſt (ROG. 20, 36/37). Denn es handelt ſich um 
einen einzigen Schuldner. Die Folgen treten namentlich darin 
zutage, daß der über einen Einzelkaufmann ausgebrochene 
Konkurs deſſen geſamtes Vermögen und feine ſämtlichen, ob⸗ 
ſchon unter verſchiedenen Firmen betriebenen Niederlaſſungen 
ergreift (RGSSt. 5, 407/410 [408]). Aber die wirtſchaftliche 
Trennung der verſchiedenen Unternehmen vermag auch recht⸗ 
lich infofern Wirkungen hervorzurufen, als die Folgen von 
Rechtsgeſchäften auf einen der mehreren Betriebe beſchränkt 
werden. Wie das Bu. hervorhebt, kann der auf ſolche Be⸗ 
ſchränkung gerichtete Wille unter ſonſt geeigneten Umſtänden 
ſchon dadurch genügend bekundet werden, daß der Vertreter 


und Konſtruktionstätigkeit gebracht. Der Kl. hatte ſich nicht gegen⸗ 
über dem Schottbetrieb verpflichtet, brauchte dieſem keine Leiſtungen 
zu erbringen, verlangte aber von dem Schottbetrieb Vergütung für 
Leiſtungen, die er ihm nicht erbracht hatte. Das RG. verwertet die 
Tatſache, daß es ſich bei Zeißbetrieb und Schottbetrieb immer um 
dieſelbe Perſon handle. Das reicht aber nicht aus, denn in Betracht 
kommt, was ſonſt von der Rſpr. zutreffend erkannt worden iſt, 
daß für den Rechtsverkehr mit dem Hauptgeſchäft oder dem Haupt⸗ 
inhaber, alſo hier der Stiftung ſelber, nur der Verkehr über die 
jeweils handelnde Firma eröffnet worden war. Als der Zeißbetrieb 
mit dem Kl. verhandelte, erklärte die Stiftung (1): Ich verkehre 
mit dir nur durch das Mittel des Zeißbetriebes. Für dich führt nur 
dieſe Tür oder dieſe Brücke zu mir. Das will ſagen: Für mich 
find Erſüllungsgehilfen, Vertreter im Verhältnis zu dir nur die 
Leiter des Zeißbetriebes, niemand ſonſt. Andere ſind im Verhältnis 
zu dir Dritte. Wie nur dieſe eine „hohle Gaſſe“ die Verbindung 
zwiſchen dem Kl. und der Zeißſtiftung darſtellt, ſo iſt des weiteren 
nur der Zeißbetrieb die ausſchließliche Kraftzentrale, aus ver zu 
leiſten iſt, enthält auch nur er ausſchließlich die Perſonen, die für 
die Leiſtungen und Unterlaſſungen gegenüber dem Kl. in Betracht 
kommen. Der Vertrag mit dem Zeißbetrieb ſagt — und dies darf 
man heute als ſicheres Ergebnis einer jahrzehntealten Rſpr. heraus⸗ 
ſtellen —: Die Stiftung wird verpflichtet, aber nur mit den Per⸗ 
ſonen des Zeißbetriebes. Die Klage gegen den Schottbetrieb war 
alſo unter allen Umſtänden abzuweiſen. 

Es fragt ſich nur noch, ob der Zeißbetrieb für die Ergänzung 
und den Abſatz des Schottbetriebes auf die Vergütung zu haften hat. 
Auch dieſe Frage muß angeſichts des Tatbeſtandes verneint werden. 
Das NG. geht zutreffend von der tatſächlichen Unterſtellung aus, 
daß beide Parteien bei Abſchluß des Vertrages nicht an die Mög⸗ 
lichkeit gedacht haben, der Schottbetrieb könnte unwiſſentlich die 
gleiche techniſche Aufgabe angreifen. Es gibt aber den Tatbeſtand 
inſofern nicht ganz richtig wieder, als es ſagt: „Beide Teile 
ſchloſſen demnach den Vertrag in der beſtimmten Erwartung und 
mit dem Willen: Hohlſpiegelbeleuchtungskörper ſollten innerhalb des 
Stiftungsbetriebes nur bei Carl Zeiß (optiſche Werkftätten) her⸗ 
geſtellt werden.“ Das iſt zu viel geſagt, höchſtens darf geſagt wer⸗ 
den: würden hergeſtellt werden. Zu einem Sollen reicht es nicht, 
weil an den tatſächlich eingetretenen Fall nicht gedacht worden iſt. 
Auf dieſe Weiſe wird der Gedanke einer Zuſicherungshaftung un⸗ 
begründeterweiſe nahegelegt. Entſprechend iſt auch der folgende 
Satz bedenklich: „Das weſentliche für die ausſchlaggebende wirt⸗ 
ſchaftliche Beurteilung lag doch darin, daß ſie ſich in einem 
— gleichviel welchem — Betriebe der Stiftung vollzog.“ 
Dieſer Saß iſt gefährlich und wird, wenn feine Tragweite erſt er⸗ 


383 


3058 


des betreffenden Unternehmens mit deſſen Firma unter- 
zeichnet. 

Das BG. nimmt an, im vorliegenden Falle ſei allein 
ſchon durch den Gebrauch der Bezeichnung „Firma 3.“ deut⸗ 
lich zum Ausdruck gekommen, daß Verpflichtungen nur inner⸗ 
halb des Rahmens dieſes Betriebs, aber nicht des mit 
„Jirma Sch. ...“ bezeichneten, übernommen werden ſollten. 
Es lehnt auch den Gedanken ab, daß die Beteiligten den 
Vertrag auf den Sch.ſchen Betrieb ausgedehnt hätten, wenn 
ihnen die Möglichkeit bewußt geworden wäre, Sch. könne 
gleichfalls eines Tages zur Hohlſpiegelfabrikation übergehen. 
Es erwägt: „Die Erfahrungen und Gedanken des Kl. auf 
dem Gebiete der Hohlſpiegelbeleuchtung ſollten für den Be⸗ 
trieb der Firma Z. erworben werden, die ſich ebenfalls auf 
dieſem Gebiete betätigt hatte. Bei der wirtſchaftlichen Selb⸗ 
ſtändigkeit und Getrenntheit der beiden Stiftungsbetriebe be⸗ 
ſtand für den Vertreter der Z.⸗Stiftung in Angelegenheiten 
der Firma Z. nicht die geringſte Veranlaſſung .. „ das für 
den Betrieb die Firma Z. Erworbene auch dem Schi. ſchen 
Betriebe zukommen zu laſſen; es beſtand auch kein Anlaß, 
etwa für alle Fälle die Abgabe dem Kl. von Hohlſpiegeln, 
die bei Sch. hergeſtellt würden, gleichfalls zuzubilligen.“ Der 
Z.ſche Vertreter würde (fo meint das BG.) ein ſolches Ver⸗ 
langen, ganz abgeſehen von Mangel einer ſo weit reichenden 
Vollmacht, abgelehnt haben. Der Kl. ſage ja ſelbſt, eine 
einzige Andeutung der Firma Z., daß das Glaswerk jemals 
als Wettbewerber auftreten könnte, hätte ſofortigen Abbruch 
der Verhandlungen herbeigeführt. 

Die Verwertung dieſer Außerung des Kl. in den Grün⸗ 
den des BU. unterliegt rechtlichen Bedenken (8 133 BGB.). 
Was der Kl. ſagen will, iſt nach dem Zuſammenhang, in 
dem er es vorgebracht hat, dies: er wäre auf den Vertrag in 
der Geſtalt, wie er unter dem 18. März 1925 geſchloſſen wor⸗ 
den iſt, nicht eingegangen, wenn die Z.⸗Stiftung ihrem 
Glaswerke (Sch.) die Möglichkeit des Wettbewerbs in Hohl⸗ 
ſpiegel⸗Beleuchtungskörpern hätte freihalten wollen. Das ſteht 


kannt iſt, ſicher in Wirtſchaftskreiſen Widerſpruch finden. Das 
Nähere wird ſich fpäter aus dem folgenden ergeben. 

Auch von der Vorausſetzung wird ein bedenklicher Gebrauch 
gemacht. Es wird geſagt, der Kl. würde den Vertrag mit dem 
Zeißbetrieb nicht abgeſchloſſen haben, wenn er gewußt hätte, daß 
der Schottbetrieb ſelbſtändig zu des Kl. Gedanken und Erfindungen 
gelangen würde. Dasſelbe kann aber auch der Zeißbetrieb ſagen, 
denn für ihn wurde der Vertrag noch ſinnloſer, als der Schottbetrieb 
den Zeißbetrieb aus der techniſchen Verlegenheit befreien konnte, in 
der er ſich bei Abſchluß des Vertrages mit dem Kl. befand. Hier⸗ 
aus ergab ſich höchſtens eine beiderſeitige Kondiktion des Ver⸗ 
trages wegen Sinn⸗, Zweck⸗ und Gegenſtandsloſigkeit, alſo wegen 
echten Kalkulationsirrtums. Ein Grund, den Kl. wegen dieſes 
Irrtums irgendwie zu bevorzugen, liegt nicht vor. 

Der Kl. machte aber nicht die Vorausſetzung geltend, ſondern 
benutzte den Vertrag, um ausdehnend Leiſtungen in den Vertrag 
einzubeziehen, die er nicht zugeſagt hatte und die ihm nicht zu⸗ 
geſagt waren. 

Damit wurde dem Zeißbetrieb oder vielmehr der Zeißſtiftung 
etwas angeſonnen, was an ſich nicht billig iſt. Die Abmachung 
zwiſchen Kl. und Zeißbetrieb beſchränkte ſich ausſchließlich auf den 
Zeißbetrieb, und dieſer Grundſatz, daß die Abmachungen der Zweig⸗ 
niederlaſſung ihren Maßſtab aus dem abſchließenden Zweiggeſchäft 
entnehmen, iſt bisher ausnahmslos angewandt worden. 

Die Reviſion hat unter Billigung des RG. behauptet, es 
entſpräche der Billigkeit, daß der Kl. eine Gebühr auch aus den 
Arbeiten des Schottbetriebes haben müſſe, denn beide Betriebe ſeien 
doch Betriebe der Zeißſtiftung. „Wenn ſo, wie hier, eine zur Ver⸗ 
tragsgrundlage gehörige Erwartung in bezug auf weſentliche Um⸗ 
ſtände ſich nachträglich nicht beſtätigte, obwohl deren zuverläſſige 
Kenntnis dem Vertreter des einen Vertragsteiles zuzutrauen war 
(weil es ſich um einen Tochter⸗ oder Schweſterbetrieb des ſeinigen 
handelte), dann verſtieße es gegen Treu und Glauben, die Folgen 
zum Schaden des Gegners gereichen zu laſſen, den Vorteil aber ge⸗ 
rade der Partei zuzuwenden, deren Betrieb durch unerwarteten 
Zwieſpalt die Vertragsberechnung durchkreuzt hat.“ 

Dieſer an ſich richtige Satz reicht zur bedingungsloſen Ver⸗ 
urteilung nicht aus. Es wurde ſchon geſagt, daß an ſich beide Par⸗ 
teien, wenn wir auf die Unkenntnis der kommenden Dinge ab⸗ 
ſtellen, ſich mit dem Vertrage verſehen haben müßten. In Wahr⸗ 
heit ſteht die Sache aber ſo, daß nur der Zeißbetrieb ſich vergriffen 
hat, nicht aber der Kl. Der Kl. hat nur den Fehler gemacht, ſeine 
eigenen Rechte nicht zu erkennen und zu kennen und danach ſein 
Verhalten einzurichten. Hierdurch hat er das Gericht auf ein 
falſches Geleiſe geführt. Der Kl. hatte nämlich keinen Grund, 
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keineswegs in Widerſpruch zur Darſtellung der Bekl., die 
dahin lautet: in den optiſchen Werkſtätten (Carl 3.) ſei da⸗ 
mals von bevorſtehender Wettbewerbstätigkeit des Glaswerkes 
(Sch. . .) nichts bekannt geweſen; man habe mit ihr nicht 
gerechnet und ſei nachher, als ſie begann, durch ſie über⸗ 
raſcht worden. Beide Teile ſchloſſen demnach den Vertrag in 
der beſtimmten Erwartung und mit dem Willen: Hohlſpiegel⸗ 
Beleuchtungskörper ſollten innerhalb der Stiftungsbetriebe 
nur bei Carl 2. (optiſche Werkſtätten) hergeſtellt werden. 
Von der geſamten zum Vertriebe gelangten Menge ſolle der 
Kl. Lizenzabgaben erhalten. Mit Recht alſo macht die Rev. 
auf Grund dieſer Auslegung geltend: Nachdem wider beider⸗ 
ſeitiges Erwarten auch Sch. zur Herſtellung von Hohlſpiegeln 
übergegangen ſei, müſſe der nach Treu und Glauben gedeutete 
Vertrag ſo verſtanden und angewandt werden, als beſtimme 
er, daß der Kl. 10% Lizenz von allen Hohlipiegel-Beleuch- 
tungskörpern zu beanſpruchen habe, die im geſamten Be⸗ 
triebe der Carl⸗Z.⸗Stiftung, d. h. bei Carl Z. und Sch. 
& Gen. hergeſtellt und umgeſetzt würden. Dieſe Vertrags⸗ 
auslegung entſpricht den Anforderungen redlicher Verkehrs⸗ 
ſitte ($ 157 BGB.). Mit Recht hebt ſchon das landgericht⸗ 
liche Urteil hervor, in welchem Maße der Kl. durch den Ver⸗ 
trag v. 18. März 1925 eigene Bewegungsfreiheit und Be⸗ 
fugniſſe zugunſten der Bekl. aufgab, ſich in deren Dienſt 
ſtellte und von ihr abhängig wurde. Dem entſpricht es, 
daß die Gegenleiſtung der Bekl. nach ihrem Umfange bemeſſen 
wurde, wie es billigerweiſe mit dem vermutlichen Willen 
beider Teile im Einklang ſtand. Alſo nicht derart, daß die 
Möglichkeit offen blieb, der Ertrag der Hohlſpiegelfabrikation 
für den Kl. könne davon abhängen, ob ſie (wie bisher) bei 
Carl 3. oder (wider Erwarten künftig) bei Sch. ſtattfinde; 
das Weſentliche für die ausſchlaggebende wirtſchaftliche Be⸗ 
urteilung lag doch darin, daß ſie ſich in einem — gleichviel 
welchem — Betriebe der Stiftung vollzog. Wenn ſo wie 
hier eine zur Vertragsgrundlage gehörige Erwartung in bezug 
auf weſentliche Umſtände ſich nachträglich nicht beſtätigt, ob⸗ 


ſich irgendwie beſchwert zu fühlen, wenn der Zeißbetrieb von den 
Arbeiten des Schottbetriebes keinen Gebrauch machte und wenn 
ferner ſein Abſatz unter dem Schottbetrieb nicht litt. Der Kl. hatte 
ſich, ſeine Arbeit und ſeine Erfindungen nur dem Zeißbetrieb zur 
Verfügung geſtellt. Wie nur der Zeißbetrieb die Forderung auf 
Mitarbeit uſw. ſtellen konnte, ihr Umfang ſich ausſchließlich nach 
den Bedürfniſſen des Zeißbetriebes richtete, ſo konnte andererſeits 
der Kl. auch nur nach dem Abſatz des Zeißbetriebes Vergütung ver⸗ 
langen. Dem entſpricht eine andere Forderung des Kl. Wenn er 
einmal mit feinen Anſprüchen auf den Abſaß des Zeißbetriebes be⸗ 
ſchränkt war, ſo konnte er doch verlangen, daß ihm der unge⸗ 
ſchmälerte Abſatz des Zeißbetriebes gebührenpflichtig wurde. Die Sache 
ſteht ähnlich wie bei der beſchränkten Erbenhaftung. Kann der 
Nachlaßgläubiger ſich nur an den Nachlaß halten, ſo kann er doch 
verlangen, daß ihm der Nachlaß ungeſchmälert hafte. Gegen eine 
Schmälerung des Abſatzes durch die Konkurrenz Dritter war kein 
Kraut gewachſen, wohl aber durfte der Schweſterbetrieb Schotts den 
Abſatz des Zeißbetriebes nicht ſchmälern. Alſo konnte der Kl. ver⸗ 
langen, daß der Schottbetrieb ſich nicht auf das bisherige Abſatz⸗ 
gebiet des Zeißbetriebes begab und auf dieſe Weiſe den Abſatz der 
Spiegel des Kl. auf dem Gebiet ſtörte, das bei Abſchluß des 
Vertrages als das Abſatzgebiet des Zeißbetriebes 
vorgeſehen war. Man Kann dies auch ſo darſtellen: Der Zeiß⸗ 
betrieb durfte ſeinen lizenzpflichtigen Abſatz auf dem ihm ſachlich vor⸗ 
behaltenen Gebiet nicht durch den nichtlizenzpflichtigen Schottbetrieb 
vornehmen laſſen, durfte ſeinen lizenzpflichtigen Abſatz nicht durch 
den nichtlizenzpflichtigen Abſat des Schottbetriebes erſetzen laſſen. 
M. a. W., es durfte keinerlei Verſchiebung des ſachlichen Arbeits⸗ 
und Abſatzgebietes zwiſchen beiden Firmen zuungunſten des Kl. 
eintreten. Der Zeißbetrieb mußte nach ſachlichem Arbeitsgegenſtand 
und ſachlichem Abſatzgebiet wie Abſatzvertrieb genau ſo bleiben wie 
zuvor. Hierauf, aber auch nur hierauf hatte oder hat der Kl. ein 
Recht. Es wäre eine Ungerechtigkeit, wenn der Abſatz des Schott⸗ 
betriebes auf einem Gebiete, das bei Abſchluß des Lizenzvertrages 
für den Zeißbetrieb gar nicht in Frage kam, lizenzpflichtig fein ſollte. 
Die Grenzen der Leiſtungspflicht des Zeißbetriebes ſind bei Abſchluß 
des Vertrages genau feſtgelegt worden, und zwar als fachliche 
Grenzen des Geſchäftsbetriebes Zeiß' Optiſche Werkſtätte. Was dar⸗ 
über hinausging, kam nicht in Betracht. Weder hat der Kl. daran 
gedacht, für Dinge, die ſachlich qualitativ außerhalb des Zeißbetriebes 
lagen, Gebühren zu fordern, noch hat der Zeißbetrieb Gebühren be⸗ 
willigen wollen für eine Herſtellung und einen Abſatz, der ſachlich 
qualitativ außerhalb des Arbeitsprogramms des Zeißbetriebes lag 
oder nicht. Das Entſcheidende iſt alſo: Der Kl. braucht ſich 
eine fachliche Einengung der Arbeit und des Ab- 
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wohl deren zuverläſſige Kenntnis dem Vertreter des einen 
Vertragsteils zuzutrauen war (weil es ſich um einen Tochter⸗ 
oder Schweſterbetrieb des ſeinigen handelte), dann verſtieße 
es gegen Treu und Glauben, die Folgen zum Schaden des 
Gegners gereichen zu laſſen, den Vorteil aber gerade der 
Partei zuzuwenden, deren Betrieb durch unerwarteten Zwie⸗ 
ſpalt die Vertragsberechnung durchkrenzt hat. Aus der 
ſatzungsmäßigen Betriebseinteilung innerhalb der Geſchäfts⸗ 
kreiſe der Stiftung kann gegen dieſe Auslegung kein ſtich⸗ 
haltiger Einwand hergeleitet werden. Denn durch Willens⸗ 
erklärungen und ſonſtiges Verhalten eines Betriebsvorſtandes 
oder ſeiner Bevollmächtigten entſtehen die entſprechenden 
Rechte und Pflichten ſtets in der Stiftung sperſönlichkeit. 
Rechtsträgerin iſt nur ſie, nicht der wirtſchaftlich abgegrenzte, 
rechtlich aber zu keiner vollen Selbſtändigkeit erhobene Stif⸗ 
tungsbetrieb (Z. oder Sch.). Sind die nach Treu und Glau⸗ 
ben aus dem Rechtsgeſchäft erwachſenden Pflichten ſo be⸗ 
ſchaffen, daß fie (wie hier) nicht auf den Betrieb (Z.) be⸗ 
ſchränkt bleiben, deſſen Vorſtand die Verhandlungen führte 
und den Vertrag abſchloß, ſondern auf den anderen (Sch.) 
übergreifen, dann vermag die Satzung das nicht zu hindern; 
denn ſie kann nicht ausſchließen, was kraft geſetzlicher Regel 
nach Treu und Glauben geboten iſt. Vielmehr muß die 
Stiftung als verpflichtete Rechtsperſönlichkeit dafür ſorgen, 
daß ihren Verbindlichkeiten auch in demjenigen Betriebs⸗ 
bereiche genügt wird, deſſen Vorſtand bei den rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verhandlungen unbeteiligt war. Mittel dazu gewährt 
ihr die Satzung. 

An dieſem Ergebnis ändern die weiteren Erwägungen 
des Bu. nichts. 

Es führt aus, daß die Carl⸗Z.⸗Stiftung nach dem Ver⸗ 
trage v. 18. März 1925 nicht verpflichtet geweſen ſei, die 
Herſtellung und den Vertrieb der Hohlſpiegel durch die 
Firma Z. zu unterlaſſen. Weder ſei dergleichen ausdrücklich 
vereinbart worden, noch folge aus Zweck und Sinn des 


ſatzes des Zeißbetriebes nicht gefallen zu laſſen, 
wenn ſie auf eine entſprechende Erweiterung der 
Arbeit und des Abſatzes des Schottbetriebes zurück⸗ 
zuführen iſt, er hat aber kein Recht, Lizenz von 
Arbeiten und Abſatz des Schottbetriebes zu verlangen, 
durch die der Abſatz des Zeißbetriebes nicht geſchmälert 
wird. Ein bedingungs⸗ und vorbehaltloſer, unbegrenzter und un⸗ 
beſchränkter Anſpruch auf Lizenz für alle von dem Schottbetrieb 
hergeſtellten Hohlſpiegelbeleuchtungskörper ſteht ihm nicht zu. In 
ieſer Hinſicht muß dem Urkeil auch wegen der unüberſehbaren 
olgerungen widerſprochen werden. 

Es kann darum nicht zugeſtanden werden, daß die Auslegung 
des Urteils durch die Anforderungen redlicher Verkehrsſitte ge⸗ 
fordert werde (8 157). Die redliche Verkehrsſitte fordert viel⸗ 
mehr gerechte Begrenzung der Anſprüche des Kl. 

Natürlich muß das Vorſtehende noch eine andere juriſtiſche 

orm bekommen, denn es iſt ausgeſchloſſen, daß etwa der Kl. ein 
Recht darauf hätte, den Zeißbetrieb und durch den Zeißbetrieb den 
Schottbetrieb oder dieſen direkt zwingen zu können, daß der Schott⸗ 
betrieb feine Arbeiten oder feine Konkurrenz jo weit einſtelle, daß 
der Zeißbetrieb nicht in dem vorgeſehenen Abſatz geſchmälert werde. 
Der Schutz gegen die Schmälerung des Abſatzes läßt ſich nicht durch 
unmittelbare Klage erreichen. Das iſt aber auch nicht nötig, den 
berechtigten Belangen des Kl. wird dadurch genügt, daß er von dem 
Zeißbetrieb eine Lizenz erhält, die fo groß iſt, wie fie jein 
würde, wenn der Schottbetrieb den Abſatz des Zeiß⸗ 
betriebes nicht eingeengt hätte. Der Kl. hat An⸗ 
pruch darauf, daß er das erhält, was er erhalten 
haben würde, wenn der Schottbetrieb dem Zeißbetrieb 
mit Hohlſpiegeln nach dem Muſter des Kl. keine 
Konkurrenz gemacht hätte. Immer vorausgeſetzt, daß 
irgendeine Einengung des Abſatzes des Zeißbetriebes ſtattgefunden 
a Hat fie nicht ſtattgefunden, hat der Kl. natürlich nichts zu 
dern. 

Es geht zu weit, wenn das NÖ. erklärt, der Zeißbetrieb hätte 
nach Möglichkeit jeden Wettbewerb abwenden müſſen, damit er 
ſeinen Abſatz auch im Belange des Kl. erhöhe. Auf Derartiges geht 
grundſäßlich keine Firma ein, die ſich irgendwelche Erfindungen 
ſichert. Vielmehr gilt die andere Erwägung, daß der Herſteller an 
ſich das Recht haben muß, fo viel oder jo wenig herzustellen, wie ihm 
paßt. Wenn der Zeißbetrieb aus wirtſchaftlichen Gründen, die nicht 
im Wettbewerb des Schottbetriebes liegen, von der Herſtellung ab⸗ 
ſteht, kann er doch nicht von dem Lizenzgeber gezwungen werden, 
gegen ſeinen eigenen Vorteil herſtellen zu müſſen. Man rechnet 

ei Lizenzverträgen beiderſeits mit dem natürlichen Intereſſe, das 
don ſelber für die ausreichende Herſtellung ſorgen werde. Das RO. 


Vertrags eine Nebenverpflichtung ſolchen Inhalts. Der Stif⸗ 
tung wäre es allerdings nicht ſchlechthin unmöglich geweſen, 
die Aufnahme der Fabrikation bei Sch. zu verhindern. Zwar 
beſitze die Stiftungsverwaltung (wie näher ausgeführt wird) 
nur wenig ſatzungsmäßige Handhaben, um auf die ſelbſtändig 
geführten Stiftungsbetriebe einzuwirken. Doch habe die Mög⸗ 
lichkeit ſchon dadurch beſtanden, daß Prof. St., Bevollmäch⸗ 
tigter der Stiftung in Angelegenheiten der Firma 3., zu⸗ 
gleich Mitglied der Sch.ſchen Geſchäftsleitung ſei. Er hätte 
mindeſtens durch nachträglichen Widerſpruch Sch. am Wett⸗ 
bewerbe hindern oder doch die Entſcheidung des Stiftungs⸗ 
kommiſſars herbeiführen können. Aber eine Verpflichtung zu 
ſolchen Maßregeln habe dem Kl. gegenüber nicht beſtanden. 
Durch den Vertrag mit ihm habe die Firma Z. keine Allein⸗ 
berechtigung erlangt, Hohlſpiegel⸗Beleuchtungskörper herzu⸗ 
ſtellen. Die zur Verfügung geſtellten Erfindungen und Ge⸗ 
danken des Kl. ſeien großenteils noch ungeſchützt geweſen. 
Mit dem Wettbewerb anderer Unternehmungen habe daher 
von vornherein gerechnet werden müſſen; der Vertreter der 
Firma Z. habe ihn auch befürchtet. Wohl habe der Kl. dar⸗ 
auf vertrauen dürfen, die Firma Z. werde alles in ihren 
Kräften Stehende tun, um dergleichen Einflüſſe, durch die 
ihr Abſatz und mit ihm zugleich des Kl. Lizenzertrag ge⸗ 
ſchmälert werde, zu verhüten. Allein eine unbegrenzte Ver⸗ 
tragspflicht in dieſer Hinſicht habe ihr dem Kl. gegenüber 
nicht obgelegen; und zwar auch dann nicht, wenn ein anderer 
Stiftungsbetrieb den Wettbewerb eröffnet habe. Erwieſener⸗ 
maßen habe Sch. die Herſtellung von Hohlſpiegel⸗Beleuch⸗ 
tungskörpern aufgenommen, um ſich anderen Glashütten 
gegenüber, die dergleichen ebenfalls erzeugten, auf dem Markte 
zu behaupten. Solche wirtſchaftlich notwendige Maßnahmen 
zu verhindern gehöre ſelbſt dann nicht zu den Aufgaben ge⸗ 
meinſchaftlicher Vorſtandsmitglieder oder des Stiftungs⸗ 
kommiſſars, wenn gewiſſe Nachteile für die Firma Z. (und 
folgeweiſe für den Kl.) davon zu erwarten ſeien. Auch laſſe 


geht denn auch von dieſem Gedanken wieder ab und kehrt zu 
jeiner Erwägung aus Treu und Glauben zurück. 

Nicht zutreffend, weil viel zu allgemein, iſt die Schlußformel 
des RG.: „Die Stiftung (BeRl.), in deren Geſchäftskreis ſowohl Carl 
Zeiß als Schott gehört, muß den Kl. hinſichtlich der Lizenzabgabe 
ſo ſtellen, als wären die bei Schott erzeugten und umgeſetzten Be⸗ 
leuchtungskörper von Carl Zeiß hergeſtellt und vertrieben worden.“ 
Die Gebühr wird nur für die bei Schott erzeugten Beleuchtungs⸗ 
körper geſchuldet, durch die der Abſatz des Zeißbetriebes 
beſchränkt wird. Es wird alſo alles darauf ankommen, ob 
ſich beide Betriebe richtig Konkurrenz machen in dem Abſatz oder 
vielmehr, ob ſie ſich Konkurrenz gemacht haben. Die Konkurrenz des 
Schottbetriebes konnte und kann der Zeißbetrieb nicht unterdrücken, 
aber auch der Stiftungsvorſtand kann es nach der Satzung nicht, 
ſie wird alſo an ſich einfach hinzunehmen ſein, aber für den da⸗ 
durch entſtehenden Ausfall hat der Zeißbetrieb herzukommen. Aus⸗ 
geſchloſſen iſt es, daß der Zeißbetrieb für den Schottbetrieb haftet, 
wenn dieſer trotz Gleichheit der Erfindung und der Konſtruktion 
dem Zeißbetrieb keinen Abbruch tut. Die Lizenz iſt zu bemeſſen 
nach dem durch den Schweſterbetrieb nicht geſtörten Umfang des 
Geſchäftes. Es kommt alſo auf den urſächlichen Zuſammenhang 
zwiſchen den Arbeiten des Schottbetriebes und der Schmälerung der 
Einnahmen des Kl. an. Der Vertrag beſagt an ſich nur: Der Zeiß⸗ 
betrieb honoriert nur die von dem Zeißbetrieb hergeſtellten Hohl⸗ 
ſpiegel, und — fügen wir kraft redlicher Verkehrsſitte hinzu — 
die Hohlſpiegel, die Zeiß hergeſtellt haben würde, wenn ihm nicht 
der Wettbewerb Schotts fein Tätigkeits⸗ und Abſatzgebiet ein⸗ 
geengt hätte. Davon jedoch, daß dem Zeißbetrieb Abbruch geſchehen 
ſei, iſt in dem Urteil nichts enthalten, die Berechtigung der Entſch. 
nicht erwieſen. 

Das Urteil geht alſo zu weit, und dies erhellt an einer Gegen⸗ 
probe. Wenn die Siemensniederlaſſung in Rumänien einen Vertrag, 
ctwa nach dem Muſter des ſtreitigen Vertrages, mit einem Rumänen 
ſchließen würde, ſo wäre doch die ſpaniſche Siemensniederlaſſung 
durch nichts gehindert, aus und durch ſich ſelbſt, unabhängig von 
den ihr unbekannten Vorgängen in Rumänien, ein genau überein⸗ 
ſtimmendes Verfahren auszuarbeiten und zu benutzen, ohne daß 
der rumäniſche Erfinder etwas dagegen ſagen dürfte. Er dürfte nicht 
einmal das Berliner Hauptgeſchäft haftbar machen. Warum? Weil 
die rumäniſche Beredung ſich ganz auf die rumäniſche Niederlaſſung 
beſchränkt. Die ſtaatlichen Grenzen haben damit aber nichts zu tun, 
denn wenn die rumäniſche Niederlaſſung außer in Rumänien noch 
in Bulgarien, Jugoslawien, Griechenland arbeitete, würde ſich die 
Abmachung auch auf dieſe Länder erſtrecken. Es kommt alſo nicht 
auf die politiſchen Grenzen des Staates an, in dem ſich die Nieder⸗ 
laſſung befindet, ſondern einzig und allein auf den Geſchäftsbezirk, 
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ſich nicht einwenden, daß die Stiftung jenen neuen Fabri⸗ 
kationszweig Sch.s nicht hätte zu dulden brauchen, weil fein 
Vorteil vermutlich hinter dem Nachteil für Z. zurückſtehe. 
Denn die Bedeutung der Hohlſpiegelfabrikation habe für 
Sch. nicht bloß im Gewinn aus dem Abſatze der Erzeugniſſe 
gelegen; vor allem habe man angeſichts der Nachfrage nach 
Hohlſpiegeln aus Kundenkreiſen dieſem Bedürfniſſe genügen 
und einer Abwanderung der Kundſchaft zu anderen Werken 
vorbeugen müſſen. 

Gegen dieſe Ausführungen des BG. erheben ſich in 
einem weſentlichen Punkte rechtliche Bedenken. Der Rev. iſt 
darin beizuſtimmen, daß die Firma Z. nach Möglichkeit jeden 
Wettbewerb hätte abwenden müſſen, damit ſie ihren — auch 
dem Kl. zugute kommenden — Abſatz erhöhe; jedes Verhalten, 
das ihn verringern oder gefährden konnte, war zu vermeiden. 
Vertrieb von Beleuchtungskörpern durch Sch. bedeutete ſolche 
Verringerung oder wenigſtens Gefährdung. Verhielt es ſich 
aber ſo, daß Sch. jenen am 18. März 1925 weder vom Kl. 
noch bei Carl Z. erwarteten Vertrieb aufnehmen mußte, um 
wettbewerbsfähig zu bleiben, dann mag dahinſtehen, ob die 
Stiftung dawider einſchreiten, Unterlaſſung oder ſonſtige 
Maßregeln erzwingen durfte. Denn auch wenn Duldung 
nötig war, blieb doch nach dem Vertrage die vorhin (Nr. 2) 
dargelegte Folge, dem Kl. die bedungene Lizenzabgabe auch 
von den bei Sch. erzeugten und umgeſetzten Hohlſpiegeln zu 
leiſten. Oder wie die Rev. zutreffend bemerkt: Die Stiftung 
(Bekl.), in deren Geſchäftskreis ſowohl Carl Z. als Sch. ge⸗ 
hört, muß den Kl. hinſichtlich der Lizenzabgabe ſo ſtellen, 
als wären die bei Sch. erzeugten und umgeſetzten Beleuch⸗ 
tungskörper von Carl Z. hergeſtellt und vertrieben worden. 

Das LG. hat daher begründeterweiſe die verklagte Stif⸗ 
tung verurteilt, Rechnung zu legen. 


(U. v. 11. Mai 1929; 34/29 J. — Jena.) [Ka.] 


Gebrauchsmuſtergeſetz. 


3. 88 9, 4, 5 GebrMuſt G. Grob fahrläſſige 
Benutzung eines fremden Gebrauchsmuſters. 
Was zur Beſeitigung dieſes Vorwurfes geeignet 
iſt, richtet ſich nach dem Einzelfalle. Die Be⸗ 
fragung unparteiiſcher Fachleute iſt nicht un⸗ 
bedingt geboten. f) 

Die auf Verletzung des kl. Gebrauchsmuſters geſtützten 
Anſprüche ſetzen gemäß § 9 Abſ. 1 GebrMuftb. voraus, daß 
die Bekl. das Gebrauchsmuſter der Kl. den Beſtimmungen der 
§s 4 und 5 GebrMuſtG. zuwider wiſſentlich oder aus grober 
Fahrläſſigkeit in Benutzung genommen hat. Letzteres iſt vom 
OLG. verneint worden. Dazu wird in den Urteilsgründen ge⸗ 
ſagt, daß ſich die Bekl. zu ihrem Vorgehen für berechtigt ge⸗ 
halten habe und auch ohne grobe Fahrläſſigkeit habe für be⸗ 
rechtigt halten können. Gegen das Schutzrecht der Kl. hätten 


den Geſchäftskreis der Niederlaſſung. Dieſer kann räumlich, alſo 
quantitativ, er kann aber auch bloß qualitativ ſachlich begrenzt 
ſein. Dieſer qualitativ, ſachlich begrenzte Geſchäftskreis muß dem 
Erfinder unbeſchränkt zur Verfügung geſtellt werden, und dazu 
würde beiſpielsweiſe gehören, daß die rumäniſche Niederlaſſung 
keinen Einbruch der ſpaniſchen Niederlaſſung in den rumäniſchen 
Geſchäftskreis zuließe. Aber ein ſolcher Einbruch muß 
wirklich erfolgt ſein. Unterſtellt man gar, daß der Rumäne 
Siemens Patente zur Verfügung geſtellt hätte, dann wird die Er⸗ 
wägung noch ſchlüſſiger. Auf Grund der Patente kann der Rumäne 
keinerlei Anſprüche wegen der ſpaniſchen Vorgänge erheben. Das 
bedeutet aber etwas Merkwürdiges. Wenn der Erfinder unge⸗ 
ſchützte Erfindungen zur Verfügung ſtellt, würde er nach dem RG. 
weitergehende Rechte haben, als wenn er auch noch den Patent⸗ 
ſchutz zur Verfügung ftellt. 


Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 


Zu 3. Man hätte gerne über die in dieſem Urteil angeſchnit⸗ 
tene Frage ausführlicher die Anſicht des NG. gehört. 

Ich habe auch unten S. 3070 1% die Frage berührt, ob und wie 
durch die Anrufung eines Sachverſtändigen die Vorſätzlichkeit oder grobe 
Fahrläſſigkeit einer Schutzrechtsverletzung ausgeſchaltet werden Rann. 
Das RE. hält die Prüfung durch einen Sachverſtändigen nicht immer 
für notwendig, gibt vielmehr der Anſicht Ausdruck, daß es von den 
Umſtänden des Falles abhängt, in welcher Weiſe die Prüfung vor⸗ 
zunehmen iſt. Wenn die Rev. die Befragung eines unparteiiſchen Sach⸗ 
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zugunſten der Bekl. die ſtarken Bedenken geſprochen, die auch 
bei ſeiner Bearbeitung nach der Anmeldung zur Patentrolle 
der Kl. vom Patentamt wiederholt entgegengehalten worden 
ſeien, nämlich ob es ſich um ein neues Modell oder nur um 
das bekannte Fließbandverfahren in einer beſtimmten neuen 
Anwendungsmöglichkeit handele, ferner ob das Modell nicht 
durch die Einrichtungen der amerikaniſchen Fabriken vor⸗ 
bekannt ſei. Außer dieſen Zweifeln, bei denen die Bekl. ohne 
grobes Verſchulden die für ſie ſelbſt günſtige Auffaſſung ge⸗ 
habt habe, ſei ſie auch davon überzeugt geweſen, daß ihr 
Ingenieur an der Ausarbeitung der Vorrichtung maßgebend 
mitgewirkt habe und daß die Kl. ſie deshalb von der Mit⸗ 
benutzung nicht ausſchließen könne. 

Dieſe Ausführungen beruhen zum weſentlichen Teil auf 
einer tatſächlichen Würdigung des Sachverhalts, in der das 
BG. frei war, und laſſen keinen Rechtsirrtum erkennen. Die 
Rev. führt eine Reihe von Umſtänden an, die nach ihrer An⸗ 
ſicht dafür ſprechen, daß die Bekl. die ihr obliegende Sorgfalt 
in beſonders ſchwerer Weiſe vernachläſſigt habe. Indeſſen 
wenn das BG. darauf auch nicht näher eingegangen iſt, ſo 
fehlt es doch an jedem Anhalt dafür, daß es ſie überſehen 
haben könnte; eine dahin gehende Rüge würde übrigens zur 
Zeit auch unzuläſſig ſein. Die Rev. hält den Vorwurf grober 
Fahrläſſigkeit nur für ausgeräumt, wenn der Verletzer auf 
Grund redlicher und eingehender Prüfung, insbeſ. der Be⸗ 
fragung unparteiiſcher Sachverſtändiger, die überzeugung von 
der mangelnden Schutzfähigkeit des eingetragenen Schutzrechts 
erlangt habe. Dieſe Auffaſſung iſt aber als zu eng abzulehnen. 
In welcher Weiſe die gebotene Prüfung vorzunehmen iſt, 
richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Danach 
iſt auch zu beurteilen, ob ein Sachverſtändiger angehört 
werden muß. Die Frage braucht aber vorliegend nicht näher 
geprüft zu werden, da das BG. in rechtlich bedenkenfreier 
Weiſe die Überzeugung davon gewonnen hat, daß die Bekl. 
die Erfindung, die den Gegenſtand des kl. Gebrauchsmuſters 
bildet, als eine ſolche ihres Angeſtellten G. und damit als 
ein ihr ſelbſt zuſtehendes und ihr widerrechtlich entnommenes 
Recht betrachtet hat und daß ſie ohne grobe Verletzung der 
ihr obliegenden Sorgfalt auch dieſer Auffaſſung ſein durfte. 
Wäre dieſe Anſicht der Bekl. zutreffend geweſen, ſo würde gem. 
§ 4 Abſ. 3 GebrMuft®. ihr gegenüber der von der Kl. er⸗ 
worbene Gebrauchsmuſterſchutz nicht eingetreten ſein. 


(U. v. 8. Juni 1929; I 254/28. — Naumburg a. S.) 


Geſetz zum Schutze der Warenbezeichnungen. 


4. 88 5, 9 Nr. 1 Wbz G. Die auf Einſpruch 
erfolgende freiwillige oder durch Patentamts⸗ 
beſchluß erzwungene Beſchränkung des mit der 
urſprünglichen Anmeldung angegebenen Waren⸗ 
zeichens hindert nicht die freie Prüfung der 


verſtändigen als notwendig bezeichnet hat, ſo wird man ihr darin 
für den Regelfall zuzuſtimmen haben. Daß der Sachverſtändige 
„unparteiiſch“ ſich äußern muß, iſt an ſich ſelbſtverſtändlich. Die 
Hauptſache iſt: aus ſeinem, von dem Gericht genau zu prüfenden 
Gutachten muß erſichtlich ſein, daß er wirkliche Sachkunde be⸗ 
ſitzt (vgl. Wertheimer: GewqSch. 1929, 402 ff.), praktiſch und 
theoretiſch die richtige Einſtellung zu dem geſamten techniſchen Sach⸗ 
verhalt hat und daß — last not least — ſeine Ausführungen auch 
ergeben, alles irgendwie in Betracht kommende Material ſei ihm 
von der Partei unterbreitet reſp. von ihm ermittelt und herangezogen 
worden. Natürlich wird hier die Tätigkeit des Gerichts durch die 
Kritik der Gegenpartei unterſtützt werden müſſen. 

Auffallend und nicht ganz klar iſt der Einwand der Bekl., 
einer ihrer Ingenieuere habe an der Ausarbeitung der Vorrichtung 
des Kl. maßgebend mitgewirkt, ſo daß der Kl. ſie deshalb von der 
Gebrauchsmuſtererfindung nicht ausſchließen könne. Leider wird 
in dem Urteil nicht geſagt, warum das BG. unter Billigung 
des NG., über die mitgeteilte Behauptung des Bekl. hinaus⸗ 
gehend, angenommen hat, daß die den Gegenſtand des klägeriſchen 
Gebrauchsmuſters bildende Erfindung als eine ſolche ihres An⸗ 
geſtellten G. und damit als ein ihr ſelbſt zuſtehendes, ihr wider⸗ 
rechtlich entnommenes Recht betrachtet hat. 

Ohne weiteres gehört doch die Erfindung eines Angeſtellten nicht 
dem Geſchäftsherrn, auch wenn ſie in den Kreis ſeiner gewerblichen 
Betätigung fällt. Manches muß noch hinzukommen. Hier darauf ein⸗ 
zugehen, würde zu weit führen. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 


58. Jahrg. 1929 Heft 44. 


Gleichartigkeit anderer Waren gegenüber ande⸗ 
ren Perſonen als den Einſprechenden. Die ab⸗ 
weichende Anſicht eines nicht mehr als Revi⸗ 
ſionsſenat beſtehenden Strafſenats des RG. 
macht eine Anrufung des Plenums nicht er⸗ 
forderlich. f) 

(u. v. 30. Oft. 1928; 147/28 II. — Berlin.) 

Abgedr. JW. 1929, 1199 1. 


**. § 12 Wbz G.; 881,3 Un l WG. 

1. Unterſchied zwiſchen verbotener Bezeich⸗ 
nung einer zeichenrechtlich geſchützten Ware und 
ihrer erlaubten Ankündigung zum Verkauf. 

2. Verkauf wider Willen des Zeicheninhabers 
iſt kein unlauterer Wettbewerb, wenn die Ware 
frei erhältlich iſt. f) 

Die Kl. vertreibt ſeit 1922 in Deutſchland einen Auto⸗ 
mobilbrennſtoff unter dem für ſie eingetragenen Zeichen 
„Stellin“, den ſie in neuerer Zeit unter der international 
bekannten Marke „Shell“ in den Handel bringt, in der Art, 
daß ſie die Ware vorwiegend in eigenen über das Land ver⸗ 
ſtreuten Tankſtellen durch Händler verkaufen läßt, mit denen 
ſie formularmäßig Tankſtellenverträge abſchließt. Einen Ver⸗ 
trag dieſer Art hat die Kl. im Dezember 1924 auch mit dem 
Bekl. abgeſchloſſen, der zunächſt nach einiger Zeit zugunſten 
des Bekl. geändert und infolge von Streitigkeiten der Par⸗ 
teien durch die Kl. am 1. Juni 1924 friſtlos gekündigt 
wurde. Schon ſeit April 1926 hat die Kl. den Bekl. nicht 
mehr mit Stellin beliefert. 

Der Bekl. hat dann in der von ihm ſelbſt erbauten Tank⸗ 
ſtelle, deren oberirdiſches Gehäuſe zur Aufnahme der Pumpen 
von den entſprechenden Gehäuſen der Kl. ſich nach Form und 
farbigem Anſtrich weſentlich unterſcheidet, neben fünf anderen 
Brennſtoffſorten auch „Stellin“ feilgehalten und vier durch 
Aufſchriften mit dem Wort „Stellin“ an drei Seiten des 
Gehäuſes kundgemacht. Darin erblickt die Kl. eine Verletzung 
ihres Warenzeichens und unlauteren Wettbewerb und hat mit 
der Klage beantragt, dem Bekl. die Benutzung des Wortes 
„Stellin“ in öffentlichen Anpreiſungen, insbeſ. auf Reklame⸗ 
ſchildern an ſeiner Tankanlage in B. zu unterſagen. Der Be⸗ 
klagte hat um Abweiſung der Klage gebeten, da er tatſächlich 
nur echtes Stellin unter dieſer Bezeichnung verkaufe und 
dazu ſehr wohl in der Lage ſei, weil er es jederzeit von 
Händlern und anderen Abnehmern in beliebiger Menge ſich 
beſchaffen könne und tatſächlich beſchafft habe. Unter dieſen 
Umſtänden ſeien ſeine Ankündigungen durchaus einwandfrei. 

Das LG. hat nach ſtattgehabter Beweisaufnahme nach 
dem Klageantrag erkannt. Im zweiten Rechtszug hat die 


[Ku.] 


Zu 4. A. Anm. RA. Prof. Dr. W. Fiſcher, ebenda. 

B. Die Frage, um die ſich im vorliegenden Falle der Rechts⸗ 
ſtreit dreht, iſt die, ob der Grundſatz des Warenzeichenrechts, daß 
der Schutz eines für eine beſtimmte Ware angemeldeten und ein⸗ 
getragenen Zeichen ſich auch auf gleichartige Waren erſtrecke, dem⸗ 


nach bei Widerſpruch des erſten Anmelders das Zeichen für 
gleichartige Waren zugunſten eines anderen Anmelders nicht 
eingetragen werden darf, bzw. wenn die Eintragung doch 


erfolgt iſt, dieſe auf Antrag gelöſcht werden muß, in dem 
Falle eine Durchbrechung erleide, wenn der erſte Anmelder des 
Zeichens ſeine urſprüngliche umfaſſendere Anmeldung dahin ein⸗ 
geſchrünkt hat, daß ſie nur für eine ganz beſtimmte Ware gelten ſoll. 
Das NG. verneint im Gegenſatze zu einem Urteile des vormaligen 
5. Str Sen. dieſe Frage. Man hann ſich meines Erachtens ſeinen 
Erwägungen nicht verſchließen. Beſonders die Rückſicht auf die 
Allgemeinheit, das kaufende Publikum, läßt es als unumgänglich 
erſcheinen, daran feſtzuhalten, daß, mag die Anmeldung noch fo 
ſehr das Gebiet der Waren, für das ſie gelten ſoll, einſchränken, 
der Schutz auch gleichartige Waren umfaßt. Dem verbrauchenden 
Publikum wird ja eine ſolche Einſchränkung in der Regel unbekannt 
ſein, und es würde daher die Sicherheit des Warenverkehrs, auf die 
der Zeichenſchutz mit abzielt, ſchweren Gefahren begegnen, wenn in 
einzelnen Fällen dieſer Grundſatz durchbrochen würde. Das Waren⸗ 
zeichen würde ſeinen Wert als Führer des Publikums beim Auf⸗ 
ſuchen der ihm lieb gewordenen Ware großenteils einbüßen. 
Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 


Zu 5. Eine intereſſante, das Zeichenrecht fördernde Entſcheidung. 
Das aus der Eintragung eines Warenzeichens folgende „Be⸗ 
zeichnun gsrecht“ wird dadurch ſchon verletzt, daß auch die echte, 
aber nicht unmittelbar von dem Berechtigten ſtammende Ware mit 


Rechtſprechung 


3061 


Kl. erklärt, daß ſie nicht behaupte, der Bekl. habe ihre Ware 
„Stellin“ oder deren Verpackung oder Umhüllung mit dem 
Zeichen „Stellin“ verſehen, das Verhalten des Bekl. zeichen⸗ 
rechtlich aber deshalb beanſtandet, weil der Gebrauch des 
Wortes „Stellin“ als Ankündigung unzuläſſig ſei. Ein ſol⸗ 
ches Benutzungsrecht hat der Bekl. für ſich in Anſpruch ge⸗ 
nommen, aber erklärt, daß er die Ware unter der Auf⸗ 
ſchrift „Rhenania⸗Benzin“ ankündige und vertreibe ſeit und 
ſolange die Kl. die Ware unter der Bezeichnung „Shell“ in 
den Handel bringe. Das OLG. hat abändernd die Klage ab⸗ 
gewieſen. 

Mit der Rev. hat die Kl. beantragt, das angefochtene 
Urteil aufzuheben und nach dem Berufungsantrag der Kl. 
(Zurückweiſung der Berufung) zu erkennen. Der Bekl. hat 
um Zurückweiſung der Rev. gebeten. 


1. Die Klage iſt in erſter Linie auf Verletzung des 
Zeichenrechtes der Kl. an dem Wortzeichen „Stellin“ geſtützt. 
Die Kl. hat demgemäß beantragt, dem Bekl. zu verbieten, 
an ſeiner Tankanlage in B. als Auſſchrift oder auf Schildern 
das Wort „Stellin“ zu verwenden. Zur Erläuterung dieſes 
Antrages hat die Kl. ausdrücklich erklärt, daß ſie die Klage 
zeichenrechtlich allein auf den gegen § 12 WbzG. verſtoßenden 
Gebrauch des Wortes „Stellin“ als Ankündigung 
ſtütze, aber nicht behaupte, daß der Bekl. die Ware „Stellin“ 
oder deren Verpackung oder Umhüllung mit ihrem Zeichen 
verſehen habe. Das BG. hat ferner tatſächlich feſtgeſtellt, daß 
der Bekl. echtes Stellin trotz der Lieferungsſperre der Kl. 
angekauft habe und jeweils in genügender Menge habe be⸗ 
ziehen können, auch weiterhin ſich verſchaffen könne. Die Rev. 
beanſtandet das auch gar nicht, ebenſowenig die Schluß⸗ 
folgerung des B., daß der Bekl. ſtets nur echtes Stellin 
unter dieſer Bezeichnung angekündigt und verkauft habe. Für 
unzuläſſig erachtet die Rev. dieſes Verhalten trotzdem und er⸗ 
blickt in der gegenteiligen Anſicht des BG. eine Verletzung 
des § 12 WbzG. 

Dem kann nicht zugeſtimmt werden. Das BG. hat nicht 
verkannt, daß der Bekl. nicht berechtigt wäre, das nicht un⸗ 
mittelbar von der Kl. gekaufte Stellin mit dieſer Bezeichnung 
zu verſehen. Denn das Bezeichnungsrecht des Warenzeichen⸗ 
inhabers wird durch jede Handlung verletzt, durch die die nicht 
gekennzeichnete (wenn auch echte) Ware mit dem Zeichen 
verſehen wird. Das geſchieht bei Flüſſigkeiten insbeſondere 
dadurch auch ſchon, daß die Ware in ein ohne Genehmi⸗ 
gung des Zeicheninhabers mit dem Zeichen verſehenes Be⸗ 
hältnis gebracht wird (vgl. Pinzger⸗ Heinemann, An⸗ 
merkung 13 zu 8 12 WbzGG.). Dabei ift es völlig gleichgültig, 
ob die Ware vorher ſich in einem vom Zeicheninhaber ſelbſt 
mit dem Zeichen verſehenen anderen Behältnis (Faß, Tank⸗ 


der Marke verſehen wird. Zwar entfällt die Wirkſamkeit des Be⸗ 
zeichnungsrechts in dem Augenblick, in dem die unmittelbar oder 
mittelbar (auf der Umhüllung) mit der Marke verſehene Ware von 
dem Zeicheninhaber in den Verkehr gebracht wird. Man ſprach bisher 
davon, daß der Zeicheninhaber ſein Recht, Waren mit dem Zeichen 
in den Verkehr zu bringen „verbraucht“ habe (RG. 50, 231; 
51, 139: 103, 363 JW. 1922, 1208 17). Aber — und das iſt 
das Fördernde dieſer Entſch. — die bisherige Streitfrage, ob und 
unter welchen Umſtänden das Bezeichnungsrecht wieder in Kraft treten 
könne, wird dahin entſchieden, daß dies möglich ſei, weil das Be⸗ 
zeichnungsrecht in ſolchen Fällen latent fortbeſtehe. Es lebt daher 
wieder auf („tritt wieder in Funktion“), ſobald die vom Zeichen⸗ 
inhaber ausgehende Bezeichnung fortgefallen iſt. Es ſoll hier mit dem 
NG. nicht darüber gerechtet werden, ob die von ihm gewählte Aus⸗ 
drucksweiſe zutreffend iſt. Denn es will nicht einleuchtend erſcheinen, 
daß ein „erſchöpftes“, ein „verbrauchtes“ Recht latent fortbeſtehen 
und wieder in Funktion treten kann. Sprachlich und ſachlich dürfte 
es genauer und richtiger ſein, nicht von einem Verbrauchtwerden des 
Rechts, ſeinem Erſchöpfen zu ſprechen, ſondern vielmehr davon, daß 
feine Wirkſamkeit zunächſt entfällt. 

Zutreffend unterſcheidet das NG. das Bezeichnungsrecht ſelbſt 
von dem Rechte des Zeicheninhabers auf Ankündigungen der Ware 
das Zeichen zu bringen. Scharf hebt das NG. den Unterſchied des 
„Bezeichnungsrechts“ und des „Ankündigungsrechts“ hervor. Es kenn⸗ 
zeichnet das letztere als Schutz des Zeicheninhabers gegen unlauteren 
Wettbewerb mittels falſcher Herkunftsangabe. Wer echte Waren lie⸗ 
fern kann, darf ſie auch unter dem Warenzeichen ankündigen. 

Auf dieſen Unterſchied iſt die Entſch. des vorliegenden Falles 
abgeſtellt. Dieſelbe iſt zu billigen. Hierbei wird beſonders auf die 
weitgehende Umgrenzung des Begriffs „Umhüllung“ hingewieſen, die 
klare Abgrenzung desſelben dahin: nicht jede räumliche Beziehung 
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wagen) befunden hat oder trotz Echtheit gar nicht gekenn⸗ 
zeichnet war. Denn wenn auch durch das Inverkehrbringen 
der mit dem Zeichen verſehenen Ware für das konkrete Stück, 
bzw. die beſtimmte Menge des Inhalts einer Umhüllung das 
Recht, die Ware mit dem Zeichen in Verkehr zu bringen, er⸗ 
ſchöpft iſt (RG. 103, 3631)), ſo beſteht doch das Bezeichnungs⸗ 
recht des Warenzeicheninhabers latent fort und tritt für die 
einzelne Ware jeweilig wieder in Funktion, ſobald die vom 
Zeicheninhaber ausgehende Bezeichnung fortfällt. 

Damit darf jedoch das Recht, die Ware auf Ankündi⸗ 
gungen mit dem Zeichen zu benennen, nicht verwechſelt wer⸗ 
den. Dieſes Recht iſt in 812 WbzG. ausdrücklich dem Zeichen⸗ 
inhaber vorbehalten und bezieht ſich auf jede Art urkundlicher 
Benutzung des Zeichens im geſchäftlichen Verkehr. Aber das 
Recht bedeutet nur einen Schutz des Zeicheninhabers gegen un⸗ 
lauteren Wettbewerb, mittels falſcher Herkunftsangaben und 
will deshalb nur eine ſolche Benutzung des fremden Zeichens 
in geſchäftlichen Ankündigungen verbieten, die geeignet iſt, 
über die Herkunft der Ware aus einer beſtimmten Betriebs⸗ 
ſtätte das Publikum irrezuführen. Wer alſo echte Ware führt 
und zu deren Lieferung imſtande iſt, darf unter dem Waren⸗ 
zeichen auch die Ware ankündigen, ohne einem Verbot des 
Zeicheninhabers ausgeſetzt zu fein (vgl. Hagens, Anm. 21, 
24 zu 8 12 WbzG., S. 198, 200/201). Dieſen Unterſchied des 
Ankündigungsrechtes vom Bezeichnungsrecht beachtet die Rev. 
nicht ausreichend; erſteres hat mit der Frage, ob die Ware 
gekennzeichnet war oder nicht, ob ſie unmittelbar oder auf 
Umwegen an den ankündigenden Händler gelangt iſt, gar 
nichts zu tun. 

Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt daher davon 
ab, ob man die beanſtandeten Aufſchriften auf dem Tank⸗ 
ſchrank des Bekl. als Bezeichnung der in dem unter⸗ 
irdiſchen Tank enthaltenen Waren (Stellin uſw.) oder als 
Ankündigung dieſer Waren anſehen muß. Nach dem 
Tatbeſtand des angefochtenen Urteils hat die Kl. ausdrücklich 
erklärt, daß ſie die Aufſchriften als Ankündigungen anſehe, 
aber nicht behaupten wolle, daß der Bekl. die Ware Stellin 
oder deren Verpackung oder Umhüllung mit ihrem Zeichen 
verſehen habe. Mit Recht legt das BG. darauf allein nicht 
das entſcheidende Gewicht, ſondern prüft ſelbſtändig, ob in 
der Anbringung des Wortes Stellin an mehreren Stellen 
des Tankſchrankes des Bekl. eine Bezeichnung oder eine An⸗ 
kündigung der Ware zu erblicken iſt. Denn die Erklärung der 
Kl. war keine das Gericht bindende Erklärung über Tat⸗ 
ſachen, ſondern nur eine rechtliche Würdigung des tatſäch⸗ 
lichen Vorgangs. Deshalb war die Rev. auch nicht gehindert, 
wie fie es tatſächlich tut, dieſen Vorgang anders zu wür⸗ 
digen; deshalb iſt auch das Rev. nicht gehindert, die recht⸗ 
liche Würdigung des Vorgangs nachzuprüfen. 

Indeſſen iſt in den Ausführungen des BG., wonach das 
Anbringen des Wortes Stellin an dem Tankſchrank als An⸗ 
kündigung anzuſehen iſt, ein Rechtsirrtum nicht zu erblicken. 
Mit Recht hat das BG. ausgeführt, daß der Bekl. nicht be⸗ 
rechtigt wäre, Umhüllungen der Ware mit dem Zeichen zu 
verſehen. Das folgt ohne weiteres aus dem Wortlaut des 
Geſetzes; die Frage iſt nur, ob man i. S. dieſer Vorſchrift 
den Tankſchrank als eine Umhüllung der Ware, die ſich in 
flüſſigem Zuſtande unterirdiſch in dem Tank befindet, anzu⸗ 
ſehen hat. Die Umhüllung ſchließt begrifflich die Ware ein, 
ſo daß beliebige Behältniſſe von Flüſſigkeiten, wie Flaſchen, 
Fäſſer, Tanks, ohne weiteres als Umhüllung der Ware an⸗ 
zuſehen ſind. Man könnte auch in Fällen der vorliegenden 
Art, ebenſo wie bei den Zapfhähnen für das im Keller 
lagernde Bier, annehmen, daß die oberirdiſche für den Handel 
mit der Ware unentbehrliche und mit ihr feſtverbundene Zapf⸗ 
ſtelle noch zu der Umhüllung der Ware im weiteren Sinne, 
den das Geſetz im Auge hat, gehört. Würde alſo an dieſer 
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des mit dem Zeichen verſehenen Gegenſtandes zu der Ware ſelbſt ge⸗ 
nügt, ſie muß vielmehr eine enge ſein. Der Umſtand, daß die Be⸗ 
ziehung nur eine vorübergehende iſt, iſt rechtlich unbeachtlich. Wichtig 
it, daß das RG. der Meinung Ausdruck gibt, die Begriffe der 
„Umhüllung“ und „Ankündigung“ ſeien auf Grund des wettbewerb⸗ 
lichen Zweckes gegeneinander abzugrenzen. 

Zutreffend lehnt das RG. die Annahme einer ſtillſchweigenden 
Lizenz in ſolchen Fällen ab, weil man daun, wenn die Ware ohne 


Stelle, die durch die Leitung mit dem eigentlichen Waren⸗ 
behältnis verbunden iſt, ein Warenzeichen, z. B. Stellin oder 
Salvator, angebracht, ſo würde der Senat darin eine Hand⸗ 
lung erblicken, durch die die Umhüllung der Ware mit dem 
Zeichen verſehen wird. Das hat der Bekl. aber nicht getan. 
Es genügt auch keineswegs für die Annahme, daß die Um⸗ 
hüllung der Ware mit dent Zeichen verſehen iſt, jede räum⸗ 
liche Beziehung des Trägers der Bezeichnung zu der Ware. 
Dieſe Beziehung muß vielmehr eine ſo enge ſein, daß eine 
— wenn auch nur vorübergehende — körperliche Verbindung 
der Ware mit dem Zeichen unmißverſtändlich hergeſtellt iſt. 
Das iſt bei den beanſtandeten Angaben des Bekl. an ſeinem 
Tankſchranke nicht der Fall. Zunächſt kann das bei den ſeit⸗ 
lich an den Wänden des Tankſchrankes angebrachten Angaben 
keinem Zweifel unterliegen. Hier ſind Tafeln angebracht, 
die außer ſechs verſchiedenen Betriebsſtoffen noch andere 
Waren angeben, die in dem nahe gelegenen Betriebe des 
Bekl. zu haben ſind. Damit wird alſo nur den von einer 
Straßenrichtung herankommenden Intereſſenten angekündigt, 
daß in dem Betriebe des Bekl. unter anderem die Ware 
Stellin zu finden iſt. Wenn der Bekl. dazu aus praktiſchen 
Gründen die Wände des Tankſchrankes benutzt und nicht be⸗ 
ſondere Reklametafeln aufftellt, jo kann ihm das nicht ver⸗ 
wehrt werden, weil eine körperliche Verbindung oder Be⸗ 
ziehung zu einer beſtimmten Zapfſtelle nicht beſteht. Aber 
auch die Aufſchrift Stellin neben der Angabe der Waren⸗ 
namen anderer Betriebsſtoffe am Oberende der Vorderſeite 
des Schranks iſt nur eine Ankündigung i. S. des Geſetzes. 
Dazu genügt ſchon, daß nur vier Betriebsſtoffe hier an⸗ 
gegeben ſind, während darunter ſechs Zapfſtellen ſich be⸗ 
finden und deshalb wie auch ſonſt keineswegs ſicher iſt, auf 
welche Zapfſtelle ſich die einzelne Angabe bezieht. Insgeſamt 
ergeben die Aufſchriften des Tankſchrankes nur, daß an dieſer 
Stelle (echtes) Stellin neben anderen Betriebsſtoffen ver⸗ 
trieben wird. Das iſt aber keine ſo enge körperliche Be⸗ 
ziehung der Ankündigung zur Umhüllung der Ware, daß 
man zur Vermeidung unlauterer Machenſchaften annehmen 
müßte, die Umhüllung der Ware ſelbſt ſei mit dem Worte 
„Stellin“ verſehen worden. 

Das deckt ſich im weſentlichen mit den Ausführungen des 
BG., das in einer der Auffaſſung der Kl. entſprechenden 
Auslegung des Begriffs der Umhüllung eine Überſpannung 
des Begriffs erblickt. Es iſt dabei auch nicht entſcheidend, 
ob man mit dem BG. hier von dem Verkehrsbedürfnis aus⸗ 
geht oder, wie es richtiger erſcheint, den Begriff der Um⸗ 
hüllung aus dem wettbewerblichen Zweck, der die ganze Vor⸗ 
ſchrift beherrſcht, die Abgrenzung gegen die Ankündigung 
vornimmt. Sicherlich unzutreffend iſt die Annahme einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Lizenz, von der in Fällen der vorliegenden Art 
keine Rede ſein kann. 

Die Rſpr. iſt ſich in voller Übereinſtimmung mit dem 
Schrifttum darüber einig, daß es im Warenzeichenrecht Lizen⸗ 
zen i. S. poſitiver Benutzungsrechte nicht gibt und daß auch 
die ſtillſchweigende Lizenz nur den Verzicht auf das Ver⸗ 
bietungsrecht des Zeicheninhabers durch ſchlüſſige Hand⸗ 
lungen bedeutet. Wenn nun die Ware ohne das Zeichen in 
Verkehr gebracht oder im Handel des Zeichens entkleidet wird, 
wird man ſchwerlich von einem Verzicht des Zeicheninhabers 
auf ſein Bezeichnungsrecht reden können. Bei Ankündigung 
der echten Ware durch die Zwiſchenhändler bedarf es aber 
einer ſolchen Konſtruktion gar nicht, weil hier der Benutzung 
des Zeichens ein Recht des Zeicheninhabers gar nicht ent⸗ 
gegenſteht, auf das dieſer erſt verzichten müßte. Vielmehr 
handelt es ſich nur um die natürlichen Grenzen des Zeichen⸗ 
rechts, die über die berechtigten Intereſſen des Zeicheninhabers 
nicht hinausreichen. Nicht auf die Verkehrsüblichkeit, wie 
das BG. meint, ſondern auf das Schutzbedürfnis des Zeichen⸗ 


das Zeichen in den Verkehr gebracht wird, oder im Handel des 
Zeichens entkleidet wird, nicht von einem Verzicht des Zeicheninhabers 
auf ſein Bezeichnungsrecht reſp. auf die Geltendmachung des aus 
ſeinem Zeichenrecht folgenden Verbietungsrecht ſprechen kann. 

In prozeſſualer Hinſicht beachtlich iſt der Hinweis des RG. 
darauf, daß die kundgegebene Auffaſſung einer Partei über tat⸗ 
ſächliche Vorgänge keine das Gericht bindende Erklärung über Tat⸗ 
ſachen ſei, ſondern nur eine einſeitige der Nachprüfung bedürftige 
rechtliche Würdigung dieſer Tatſachen. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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inhabers kommt es an; richtig iſt aber, daß der reelle Ge⸗ 
ſchäftsverkehr grundſätzlich die berechtigten Intereſſen des 
Zeicheninhabers achtet und anerkennt und daß deshalb auch 
meiſt nur verkehrsüblich iſt, was dieſe Intereſſen beachtet. 
Deshalb iſt im Ergebnis den Ausführungen des BG. zuzu⸗ 
ſtimmen. Denn der Bekl. hat unter dem klägeriſchen Waren⸗ 
zeichen nur Ware angekündigt, die zu liefern er tat⸗ 
ſächlich imſtande iſt; und das iſt zuläſſig. 

2. Das BG. hat mit Recht auch eine Verletzung der 
Vorſchriften des Wettbewerbsrechtes abgelehnt. Ein Rechts⸗ 
irrtum iſt in den Ausführungen des angefochtenen Urteils 
nirgends zu erkennen. Mit Recht führt das BG. aus, daß 
die einzige tatſächliche Behauptung der Kl. mangels Beweiſes 
außer Betracht bleiben müffe. Dieſe Behauptung ging dahin, 
daß der Bekl. verſuche, durch die Bezeichnung „Stellin“ an 
ſeinem Tankſchrank Abnehmer von Brennſtoff anzulocken, 
denen er dann anderen Brennſtoff anbiete und verkaufe. Das 
BG. ſtellt feſt, daß die Beweisaufnahme hierfür nichts er⸗ 
geben habe und folgert aus den Zeugenausſagen ohne Rechts⸗ 
irrtum, daß der Bekl. nur echtes Stellin unter dieſer Be⸗ 
zeichnung angeboten habe und auch künftig in der Lage ſein 
werde, feinen Abnehmern die gewünſchte Menge Stellin zu 
liefern. Dann kann von einer mißbräuchlichen Ankündigung 
in der Tat nicht die Rede ſein. 

Das BG. ſtellt ferner feſt, daß der Tankſchrank des 
Bekl. ſich äußerlich ſo weſentlich von den bekannten eigen⸗ 
artigen Tankſtellenſäulen der Kl. unterſcheide, daß für die 
in Betracht kommenden Abnehmerkreiſe eine Täuſchung gar⸗ 
nicht in Betracht komme. Wenn das BG. deshalb das Vor⸗ 
handenſein der Tatbeſtände der SS 1, 3 Unl WG. verneint, 
ſo kann das nicht beanſtandet werden. 

Man könnte noch hinzufügen, daß auch der Bezug von 
„Stellin“ durch den Bekl. gegen den Willen der Kl. keine 
mit den guten Sitten unvereinbare Handlung darſtellt; denn 
das BG. hat feſtgeſtellt, daß der Bekl. ohne Schwierigkeit 
das „Stellin“ von Perſonen beziehen konnte, die durch ein 
vertragliches Verbot der Kl. am Weiterverkauf in keiner 
Weiſe gehindert waren. Eine Verleitung dritter Perſonen 
zum Vertragsbruch oder eine Ausnutzung fremden Vertrags⸗ 
bruchs kann alſo dem Bekl. nicht vorgeworfen werden. Wenn 
das BG. demnach feſtſtellt, daß der Bekl. ohne illoyale 
Winkelzüge, alſo nicht auf Schleichwegen — wie die Kl. be⸗ 
hauptet hatte —, ſich die Ware verſchafft hat, ſo iſt das recht⸗ 
lich nicht zu beanſtanden. 

(U. v. 12. April 1929; 416/28 II. — Düſſeldorf.) [Ku.] 


6. 88 12, 41 Nr. 1 Wbz G. Anwendung der 
vom RG. aufgeſtellten Grundſätze über die Um⸗ 
bildung von Wortzeichen zu Warennamen auf 
ſolche Wortzeichen, die eine Angabe über die 
Beſchaffenheit einer Ware enthalten. 7 

Die Parteien ſtellen in ihren Betrieben u. a. Laubſägen 
her und bringen ſie in kleinen, mit Etiketten verſehenen Bün⸗ 
deln in den Handel. Der Kl. ſind die von ihr verwendeten 
Aufſchriften auf den Etiketten unter Nr. 83 992 und 213 956 
der Zeichenrolle zeichenrechtlich geſchützt. Das erſte Zeichen be⸗ 
ſteht aus der Überſchrift „Qualität 18 812“ und der darunter 
links angebrachten, mit der Bezeichnung „Schutzmarke“ ver⸗ 
ſehenen bildlichen Darſtellung eines Blitzbündels und rechts 


Zu 6. I. Das NG. geht von zwei allgemein anerkannten 
Sätzen aus: 

2) Ein gem. 8 4 Abſ. 1 Ziff. 1 Wb56. an ſich nicht ein⸗ 
tragungsfähiges Zeichen genießt doch dann den geſetzlichen Schutz, wenn 
es für ſich allein oder als Teil eines Kombinationszeichens zur Ein⸗ 
tragung in die Zeichenrolle gelangt iſt. 

b) Für die Kennzeichnungskraft eines Zeichens iſt allein die An⸗ 
ſchauung des Verkehrs maßgebend. 

„Deshalb kann auch eine reine Beſchaffenheitsangabe Zeichenſchutz 
genießen und in einem Kombinationszeichen für ſich allein die Ver⸗ 
wechſlungsgefahr begründen, ſoſern der Nachweis geführt wird, daß 
der Verkehr dieſelbe als das charakteriſtiſche, das Geſamtbild der 
Kombination beherrſchende Moment anſieht. 

Wichtig ift für die Praxis, daß in ſolchen Fällen zur Schlüſſig⸗ 
keit der Klage die Behauptung gehört, das an ſich nicht ſchutz⸗ 
fähige Zeichen reſp. der an ſich nicht ſchutzfähige Zeichenbeſtandteil 
habe Verkehrsregelung erlangt und bementiprechend Beweis von dem 
Kl. angetreten wird. 


II. Die Kennzeichnungskraft des fraglichen Beſtandteils des 


daneben dem Vermerk „Nr. “ und darunter dem Wort 
„Blitzſäge“. Das andere Zeichen (Nr. 213 956) beſteht aus 
der Überſchrift „Eberles Qualität 18 812“ und darunter links 
der mit der Bezeichnung „Schutzmarke“ verſehenen bildlichen 
Darſtellung eines von Schlangen umwundenen geflügelten 
Ankers und rechts daneben den Vermerk „Nr. “und dem 
Wort „Finis“. Das erſte Warenzeichen iſt auf Grund der 
Anmeldung v. 21. Juli 1902 am 20. Dez. 1903, das zweite 
auf die Anmeldung v. 8. März 1915 am 15. Nov. 1916 in 
die Zeichenrolle eingetragen. Der Beſtandteil „Qualität 
18812” in beiden Zeichen iſt nach Angabe der Kl. dadurch 
entſtanden, daß ſie nach Ablauf der Schutzfriſt für ihr Patent 
Nr. 18812 für Laubſägenherſtellung den entſprechenden Be⸗ 
ſtandteil „DRP. Nr. 18812“ in ihrem Warenzeichen nicht 
mehr habe führen dürfen und ſtatt deſſen „Qualität 18 812“ 
in das erſte und „Eberles Qualität 18812“ in das zweite 
Warenzeichen aufgenommen habe, zumal ihre Ware als be⸗ 
ſonders gut unter der Nr. 18 812 bekannt geweſen ſei. 

Der Bekl. verwendet Etiketten mit nicht geſchützten Auf⸗ 
ſchriften, in denen ſich ebenfalls als Überſchrift die Bezeich⸗ 
nung „Qualität 18 812“ befindet und darunter der Vermerk 
„Nr. 6 für Holz und Horn“ bzw. eine an das Lilien⸗ 
wappen erinnernde ſtiliſierte Darſtellung mit den Worten 
„Schutzmarke, Nr. 6 „ Schnell⸗Säge“. 

Die Kl. erblickt in der Verwendung der Bezeichnung 
„Qualität 18812“ durch den Bekl. eine Verletzung ihres 
Warenzeichenrechts ſowie ihres Ausſtattungsſchutzes inſofern, 
als ſich dieſe Bezeichnung als Herkunftsangabe ihrer Ware 
im Verkehr allgemein durchgeſetzt habe. Weiter ſtellt ihrer 


Anſicht nach das Verhalten des Bekl. aber auch einen Ver⸗ 


ſtoß gegen das UnlWG., insbeſ. gegen 88 1 und 16 dar. 
Sie fordert daher mit der Klage Verurteilung des Bekl. zur 
Unterlaſſung der Benutzung der beanſtandeten Bezeichnung 
„Qualität 18 812“ für Laubſägen in dem in § 12 WC. 
angegebenen Umfange, ferner Vernichtung der vorhandenen 
Etiketten mit dieſer Bezeichnung, endlich Veröffentlichungs⸗ 
befugnis. 

Das LG. hat durch Teilurteil v. 11. Juni 1926 den Be⸗ 
klagten zur Unterlaſſung in dem beantragten Umfange ver⸗ 
urteilt. Dagegen hat das OLG. die Klage auf Unterlaſſung 
abgewieſen. Das RG. hat aufgehoben und das erſtinſtanz⸗ 
liche Urteil wiederhergeſtellt. 

Bei dem Beſtandteil der beiden der Klage zugrunde 
liegenden Warenzeichen der Kl. handelt es ſich um eine Be⸗ 
ſchaffenheitsangabe, wie ja auch das Wort „Qualität“ zwei⸗ 
felsfrei zum Ausdruck bringt. Iſt nun auch dieſe Angabe 
in den beiden zuſammengeſetzten Zeichen der Kl. nach 8 4 
Abi. 1 Nr. 1 WbzöG. für ſich allein („ausſchließlich“) nicht 
eintragbar, ſo genießt ſie, falls ſie trotzdem eingetragen iſt, 
ſei es allein, ſei es — wie hier — als Beſtandteil eines 
zuſammengeſetzten Zeichens vollen Zeichenſchutz. Denn ent⸗ 
ſcheidend für dieſen iſt die Eintragung bis zur Löſchung. 
Entſcheidend für die Kennzeichnungskraft aber iſt der Ver⸗ 
kehr. Deshalb würde die Beſchaffenheitsangabe ſelbſtändigen 
Zeichenſchutz genießen und daher für ſich allein die Ver⸗ 
wechflungsgefahr begründen, ſofern die Kl. den Beweis führt, 
daß der Verkehr dieſen Beſtandteil als das charakteriſtiſche, 
das Geſamtbild der beiden zuſammengeſetzten Zeichen be⸗ 
herrſchende Element anſieht (vgl. z. B. die Urteile des erk. 


klägeriſchen Zeichens war von dem Bekl. deshalb beſtritten worden, 
weil derſelbe von nicht weniger als 11 der insgeſamt 13 deutſchen 
Laubſägefabrikanten ſeit langer Zeit unter Duldung der Kl. verwandt 
worden ſei. 

Im Gegenſatz zum BG. mißt das NG. dieſem Umſtand keine 
ausſchlaggebende Bedeutung bei. Es ſieht vielmehr dadurch, daß 
der größere Teil der darüber um Auskunft angegangenen Handels⸗ 
kammern, ob die Bezeichnung „Qualität 18 812“ in den beteiligten 
Kreiſen als Hinweis auf die Herkunft der Sägen aus dem Geſchäfts⸗ 
betrieb der Kl. angeſehen werde, dies beſtätigt hat, als erwieſen an, 
daß ein erheblicher Teil der Kundenzwiſchenhändler dieſe Bezeichnung 
als Hinweis auf den Geſchäftsbetrieb der Kl. betrachte. Daraus wird 
dann weiter — zutreffend — der Schluß gezogen: auch für zur Ein⸗ 
tragung gelangte Beſchaffenheitsangahen gelten die Grundſätze für 
die Entwicklung eines eingetragenen Wortzeichens zum Warennamen. 
Nämlich: Eine ſolche Entkräftung iſt nur ganz ausnahmsweiſe und nur 
bei dem Vorliegen beſonderer Umſtände anzuerkennen (RG. 110, 341; 
108, 8; 100, 182). 

RA. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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Sen. v. 3. Nov. 1925, II 567%24 1): MuW. XXV, 149; vom 
29. Okt. 1926, II 51/262): Mu W. XXVI, 107; v. 5. Nov. 1926, 
II 601/25: Mu W. XXVI, 175; v. 8. März 1927, II 319/26: 
Mu W. XXVI, 334). 


Das BG. verneint das für die Gegenwart deshalb, weil 
die fragliche Angabe nach der Auffaſſung des Verkehrs ihre 
Kennzeichnungskraft als Herkunftsbezeichnung der Ware aus 
dem Betriebe der Kl. zur Zeit verloren habe, da nicht 
nur vom Bekl., ſondern auch von den allermeiſten anderen, 
nämlich außer ihm noch von zehn der insgeſamt dreizehn 
deutſchen Laubſägefabrikanten — deren Firmen das BG. 
einzeln aufzählt — die Etiketten mit der Bezeichnung „Qua⸗ 
lität 18 812“ verſehen würden. Dabei hebt das BG. hervor, 
daß hiermit nach Ausweis der Belege zu ganz verſchiedenen 
Zeiten begonnen ſei. Das BG. entnimmt aus dieſer „all⸗ 
gemeinen Benutzung“ des beanſtandeten Beſtandteils eine 
Wandlung der Verkehrsauffaſſung dahin, daß die Bezeichnung 
„Qualität 18812“ nicht mehr allgemein als Herkunfts⸗ 
bezeichnung für Waren der Kl. und als charakteriſtiſches Merk⸗ 
mal in ihren Warenzeichen angeſehen werde. Für dieſe Feſt⸗ 
ſtellung der Verkehrsauffaſſung ſtützt ſich das BG. auf die 
Auskunft einer Reihe der vom Reichspatentamt bei Prüfung 
des Antrags der Kl. auf Eintragung der Bezeichnung „Qua⸗ 
lität 18 812“ für ſich allein als Warenzeichen im Mai 1927 
danach befragten Handelskammern, ob ſich die Bezeichnung 
„Qualität 18812“ im deutſchen Verkehr derart durchgeſetzt 
habe, daß die beteiligten Kreiſe in ihr allgemein einen Hin⸗ 
weis auf die Herkunft von Sägen aus einem beſtimmten Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe erblicken. Das BG. ſtellt feſt, daß die von ihm 
aufgezählten ſechs Handelskammern dieſe Frage verneint 
haben. Es meint, daß demgegenüber der Umſtand nicht durch⸗ 
ſchlagend ſei, daß eine weitere allerdings ſehr große Anzahl 
von Handelskammern in teils mehr, teils weniger beſtimmten 
Auskünften die Bezeichnung „Qualität 18812“ als Her⸗ 
kunftsbezeichnung für Waren der Kl. anſehe. Denn hierdurch 
könne die Tatſache nicht beſeitigt werden, daß die Bezeichnung 
dieſe Bedeutung, die ſie urſprünglich gehabt haben möge, in 
großen Teilen Deutſchlands verloren habe. Die Kl. habe 
nicht nachzuweiſen vermocht, daß ſie ſich ſtändig bemüht habe, 
dieſe Entwicklung zur Beſchaffenheitsangabe aufzuhalten. Ihre 
letzten Schritte in dieſer Richtung lägen vor Kriegsbeginn; 
nach Beendigung des Krieges habe ſie nichts mehr unter⸗ 
nommen. Auf Unkenntnis der Tatſache der außerordentlich 
umfangreichen Benutzung der fraglichen Bezeichnung durch die 
Konkurrenz könne ſie ſich nicht berufen, denn dieſe Verwen⸗ 
dung habe ihr bei der geringſten Sorgfalt nicht entgehen 
können. Als Zeicheninhaberin ſei ſie aber zur Aufmerkſam⸗ 
keit in der Richtung verpflichtet, ob etwa Umſtände einträten, 
durch die ihr Warenzeichen die Eigenſchaft als Herkunfts⸗ 
bezeichnung verlieren könnte. Mit Rückſicht darauf, daß ſie 
hiernach grob fahrläſſig es unterlaſſen habe, dieſer Entwick⸗ 
lung entgegenzutreten, habe ſie die Benutzung durch andere 
Firmen ſtillſchweigend geduldet. Sie könne daher weder aus 
§ 12 WbzGg. noch aus § 1 Unl WG. i. Verb. m. $ 826 BGB. 
noch aus 8 3 Unl WG. Unterlaffung der Benutzung vom Bekl. 
fordern; $ 16 UnlWG. ſcheide überhaupt aus. Dieſe Be⸗ 
gründung iſt rechtlich zu beanſtanden. 

Die Rev. irrt zwar, wenn ſie meint, es handle ſich hier 
um ein ganz beſonderes charakteriſtiſches Wortzeichen, und 
wenn ſie deshalb weiter geltend macht, daß auf den vor⸗ 
liegenden Fall die in der Rſpr. des erk. Sen. (3. B. RG. 
110, 3413)) ausgeſprochenen Grundſätze ohne weiteres anwend⸗ 
bar ſeien, wonach die Umwandlung eines eingetragenen Wort⸗ 
zeichens zum Warennamen nur ganz ausnahmsweiſe und nur 
beim Vorliegen ganz beſonderer Umſtände anerkannt werden 
könne. Wie bereits im Eingange ausgeführt, ſtellt die den 
Beſtandteil der beiden Warenzeichen der Kl. bildende Bezeich⸗ 
nung „Qualität 18 812“ vielmehr eine Beſchaffenheitsangabe 
dar, die nach der Vorſchrift des 8 4 Abſ. 1 Nr. 1 WG. 
allein überhaupt nicht eintragbar wäre, ſondern deren Ein⸗ 
tragung dann nur unter dem Einfluß der Pariſer Kon⸗ 
vention Art. 6 Abſ. 2 Nr. 2 vom Reichspatentamt gewährt 
wird, wenn ſie ſich im Verkehr als Kennzeichen der Ware 
des Anmelders durchgeſetzt haben ſollte. Nur aus dieſem 
Grunde hat das Patentamt bei Prüfung der Anmeldung 
) JW. 1925, 2452. 


) JW. 1926, 565. ) JW. 1927, 107. 


jener Bezeichnung durch die Kl. zur Eintragung als Waren⸗ 
zeichen für ſich allein die erwähnte Rundfrage an die deut⸗ 
ſchen Handelskammern gerichtet. Das Verfahren wegen dieſes 
Antrages auf Eintragung iſt nach Angabe der Kl. noch nicht 
erledigt. Trotz ihres Charakters als bloße Beſchaffenheits⸗ 
angabe und trotzdem ſie nur Beſtandteil der zuſammen⸗ 
geſetzten Warenzeichen der Kl. iſt, würde die fragliche Be⸗ 
zeichnung geeignet ſein, eine Verwechſlungsgefahr mit der 
vom Bekl. gebrauchten gleichlautenden Bezeichnung zu be⸗ 
gründen, wenn ſie das den Geſamteindruck der beiden Zeichen 
beherrſchende Element wäre. Das BG. nimmt das offenbar 
für die Vergangenheit auf S. 9 ſeines Urteils an, wo es von 
der „Bedeutung“ ſpricht, „die die fragliche Bezeichnung ur⸗ 
ſprünglich gehabt haben mag“, und auf S. 7 daſelbſt, wo es 
von dem „Verluſt der Kennzeichnungskraft“ des fraglichen 
Wortbeſtandteils ſpricht. 

Iſt aber hiervon auszugehen, ſo ſind auch die vom erk. 
Sen. wiederholt z. B. in RG. 110, 341% ausgeſprochenen 
Grundſätze über die Entwicklung eines eingetragenen Wort⸗ 
zeichens zum Warennamen ($ 13 WbzG.) hier anwendbar. 
Der Umſtand, daß der Sinn der fraglichen Bezeichnung ſelbſt 
nur eine Beſchaffenheitsangabe iſt, kann daran nichts ändern. 
Danach kann jene Entwicklung nur ganz ausnahmsweiſe und 
nur beim Vorliegen ganz beſonderer Umſtände anerkannt wer⸗ 
den und jedenſalls ſo lange nicht, als noch ein beteiligter 
Verkehrskreis, ſei es auch nur ein erheblicher Teil der 
Kunden — Zwiſchenhändler oder Verbraucher — des Zeichen⸗ 
inhabers, an der Bedeutung des Wortes als Hinweis auf 
den Geſchäftsbetrieb feſthält (vgl. außer der bereits zit. Ent⸗ 
ſcheidung die Urt. des erk. Sen. v. 19. Okt. 1923, II 723/22: 
RG. 100, 182; 108, 85)). Dieſe Vorausſetzung iſt hier gegeben, 
da nach der Feſtſtellung des BG. eine große Anzahl von 
Handelskammern auf Grund der von ihnen bei Eiſenwaren⸗ 
händlern ihres Bezirks veranſtalteten Rundfragen in teils 
mehr, teils weniger beſtimmten Auskünften die fragliche Be⸗ 
zeichnung „Qualität 18 812“ als Herkunftsbezeichnung für 
Waren der Kl. anſieht. 

(U. v. 25. Juni 1929; 520/28 II. — Köln.) [Ku.] 


7. 813 Wbz G. Die Anbringung des eigenen 
Namens oder der eigenen Firma auf der Ware, 
deren Verpackung oder Umhüllung oder auf der 
Ankündigung iſt unzuläſſig, ſofern der Ver⸗ 
wendende nicht alles tut, um die Möglichkeit der 
Verwechſlung mit fremden Zeichen auszuſchlie⸗ 
ßen. Dies gilt auch dann, wenn die Firma älter 
iſt als das Warenzeichen des anderen. f) 


Die auf Verletzung der SS 20, 13 WbzG., § 1 UnlWG. 
geſtützte Rev. iſt nicht begründet. 

Das BG. ſieht die Klageanſprüche wegen Verletzung der 
85 12 und 14 WbzG. als gegeben, die Einwendungen des 
Bekl. als unbegründet an; nur beſchränkt es den auf Scha⸗ 

) JW. 1925, 2452. 6) JW. 1924, 691. 

Zu 7. Dem Urteil iſt zuzuſtimmen: 

1813 WbzG., deſſen Grundſatz weit über das Warenzeichen⸗ 
recht hinaus das ganze Gebiet der gewerblichen Kennzeichnungs⸗ 
mittel beherrſcht, ſoll einmal dem einzelnen Gewerbetreibenden 
die Möglichkeit geben, unentbehrliche Namen und Firmen gegen 
das eingetragene Warenzeichenrecht eines andern zu behaupten 
— dieſer Schutz tritt ein im Verhältnis vom älteren Warenzeichen 
zu Namen und Firma — und ſoll ferner den einzelnen Gewerbe⸗ 
treibenden in der Erhaltung eines früher erworbenen Beſitzſtandes 
an Name und Firma ſchützen; dieſer Schutz der Priorität 
wird wirkſam im Verhältnis von Name und Firma zum jüngeren 
Warenzeichen. Dieſer Fall liegt in der obenſtehenden Entſch. vor. 
(Soweit der § 13 der Allgemeinheit der Gewerbetreibenden die 
Freiheit von Art⸗, Herkunfts⸗ und Beſchaffenheitsangaben ſichern 
ſoll, kommt er hier nicht in Frage.) Die Priorität iſt bei aus⸗ 
geſchriebenen Firmen die Priorität der Ingebrauchnahme, bei Ab⸗ 
Kürzungen die Priorität der Verkehrsgeltung. Bei den vom Bekl. 
gewählten Bezeichnungen iſt alſo die Priorität der Verkehrsgeltung 
maßgebend, d. h. vor Eintragung der klägeriſchen Warenzeichen 
muß der Bekl. feine Bezeichnungen zur Verkehrsgeltung gebracht, 
müſſen ſeine Bezeichnungen innerhalb beteiligter, ſachlich oder 
räumlich begrenzter Verkehrskreiſe bei einem nicht unerheblichen 
Teil der Intereſſenten die Anerkennung als charakteriſtiſche Kenn⸗ 
zeichen feines Geſchäfts gefunden haben. Die tatſächliche Prüfung 
des Sachverhalts hat ergeben, daß dieſe Vorausſetzung nicht vorlag. 
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denserſatz und daher auch den auf Auskunfterteilung ge⸗ 
richteten Anſpruch auf die Zeit nach der dem Bekl. zugegan⸗ 
genen Verwarnung. 

Das BE. ſtellt, indem es inſoweit auf die von ihm ge⸗ 
billigte Begründung des LG. verweiſt, feſt, daß die für die 
Kl. unter ihrer früheren Firmenbezeichnung eingetragenen 
Wortzeichen, beſonders „Meyers Kaffee“, „Meyers“, „Meyers 
Malzkaffee“, „Meyers Kaffeezufatz“ infolge langjähriger, be⸗ 
ſonders in H. von der Kl. veranſtalketer umfangreicher 
Reklame als Herkunftsbezeichnung ihrer Waren beim Publi⸗ 
kum allgemein bekannt geworden ſeien. Als charakteriſtiſches 
Merkmal ihrer Bezeichnungen ſei die ſchlagwortartige Voran⸗ 
ſtellung des Wortes „Meyer“ in der Genitivform in Ver⸗ 
bindung mit Kaffee oder verwandten Waren zu betrachten. 
Daraus ergebe ſich, daß der Käufer der Waren der Kl., in 
deſſen Gedächtnis dieſe charakteriſtiſche Verwendung des 
Namens „Meyer“ hafte, wenn er auf die gleiche Art der 
Verwendung dieſes Namens ohne jeden unterſcheidenden Zu⸗ 
ſatz in Verbindung mit Kaffee und verwandten Erzeugniſſen 
im Verkehr ſtoße, der Meinung ſein könne, er habe es mit 
Waren der Kl. zu tun. Daraufhin ſtellt das LG. und in 
Übereinſtimmung mit ihm das BG. feſt, daß die Gefahr der 
Verwechſlung zwiſchen den Zeichen der Kl. und den be⸗ 
1 5 nicht eingetragenen Bezeichnungen des Beklagten 

eſteht. 

Dieſe Begründung, die von zeichenrechtlich zutreffenden 
Grundſätzen ausgeht, liegt im übrigen auf tatſächlichem Ge⸗ 
biet. Ihre Bemängelung durch die Rev. konnte daher keinen 
Erfolg haben. 

Der Bekl. beruft fi nun auf den Schutz des § 13 
WbzG., wonach er berechtigt ſei, ohne Rückſicht auf eine Ver⸗ 
wechſlungsgefahr mit den Warenzeichen der Kl. feinen Namen 
„Meyer“ auf ſeinen Waren, auf deren Verpackung oder Um⸗ 
hüllung anzubringen und derartige Angaben im Geſchäfts⸗ 
verkehr zu gebrauchen. Das BG. hat ſeinen Einwand zurück⸗ 
gewieſen. Es ſteht auf dem Standpunkt, daß das Recht aus 
§ 13 a. a. O. feine Grenze in der Beſtimmung des 8 1 Unl- 
WG. finde, daß der Bekl. daher feinen Namen nur in einer 
Weiſe benutzen dürfe, die nach Möglichkeit die Gefahr einer 
Verwechſlung mit den Zeichen der Kl. ausſchließe. Das wäre 


Nachdem die Prioritätsfrage zuungunſten des Bekl. ent⸗ 
ſchieden war, hat das NG. die Frage der Unentbehrlichkeit geprüft 
und iſt zutreffend von dem unbeſtrittenen Satz ausgegangen, daß 
eine warenzeichenmäßige Benutzung niemals unentbehrlich, ſondern 
immer willkürlich iſt. Mag auch im allgemeinen das Moment der 
Unentbehrlichkeit nur im Verhältnis von älteren Warenzeichen zu 
Namen und Firma von Bedeutung ſein, ſo iſt ſeine Berückſichtigung 
doch auch hier am Platze, da die Rſpr. den Gewerbetreibenden 
die allgemeine Rechtspflicht auferlegt, nach Möglichkeit verwechſel⸗ 
bare Bezeichnungen zu vermeiden. Ausſchlaggebend und ſorgfältig 
abzuwägen ſind in jedem Einzelfall die Bedürfniſſe der Parteien. 
Es it immer feſtzuſtellen, ob gerade derjenige, der ſich auf $ 13 
beruft, bei der Wahl ſeiner Bezeichnung die Kolliſion mit dem 
Warenzeichen nicht vermeiden kann, wobei davon auszugehen iſt, 
daß er nichts unverſucht laſſen darf, was eben noch mit ſeinen 
ſchutzwürdigen Intereſſen im Einklang ſteht. Mag ein Kaufmann 
ſich jahrzehntelang einer Bezeichnung im eruhſamen Gange eines 
in beſcheidenem Rahmen geführten Geſchafts bedient haben, wenn 
die mächtige Reklame eines ſpäter auftretenden Gewerbegenoſſen 
die Gefahr einer Verwechſlung herbeiführen ſollte, ſo darf der 
ältere, aber unbedeutende Geſchäftsinhaber dies nicht geſchehen 
laſſen, ſondern muß die Vorkehrungen treffen, die ihm billiger⸗ 
weiſe zugemutet werden können. (Billigkeitserwägungen führten in 
dem Fall DLG. Dresden: Mu W. XV, 237 [Herz Akt®. in Frank⸗ 
furt w. N. Herz in Leipzig] ſogar dazu, daß dem Berl., der die 
Priorität der Ingebrauchnahme genoß, die Führung eines unter⸗ 
ſcheidenden Zuſatzes auferlegt wurde.) Intereſſenabwägung unter 
Berückſichtigung des Vorbringens der Kl. ſelbſt, veranlaßte mit 
Recht das RG. das Verbot der Vorinſtanzen einzuſchränken. 

Daß der Schutz des $ 13 nicht nur verweigert wird, wenn ein 
Sittenverſtoß vorliegt, ſondern immer wenn objektiv ein Zuſtand 
unlauteren Wettbewerbs entſtehen würde, entſpricht der Auffaſſung, 
nach der das abſolute Recht des Unternehmens als Schutzgegen⸗ 
ſtand des Wettbewerbsrechtes Schutz gegen objektive Rechts⸗ 
verletzung genießt (.. Callmann, UnlWͤomm., S. 26 ff.). 

„ Das RG. bemerkt, von einem Verſtoß gegen die guten 
Sitten (8 1 Unl W., § 826 BOB.) auf ſeiten des Bekl. könne 
jedenfalls vor Empfang des Warnungsſchreibens der Kl. keine 
Rede ſein, da der Bekl. bis zu dieſem Zeitpunkt keine Kenntnis 
desjenigen Tatbeſtandes gehabt habe, aus dem ſein Verſtoß gegen 


der Fall, wenn der Bekl., ohne daß er dadurch ſeinem Inter⸗ 
eſſe zuwiderhandle, feinem Nachnalsien einen ausgeſchriebenen 
Vornamen hinzufügen würde, womit ſich die Kl. begnüge. 
Das vom Bekl. geübte Verhalten, ſeinen Namen ohne jedes 
unterſcheidende Merkmal in Verbindung mit dem Worte 
„Kaffee“ zu ſetzen, fer es durch die Aufſchrift „Kaffee⸗-Meyer“ 
an ſeinem Laden, ſei es durch die Bezeichnungen „Meyers 
Geburtstagskaffee“, „Meyers Guatemala“, „Meyers feiner 
Santos“, begründe die Verwechſlungsgefahr und verſtoße, da 
es vermeidbar ſei, gegen das Billigkeitsgefühl aller gerecht 
Denkenden. Der Bekl. habe auch nicht etwa vor Ein⸗ 
tragung der Zeichen der Kl. die beanſtandeten Bezeichnungen 
in ſo großem Umfange benutzt, daß ſie damals zum charakte⸗ 
riſtiſchen Kennzeichen ſeines Geſchäfts geworden ſeien. Das 
wäre ſelbſt dann nicht der Fall, wenn der Bekl. damals be⸗ 
reits bei ſeinen Kunden als „Kaffee⸗Meyer“ bekannt geweſen 
ſein ſollte, da der Kreis der Kunden des Bekl. im Vergleich 
zu dem Kreiſe des auch in H. Kaffee verbrauchenden Publi⸗ 
kums ſo gering ſei, daß ſelbſt in jenem Falle von einer Ver⸗ 
kehrsgeltung der betreffenden Bezeichnung des Bekl. nicht die 
Rede fein könne, ganz abgeſehen davon, daß die Kl., wie fi) 
aus der ganzen Sachlage ergebe, von den Bezeichnungen des 
Bekl. zur Zeit der Anmeldung ihres erſten Zeichens „Meyers 
Kaffee“ i. J. 1909 keine Kenntnis gehabt habe, ſelbſt wenn 
der Bekl. ſich damals bereits ihrer bedient haben ſollte. 
Die Rev. wendet ſich gegen die Zurückweiſung des auf die 
Vorſchrift des § 13 Wbzch. geſtützten Einwandes des Bekl. 
Sie konnte aber keinen Erfolg haben. Zweck des 813 iſt, 
wie der erk. Sen. wiederholt ausgeſprochen hat, nicht die 
Einſchränkung des Schutzes des eingetragenen Zeichens mit 
der Wirkung, daß die in dieſer Vorſchrift genannten Be⸗ 
zeichnungen (Name und Firma) uneingeſchränkt von dem 
anderen gebraucht werden dürfen, da hierdurch der Ver⸗ 
wechſlungsgefahr Tür und Tor geöffnet wäre, der Zeichen⸗ 
ſchutz alſo illuſoriſch würde. Deshalb darf das für einen 
anderen geſchützte Wort bei Ankündigung eigener Ware oder 
in Veröffentlichungen, die ſich auf ſolche beziehen, nicht in 
einer Weiſe gebraucht werden, die im Publikum den Ein⸗ 
druck erwecken könnte, als würden Waren aus dem Betriebe 
des Zeicheninhabers angeprieſen. Das Recht zur warenzeichen⸗ 


die guten Sitten gefolgert werden könnte. Damit geht das RG. 
zutreffend davon aus, daß der Schadenserſatzanſpruch 
wegen Sittenverſtoßes ein Verſchulden vorausſetzt. Dieſes 
Verſchulden kann fi) im Fall des § 1 UnlWG. auf die Ver⸗ 
kennung der Sittenwidrigkeit beſchränken, mag die Verkennung 
auf Geſinnungsmangel oder auf Affekt beruhen. Deshalb iſt das 
Bewußtſein der Sittenwidrigkeit nicht erforderlich. Will man aber 
in der Verkennung der Sittenwidrigkeit das Verſchulden des 
Täters ſehen, jo bedarf es auf ſeiten des Handelnden der Kenntnis 
aller derjenigen Umſtände, die das Verhalten zu einem ſitten⸗ 
widrigen machen (jo auch Rh.: JW. 1927, 1104; |. Call⸗ 
mann a. a. O. § 1 Anm. 3, 13; Hagens: Mu W. 27/28, 563; 
Reimer: MuW. 29, 208; Hillig: GewRsSch. 1929, 251; auch 
Roſenthal, UnlWͤomm., § 1 Note 4 ſteht, wie der letzte Satz 
ſeiner Note zeigt, auf dem hier vertretenen Standpunkt, wenn 
auch der erſte Satz zu Mißverſtändniſſen Anlaß geben kann. Rei⸗ 
mer a. a. O. nennt den Standpunkt Roſenthals mit Recht 
undeutlich). Jedoch ſpricht Baumbach, Wettb Komm., wiederholt 
ganz klar davon, daß 8 1 eine Haftung auf Schaden ohne Ver⸗ 
ſchulden begründe (jo VII 1 C; IX IB; XI D; XXII6A; XXVII 
5 K), und Becher, Komm., § 1 Anm. 20 bemerkt: „Irgendein 
Verſchulden des Täters iſt nicht Vorausſetzung.“ Ich habe in 
meinem Komm. (5 1 Anm. 3) die Entſtehung einer ſolchen Auf⸗ 
faſſung damit zu erklären verſucht, daß die Rſpr. ſich vielfach jo 
ausdrückt, der Nachweis eines „beſonderen“ Verſchuldens werde 
in § 1 nicht verlangt. Bei Auslegung dieſer Worte muß aber be⸗ 
dacht werden, daß es ſich hier um eine Gegenüberſtellung von 
81 UnlWG. zu § 826 BGB. handelt, der neben dem Tatbeſtands⸗ 
merkmal der Sittenwidrigkeit das „beſondere“ Verſchulden des 
Vorſatzes bzw. des Bewußkſeins der Schädigung fordert. Ein ſolches 
beſonderes Verſchulden kommt in 8 1 nicht in Frage. Es muß ſo⸗ 
nach entſchieden betont werden, daß von einer Gefährdungshaftung 
in 8 1 keineswegs die Rede fein kann, ſofern es ſich um den 
Schadenserſatzanſpruch handelt. (Beim Unterlaſſungsanſpruch genügt 
allerdings objektive Rechtswidrigkeit, und der Geſichtspunkt der 
Gefährdungshaftung findet feinen Ausdruck auch in der Beſtimmung 
des § 13 Abſ. 3 Unl Wg., wonach der Geſchäftsinhaber für die 
Unterlaſſung gewiſſer, von ſeinen Angeſtellten oder Beauftragten 
begangener Wettbewerbshandlungen einzustehen hat). 
RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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mäßigen Benutzung des Namens iſt durch § 13 ſomit nicht 
gegeben. Der Irreführung des Publikums darf dieſe Vor⸗ 
ſchrift alſo nicht dienen, unabhängig davon, ob dem Han⸗ 
delnden etwa auch ein Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. und 8 826 
BGB. zur Laſt fällt. Davon könnte hier jedenfalls vor 
Empfang des Warnungsſchreibens der Kl. auf ſeiten des 
Bekl. keine Rede ſein, da nach der Feſtſtellung des BG. 
vorher eine Kenntnis des Bekl. von dem Beſtehen des 
Zeichenrechts der Kl. nicht dargetan iſt, es alſo jedenfalls 
bis zu dieſem Zeitpunkt an der Kenntnis desjenigen Tat⸗ 
beſtandes auf ſeiner Seite fehlt, aus dem ſein Verſtoß gegen 
die guten Sitten gefolgert werden könnte. Das hat das BG., 
das dem Einwand des Bekl. aus $ 13 WbzG. ohne weiteres 
unter Hinweis auf §S 1 Unl WG. und § 826 BGB. zurückweiſt, 
nicht berückſichtigt. Es bedarf aber, wie geſagt, eines ſolchen 
Verſtoßes zur Ausſchließung des Schutzes des § 13 a. a. O. 
nicht. Dazu genügt vielmehr die Gefahr der Irreführung des 
Publikums durch warenzeichenmäßige Benutzung des Namens. 
Deshalb iſt auch die Anbringung des eigenen Namens oder 
der eigenen Firma auf der Ware, deren Verpackung oder 
Umhüllung oder auf Ankündigungen, ſelbſt wenn die Firma 
älter ſein ſollte, als das Warenzeichen des anderen, unzu⸗ 
läſſig, ſofern der Verwendende nicht alles tut, um die Mög⸗ 
lichkeit der Verwechſlung mit fremden Zeichen auszuſchließen 
(vgl. z. B. Urt. v. 3. Juli 1925, II 465/24: MuW. XXV, 32 
= 3%. 1925, 2758). Das iſt hier nicht geſchehen ſeitens des 
Bekl. Von dieſer Verpflichtung würde ihn, wie bemerkt, auch 
der Umſtand nicht befreien, daß er ſeinen Namen bereits zur 
Zeit der Zeichenanmeldung und Zeicheneintragung in der be⸗ 
anſtandeten Form gebraucht hätte. Nur dann, wenn dieſe 
Verwendungsart zur Kennzeichnung feines Betriebes in jenem 
Zeitpunkt geworden wäre, läge es anders. Dann beſtände 
für den Bekl. das Recht der Priorität, und es wäre dann 
Pflicht der Kl. unabhängig davon, ob ſie Kenntnis hiervon 
beſeſſen hätte und ihr böſe Abſicht bei ihrer Eintragung zur 
Laſt fiele, dem beſſeren Rechte des Bekl. zu weichen. Aber 
das BG. hat feſtgeſtellt, daß die fraglichen Bezeichnungen des 
Bekl. zu jener Zeit eine ſolche Kennzeichnungskraft für ſeinen 
Betrieb nicht beſeſſen haben. 

(U. v. 11. Juni 1929; 593/28 II. — Hamburg.) [Ku.] 


8. 520 Wbz G. Zum Begriff der Verwechſe—⸗ 
lungsgefahr im Warenzeichenrecht. f) 

Für die Kl. find die Wortzeichen Nr. 67109 „Grenz⸗ 
quell“, Nr. 241042 „Grenzbräu“, Nr. 241043 „Grenzbier“, 
Nr. 241044 „Grenztrunk“ und Nr. 241045 „Grenz“ in die 
Zeichenrolle des RPat A. eingetragen, und zwar das erſte 
Zeichen am 23. Febr. 1904 für Bier, die anderen am 19. Jan. 
1920 für Biere aller Art, alkoholfreie Biere und bierähnliche 
Getränke. Die Wortzeichen „Grenzquell“ und „Grenz“ ſind 
außerdem ſeit dem 16. Aug. 1923 international regiſtriert. 
Die Kl. vertreibt ſeit vielen Jahren das von ihr erzeugte Bier 
unter der Benennung „Grenzquell-Pilſener“ und entfaltet 
ebenfalls ſeit längerer Zeit für dieſes Wort eine umfang⸗ 
reiche Werbetätigkeit. Die Wortzeichen „Grenz“, „Grenzbräu“, 
„Grenzbier“ und „Grenztrunk“ werden von ihr nicht benutzt. 

Für die Bekl. iſt am 5. Mai 1927 unter Nr. 368050 
in die Zeichenrolle ein aus Bild und Wort zuſammengeſetztes 
Zeichen eingetragen. Es zeigt in ſeiner oberen Hälfte das 
Bruſtbild eines Mannes in Uniform mit dem Gewehr über 
der Schulter, der einen Maßkrug mit ganz kleiner Inſchrift 
zum Munde führt; links neben dem Bilde ſteht ein Weg⸗ 
weiſer und das Wort „Zollamt“, unter dem Bilde in großem 


Zu 8. Dieſe Eutſch. enthält gleichſam einen gedrängten 
Kommentar über das Weſen der Verwechſlungsgefahr i. S. 8 20 
WbzG. Sie beſchäftigt ſich mit der Wirkung des Zeichens auf 
Auge, Ohr und Verſtand. Sie ſpricht von dem Wortbild, von 
der Klangwirkung und von dem Begriffe, den das 
Zeichen bei dem Hörer oder Beſchauer auslöſt. Sie wiederholt den 
ſchon oft verkündeten Satz, es genüge für den Tatbeſtand des 8 20 
Wbzez., wenn zeichenrechtliche Übereinſtimmung in einer dieſer 
drei Richtungen vorliege. Sie ſtreift auch die neuerdings häufig 
erörterte Frage, welchen Schutz nichtbenutzte Zeichen genießen 
ſollen; ſie betont, daß grundſätzlich die Tatſache der Eintragung 
genüge, der Schutz alſo von einer Benutzung nicht abhängig ſei; 
aber mit Rückſicht auf die Lehre, daß das formale Zeichenrecht nicht 
mißbraucht werden dürfe, unterläßt ſie nicht, darauf hinzuweiſen, 


Druck das Wort „Grenzjäger⸗Bräu“ und unter dieſem eben⸗ 
falls in klarem Druck in zwei Zeilen die Firma der Bekl. 

Die Kl. erblickt in den eingetragenen Warenzeichen der 
Bekl. eine Verletzung ihres Zeichen- und Ausſtattungsſchutzes. 
Ihrer Anſicht nach iſt das Warenzeichen der Bekl., in dem 
der wörtliche Beſtandteil „Grenzjäger⸗Bräu“ und von dieſem 
wieder nur das Wort „Grenz“ mit Rückſicht auf den häufigen 
Gebrauch der Worte „Jäger“ und „Bräu“ im Brauerei⸗ 
gewerbe das charakteriſtiſche Merkmal ſei, verwechflungsfähig 
mit ihren — der Kl. — eingetragenen Wortzeichen, in denen 
ſämtlich das gleiche Wort „Grenz“ enthalten ſei. Die Vor⸗ 
inſtanzen haben die Klage abgewieſen, das RG. hat auf⸗ 
gehoben. 

Das BG. geht davon aus, daß der Geſamteindruck des 
zuſammengeſetzten Zeichens der Bekl. ſchlagwortartig von dem 
Wortbeſtandteil „Grenzjäger-Bräu“ beherrſcht werde, der nach 
der Feſtſtellung des BG. noch dadurch an Gewicht gewinnt, 
daß das Bild der Bedeutung nach mit ihm übereinſtimmt, 
während andererſeits die Hinzufügung der Firma der Bekl. 
kein unterſcheidendes Merkmal darſtelle. 

Trotzdem verneint das BG. die Gefahr der Verwechſlung 
zwiſchen der Bezeichnung „Grenzjäger⸗Bräu“ und den Wort⸗ 
zeichen der Kl. nach Wortbild, Wortklang und Sinn. Die Ver⸗ 
ſchiedenheit des Wortbildes erblickt das BG. darin, daß die 
Wortzeichen der Kl. in einer Zeile, der Wortbeſtandteil des 
Zeichens der Bekl. in zwei Zeilen geſchrieben wird, wodurch 
das Wort „Grenzjäger“ noch mehr als ſonſt vielleicht wie ein 
in ſich geſchloſſenes Ganzes wirke. Weiter hindert nach An⸗ 
ſicht des BG. der Wortbeſtandteil „Jäger“, „der ſich ſo breit 
zwiſchen die Silben ‚Grenz‘ und „Bräu“ lagert“, daß er auch 
bei ſchneller Sprechweiſe im Verkehr zwiſchen Gaſt und Wirt 
oder Gaſt und Kellner nicht überhört werden könne, eine 
Übereinſtimmung im Wortklange. Endlich liegt auch eine 
Verſchiedenheit der beiderſeitigen Bezeichnungen nach Anſicht 
des BG. in bezug auf ihre Bedeutung vor inſofern als 
das Wort „Grenzjäger“ eine Perſönlichkeit bezeichne, die den 
Grenzſchutz ausübe, während in den Worten „Grenzquell“, 
„Grenzbräu“, „Grenzbier“, „Grenztrunk“ und „Grenz“ ſowie 
„Grenzquell-Pilſener“ (ungeſchützt) der Hinweis auf die 
Grenze ſelbſt zum Ausdruck komme. Im erſten Falle handle 
es ſich alſo um den Hinweis auf eine Perſon, im zweiten 
Falle um eine örtliche Bezeichnung. 

Das BG. berückſichtigt, wie es betont, daß die Benen⸗ 
nungen, die der Verkehr den Waren eines Zeicheninhabers 
nach deſſen Bildzeichen gibt, bei der Vergleichung von Zeichen 
auf ihre Verwechſelbarkeit zu berückſichtigen ſeien, wenn ſich 
dieſe Beuennung durch den üblichen oder beſtimmungsgemäßen 
Gebrauch des Zeichens bei einem nicht ganz unerheblichen 
Teile der Verbraucher herausgebildet haben ſollte. Die Kl. 
hatte nicht behauptet, daß dieſer Fall hier bereits eingetreten 
ſei, ſie hatte vielmehr nur auf die Wahrſcheinlichkeit, daß der 
Verkehr das Bier der Bekl. als „Grenzbier“, „Grenz“, 
„Grenzbräu“, „Grenzerbräu“, „Grenzer“ benennen werde. 
wodurch die Gefahr der Verwechflung mit ihren geſchützten 
Bezeichnungen und der ungeſchützten Bezeichnung „Grenz⸗ 
quell⸗Pilſener“ erhöht werden würde, hingewieſen. Nach An⸗ 
ſicht des BG. liegt der Eintritt dieſer Annahme der Kl. „völ⸗ 
lig fern“. Denn wenn auch die Neigung tatſächlich beſtehe, 
längere Warenbezeichnungen im Verkehr abzukürzen, ſo wende 
man doch eine ſolche Abkürzung nur an, wenn ſie nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauch für jedermann verſtändlich ſei 
und nicht ſinnentſtellend wirke. Worte wie „Grenz“, „Grenz⸗ 
bier“ und „Grenzbräu“ würden aber als Abkürzungen von 
„Grenzjägerbräu“ ganz unverſtändlich ſein. Dieſe Worte legen 


bei den nichtbenutzten Zeichen der Kl. handle es ſich um ſolche 
jüngeren Urſprungs, mit deren Benutzung die Kl. jederzeit be⸗ 
ginnen könne; daß die Zeichen überhaupt nicht benutzt werden ſollen, 
habe die Bekl. ſelbſt nicht behauptet. Das Urteil betrachtet mithin 
die noch nicht benutzten Zeichen der Kl. als Vorratszeichen, 
deren Zuläſſigkeit vom RG. wiederholt anerkannt worden iſt (3. B. 
in dem Fall „Pecoſe“, II 129/19 v. 4. Nov. 1919: Mu W. XIX, 
89). In keinem dieſer Punkte weicht die Entſch. von der ſtändigen 
Rſpr. der letzten Jahre ab; auch nicht darin, daß für die Ver⸗ 
wechſlungsgefahr die Auffaſſung des Verkehrs, nicht aber ab⸗ 
ftrakte Erwägungen maßgebend ſind. Neu iſt nur, ſoweit ich feſt⸗ 
zuſtellen vermag, die ftarke Betonung, daß die Verwechſlungs⸗ 
fähigkeit nicht eine reine Tatfrage, ſondern der wichtigſte 
Rechtsbegriff des Warenzeichenrechts wie des Wettbewerbs- 
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vielmehr Abkürzungen wie „Grenzjäger“ oder „Jägerbrän“ 
nahe, ſelbſt bei denjenigen Perſonen, die das Wort „Grenzer“ 
als Benennung der Grenzſchutzbeamten zu benutzen pflegen. 

Endlich erblickt das BG. auch in dem Umſtande, daß die 
Bekl. die Worte „Grenzer⸗Gold“, „Grenzerbräu“ und „Gren⸗ 
zator“ — auf Widerſpruch der Kl. ohne Erfolg — zum Zei⸗ 
chenſchutz angemeldet hat, keinen Anhalt für das Vorliegen der 
objektiven Verwechſlungsgefahr. 

Wegen Fehlens der letzteren ſieht das BG. weder eine 
Verletzung des WbzGl., noch des Wettbeiv®., noch des $ 826 
BGB. als gegeben an. 

Dieſe geſamte Begründung wird den Umſtänden des 
Falles nicht gerecht, ſie verſtößt gegen die Grundſätze des 
Zeichenrechts. 

Die Rev. macht ihr mit Recht den Vorwurf, daß ſie zu 
theoretiſch ſei und auf das Weſen der Dinge überhaupt faſt 
gar nicht eingehe; die Grundſätze des Zeichenrechts unter 
Berückſichtigung der Weiterentwicklung durch die Rſpr. wür⸗ 
den zwar zutreffend — teilweiſe im Zuſammenhang — 
wiedergegeben, aber es würden aus ihnen nicht die richtigen 
Schlußfolgerungen auf die Umſtände des Falles gezogen, weil 
das BG. bei der praktiſchen Prüfung im Gegenſatze zu jeinen 
eigenen vorausgeſchickten Rechtsausführungen von rechtlich 
unrichtigen Vorausſetzungen ausgehe. 

Geht man von der rechtlich einwandfrei getroffenen Feſt⸗ 
ſtellung des BG. aus, daß in dem beanſtandeten aus Wort 
und Bild zuſammengeſetzten Zeichen der Bekl. der Beſtandteil 
„Grenzjäger⸗Bräu“ das charakteriſtiſche, den Geſamteindruck 
des Zeichens beherrſchende Merkmal iſt, jo handelt es ſich um 
die Frage der Verwechſlungsgefahr von Wort und Wort. Und 
zwar waren bei dieſer Prüfung ſämtliche eingetragene Zei⸗ 
chen der Kl., auf die ſie die Klage ſtützt, zu berückſichtigen, 
wie das BG. auch getan hat. Der Umſtand, daß ſie ihre ein⸗ 
getragenen Zeichen „Grenz“, „Grenzbräu“, „Grenzbier“ und 
„Grenztrunk“ bisher nicht benutzt hat, ſpielt keine Rolle ent⸗ 
gegen der anſcheinend von der Bekl. in der RevInſt. ver⸗ 
tretenen Auffaſſung, daß die obigen nicht benutzten Zeichen 
für die Prüfung der Verwechſlungsgefahr auszuſcheiden haben. 
Das WbzG. macht den Schutz des Zeicheninhabers gegen die 
Gefahr einer Verwechflung eines anderen jüngeren Zeichens 
mit ſeinem älteren Zeichen nicht von ſeiner Benutzung des 
letzteren, ſondern lediglich von der Tatſache der Eintragung 
in die Zeichenrolle abhängig. Es handelt ſich bei den obigen 
bisher nicht benutzten Zeichen um ſolche, die erſt in der Zeit 
von 1920 bis 1923 für die Kl. eingetragen worden find. Daß 
ſie etwa überhaupt nicht benutzt werden ſollen, hat die Bekl. 
ſelbſt nicht behauptet; ſie können daher jederzeit von der Kl. 
in Benutzung genommen werden (Seligſohn S. 286, 
Abſ. 1). — Was nun die Verwechſtungsgefahr von Wort⸗ 
zeichen betrifft, ſo gilt folgendes: Ein Wortzeichen iſt nach 
ſeiner Bildwirkung, Klangwirkung und nach ſeinem Sinn ge⸗ 
ſchützt (vgl. z. B. die Urt. des erk. Sen.: RG. 104, 3151); 109, 
229 2), ohne daß alle drei Wirkungen ſtets in einem Zeichen 
vereinigt fein müßten. Die Verwechſlungsgefahr kann bei 
dem hier fraglichen, ſelbſtändig kennzeichnenden wörtlichen Be⸗ 
ſtandteil des zuſammengeſetzten Zeichens der Bekl. ſomit durch 
den ähnlichen Eindruck eines anderen Wortbildes auf das 
Auge oder des Klanges eines anderen Wortes auf das Ohr 
oder des Sinnes eines anderen Wortes auf das Vorſtellungs⸗ 


1) JW. 1922, 1448. 2) JW. 1925, 951. 

rechts überhaupt ſei. Mit ſolcher Deutlichkeit iſt dieſer Satz noch 
in keinem Erkenntnis ausgeſprochen worden. Er wird im Schrift⸗ 
tum vorausſichtlich nicht ohne Widerſpruch bleiben: Es läßt ſich 
manches gegen ſeine Richtigkeit vorbringen. Ich begrüße ihn aus 
rechtspolitiſchen Erwägungen. Er überhebt das RG. der Aufgabe, 
den Fall an den Vorderrichter zurückzuverweiſen; er gibt dem RG. 
die Möglichkeit, in der Sache ſelbſt zu erkennen; und das hat es 
im vorliegenden Falle auch getan. Es hat im Gegenſatz zum LG. 
und OLG. die Bekl. ſowohl zur Löſchung wie zur Unterlaſſung ver⸗ 
urteilt, auch die Schadenserſaßtzpflicht feſtgeſtellt. Es hat auf dieſe 
Veiſe den Rechtsſtreit endgültig entſchieden; den Parteien die 
Koſten weiterer Rechtszüge erſpart und die für beide Teile läſtige 
Rechtsunſicherheit beſeitigt. Das iſt ein Ergebnis, welches ſelbſt 
für den unterliegenden Teil im allgemeinen wünſchenswerter iſt 
als die von mir oft beklagte Zurückverweiſung mit ihrer endloſen 
Dauer des Rechtsſtreits und der dadurch bedingten Erhöhung der 
Koſten (vgl. meine Bemerkungen in JW. 1929, 2255/56). 


vermögen begründet ſein. Für die Annahme der Verwechſe⸗ 
lungsgefahr genügt alſo die zeichenrechtliche Übereinſtimmung 
in einer dieſer Beziehungen. Die Ahnlichkeit des einen Wort⸗ 
bildes mit dem anderen ſpielt naturgemäß im allgemeinen 
die geringſte Rolle unter dieſen drei Möglichkeiten zeichen⸗ 
rechtlicher Übereinſtimmung. Denn von einer Bildwirkung bei 
Worten kann nur dann die Rede ſein, wenn die eigentümliche 
Art des Druckſatzes oder die eigenartige Ausgeſtaltung der 
Schrift geeignet iſt, auf den Beſchauer im ſchnell ſich ab⸗ 
wickelnden Verkehr einen beſonderen Eindruck hervorzurufen. 
und ſich deshalb ſeinem Gedächtnis einzuprägen. Das iſt aber 
erfahrungsgemäß entgegen der Anſicht des BG. nicht ſchon 
dann der Fall, wenn es ſich nur darum handelt, daß Worte, 
die ſämtlich einen gleichen Beſtandteil („Grenz“) enthalten 
und in gewöhnlicher, nichts Beſonderes bietender Schrift in 
den Zeichen der einen Partei in einer, im Gegenzeichen in 
zwei Zeilen geſchrieben ſind. Das ſind willkürliche Außer⸗ 
lichkeiten ohne jede Charakteriſierungsſähigkeit. In Fällen 
ſolcher Art beſteht alſo überhaupt keine Bildwirkung 
bei Wortzeichen, und es fehlt deshalb an einer Möglichkeit, 
die Frage der Verwechſlungsgefahr auf dieſer Grundlage zu 
prüfen. Die gegenteilige Auffaſſung des BG., die ſich an die 
Schreibweiſe in einer oder zwei Zeilen klammert, beruht auf 
formaler Betrachtungsweiſe und iſt daher rechtsirrig, wie die 
Rev. mit Recht geltend macht. Das BG. verletzt den Grund⸗ 
ſatz des 8 20 WbzG., wonach die Betrachtungsweiſe des Ver⸗ 
kehrs maßgebend iſt, der ſich nun einmal in gewiſſer Eile 
vollzieht und in dem der Beſchauer regelmäßig die in Be⸗ 
tracht kommenden beiderſeitigen Zeichen nicht nebeneinander 
vor ſich ſieht und daher beide einfach miteinander vergleichen 
könnte. Vielmehr iſt er auf ſein Erinnerungsbild angewieſen, 
das er noch von dem vielleicht längere Zeit zurückliegenden 
Anblick des einen Zeichens beſitzt, wenn er im Verkehr auf 
das andere ſtößt. 

Da das BG. aber, wenn auch — wie dargelegt — mit 
rechtsirriger Begründung zu dieſem Punkte (Wortbildwirkung) 
zur Ablehnung der Verwechſlungsgefahr gelangt, ſo iſt ihm 
im Ergebnis in dieſem Punkte beizutreten. 

Auf der gleichen Verletzung des Grundſatzes des 8 20 
a. a. O. beruht die Begründung des BG. bei Prüfung der 
Frage, ob eine Übereinſtimmung nach der Klang wirkung 
der beiderſeitigen Wortzeichen vorliegt. In ſämtlichen iſt das 
Wort „Grenz“ als erſte Silbe, alſo als Ton ſilbe nach deut⸗ 
ſchem Sprachgebrauch enthalten. Die Silbe „Bräu“ oder 
„Bier“ oder „Trunk“ oder „Quell“ iſt, wie das BG. ſelbſt 
ſagt, zur Bezeichnung von Erzeugniſſen des Gaſtwirtsgewerbes 
ganz farblos. Weiter ſtellt das BG. in dieſem Zuſammenhange 
die bekannte Tatſache der allgemeinen Gepflogenheit feſt, im 
Verkehr längere Wortbezeichnungen von Waren abzukürzen 
und den im Verkehr in Gaſtwirtſchaften herrſchenden Ge⸗ 
brauch, ſich bei Beſtellung des Getränkes auf einige eilig hin⸗ 
geworfene Worte zu beſchränten. Gegenüber dieſen einwandfrei 
feſtgeſtellten Tatſachen erſcheint die vom BG. nach dem Wort⸗ 
klang trotzdem erfolgte Ablehnung der Gefahr der Verwechſe⸗ 
lung zwiſchen der beanſtandeten Bezeichnung „Grenzjäger⸗ 
Bräu“ und z. B. dem Zeichen der Kl. „Grenzbräu“, „Grenz⸗ 
bier“, weil „der Wortbeſtandteil „Jäger“ ſich jo breit zwiſchen 
die Silben ‚Grenz‘ und „Bräu“ lagert, daß er nicht überhört 
werden kann“, ſchlechterdings nicht verſtändlich und im Wider⸗ 


Der vorſtehende Abdruck der Entſch. iſt nur ein Auszug. 
Die vollſtändige Begründung enthält noch folgende Erwügung: 
Die Bekl. hatte außer dem zur Eintragung gelangten Zeichen 
368050 mehrere andere Zeichen angemeldet, die ihr infolge 
Widerſpruchs der Kl. vom Pat A. abgelehnt waren; nämlich die 
Worte „Grenzer⸗Gold!, ‚Grenzerbrän‘ und „Grenzator. „Von 
dieſen geſchen iſt das Wort ‚Grenzerbräu‘ eine faſt wörtliche 
Wiedergabe des Zeichens der Kl. „Grenzbräu“ und der Zeichen 
Grenzbier“, Grenztrunle, ‚Grenzquell‘. Hier tritt die Abficht der 
Bekl., zu täuſchen, ganz klar zutage Daß ein ſolches Ver⸗ 
halten auch einen gewichtigen Anhaltspunkt für das Beſtehen der 
objektiven Verwechflungsgefahr der bisherigen beiderſeitigen Zeichen 
bildet, iſt vom erk. Gen. wiederholt ausgeſprochen worden.“ Dieſe 
Ausführungen erſcheinen ſo überzeugend, daß ich mir kaum zu 
erklären vermag, wie das OLG. Dresden, deſſen verſtändige Rſpr. 
auf dieſem Gebiete ſich doch eines beſonders guten Rufes erfreut, 
zur Abweiſung der Klage gelangt iſt. Das BU. iſt mir allerdings 
nicht bekannt. 

NA. Prof. Dr. Martin Waſſermann, Hamburg. 
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ſpruch mit den obigen eigenen Feſtſtellungen ſtehend. Auch 
hier findet ſich die gleiche abſtrakte Art der Beurteilung des 
BG. entgegen der nach $ 20 WbzG. maßgebenden Einſtellung 
des Verkehrs, und zwar, nachdem das BG. ſelbſt ſogar deſſen 
Gepflogenheit größtmöglicher Abkürzung längerer Bezeich⸗ 
nungen im mündlichen Gebrauch bedenkenfrei feſtgeſtellt hat. 
Die Prüfung der Verwechſlungsgefahr geſchieht rechtsirriger⸗ 
weiſe wie wenn Zeichen und Gegenzeichen nebeneinander lie⸗ 
gend bzw. in unmittelbarer Aufeinanderfolge hintereinander 
in deutlicher Ausſprache auf ihren Klang zu vergleichen wären. 


Endlich beruht auch die Verneinung der Verwechſlungs⸗ 
gefahr nach der Bedeutung der beiderſeitigen Wortzeichen 
durch das BG. auf der gleichen Verkennung des mehrerwähn⸗ 
ten Grundſatzes des $ 20 WbzG., wonach die Auffaſſung des 
Verkehrs, nicht aber abſtrakte Erwägungen über die Ver⸗ 
wechflungsgefahr unter Berückſichtigung der Bedeutung der 
ſich gegenüberſtehenden Wortzeichen maßgebend ſind. Nach 
den Anſchauungen des Verkehrs bildet erfahrungsgemäß der 
Umſtand, daß in dem Wortzeichen der Bekl. „Grenzjägerbräu“ 
der Wortbeſtandteil „Grenzjäger“ eine Perſönlichkeit darſtellt, 
die den Grenzſchutz ausübt, während in den Bezeichnungen 
der Kl. „Grenzquell“, „Grenztrunk“, „Grenzbier“, „Grenz⸗ 
bräu“, „Grenz“, „Grenzquell-Pilſener“ eine ſolche Perſon 
nicht genannt iſt, ſondern nur auf die Grenze hingewieſen 
wird, nicht den geringſten Anlaß dazu, in den beiderſeitigen 
Bezeichnungen Angaben über die Herkunft des betreffenden 
Bieres aus verſchiedenen Betriebsſtätten zu erblicken. 
Der Verbraucher wird im Gegenteil in der beanſtandeten Be⸗ 
zeichnung der Bekl. „Grenzjägerbräu“ nur eine andere Ab⸗ 
wandlung der oben genannten, ſämtlich mit dem Worte 
„Grenz“ zuſammengeſetzten Bezeichnungen erblicken und da⸗ 
her annehmen, daß das unter dieſem Namen verſchänkte Bier 
aus der gleichen Brauerei ſtammt wie die unter jenen Be⸗ 
zeichnungen in den Verkehr gebrachten, ſo daß die Verwechſe⸗ 
lungsgefahr gegeben iſt. Darauf, ob etwa, wie Bekl. behaup⸗ 
tet hat, bisher nur in einem Orte die Biere beider Par⸗ 
teien unter ihren Bezeichnungen in den Gaſtwirtſchaften 
nebeneinander verſchänkt werden, kommt es für die Frage 
der Verwechſlungsgefahr nicht an, ganz abgeſehen davon, daß 
ſich dieſer Zuſtand jederzeit ändern kann, indem auch in an⸗ 
deren Orten Gaſtwirtſchaften dazu übergehen, die Biere der 
Parteien nebeneinander zu verſchänken. 


Danach unterlag das angefochtene Urt. wegen Verken⸗ 
nung des Rechtsbegriffs der Verwechſlungsgefahr im Verkehr 
(8 20 W656.) der Aufhebung. Gegenüber dem von der Bekl. 
in der RevInſt. vertretenen Standpunkt, daß es ſich bei der 
Frage, ob eine Verwechſlungsgefahr vorliege oder nicht, um 
eine reine Tatfrage handle, ſoll nur bemerkt werden, daß die 
Verwechſlungsfähigkeit der wichtigſte Rechtsbegriff des Waren⸗ 
zeichenrechts wie des Wettbewerbsrechts überhaupt iſt. An ſich 
liegt zwar die Prüfung der Frage, ob die Verwechſlungsgefahr 
gegeben iſt, auf dem Gebiete der tatſächlichen Würdigung; 
aber die Frage, ob in der Tatſachen⸗Inſtanz dieſe Würdigung 
auf Grund zutreffender rechtlicher Erwägungen vorgenommen 
tt, iſt in der Rev Inſt. nachprüfbar (fo in ſtändiger Rſpr. der 
erk. Sen. z. B. in dem Urt. v. 1. Okt. 1926: Mu W. XXVI, 
185; ebenſo Hagens, § 20 Anm. 5 S. 277 u. a.). Daß 
dieſe Würdigung des BG. aber hier auf zeichenrechtlich un⸗ 
zutreffenden Grundlagen beruht und deshalb zu rechtlich un⸗ 
zutreffenden Ergebniſſen geführt hat, iſt oben dargelegt worden. 


(u. v. 9. Juli 1929; 612/28 II. — Dresden.) Ku. ] 


9. § 20 Wbz G. Grenzen des Motivſchutzes bei 
Warenzeichen. f) 


Beide Parteien ſtellen Schnupftabak her und vertreiben 
ihre Erzeugniſſe. Für die Kl. iſt eine Reihe von Warenzeichen 


Zu 9. Der Begriff des Motivſchutzes findet ſich nicht im 
Geſetz, ſondern iſt von Rſpr. und Rechtslehre entwickelt. Man 
ſpricht von Motivoſchutz, wenn man zum Ausdruck bringen will, daß 
nicht nur die konkrete Darſtellungsform, ſondern darüber hinaus 
der dem Zeichen nach dem Willen ſeines Schöpfers innewohnende 
Grundgedanke geſchützt iſt. Das iſt dann der Fall, wenn die be⸗ 
teiligten Verkehrskreiſe mit Rückſicht auf die Eigenart des Grund⸗ 
gedankens dieſen auch bei flüchtigem Beſchauen herausleſen und ſich 
einprägen. 

Jedes Bildzeichen verkörpert eine Reihe von Motiven, die 
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eingetragen, die ſämtlich innerhalb eines Kreisrahmens das 
Bruſtbild eines Mannes in oberbayriſcher Bauern⸗ oder 
Fuhrmannstracht mit Hut in Weſte und offener Jacke dar⸗ 
ſtellen, der in der einen Hand eine ſog. Schmalzlerflaſche 
trägt und eine aus ihr auf den Rücken der anderen Hand ge⸗ 
ſchüttete Priſe zur Naſe führt. Dieſes Bild ohne beſonderen 
Zuſatz iſt Gegenſtand des älteſten Warenzeichens der Kl., 
das am 1. Okt. 1894 angemeldet und am 17. Nov. 1894 unter 
Nr. 369 in die Zeichenrolle des RPat A. eingetragen iſt. 
In den 9 anderen, in der Zeit v. 13. Juni 1922 bis 20. Okt. 
1926 angemeldeten, dieſes Bild enthaltenden Zeichen finden 
ſich noch Worte wie Bernard⸗Franzl, Braſil⸗Franzl, bei. 
häufig Schmalzlerfranzl. Dieſes letztere Wort allein iſt auch 
Gegenſtand eines Wortzeichens der Kl., das ſie am 29. Juli 
1895 angemeldet und das ihr am 15. Okt. 1895 eingetragen 
iſt unter Nr. 10 514 der Zeichenrolle. Geſchützte Waren ſind 
bei allen Zeichen Schnupftabak, Kautabak und Zigarren. 


Für die Bekl. ſind auf Grund ihrer Anmeldungen v. 
6. Jan. 1899 bis 9. Nov. 1925 für Tabakfabrikate, insbeſ. 
Braſil⸗Schnupftabak, 4 Bildzeichen eingetragen, die einen 
kräftigen Unterarm mit zurückgeſtreiftem Armel und eine von 
der Hand umklammerte Schmalzlerflaſche mit Aufſchrift 
„Schmalzler“ nebſt der Firma der Bekl. zeigen, einige von 
ihnen in Anklang an das bekannte Motiv des aus der Erd⸗ 
oberfläche hervorbrechenden ſtarken Armes. Das jüngſte der 
4 Zeichen (Nr. 348 036) weiſt ferner die ſchwachen Umriſſe des 
Oberarms und der Schulter auf. Weiter verwendet die Bekl. 
Rechnungsformulare mit dem Bilde eines Mannes ohne Hut 
oder Mütze in weißem Hemd mit freiem rechten Unterarm, in 
der Hand in Augenhöhe eine Schmalzlerflaſche mit Aufſchrift, 
die er prüfend betrachtet; im Hintergrunde befindet ſich ein 
Acker, auf dem gepflügt wird, und anſcheinend ein Fabrik⸗ 
gebäude. Dieſes Bild iſt nicht geſchützt. 


Die Kl. erblickt in der Verbreitung dieſes Bildes auf den 
von der Bekl. ihrer Kundſchaft zum Gebrauch überſandten 
Rechnungsblocks eine Verletzung ihrer Zeichenrechte, indem ſie 
Motivſchutz ſeit der Eintragung ihres Warenzeichens Nr. 369 
an dem Bilde eines Mannes mit der Schmalzlerflaſche in der 
Hand für ſich in Anſpruch nimmt und behauptet, daß ſie 
dieſen ihr zuſtehenden verſtärkten Zeichenſchutz bisher ſtets 
mit Erfolg verteidigt habe. Die Bekl. ſei aber auch, wie 
die Entwicklung ihrer 4 Warenzeichen zu dem beanſtandeten 
ungeſchützten Bilde zeige, darauf ausgegangen, ſich in den 
Zeichenſchutz der Kl. einzudrängen. Dieſe fordert daher mit 
der Klage Unterlaſſung der Benutzung von Geſchäftspapieren 
durch die Bekl., die das Bild eines Mannes zeigen, in deſſen 
Hand ſich eine Schmalzlerflaſche befindet, ferner Auskunft 
über den Umfang des bisherigen Vertriebs ſolcher Geſchäfts⸗ 
papiere und Erſatz des ſich für ſie aus der Auskunftserteilung 
ergebenden Schadens. 


Die Bekl. hat um Klageabweiſung gebeten. Sie beſtreitet 
in erſter Linie, daß der Kl. überhaupt ein Motivſchutz zu⸗ 
ſtehe, auf alle Fälle aber in dem von ihr beanſpruchten 
Umfange, nämlich ganz allgemein an jedem Bilde eines 
Mannes mit der Schmalzlerflaſche in der Hand, ſondern aller⸗ 
höchſtens an dem „Bruſtbild eines aus der ſog. Schmalzler⸗ 
flaſche und vom Handrücken ſchnupfenden Mannes in ober⸗ 
bayriſcher Bauerntracht“. 


Das LG. hat die Klage abgewieſen, das KG. dagegen 
verurteilt. Das NG. hat aufgehoben und das landger. Urteil 
wiederhergeſtellt aus folgenden Gründen: 


Der Kern der Ausführungen des BG. iſt ſeine An⸗ 
nahme, daß der Schutz des Bildzeichens der Kl. Nr. 369, 
das ſo gut wie unverändert in 9 ſpäter für ſie eingetragenen 
Zeichen wiederkehrt, auf jede Darſtellung eines ſchnupfenden 


nach Art konzentriſcher Kreiſe immer enger ſich um die konkrete 
Darſtellung legen, je enger man den Oberbegriff für das Zeichen 
faßt. Der Zeicheninhaber hat naturgemäß den Wunſch nach einem 
recht weitgehenden Schutzbereich. Er wird daher das Motiv mög⸗ 
lichſt weit zu faſſen ſuchen. Anders der Gegner, der um den Be⸗ 
ſtand feines mehr oder weniger ähnlichen Zeichens kämpft. Die 
richtige Grenze zu finden, iſt die nicht immer leichte und oft 
verſchiedener Löſung fähige Aufgabe der Gerichte. Je weiter ein 
Motivſchutz gefaßt wird, um ſo monopolartiger wirkt er und um 
ſo vorſichtiger müſſen deshalb die Gerichte mit der Gewährung 
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Mannes aus dem Volke, der die Schmalzlerflaſche in der 
Hand hält, zu erſtrecken und aus dieſem Grunde die anderen⸗ 
falls nicht beſtehende Verwechſlungsgefahr zu bejahen iſt. Die 
Einräumung eines ſo umfaſſenden Schutzbereichs für ein 
Warenzeichen wäre nach den durch die Rechtſprechung weiter⸗ 
gebildeten Grundſätzen des Warenzeichenrechts nur für den 
Fall der Anerkennung eines Motivpſchutzes für das klägeriſche 
Zeichen zu rechtfertigen. Dagegen würde der Umſtand, daß 
das Zeichen der Kl. ein „ſtarkes“ Zeichen iſt, wie das BO. in 
eingehenden Ausführungen darlegt, hierzu nicht ausreichen. 
Denn der Begriff „ſtarkes Zeichen“ bedeutet nichts anderes, 
als daß die Kennzeichnungskraft eines Zeichens, die an ſich 
ſchon bedeutend iſt, nicht durch Verwendung ähnlicher oder 
gleicher Bildmotive oder Worte als Bezeichnung für gleiche 
oder gleichartige Waren in den Augen des Publikums ge⸗ 
ſchwächt iſt. Eine weitergehende, dem Motivſchutz ähnliche 
Bedeutung, die das BGG. dem Begriff „ſtarkes Zeichen“ an⸗ 
ſcheinend einräumen will, beſteht nicht. 


Was nun den von der Kl. in Anſpruch genommenen 
Motivſchutz für ihr Bildzeichen betrifft, ſo würde das Motiv 
eines Schnupfers mit Schnupftabaksdoſe oder Schnupftabaks⸗ 
fläſchchen als Zeichen für Schnupftabak, weil es auf die 
Verwendungsart der Ware hinweiſt, an ſich ein ſo nahe⸗ 
liegendes ſein, daß es jeder Neuheit und Eigenart entbehren 
und geradezu ein ſchwaches Zeichen ſein würde. Auch der 
Umſtand, daß hier nicht eine Schnupftabaksdoſe, ſondern ein 
Schnupftabaksfläſchchen verwendet wird, kann nichts daran 
ändern. Denn es handelt ſich dabei nur um eine in gewiſſen 
Gegenden gebräuchliche Art der Aufbewahrung dieſes Tabaks. 
Das, was dem Bilde den Vorzug der Neuheit und Eigenart 
geben würde, könnte nur der zur Darſtellung gebrachte volks⸗ 
tümliche originelle Vorgang fein, nämlich das Bild eines aus 
der Schmalzlerflaſche und vom Handrücken ſchnupfenden 
Bauern. Nur in dieſem Umfange könnte daher ein Motiv⸗ 
ſchutz für die Kl. an ihrem Bildzeichen günſtigenfalls unter⸗ 
ſtellt werden. 


Auf dem gleichen Standpunkt ſteht der erk. Sen., wie die 
Bekl. zutreffend betont, das BG. aber unberückſichtigt gelaſſen 
hat, in dem Urt. v. 25. April 1922, II 579/21: Mu 22, 
40 in Sachen der jetzigen Kl. gegen die Schnupftabaksfabrik 
G. Der Senat unterſtellt dort in Übereinſtimmung mit dem 
BG. für das gleiche Bildzeichen einen Motivſchutz der Kl. in 
dem vorſtehend angegebenen beſchränkten Umfange, nicht aber 
für das Bruſtbild eines ſchnupfenden Mannes, wie Roſen⸗ 
thal: Mu W. 22, 147 annimmt, deſſen Darſtellung des 
Falles daſelbſt unrichtig ift, wie Hagens Komm. S. 297 zu⸗ 
treffend betont. Das allgemeine Motiv eines ſchnupfenden 
Mannes hatte das dortige BU. unter Billigung des auch jetzt 
erk. Sen. für die Kl. abgelehnt, da nach der Feſtſtellung des 
B. neben ihrem noch 8 andere Warenzeichen mit dem Bilde 
eines Schnupfers im Verkehr ſind. Die Annahme einer Ver⸗ 
letzung des — wie angegeben — beſchränkten Motivſchutzes 
der Kl. durch das im dortigen Gegenzeichen wiedergegebene 
Bruftbild eines ſchnupfenden Mannes iſt wegen jo erheblicher 
Abweichung der Darſtellung, daß es ſich nicht mehr um die 
Wiedergabe desſelben Motivs handle, abgelehnt worden. 


Dias gleiche muß auch hier gelten. Unterſtellt man in 
Übereinſtimmung mit der Auffaſſung des erk. Sen. in jenem 
Falle auch jetzt als Gegenſtand des Motivſchutzes der Kl. 
das Bild eines aus der Schmalzlerflaſche und vom Hand⸗ 


eines ſolches Schutzes fein. Genießt ein Zeichen Motivſchutz, jo kann 
man auch mit Rückſicht hierauf von einem ſtarken Zeichen ſprechen, 
d. h. einem Zeichen, das, wie das RG. im obigen Urteile ſagt, in 
ſeiner Kennzeichnungskraft, die an ſich ſchon bedeutend iſt, nicht durch 

erwendung ähnlicher oder gleicher Bildmotive oder Worte als Be⸗ 
zeichnung für gleiche oder gleichartige Waren in den Augen des 
Publikums geſchwächt ift. Andererſeits genießt ein Zeichen, wie das 
RG. hervorhebt, nicht ſchon deshalb Motipſchutz, weil es als ein 
ſtarkes Zeichen anzusprechen iſt. Denn es kann ſich um ein alltäg⸗ 
liches Motiv handeln, das aber beſonders ausgeſtaltet iſt. 

Im obigen Falle ſtehen ſich gegenüber das Bruſtbild eines aus der 
Schmalzlerflaſche und vom Handrücken ſchnupfenden Bauern und das 
Bild eines Mannes ohne Hut oder Mütze in weißem Hemd mit freiem 
rechten Unterarm, in der Hand in Augenhöhe eine Schmalzlerflaſche mit 
Aufſchrift, die er prüfend betrachtet. NG. verneint unter Berückſichtigung 
von acht weiteren Zeichen den Motivſchutz an dem Bilde eines ſchnupfen⸗ 


rücken ſchnupfenden Bauern, ſo kann der durch das Bild der 
Bekl. dargeſtellte Vorgang nicht als Wiedergabe dieſes Motivs 
in anderweiter Ausgeſtaltung der Einzelheiten angeſehen wer⸗ 
den. Denn gerade der charakteriſtiſche, wegen ſeiner Neuheit 
und Eigenart die Vorausſetzung für den unterjtellten Motiv⸗ 
ſchutz der Kl. bildende Beſtandteil ihres Zeichens — der aus 
der Schmalzlerflaſche und über den Handrücken ſchnupfende 
Mann — fehlt hier ganz. Das Bild der Bekl. zeigt überhaupt 
keinen ſchnupfenden, d. h. die unmittelbaren Vorbereitungen 
und Bewegungen zum ſchnupfen machenden Mann. Der 
begriffliche Inhalt dieſes Bildes iſt vielmehr der, daß ein 
Mann, von deſſen kräftigem rechten Unterarm der Armel des 
ſtark ins Auge fallenden weißen Hemdes zurückgeſtreift iſt, 
eine Schmalzlerflaſche anpreiſend mit dem mit der Firma der 
Bekl. verſehenen Flaſchenſchild dem Beſchauer vorzeigt. Eine 


“andere Beziehung des Mannes zu dem Inhalt der Flaſche, 


insbeſ. ob er ſelbſt davon ſchnupfen will, kommt auf dem 
Bilde nicht zum Ausdruck. Die Darſtellung des Mannes iſt 
ſo gehalten, daß er ſtatt der Schmalzlerflaſche auch jeden 
anderen Gegenſtand dem Beſchauer anpreiſend entgegenhalten 
könnte. Daß er ſelbſt zur Flaſche in ſeiner Hand blickt und 
nicht zum Beſchauer, iſt nur ein bekanntes Mittel, deſſen 
Blick ebenfalls auf den Gegenſtand zu lenken. Wer nicht weiß, 
was unter der auf der Flaſche aufgedruckten Bezeichnung 
„Schmalzler“ zu verſtehen iſt, wird nach dem Bilde niemals 
auf den Gedanken kommen, daß hier ein Schnupftabak an⸗ 
geprieſen wird, während dieſer auf dem Bildzeichen der Kl. 
unverkennbar und draſtiſch in einer jeden Liebhaber dieſes 
Stoffes anlockenden Weiſe im Gebrauch vorgeführt wird. In 
der Abbildung der Bekl. liegt ſomit ein völlig ſelbſtändiges 
Motiv. Daher kann auch keine Rede davon ſein, daß die Bekl. 
ſich mit ihren Warenzeichen immer mehr dem Zeichenmotiv der 
Kl. zu nähern ſuche und nunmehr mit der beanſtandeten Ab⸗ 
bildung die Grenzen des Schutzbereichs der klägeriſchen Zeichen 
überſchreite, wie das BG. annimmt. Alle 4 eingetragenen 
Warenzeichen der Bekl. Nr. 36332 aus dem Jahre 1899, 
Nr. 38 338 aus dem gleichen Jahre, Nr. 228 089 aus dem 
Jahre 1918 und Nr. 348036 aus dem Jahre 1925 zeigen 
den übermäßig kräftigen, aus der Umgebung herausgehobenen 
Unterarm, ſich an das bekannte Motiv des aus der Erd⸗ 
oberfläche hervorbrechenden Arms anlehnend; überall iſt der 
erhobene Arm dazu beſtimmt, mit der Hand die Schmalzler⸗ 
flaſche anpreiſend emporzuheben. Auch in der beanſtandeten 
Abbildung erſcheint der Arm im Verhältnis zu dem übrigen 
Körper des Mannes, ſoweit er überhaupt dargeſtellt iſt, auf⸗ 
fallend groß. Offenbar ſoll wie bei den vorangegangenen er⸗ 
wähnten 4 eingetragenen Bildzeichen der überaus ſtarke ent⸗ 
blößte Arm allein, hier der ebenfalls ſehr ſtarke Arm mit dem 
Schmalzlerfläſchchen in der Hand die ſich einprägende Wirkung 
auf den Beſchauer ausüben. 


Die Ausdehnung des ſog. Motivſchutzes an einem Bild⸗ 
zeichen in dem vom BG. angenommenen Umfange verläßt 
die Grenzen des verſtärkten Zeichenſchutzes, den der Motivſchutz 
nur gewähren ſoll und führt zur Schaffung eines Monopols 
an Darſtellungen, die kaum noch Berührungspunkte mit dem 


in dem Bildzeichen zum Ausdruck gebrachten Vorgang auf⸗ 


918 Das widerſpricht den Grundſätzen des Warenzeichen⸗ 
rechts. 
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den Mannes als ſolchen, beſchränlit vielmehr den Schutz auf die Wie⸗ 
dergabe eines aus der Schmalzlerflaſche und vom Handrücken ſchnupfen⸗ 
den Bauern, während KG. den weiteren Schutz i. S. der Aus⸗ 
legung der Kl. gegeben hatte. Hierzu Stellung zu nehmen, iſt ohne 
Kenntnis der im obigen Urteil nicht näher beſchriebenen weiteren 
Zeichen nicht möglich. Iſt aber dem Zeichen der Kl. nur der vom 
NG. zugebilligte beſchränkte Motivſchutz zu gewähren, dann fällt das 
Bildzeichen der Bekl. aus dieſem Rahmen heraus. Mit dem vom RG. 
dann mit Recht anerkannten beſchränkten Motivſchutz für die Kl. deckt 
ſich aber nicht die allgemeine Bemerkung im Eingang der Gründe, 
die Einräumung eines fo (i. S. der Kl.) umfaſſenden Schutzbereich 
für ein Warenzeichen wäre nur für den Fall der Anerkennung eines 
Motivſchutzes für das klägeriſche Zeichen zu rechtfertigen. Denn 
es fehlt dieſem nicht an einem Motioſchutz überhaupt, ſondern an 
einem genügend weitgehenden. 
Senpräſ. Hans Müller, Dresden. 
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Unlauterer Wettbewerb. 


10. S1 Un l WG.; 5 826 BGB.; 8254 3 PO. 
Klage auf Unterlaſſung von Wettbewerbs⸗ 
handlungen. Auskunftserteilung und Schadens⸗ 
erſatz nach 8826 BGB. im Gerichtsſtand der un⸗ 
erlaubten Handlung. f) 

Die Parteien ſtellen beide einen Kaffeezuſatz aus Zichorie 
her und ſtehen untereinander, wie auch mit einer großen 
Zahl anderer Fabriken, die die gleiche Ware herſtellen und 
vertreiben, in Wettbewerb. Von allen Fabriken wird die Ware 
in länglichen Rollen, meiſt 1; kKg⸗Packungen in bunter Papier⸗ 
hülle mit verſchiedenem Aufdruck vertrieben. Die Parteien 
benutzten dazu die für fie eingetragenen Warenzeichen in 
verſchiedener Ausführung. Die Kl. beſitzt ſchon ſeit 1914 
ein Warenzeichen, das aus dem Bild einer Kaffeemühle und 
den Worten „Acht Franck Kaffee⸗Zuſatz“ in Schwarzdruck 
beſteht. Seit 1922 iſt für ſie ein Warenzeichen eingetragen, 
bei dem auf orangefarbenem Grund ein Aufdruck ſich be⸗ 
findet, von dem das Wort „Franck“ und die Kaffeemühle in 
Silber⸗, die ſonſtige Aufſchrift in Schwarzdruck gehalten iſt. 

Die Bekl. hat von ihrer 1918 gegründeten Rechtsvor⸗ 
gängerin, den Süddeutſchen Veredelungswerken, eine Anzahl 
Warenzeichen erworben, von denen das älteſte die Wortmarke 
„Zwei Mandl-Kaffee⸗Zuſatz“ in zackiger Umrahmung iſt, 
während ein im Okt. 1920 angemeldetes Zeichen in der Mitte 
zwei eine Kaffeekanne haltende Männer (Mandl) in zackiger 
Umrahmung zeigt, oben die Worte „Aecht Günzburger Zwei⸗ 
mandl Zichorie Kaffeezuſatz“, unten die Herſtellerfirma (Rechts⸗ 
vorgängerin), an der rechten Seite dieſe Firma abgekürzt 
nochmals und links die Worte „Nur ächt mit der Schutz⸗ 
marke“ trägt. Das Zeichen iſt in ſchwarz-weißem Druck ein⸗ 
getragen. 

Die Kl. hat nun 9 verſchiedene Packungen vorgelegt, die 
in zeitlicher Reihenfolge die farbenmäßige Umgeſtaltung und 
ſonſtige Ausgeſtaltung der der Bekl. urſprünglich geſchützten 
Packung zeigt, und hat behauptet, daß ſich hieraus mit aller 
Deutlichkeit ergebe, wie die Bekl. beſtrebt geweſen ſei, ihre 
Packung immer mehr derjenigen der Kl. anzunähern. Be⸗ 
ſonders die ſeit 1926 benutzte 9. Packung ſei vermöge der 
Ausführung in orange⸗ſchwarz⸗ſilber und der ſonſtigen Be⸗ 
ſonderheiten derjenigen der Kl. ſoweit angeähnelt, daß man 
kaum noch Unterſchiede bei flüchtiger Betrachtung erkennen 
könne. Der offenſichtliche Zweck dieſes ſonſt durch nichts ge— 
rechtfertigten Verfahrens ſei die Täuſchung des kaufenden 
Publikums, das bei Anblick der Packung der Bekl. in den 


Zu 10. Das vorſtehende Urteil iſt beſonders lehrreich. 

1. Die Kl. hatte mit der Klage die Vernichtung der vorhan⸗ 
denen Beſtände verlaugt. Dieſer Anſpruch iſt ausweislich des Tat⸗ 
beſtandes nicht beſonders auf 8 19 WbzG. geſtützt. Dies iſt auch 
nicht erforderlich. Denn mit dem aus § 12 WbzG., 8 826, 8 1004 
BB. ſich ergebenden Unterlaſſungsanſpruch iſt der Anſpruch auf 
Beſeitigung ohne weiteres gegeben. Er ſchließt, je nach Lage des 
Falles, auch den Anſpruch auf Vernichtung in ſich. Zu erwähnen iſt, 
daß das RG. bisher (MuW. 1923, 323) den Anſpruch auf Be⸗ 
ſeitigung einer verwechſlungsfähigen Warenbezeichnung nur auf 
Grund des $ 19 W65®. gewährt hat, falls eine ſubjektiv widerrecht⸗ 
liche Zeichenbenutzung vorliegt. Dies ift nicht zutreffend. Zwar ſteht 
auch Seligſohn (III, S. 195, 276) auf dieſem Standpunkt, der 
aber von Allfeld (S. 562, 656) ſowie von Pinzger⸗Heine⸗ 
mann (S. 216) mit Recht abgelehnt wird. Pinzger⸗ Heinemann 
find aber nicht konſequent. Sie führen zu § 12 S. 216 bei Erörterung 
dieſer Frage richtig aus, daß 8 19 nur eine Sondervorſchrift ent⸗ 
halte, die zur Zuſatzverurteilung zwinge, die aber für die Fälle des 
§ 12 nichts beſage. Inſofern jet 8 19 durch die allgemeine Vorſchrift 
des 8 1004 BGB. und die daraus für alle abſoluten Rechte her⸗ 
geleitete allgemeine Regel überholt. Sie ſchließen aber die Anwen⸗ 
dung des $ 19 bei einer objektiven widerrechtlichen Zeichenverletzung 
aus. Auch Baumbach (Wettbewerbsrecht S. 487) erklärt 8 19 1 
WbzG. als überflüſſig. Er gewährt den Beſeitigungsanſpruch immer, 
alſo auch bei nur objektiv rechtswidriger Zeichenverlegung. 

Einen Beſeitigungsanſpruch reſp. Vernichtungsanſpruch gewähren 
auch LituG. 88 42, 46; 47, 52 und KunſtſchutzG. §8 36, 37. Be⸗ 
ſeitigung reſp. Vernichtung kann auch als Schadenserſatz gemäß 
8 249 BGB. verlangt werden. 

2. Die Klage war auf Warenzeichenverletzung, unlauteren Wett⸗ 
bewerb (88 1, 16 Unl Wg.) und ſittenwidriges Handeln geſtützt. Das 
BG. hat allein den letzteren Tatbeſtand erörtert und auf Grund des⸗ 
jelben der Klage ſtattgegeben. Das RG. ſtimmt dem zu, weil das 
Gericht bei dem Vorliegen von Tatbeſtänden mehrerer geſetzlicher 


Glauben verſetzt werden ſolle, man habe die gute altein⸗ 
geführte Ware der Kl. vor ſich. Die Kl. hat deshalb, ge⸗ 
ſtützt auf SS 12, 14, 15, 20 WbzG., SSL, 16 Unl WG. und 
8 826 BGB. im Gerichtsſtande der unerlaubten Handlung 
Klage auf Unterlaſſung der Benutzung ſolcher beanſtandeter 
Packung (Nr. 9), Vernichtung der vorhandenen Beſtände, Aus⸗ 
kunft über die Zahl der verwendeten Packungen und Erſatz 
des aus der bisherigen Verwendung entſtandenen Schadens 
erhoben. 

Die Bekl. hat die beiden erſten Anſprüche anerkannt und 
iſt demgemäß durch Anerkenntnisurteil verurteilt worden. 
Im übrigen hat ſie eine Verletzung der Rechte der Kl., 
insbeſ. jedes Verſchulden geleugnet. Die Farbenwahl orange⸗ 
ſilber⸗ſchwarz ſei allgemein bei Packungen ſolcher Zichorien⸗ 
Kaffeezuſatzpräparate üblich geworden, könne deshalb auch der 
Bekl. nicht verwehrt werden. Sehe man davon ab, ſo habe die 
Bekl. nur ihr altes Zeichen mit der veränderten Firma benutzt. 
Sie habe auch ſehr vorſichtig gehandelt, indem ſie über die 
Zuläſſigkeit der Benutzung der beanſtandeten Packungen im 
Hinblick auf die Packung der Kl. den Patentanwalt W. befragt 
habe; dieſer habe ihr im Hinblick auf die vorhandenen 
Unterſcheidungsmerkmale die Zuläſſigkeit beftätigt. 

Das LG. hat nach ſtattgehabter Beweisaufnahme den 
noch ſtreitigen Teil der Klage abgewieſen. Das OLG. hat 
auf die Berufung der Kl. weiter umfangreichen Be⸗ 
weis erhoben und ſodann abändernd zur Auskunftserteilung 
und zum Schadenerſatz (unbeziffert) verurteilt, die Koſten⸗ 
entſcheidung aber dem Schlußurteil vorbehalten. Die Bekl. 
hat Rev. eingelegt und beantragt, das angefochtene Urteil auf⸗ 
zuheben und nach ihrem Berufungsantrag auf Zurückweiſung 
der Berufung zu erkennen. Die Kl. hat beantragt, die Rev. 
zurückzuweiſen. 

1. Die Klage war auf 8$ 12, 14, 15, 20 WbzG., 88 1, 
16 UnlWG. und 8 826 BGB. geſtützt. Nachdem die Bekl. 
die Anſprüche der Kl. auf Unterlaſſung und Vernichtung an⸗ 
erkannt hatte, war von den Vorinſtanzen nur noch zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der von der Kl. weiterhin geltend gemachte An⸗ 
ſpruch auf Schadenserſatz und der zu ſeiner Vorbereitung 
dienende Anſpruch auf Auskunftserteilung gerechtfertigt iſt. 
Mit Recht hat das BG. die Anwendbarkeit der §§ 1, 16 
Unl WG. verneint, weil die Verletzung dieſer Vorſchriften nach 
§ 24 Unl WG. nur im Gerichtsſtand der gewerblichen Nieder⸗ 
laſſung der Bekl. hätte geltend gemacht werden können. Es 
hat aber auch, ohne Angabe von Gründen, die Frage der 
Warenzeichenverletzung nach §8 14, 20 WbzöG. nicht erörtert 
und die Klage aus § 826 BGB. zugeſprochen. Dagegen ift 


Vorſchriften auf den ihm geeignet erſcheinenden Tatbeſtand ſein Urt. 
abſtellen könne, auch wenn dabei eine dem Bekl. ungünſtigere Feſt⸗ 
ſtellung getroffen werden müſſe, als ſie bei der Wahl einer anderen 
geſetzlichen Vorſchriſt als Ausgangspunkt ſich ergeben hätte. 

Man wird dieſem Geſichtspunkt bei der Ausarbeitung von 
Klagen im Intereſſe des Kl. dadurch beſonders Rechnung tragen 
müſſen, daß man auf einen ſolchen Tatbeſtand zuſörderſt die Klage 
ſtützt und jo dem Gericht Veranlaſſung gibt, zunächſt dieſen Tate 
beſtand zu prüfen. 

3. Das vorſtehende Urt. zeigt, daß jetzt auf Grund des 8 826 
BGB. auch jede Zeichenverletzung unterdrückt werden kann, wenn 
neben der Gefahr der Verwechſlung auch ein bewußtes Handeln zum 
Zwecke der Täuſchung des Publikums vorliegt. 

4. Das RG. ſtellt ſich wieder auf den Standpunkt, daß der 
Zeicheninhaber ſein Ausſchlußrecht dadurch verlieren kann, daß er 
die Verwäſſerung desſelben durch einen verletzenden Gebrauch durch 
andere duldet. Es hat deshalb im vorliegenden Falle geſagt: 

„Wenn eine beſtimmte Art der Packung nach Form und Farbe 
des ganzen, wie des Aufdruckes allgemein üblich geworden iſt, fo 
kann in der Wahl der allgemein üblichen Packung allein weder eine 
Warenzeichen⸗ noch eine Ausſtattungsverletzung wegen Verwechſungs⸗ 
gefahr erblickt werden!“ 

In der bewußten Wahl des allgemein Üblichen liegt weder eine 
vorſägliche Rechtsverletzung noch ein Verſtoß gegen die guten Sitten. 

5. Liegt eine Verwäſſerung des Zeichens oder der Ausſtattung 
vor, dann muß der Geſamteindruck der nicht gemeinüblichen Merk⸗ 
male der gleiche ſein, um das Vorliegen einer Zeichenverletzung an⸗ 
nehmen zu Können. 

6. Iſt eine Verwäſſerung vorhanden, ſo können ſonſt nicht 
genügende Abweichungen allgemeiner Art doch die Verwechſlungsgefahr 
ausſchließen, weil auch vom Durchſchnittskäufer eine gewiſſe, genauere 
Prüfung in ſolchen Fällen verlangt werden kann. 

7. Mit dem BG. ſtellt das RG. eine Reihe von Anglei⸗ 
chungs handlungen feſt, aus denen das bewußte Herbeiführen 
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nichts einzuwenden, denn es iſt dem erkennenden Gericht un⸗ 
benommen, wenn die Tatbeſtände mehrerer geſetzlicher Vor⸗ 
ſchriften gegeben ſind und jeder für ſich den Klageanſpruch 
rechtfertigt, die ihm geeignet erſcheinende Wahl zu treffen, 
auch wenn dabei eine den Bekl. wenig günſtige, andernfalls 
nicht erforderliche Feſtſtellung getroffen wird. 

Dagegen erhebt die Rev. auch keinen Einwand. Sie rügt 
aber die Annahme eines Verſtoßes gegen die guten Sitten, 
weil die Grundlage hierfür die Gefahr einer Verwechflung 
zwiſchen den beiden Packungen der Parteien ſei, die tat⸗ 
ſächlich unter Verkennung der geſetzlichen Regeln angenommen 
ſei. Indeſſen liegt weder eine Verletzung des Begriffs der 
Verwechſlungsgefahr noch eine unrichtige Auslegung der 
Vorausſetzungen eines Verſtoßes gegen die guten Sitten vor. 

Das BG. hat zunächſt die Frage der Gefahr einer Ver⸗ 
wechſlung der neueſten Packung der Bekl. mit der Packung 
der Kl. geprüft und bejaht; es hat ſodann unterſucht, ob ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten i. S. des § 1 Unl WG. vor⸗ 
liegt und auch das dazu für erforderlich erachtete bewußte 
Handeln zum Zwecke der Täuſchung des Publikums feſt⸗ 
geſtellt; es hat ſchließlich aus dem Verhalten der Bekl. das 
Bewußtſein einer gegen die Kl. gerichteten Schadenszufügung 
entnommen und deshalb alle Merkmale des Tatbeſtandes des 
8 826 BGB. für gegeben erachtet. 

Die Rev. rügt, daß das BG. zu Unrecht den Einwand 
der Bekl. unberückſichtigt gelaſſen habe, wonach Packungen 
der beanſtandeten Art nach Grundfarbe, Art und Farbe des 
Aufdrucks gemeinüblich ſeien. Es iſt aber nicht richtig, daß 
das BG. dieſen Einwand als unerheblich behandelt habe. Die 
Ausführungen der Rev. über dieſen Einwand berühren daher 
die angefochtene Entſcheidung nicht, obwohl ſie an ſich durch⸗ 
aus zutreffend find. Wenn eine beitimmte Art der Packung 
nach Form und Farbe des Ganzen wie des Aufdrucks all⸗ 
gemein üblich geworden iſt, ſo kann allerdings in der Wahl 
der gemeinüblichen Packung allein weder eine Warenzeichen⸗ 
noch eine Ausſtattungsverletzung wegen Verwechſlungsgefahr 
erblickt werden. Es wäre erſt recht unzuläſſig in der be⸗ 
wußten Wahl des Gemeinüblichen eine vorſätzliche Rechts⸗ 
verletzung oder gar einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
zu erblicken. Vielmehr kann ſowohl die objektive Ver⸗ 
wechſlungsgefahr wie beſonders die Feſtſtellung ihrer be⸗ 
wußten Herbeiführung nur in anderen Merkmalen gefunden 
werden. 

Dieſe Grundſätze hat aber das BG. keineswegs verkannt. 
Denn es betrachtet die zeitliche Reihenfolge der Packungen 
der Bekl. im Hinblick auf die Merkmale einer allmählichen 
Annäherung an die Packung der Kl. und kommt nur ſo zu 
dem Ergebnis, daß dieſe hochgradige Annäherung weder durch 
Gemeinüblichkeit noch durch Art und Form der Ware nahe⸗ 
gelegt worden ſei. Dabei wird ausdrücklich betont, daß man 
mit den Sachverſtändigen unterſtellen könne, daß die Farben⸗ 
zuſammenſtellung orange⸗ſilber⸗ſchwarz eine in der Zichorien⸗ 
branche üblich gewordene Modefarbe für die Packungen ſei. 
Die bewußte Herbeiführung der Verwechſlungsgefahr erblickt 
das BG. vielmehr in anderen Merkmalen, vermeidet alſo 
gerade den Fehler, den ihm die Rev. zum Vorwurf macht. 
der Verwechflungsgefahr zu entnehmen iſt: auffallender Druck eines 
an weſentlicher Stelle bei beiden Packungen ſtehenden Wortes, An⸗ 
bringen eines Bildzeichens an dem Platze, an dem es in der Packung 
des Zeicheninhabers ſich findet, in Verbindung mit der Wahl der 
gleichen Farbe, Anbringen der eigenen ſchnörkelgeſchmückten Firma 
an derſelben Stelle der Packung, an der der Zeicheninhaber ſeine 
ebenfalls durch einen Schnörkel hervorgehobene Firma an⸗ 
gebracht hat. 

S8. Mag es ſich auch im einzelnen um unbedeutende Beſtand⸗ 
teile der äußeren Geſtaltung des Aufdrucks handeln, die einzeln 
dem flüchtigen Beſchauer vielleicht kaum auffallen, ſo genügt doch, 
daß ſie in ihrer Geſamtheit ein Bild ergeben, das mit Wahrſcheinlich⸗ 
keit eine Irreführung des Publikums herbeiführen kann. Zur An⸗ 
wendung des 8826 BGB. muß freilich noch dazu kommen, daß, 
wie im vorliegenden Falle, die Täuſchung des Publikums als be⸗ 
abſichtigt angenommen werden kann. 

9. In faſt allen größeren Schutzrechtsprozeſſen ſpielt die Be⸗ 
hauptung eine Rolle, daß der Bekl. durch die Einholung von Gut⸗ 
achten die Zulaſſigkeit der ſog. Verletzungshandlung feſtgeſtellt habe. 
Beachtenswert ſind die Ausführungen des NG. in der vorliegenden 
Entſch. zu dieſer Frage. Regelmäßig ift ein Verſchulden bei objektiv 
unzuläſſiger Verletzung von Warenzeichen nicht anzunehmen, wenn 
ein Sachverſtändiger befragt worden iſt, bevor das betr. Zeichen 
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Es hat feſtgeſtellt, daß die Bekl. ebenſo wie die Kl. das 
2. Wort des Aufdrucks auffallend groß in Silberfarbe wählt, 
und die gleiche Farbe einige Zeilen tiefer für ihre Schutz⸗ 
marke (Bild der Kaffeekanne mit den 2 Mandl) an der 
gleichen Stelle verwendet, wo ſich bei der Kl. in Silberdruck 
die Kaffeemühle befindet. Es hat ferner feſtgeſtellt, daß eine 
weitere auffallende Annäherung an die Packung der Kl. darin 
zu finden iſt, daß die Bekl. an derſelben Stelle ihre Firma 
C. K. Söhne mit einem Schnörkel anbringt, an der die Kl. 
ihre Firma H. F. Söhne mit einem ganz ähnlichen Schnörkel 
angebracht hat, und daß die Bekl. nach dem Vorgang der 
Kl. an der Packung eine ſilberfarbige Kopfmarke anbringt, 
während ſie vordem eine ſchwarze Kopfmarke verwendete Dem 
ſtellt das BG. die vorgelegten Packungen anderer Firmen 
gegenüber, die zwar auch in orange⸗ſchwarz⸗ſilber ausgeführt 
ſind, aber nach der Überzeugung des BG. nicht annähernd 
ſoweit der Packung der Kl. angeglichen ſind, wie die der Bekl. 

Dieſes Verfahren des BE. iſt nicht zu beanſtanden. Aller⸗ 
dings handelt es ſich bei allen feſtgeſtellten Merkmalen der 
Ahnlichkeit beider Packungen um an ſich unbedeutende Be⸗ 
ſtandteile der äußeren Geſtaltung des Aufdrucks, die einzeln 
dem flüchtigen Käufer wohl kaum auffallen, aber in ihrer 
Geſamtheit wirken und i. Verb. m. der an ſich ſchon be⸗ 
ſtehenden Ahnlichkeit der üblichen Packungen ein Bild er⸗ 
geben, das mit hoher Wahrſcheinlichkeit die — nach Anſicht 
des BG. beabſichtigte — Täuſchung des Publikums herbeiführt. 
Deshalb wird man, wenn die Packungen aller Konkurrenz⸗ 
fabrikate durch die gebräuchliche Form und übliche Farben⸗ 
wahl ſchon eine gewiſſe Ahnlichkeit ergeben, nicht auf tat⸗ 
ſächlich vorgekommene Verwechſlungen abſtellen dürfen, die 
auch auf dieſer allgemeinen Ahnlichkeit beruhen können. Man 
wird dann in der Regel ſonſt ungenügende Abweichungen für 
ausreichend erachten müſſen, auch vom Durchſchnittskäufer eine 
gewiſſe genauere Prüfung verlangen können. Aber das BG. 
ſtellt feſt, daß die Packung der Bekl. ſoweit der der Kl. an⸗ 
geglichen ift, daß die Unterſchiede nicht mehr auffallen, viel⸗ 
mehr der Geſamteindruck der nicht gemeinüblichen Merkmale 
der gleiche iſt. Die Feſtſtellung der Verwechſlungsgefahr iſt 
alſo nicht zu beanſtanden. 

Das BE. ſtellt aber ferner feſt, daß die Bekl. bewußt 
dieſe Verwechſelungsgefahr herbeigeführt, um das Publikum zu 
täuſchen. Dafür wird in erſter Linie die Entwicklungsgeſchichte 
der Packungen der Bekl. angeführt und dabei das hervor⸗ 
gehoben, was nicht gemeinüblich iſt oder ſonſt nahe lag. Ferner 
werden die Packungen anderer Wettbewerber zum Vergleich 
herangezogen, die ſämtlich ſich der Kl. nicht ſo weit nähern, 
wie die der Bekl. Das iſt vollſtändig ausreichend, wird aber 
noch weiter durch den umfangreichen Zeugenbeweis unter⸗ 
ſtützt, aus dem das BG. ohne Rechtsirrtum den Schluß zieht, 
daß die Angleichung ſeitens der Bekl. bewußt zu Täuſchungs⸗ 
zwecken vorgenommen war. 

Die Angriffe der Rev. richten ſich daher im weſentlichen 
nur gegen die einwandfrei getroffenen Feſtſtellungen des BG. 
und können deshalb keinen Erfolg haben. Denn die vom BG. 
gezogene Schlußfolgerung, daß in dem feſtgeſtellten Verhalten 
der Bekl. ein Verſtoß gegen die guten Sitten zu finden ſei, 


benutzt worden iſt. Liegt aber eine Täuſchungsabſicht vor, ſo hat 
auch die Befragung eines Sachverſtänden keine entlaſtende Wirkung. 

Der vorliegende Fall zeigt, wie vorſichtig die Gerichte in der 
Bewertung von Parteigutachten ſein müſſen. Der Sachverſtändige 
hatte in tatjächlicher, wie auch in rechtlicher Hinſicht nur ſehr un⸗ 
vollkommen geprüft. Er war nicht darauf bedacht geweſen, dafur zu 
ſorgen, daß ihm das vollſtändige Material ſeitens der Bell. zur Er⸗ 
ſtattung ſeines Gutachtens übergeben wurde. 

10. Das RG. erkennt, da die Vorausſetzungen des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches nach 8826 BGB. vorliegen, eine Auskunfts⸗ 
pflicht hinſichtlich der Zahl der verwendeten Packungen an. Es iſt 
dabei darauf hinzuweiſen, daß das RG. erſt neuerdings bei Zeichen⸗ 
verletzungen einen Anſpruch auf Auskunftserteilung gemäß 8 260 
BGB. gewährt. Ebenſo RG.: MuW. 2484. Hagens (WbzG. 
Anm. 19 zu 8 14) wendet ſich gegen dieſe Begründung, in dem er auf 
die gleichartige Rechtslage bei Patenten und Gebrauchsmuſtern ver⸗ 
weiſt, bei denen der Anſpruch auf Auskunft und Rechnungslegung 
in Anwendung des 8 687 II BGB. regelmäßig zugeſprochen wird. 

11. Ergeht ein Urt. auf Auskunftserteilung, dann muß die 
Entſch. über den Schadenserſatzauſpruch ſelbſt ausgeſetzt werden, bis 
nach Erteilung der Auskunft die Bezifferung des Schadens unter 
Stellen eines beſtimmten Antrages erfolgt. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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iſt nicht zu beanſtanden, wird auch von der Rev. nicht an⸗ 
gegriffen. Die Bekl. kann ſich auch nicht auf das Gutachten 
von W. beruſen. Denn dieſer Berater hat nach ſeiner Be⸗ 
kundung mindeſtens bei der erſten Beratung nicht die Packung 
der Kl. berückſichtigt, ſondern nur an die Ahnlichkeit mit dem 
ihm bekannten Zeichen der Rechtsvorgängerin der Bekl. ge⸗ 
dacht, dabei vielleicht auch nicht beachtet, daß deſſen un⸗ 
beanſtandete Eintragung noch nicht ein poſitives Benutzungs⸗ 
recht für damit verwechſlungsfähige Zeichen gibt. Allerdings 
wird regelmäßig das Verſchulden bei objektiv unzuläſſiger 
Benutzung von Warenbezeichnungen durch den Nachweis be⸗ 
feitigt, daß ein Sachverſtändiger befragt wurde, bevor die 
Bezeichnung in Benutzung genommen wurde. Im vorliegenden 
Falle hat das BG. indeſſen eine ſolche Fülle von Beweis⸗ 
material für die Täuſchungsabſicht der Bekl. zuſammen⸗ 
geſtellt, daß demgegenüber die Befragung des Sachverſtändigen 
W. die Bekl. nicht entlaſten kann. 

Demnach hat das BG. keineswegs rechtsirrtümlich 
ſondern völlig einwandfrei die Vorausſetzungen des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs nach $ 826 BGB. feſtgeſtellt. Da die ſchä⸗ 
digende Handlung in der ſchuldhaften Benutzung einer Waren⸗ 
bezeichnung beſteht, iſt auch die Verurteilung zur Auskunfts- 
erteilung nicht zu beanſtanden. 

Dagegen iſt die unbezifferte Verurteilung der Bekl. zum 
Schadenserſatz rechtlich nicht haltbar. Man könnte allerdings 
zunächſt geneigt ſein, die Verurteilung zu 1, 2 der Formel 
des angefochtenen Urteils als Feſtſtellung der Schadens⸗ 
erſatzpflicht anfzufaffen und trotz der ungenauen Faſſung als 
ſolche gelten zu laſſen. Das iſt aber nach dem ſonſtigen Inhalt 
des Urteils nicht möglich. Das BG. wollte kein Schlußurteil 
ſondern nur ein Teilurteil erlaſſen. Das beſagt ſchon der aus⸗ 
drückliche Vorbehalt für die Koſtenentſcheidung in der Urteils⸗ 
formel. Die Gründe beſagen aber weiter ausdrücklich, daß 
auch kein Urteil nach $ 304 3PO. fondern ein ſolches nach 
§ 254 BPD. erlaſſen werden ſollte. Das iſt nach Lage der 
Sache auch durchaus zutreffend und entſpricht den geſtellten 
Anträgen. Dann durfte aber zunächſt nur ein Teilurteil 
auf Auskunftserteilung erlaſſen werden; die Entſcheidung über 
den Schadenserſatzanſpruch mußte dagegen ausgeſetzt werden, 
bis die Kl. nach erteilter Auskunft die Bezifferung ihres 
Schadens unter Stellung eines beſtimmten Antrages nach⸗ 
holt. Für eine zweimalige Beſcheidung des Antrages iſt in 
ſolchen Fällen kein Raum. Die Bekl. hat dieſen Mangel zwar 
nicht ausdrücklich gerügt; er muß aber berückſichtigt werden, 
damit das BG. nach Bezifferung des Schadenserſatzanſpruchs 
der Kl. über dieſen entſcheiden kann. 

(U. v. 28. Mai 1929; II 632/28. — Stuttgart.) [Ku.] 


11. 88 1, 3 UnlWG. Unſchädlichkeit unrichti⸗ 
ger Angaben, wenn kein Anſchein eines beſon⸗ 
ders günſtigen Angebots vorliegt. f) 

Im Verlag der Kl. erſcheint die Volkszeitung ſür Rhein⸗ 
land und Weſtfalen, in dem der Bekl. die G.ebacher Zeitung. 
Die Kl. hat in erſter Linie beanſtandet, daß die Bekl. ihre 
Nachrichten mit dem Zuſatz „Funkdienſt“ verſehe. Ferner be⸗ 


Zu 11. I. Bei der Beurteilung des Tatbeſtandes aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte des 8 3 Unl WG. iſt allerdings zu beachten, daß die 
Angabe gerade darin unrichtig ſein muß, worin ſie den Anſchein eines 
beſonders günſtigen Angebots erweckt, vor allem in den Tatſachen, 
die von den beteiligten Kreiſen als beſonders belangreich angeſehen 
werden (j. auch OLG. Jeua: JW. 1922, 1220 mit Anm. von 
Fuld). RO: MuW. IX, 315 hat bei der Behauptung des Ge⸗ 
ſchäftsinhabers, er fabriziere alles ſelbſt, 8 3 nicht für anwendbar er⸗ 
klärt, „da das für die Ware in Betracht kommende Publikum keinen 
Wert darauf lege, ob Kl. feine Ware ſelbſt fabriziere“ (fo auch OLG. 
Jena a. a. O.; LG. Elberfeld in MuW. XII, 582). Hier iſt aber 
Vorſicht geboten. Wer falſche Angaben macht, tut dies mit Vor⸗ 
bedacht. Der Kaufmann weiß beſſer als das Gericht worauf das 
Publikum Wert legt (wie bei der Verwechſlungsgefahr, ſ. auch 
Callmaun, UnlW.⸗Komm. § 3 Anm. 21). Dieſe tatſächliche Er⸗ 
waägung iſt in dem vorl. Urt. zutreffend angeſtellt worden, da es 
ſich allerdings hier um Angaben handelt, die von den Leſern dieſer 
Zeitſchrift nicht beachtet zu werden pflegen. 

II. Jedoch hält ſich das RG. bei der Würdigung des Tat⸗ 
beſtandes gemäß § 1 UnlWG. und § 826 BGB. zu eng in den 
Grenzen des § 3. Es iſt ja gerade das charakteriſtiſche einer Be⸗ 
urteilung aus $ 1, daß fie das Fehlen der von den Einzeltatbeſtän⸗ 
den geforderten Tatbeſtandsmerkmalen durch Nebenumſtände erſetzen 


anſtandet ſie die Art, wie die Bekl. ihre wöchentliche Bilder⸗ 
beilage „Die Zeit im Bild“ herausbringe. Früher habe die 
Bekl. dieſe Beilage als ſolche ihrer Zeitung bezeichnet und 
dabei am Schluß wahrheitsgemäß angegeben: Druckt und Ver⸗ 
lag der Firma O. E. in B., verantwortlicher Schriftleiter 
Dr. E. M. Dann aber ſei die Bekl. dazu übergegangen, die 
Bezeichnung „Die Zeit im Bild“ nur als Untertitel ihrer 
Zeitung anzugeben, ſich ſelbſt als Verlag dieſer Beilage zu 
bezeichnen und am Schluß der Zeitung (Impreſſum) als ver⸗ 
antwortlich für die illuſtrierte Wochenbeilage Fräulein Emmi 
Sch. zu bezeichnen. Alle dieſe Angaben ſeien unrichtig und 
darauf berechnet, das Publikum über die wahren Verhältniſſe 
zu täuſchen und den Anſchein eines beſonders günſtigen An⸗ 
gebots zu erwecken. Die Bekl. ſei am Preſſerundfunk nicht 
beteiligt, könne alſo Nachrichten als Funkdienſt nicht be⸗ 
zeichnen. Die Beilage beziehe ſie fertig von der Deutſchen 
Bilderdienſt⸗ GmbH. in B., die den Druck beſorge und allein 
das Verlagsrecht beſitze. Demgemäß hat die Kl. auf Unter⸗ 
laſſung der beauſtandeten unrichtigen Bezeichnungen und An⸗ 
gaben ſowie auf Erſatz des daraus entſtandenen und noch 
entſteheuden Schadens Klage erhoben. Die Bekl. hat den 
Antrag auf Klageabweiſung damit begründet, daß ſie das 
Recht zur Beteiligung am Preſſerundfunk und das Verlags⸗ 
recht an der Bilderbeilage für ihren Erſcheinungsbezirk er⸗ 
worben habe. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Nach Vorlage der 
poſtaliſchen Genehmigungsurkunde über die Preſſerundfunk⸗ 
anlage der Bekl. v. 5. Aug. 1925 hat die Kl. ihren dies⸗ 
bezüglichen Antrag im zweiten Rechtszuge für erledigt erklärt, 
dagegen einen neuen Antrag auf Unterlaſſung der Angabe be⸗ 
treffend den Verlag der Bekl. auf der Bilderbeilage geſtellt. 
Die Kl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 

1. Bei der Beurteilung der auf §8 1, 3 UnlWG. ge⸗ 
ſtützten Klageanſprüche hat das BG. mit Recht die Prüfung 
in den Vordergrund geſtellt, ob die Unterlaſſungsanſprüche 
der Kl. nach § 3 Unl WG. gerechtfertigt find. Dabei hat es 
in erſter Linie geprüft, ob die beanſtandeten Angaben der 
Bekl. auf ihrer Bilderbeilage und in bezug auf dieſe un⸗ 
richtig ſind, und kommt zu dem Ergebnis, daß das nicht der 
Fall ſei. 

Dem kann nur teilweiſe und mit einer Anzahl von Ein⸗ 
ſchränkungen zugeſtimmt werden. Das BG. iſt in ſeiner Be⸗ 
gründung mit Recht davon ausgegangen, daß es bei Be⸗ 
urteilung der Richtigkeit oder Unrichtigkeit einer Angabe i. S. 
des § 3 UnlWG. allein auf die Auffaſſung derjenigen Kreiſe 
ankommt, an die die Ankündigung ſich richtet. Entſcheidend 
iſt alſo nicht allein die objektive Richtigkeit einer Angabe, es 
kommt vielmehr darauf an, wie die Angabe von dem über⸗ 
wiegenden Teil der Leſer verſtanden wird. Daraus ſolgt, 
daß ſelbſt objektiv richtige Angaben ſubjektiv auf das Publi⸗ 
kum die Wirkung unrichtiger Angaben haben können, daß aber 
andererſeits objektiv unrichtige Angaben nicht ſchon deshalb 
unbeachtlich ſein können, weil ſie vom Publikum anders ver⸗ 
fanden werden, ſondern nur dann nicht unter § 3 UnlWG. 
fallen, wenn ſie nicht geeignet ſind, den Anſchein eines be⸗ 
ſonders günſtigen Angebots zu erwecken. 


haun, die den ſittenwidrigen Charakter der Wettbewerbshandlung in 
anderer Weiſe dartun (ſ. auch Ohh. Wien: GewRSch. 1929, 121). 
RG. hätte alſo nicht ſagen dürfen, daß ein Verſtoß gegen die guten 
Sitten ſich aus den beanftandeten Angaben — deren objektive Uns 
richtigkeit unterſtellt — ſchon deshalb nicht herleiten laſſe, „weil 
die behauptete Irreführung des in Betracht kommenden Publikums“ 
nicht ſtattfinde. Können die Angaben über die Verlags- und Re⸗ 
daktionsverhältniſſe nicht auf einen anderen Kreis von Perſonen 
irreführend wirken? 83 trifft allerdings lediglich die Abnehmer⸗ 
ſchaft. Bei der Prüfung jedoch, ob eine Ankündigung wegen ihres 
unrichtigen Inhalts eine ſittenwidrige Wettbewerbshandlung dar⸗ 
ſtellt, iſt die Auffaſſung aller Perſonen von Bedeutung, auf die der 
Kaufmann bei Geſtaltung ſeiner Wirtſchaftsverhältniſſe Eindruck zu 
machen ſucht; dies find nicht nur die Abnehmer (a. M. RGSt. 44, 
262), ſondern auch Lieferanten, Geldgeber uſw.; auf letztere wirken 
insbeſ. Angaben über die Größe des Unternehmens, während die 
Eigenſchaften der Ware die Abuehmer intereſſieren (vgl. REEL. 
48, 70; ſ. auch Callmann a. a. O. $3 Anm. 9). 

Richtig iſt es natürlich, daß Angaben, wie ſolche über die 
Perſon des verantwortlichen Schriftleiters, ausſchließlich öffentlich 
rechtlichen, preßrechtlichen Zwecken und nicht ſolchen des Wett⸗ 


bewerbes dienen. 
RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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„Dieſe Grundſätze hat das BG. in ſeiner Begründung 
keineswegs ſcharf auseinandergehalten, wenn es auch zu⸗ 
treffend beſouderen Wert darauf legt, ob die Angaben der 
Bekl. objektiv richtig ſind. Unzutreffend ſind dabei jedenfalls 
die Gründe, aus denen das BG. die Richtigkeit der An⸗ 
gaben bejaht. 

Die Kl. macht der Bekl. zum Vorwurf, daß ſie in ihrer 
Zeitung in bezug auf die Bilderbeilage drei unrichtige An⸗ 
gaben mache: „Verlag von F. L. Gmb. ...“; Titel „G. 
bacher Zeitung... Die Zeit im Bild“ und Impreſſum „Ver⸗ 
antwortlich für ... die illuſtrierte Wochenbeilage Emmi Sch.“ 
Dadurch ſoll das Publikum nach Darſtellung der Kl. irrtüm⸗ 
lich zu der Annahme gebracht werden, es handle ſich um einen 
beſonders leiſtungsfähigen Verlag in drucktechniſcher wie 
redaktioneller Beziehung. Die beanſtandeten Angaben der Be⸗ 
klagten beſagen indeſſen zunächſt jedenfalls tatſächlich nicht 
mehr, als daß die Bekl. in ihrem Zeitungsverlag wöchentlich 
mit der Zeitung eine größere Bilderbeilage erſcheinen läßt, 
für die Fräulein Emmi Sch. verantwortlich zeichnet. Es kann 
aber dahingeſtellt bleiben, ob den vom BG. gemachten Aus⸗ 
führungen, daß die Angaben der Bekl. tatſächlich richtig ſeien, 
zugeſtimmt werden könnte. Denn für die Entſcheidung des 
Rechtsſtreits kommt es darauf nicht an. 

Denn darin iſt dem BG. beizuſtimmen, daß die An⸗ 
gaben der Bekl., die die Kl. beanſtandet, keinesfalls geeignet 
ſind, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots zu 
machen. Das BG. hat keinerlei poſitive Feſtſtellungen in 
dieſer Richtung getroffen, nimmt aber an, daß die Angaben 
der Bekl. ſich wie die ganze Zeitung an die ländliche Be⸗ 
völkerung von G. und Umgebung wenden. Daß dieſe auf das 
Impreſſum, die Angabe des verantwortlichen Redakteurs 
überhaupt achtet, muß für ausgeſchloſſen erachtet werden, min⸗ 
deſtens ſoweit die Angabe die Bilderbeilage betrifft. Aber 
auch im übrigen iſt nicht damit zu rechnen, daß ein irgend 
beachtlicher Teil der Bezieher und ſonſtiger Käufer oder ein 
Inſerent der Zeitung ſich zum Bezug, Kauf oder Inſerat 
dadurch beſtimmen läßt, daß er glaubt, die Bilderbeilage ſei 
in gleicher Weiſe wie die Zeitung ſelbſt unter dem Einfluß 
der Bekl. oder nach deren Weiſungen hergeſtellt. 

Denn mit Recht hat die Bekl. darauf hingewieſen, daß 
das Angebot, ſoweit man hier von einem ſolchen überhaupt 
reden kann, ſich an andere Perſonen als an die Leſer und 
Juſerenten der Zeitung überhaupt nicht wendet. Angeboten 
wird eine Zeitung von beſonderer Art, nicht etwa werden die 
Leiſtungen einer Druckerei angeprieſen, die außer der Zei⸗ 
tung auch andere Druckaufträge erledigt. Mit den beanſtan⸗ 
deten Angaben hat die Herſtellung des Druckes der Bilder⸗ 
beilage gar nichts zu tun; es folgt aus dieſen Angaben keines⸗ 
wegs, daß die Herſtellung der Bilderbeilage in der Druckerei 
der Bekl. ſtattfinde. Aber ſollte das auch ein nicht unerheb⸗ 
licher Teil der Leſer und Inſerenten aus den Angaben der 
Bekl. entnehmen, jo ſpricht doch nichts dafür, daß deshalb 
das Publikum mehr Exemplare der Zeitung kauft, ihr mehr 
Inſerate anvertraut. 

Daran ändert auch der Umſtand nichts, daß die Bekl. 
inſofern eine Anderung hat eintreten laſſen, als früher auf 
den auswärtigen Drucker und Verleger hingewieſen wurde, 
dieſe tatſächlichen Verhältniſſe jetzt aber nicht mehr in die 
Erſcheinung treten. Die Bekl. hat aber in durchaus ein⸗ 
leuchtender Weiſe darauf hingewieſen, daß ſich die Anderung 
zwanglos aus den Vereinbarungen mit der Bilderdienſt⸗ 
GmbH. erklärt. Es kann alſo auch nicht aus der von der 
Rev. offenbar unterſtellten Abſicht der Täuſchung darauf ge⸗ 
ſchloſſen werden, daß die Angaben in der Tat irreführend ſind. 

2. Damit entfällt der hauptſächlich auf 8 3 Unl WG. ge⸗ 
ſtützte Unterlaſſungsanſpruch. Deſſen Begründung folgt aber 
auch nicht aus S 1 Unl WG. oder $ 826 BGB., denn ein Ver⸗ 
ſtoß gegen die guten Sitten läßt ſich aus den beanſtandeten 
Angaben — deren objektive Unrichtigkeit unterſtellt — ſchon 
deshalb nicht herleiten, weil die behauptete Irreführung des 
in Betracht kommenden Publikums nicht ſtattfindet. Die Be⸗ 
klagte verbirgt nur ihre Bezugsquelle, ohne damit poſitiv zu 
behaupten oder auch nur den Glauben zu erwecken, daß ſie 
ſelbſt der Herſteller der Bilderbeilage ſei. Das iſt aber nicht 
geeignet, zum Bezug der Zeitung der Bekl. ſtatt zum Bezug 
der Zeitung der Kl. anzureizen. Wenn die Bilderbeilage der 
Bekl. tatſächlich zur Verbreitung der Zeitung der Bekl. zum 


Schaden der Kl. beitragen ſollte, ſo kann das nur auf ihrem 
Inhalt, nicht auf den Angaben über die Verlags⸗ und Redak⸗ 
tionsverhäitniffe beruhen. Es läßt ſich daher nicht einmal 
feſtſtellen, daß die Bekl. die beanſtandeten Angaben zu 
Zwecken des Wettbewerbs gemacht hat; keinesfalls aber ver⸗ 
ſtößt ihr Verhalten gegen die guten Sitten. 

3. Damit entfällt auch der Schadenserſatzanſpruch der 
Kl., zunächſt wegen der noch beanftandeten Handlungen. Das 
BG. hat ihn aber auch inſoweit mit Recht verneint, als er 
aus der Benutzung der Angabe „Funkdienſt“ für die Zeit vor 
Genehmigung des Anſchluſſes der Bekl. an den Preſſerund⸗ 
funk hergeleitet wird. 

Allerdings nimmt das BG. nur an, es ſei daraus der 
Kl. kein Schaden entſtanden. Dieſe Ausführungen könnten be⸗ 
denklich erſcheinen, können aber auf ſich beruhen. Denn auch 
hier handelt es ſich nur um einen Tatbeſtand des § 3 Unl- 
WG., ſo daß der gegen die Bekl. als Verbreiter einer Druck⸗ 
ſchrift geltend gemachte Erſatzanſpruch nach § 13 Abſ. 2 Unl⸗ 
WG. entfallen muß, weil die Bekl. ſchlimmſtenfalls in fahr⸗ 
läſſiger Unkenntnis handelte, wie der unſtreitige Sachverhalt 
ergibt. Denn ſie hatte ſeit Benutzung des Wortes einen Ver⸗ 
trag mit dem Vertreter der Telegraphenunion; es iſt auch 
nichts vorgetragen, woraus ſich ergeben könnte, der Bekl. ſei 
bekannt, daß ſie bis zur poſtaliſchen Genehmigung kein Recht 
500 Benutzung des Preſſerundfunks für geſchäftliche Zwecke 

abe. 
(U. v. 15. Febr. 1929; 343/28 II. — Köln.) [Ku.] 


12. 88 1, 3 Unl WG. Wird durch den Gebrauch 
einer Sachfirma ein Irrtum über den Urſprung 
der von dem Firmeninhaber vertriebenen 
Waren hervorgerufen, ſo kann die Benutzung 
der Firma nicht ſchlechthin, vielmehr nur für 
den Handel mit dieſen Waren verboten werden. 

Gerechtfertigt erſcheint die Rev. inſofern, als ſie das 
uneingeſchränkte Verbot beanſtandet, mit dem das BG. der 
Bekl. die Benutzung der Bezeichnung (Firma) „Zentral⸗ 
molkerei Werdenfels“ unterſagt. Das BG. hat feſtgeſtellt, daß 
die Bekl. durch Benutzung dieſer Bezeichnung zum Ausdruck 
bringe, ſie liefere alle Molkereiprodukte aus der im Werden⸗ 
felſer Lande oder deſſen nächſter Umgebung (Alpengebiet, 
Alpenvorland) ſtammenden Milch; ſo faſſe der Verkehr die 
Bezeichnung auf, und zwar nicht nur das einheimiſche Pu⸗ 
blikum, ſondern auch die große Menge der in G. ſich auf⸗ 
haltenden Kurgäſte und Touriſten. Es wird weiter feſtgeſtellt, 
daß die Bezeichnung für die große Menge der verkauften 
Milch richtig iſt; dagegen ſei ſie unrichtig und täuſchend für 
etwa 95% der verkauften Butter, die im weſentlichen aus N. 
eingeführt ſei, aber zum großen Teil aus Norddeutſchland, 
ja aus Dänemark, Finnland uſw. ſtamme. Mit Recht ſagt die 
Rev., daß man daraufhin der Bekl. verbieten könne, dieſe 
Butter als Werdenfelſer Butter zu verkaufen, nicht aber die 
Führung der Firma „Zentralmolkerei Werdenfels“ zu ge⸗ 
brauchen. Dem Publikum iſt allgemein bekannt, daß zum 
Betriebe einer Molkerei nicht nur die Herſtellung von But⸗ 
ter und Käſe, ſondern auch die Behandlung von Milch vor 
deren Verkauf gehört. Etwas Gegenteiliges hat auch das 
BG. für die hier in Betracht kommenden Käuferkreiſe nicht 
feſtgeſtellt. Dann kann aber die Bezeichnung „Zentral⸗ 
molkerei Werdenfels“ inſoweit nicht verboten werden, als ſie 
nicht täuſcheud, ſondern vollkommen richtig iſt. Daraus folgt, 
daß ein Verbot der Firmenführung überhaupt durch den 
feſtgeſtellten Sachverhalt nicht gerechtfertigt iſt, daß der Tat⸗ 
beſtand nur ein Verbot rechtfertigt, das ſich auf den Verkauf 
nicht aus einheimiſcher Milch ſelbſt gewonnener Butter 
unter der beanſtandeten Firma und ohne eine den Irrtum 
über die Herkunft beſeitigende Angabe bezieht. Nun iſt es 
allerdings nicht zu beanſtanden, wenn das BG. berückſichtigt, 
daß ſelbſt Zuſätze auf den Butterpackungen kaum Irrtümer 
verhindern würden, die ſich im eiligen Verkehr daraus er⸗ 
geben, daß trotz allem die „Molkerei Werdenfels“ nicht nur 
als Verkaufsſtelle, ſondern als Produktionsſtätte der Butter 
angeſehen wird. Es iſt auch zu beachten, daß die Bekl. nach 
den Feſtſtellungen des BG. dieſen Irrtum durch die Art 
ihrer Reklamen nicht nur nicht bekämpft, ſondern geradezu 
gefördert hat; die gegenteilige Behauptung der Rev. iſt un⸗ 
zutreffend. Das ändert aber daran nichts, daß der Bekl. 
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nur verboten werden kann, was als unrichtige Angabe über 
den Urſprung der Ware verboten werden muß, das iſt die 
Bezeichnung der Butter als Erzeugnis der „Zentralmolkerei 
Werdenfels“. Dazu iſt nicht ein Verbot der Benutzung dieſer 
Firma erforderlich. Ein auf die Bezeichnung von Butter als 
Erzeugnis der Firma gerichtetes Verbot hat das BG. mit 
Recht ſchon in 3d der Urteilsformel ausgeſprochen, aller⸗ 
dings nur für die Behauptung in Ankündigungen. Aus dem 
Zuſammenhang der Berufungsanträge des Kl. ergibt ſich, 
daß er auch ein Verbot der Benutzung der Firma für die 
nicht in der Molkerei der Bekl. ſelbſt hergeſtellte Butter aus 
Alpenmilch anſtrebt. In dieſem beſchränkten Umfang iſt nach 
den Feſtſtellungen des BG. ein Verbot der Benutzung der 
Firma zur Warenbezeichnung gerechtfertigt, ſonſt aber nicht. 
Deshalb muß das angefochtene Urteil aufgehoben, ein ent⸗ 
ſprechend beſchränktes Verbot erlaſſen, die Klage zu dieſem 
Punkt im übrigen abgewieſen werden. 


(U. v. 10. Juli 1929; 71/29 II. — München.) [Ku.] 


13. 58 1, 16 Un l WG.; § 322 3 PO. Voraus⸗ 
ſetzungen für die erneute Geltendmachung eines 
durch rechtskräftiges Urteil abgewieſenen An⸗ 
ſpruchs auf Unterlaſſung des Gebrauchs einer 
Firma wegen beſtehender Verwechſlungsgefahr. 

Das BG. hat in Übereinſtimmung mit dem LG. die von 
der Kl. geltend gemachten Anſprüche deshalb verneint, weil 
durch das rechtskräftige Urt. des OLG. in D. die Löſchungs⸗ 
klage der Rechtsvorgängerin der Kl. abgewieſen iſt und des⸗ 
halb für eine abweichende Entſch. über die Klageanträge, ſo⸗ 
weit die Tatbeſtände ſich decken, kein Raum ſei, neue Tat⸗ 
beſtände aber nicht behauptet oder nicht erwieſen ſeien. Dieſen 
Ausführungen kann trotz den Bemängelungen der Rey nur 
zugeſtimmt werden. 

1. Es iſt davon auszugehen, daß durch die Rechtskraft 
nach 8 322 3P O. verhindert werden ſoll, daß aus demſelben 
Tatbeſtand zwiſchen denſelben Parteien (bzw. ihren Rechts⸗ 
nachfolgern [8 325 3PO.]) über eine daraus abgeleitete 
Rechtsfolge durch ein neueres Urt. anders entſchieden wird, 
als vorher durch ein rechtskräftiges älteres Urt. ſchon ent⸗ 
ſchieden war. Gegenſtand der Bindung des zweiten Richters 
bildet alſo die ältere Entſch., daß ein beſtimmter Tatbeſtand 
die im Vorprozeßurteil bejahte oder verneinte Rechtsfolge habe 
oder nicht habe. Das wird auch von der Rev. nicht in Zweifel 
gezogen; ebenſowenig wird die Annahme des BG. bemängelt, 
daß die Kl. — vorausgeſetzt, daß eine Rechtskraft des Vorpro⸗ 
zeßurteils überhaupt in Frage kommt — dieſe als Rechtsnach⸗ 
folgerin der damaligen Kl. gegen ſich gelten laſſen muß. Da⸗ 
gegen macht die Rev. geltend, daß es ſich um einen völlig 
veränderten Tatbeſtand handle und daß die beanſpruchten 
Rechtsfolgen ganz verſchiedene ſeien. Ferner wird mit Nach⸗ 
druck geltend gemacht, daß die Rechtskraft des älteren Urt. 
ſchon deshalb entfallen müſſe, weil bei einer ſeit Erlaß jenes 
Urt. verfeinerten Verkehrsauffaſſung und der demgemäß ge⸗ 
änderten Rſpr. das ältere Urt. mit den neueren Anſchauungen 
über Sittenwidrigkeit und die ſie begründende Verwechſlungs⸗ 
gefahr unvereinbar wäre. 

Dieſe letztgenannte Anſicht wird allerdings von Roſen⸗ 
thal, Anm. 22 a zu § 1 Unl WG. vertreten und auch in dem 
der Reviſionsbegründung beigefügten Rechtsgutachten von 
Prof. Dr. Endemann ohne Widerſpruch dahin zum Ausdruck 
gebracht: Die Rechtskraft des erſten Urt. dürfe keine Erſitzung 
des Rechts auf Fortſetzung eines Tuns begründen, das zwar 
damals geſtattet wurde, nach den geläuterten heutigen An⸗ 
ſchauungen aber als ſittenwidrig verworfen werden muß. Wäre 
das richtig, ſo müßte die Rechtskraft überall da außer Be⸗ 
tracht bleiben, wo bei unverändertem Tatbeſtand die rechtliche 
Bewertung der Tatſachen durch die Rſpr. ſich gewandelt hat; 
denn für eine Beſchränkung jener Lehre auf Fälle der Be⸗ 
urteilung eines Tatbeſtandes als Sittenverſtoß liegt ſchon 
gar kein Grund vor. Das würde aber bedeuten, daß im Falle 
einer Wandlung der Rſpr. in irgendeiner grundſätzlichen Frage 
alle Urt. trotz Rechtskraft unbeachtlich wären, bei denen die 
Entſch. auf der älteren, neuerdings aufgegebenen Geſetzesaus⸗ 
legung beruht. Das kann nicht der Sinn des Geſetzes ſein. Die 
Anſicht von Roſenthal entbehrt in der Tat auch jeder recht⸗ 
lichen Grundlage; ſie iſt, worauf Baumbach, Wettbewerbs⸗ 
recht S. 152, mit Recht hinweiſt, mit der durch die Rechts⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


kraft zu ſchaffenden Rechtsſicherheit unvereinbar, findet in 
dem von Roſenthal angeführten Urt. des RG. (RG. 111, 
711)), das einen ganz anderen Fall behandelt, keine Stütze 
und wird auch ſonſt in Rechtslehre und Rſpr. (vgl. Stein⸗ 
Jonas, Bem. VIII, 1 zu 8 322 ZPO., S. 937 und die dort 
angef. Entſch.) allgemein abgelehnt. 

Das Endemannſche Gutachten will ſich offenbar der 
Anſicht von Roſenthal auch nicht unbedingt anſchließen; 
es verlangt nur, daß das jetzt angerufene Gericht den durch 
die Entwicklung der tatfächlichen Verhältniſſe veränderten 
Tatbeſtand nach den heute maßgeblichen Rechtsgrundſätzen be⸗ 
urteilt. Das iſt überhaupt der Grundgedanke des ganzen Gut⸗ 
achtens, der durchaus mit der Rſpr. in Einklang ſteht, auch 
von den Vorinſtanzen nicht überſehen iſt, aber mit der vor⸗ 
ſtehend abgelehnten Lehre von Roſenthal nichts zu tun 
hat. Das BG. hat nicht verkannt, daß bei Dauerzuſtänden, 
z. B. hier der Verwechſlungsgefahr zwiſchen zwei Firmen, eine 
nach Abſchluß der letzten Tatſacheninſtanz des Vorprozeſſes 
vorgekommene Veränderung, insbeſ. vorgenommene Hand⸗ 
lungen der einen oder anderen Partei, den zur Beurteilung 
ſtehenden Tatbeſtand von Grund aus verändern, einen ganz 
neuen, anders gearteten Tatbeſtand ſchaffen kann. Es hat 
deshalb auch durchaus zutreffend geprüft, welche diesbezüg⸗ 
lichen Behauptungen die Kl. aufgeſtellt hat und hat das Vor⸗ 
handenſein eines die Rechtskraft des D.er Urt. ausſchaltenden 
veränderten Tatbeſtandes verneint. Ein Rechtsirrtum iſt hier⸗ 
bei im Gegenſatz zu der Anſicht der Rev. nirgends erkennbar. 

Die Rev. erblickt die behauptete völlig veränderte Sach⸗ 
lage im weſentlichen darin, daß beide Parteien zur Zeit des 
Vorprozeßurteils noch Betriebe von relativ geringem Umfange 
gehabt hätten, inzwiſchen aber groß geworden ſeien und 
einen weitverzweigten umfangreichen Abnehmerkreis ſich er⸗ 
worben hätten, daß die Kl. das Schlagwort Sch. inzwiſchen 
zu Anſehen und zur Anerkennung als Kennzeichen ihres 
Unternehmens gebracht habe, und daß die Bekl. davon in 
unzuläſſiger Weiſe Nutzen ziehe. Das wäre ſicherlich beachtlich 
und würde zu einer erneuten Prüfung trotz der Rechtskraft 
des Vorprozeßurteils nötigen, wenn es dem damals entſchei⸗ 
denden Gericht auf dieſe bzw. die davon angeblich verſchiedene 
frühere Sachlage angekommen wäre. Denn für die Grenzen 
der Rechtskraft kommt es darauf an, welche Bedeutung der 
Formel eines Urt., erläutert durch die Entſcheidungsgründe, 
zukommt. Haben ſich tatſächliche Verhältniſſe geändert, die 
für die Entſch. im Vorprozeß ausweislich der Begründung un⸗ 
erheblich waren, die an der rechtlichen Beurteilung auch nach 
der Veränderung nichts ändern könnten, ſo iſt der ſpäter an⸗ 
gerufene Richter an die Entſch. des Vorprozeſſes gebunden. 
So aber liegen die Verhältniſſe hier. 

Das OLG. D. hat ſowohl den Tatbeſtand des § 16 wie 
den des 8 1 UWG. verneint; es führt aus, daß zwiſchen 
den beiden Firmen keine Verwechſlungsgefahr beſtehe, weil 
die vorhandenen Unterſcheidungsmerkmale ausreichen, die 
Waren verſchieden ſeien und deshalb auch kein Wettbewerb 
der Parteien beſtehe; von einem ſittenwidrigen Verhalten 
der Bekl. könne deshalb ſchon gar keine Rede ſein, zumal beide 
Parteien das Firmenſchlagwort Sch. zwar befugt benutzen, 
aber doch von dem wegen feiner vorzüglichen Weine be- 
kannten Sch. — unabhängig voneinander — ableiten. Das 
Vorprozeßurteil hat alſo nicht etwa auf den geringen Umfang 
der beiderſeitigen Unternehmen, deren Verſchiedenheit dem 
beſchränkten Abnehmerkreis bekannt ſei, abgeſtellt. Es hat 
auch nicht etwa den Sittenverſtoß deshalb verneint, weil die 
Erzeugniſſe der Kl. wenig bekannt ſeien. Es hat vielmehr die 
Verwechſlungsgefahr zwiſchen den beiden Firmen wegen des 
Vorhandenſeins ausreichender Unterſchiede und wegen der 
Verſchiedenartigkeit der Ware verneint und deshalb auch in 
der Wahl und Benutzung der Firma der Bekl. einen Sitten⸗ 
verſtoß nicht gefunden. An dieſen Grundlagen der Entfch. des 
Vorprozeſſes hat ſich auch nach der jetzigen Darſtellung der 
Kl. nichts geändert. Die behauptete tatjächliche Veränderung 
der Verhältniſſe würde alſo, wenn ſie dem OLG. im Vor⸗ 
prozeß vorgetragen wäre, die Entſch. nicht beeinflußt haben. 
Das muß auch, wie das BG. mit Recht betont, von der an⸗ 
geblichen Nachahmung der einzelnen Markenbezeichnungen 
gelten, um fo mehr, als das angefochtene Urt. tatſächlich feſt⸗ 
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ſtellt, daß dieſe Bezeichnungen ſchon vor Erlaß des Der Urt. 
von der Bekl. geführt wurden. Es iſt deshalb auch völlig un⸗ 
erheblich, ob man heute die Fragen der Verwechflungsgefahr 
oder des Sittenverſtoßes auf Grund des dem Vorprozeßurteil 
zugrunde liegenden Sachverhalts vielleicht anders entſcheiden 
würde. 

Es iſt aber auch nicht richtig, daß die Rechtskraft des 
Vorprozeßurteils deshalb nicht in Betracht komme, weil es 
ſich um andere Klageanſprüche handle als im Vorprozeß. Da⸗ 
mals war die Löſchung des Wortes Sch. in der Firma der 
Bekl. verlangt. Wenn die Kl. jetzt die Löſchung der ganzen 
Firma der Bekl. beantragt, weil die Benutzung des Wortes 
Sch. unzuläſſig ſei, ſo iſt das nichts anderes, als was im 
Vorprozeß verlangt wurde. Aber die Rechtskraft jenes die 
Löſchungsklage abweiſenden Urt. greift auch gegenüber dem 
jetzt geltend gemachten Unterlaſſungsanſpruch durch. Denn es 
iſt nicht richtig, daß die Rechtskraftwirkung nur bei Identität 
der Klageanſpruch im Vor⸗ und Nachprozeß in Betracht 
kommt (RG. 50, 419; 54, 50; 80, 3232)). Nun iſt allerdings 
die Klage auf Löſchung einer Firma aus 8 16 UnlWG. nur 
gerechtfertigt, wenn auf andere Weiſe dem Mißbrauch der 
Firma nicht wirkſam entgegengetreten werden kann (RG. 95, 
294). Es iſt deshalb denkbar, daß der Unterlaſſungsanſpruch 
gerechtfertigt iſt, die Löſchungsklage aber abgewieſen werden 
muß. Hier aber handelt es ſich im Vor- und Nachprozeß 
gleichmäßig um den aus dem Sittenverſtoß abgeleiteten Unter⸗ 
laſſungsanſpruch aus § 1 UnlWG. bzw. § 826 BGB., der 
nach ſtändiger Rſpr., wenn die zu unterlaſſende Handlung in 
der Führung einer eingetragenen Firma beſteht, ohne weiteres 
das Recht auf Löſchung der Firma in ſich ſchließt. Es wäre 
mit dem Zweck der Vorſchrift des 8 322 ZPO. unvereinbar, 
wollte man ein Verbot der Benutzung des Firmenbeſtandteils 
Sch. gegenüber der Bekl. für zuläſſig halten, nachdem — 
immer den gleichen Tatbeſtand vorausgeſetzt — der Anſpruch 
auf Löſchung dieſes Firmenbeſtandteils rechtskräftig abge⸗ 
wieſen iſt, weil ein Unkerlaſſungsanſpruch nicht beſteht. 

2. Aber auch der Schadenserſatzanſpruch der Kl. iſt mit 
Recht abgewieſen worden. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
die Abweiſung des Unterlaſſungsanſpruchs für die Entſch. 
über den Schadenserſatzanſpruch hinſichtlich der objektiven 
Rechtsverletzung ganz allgemein Rechtskraftwirkung ſchafft 
(vgl. RG.: JW. 1926, 812 MuW. XXVI, 390). Denn 
jedenfalls kann von einem Sittenverſtoß der Bekl. keine Rede 
ſein, ſolange dieſe nach Abweiſung der Klage im Vorprozeß 
nichts weiter getan hat als das, wozu ſie nach dieſem Urt. 
berechtigt war. Durfte die Kl. nach der Begründung des D.er 
Urt. der Bekl. die Führung ihrer Firma nicht verbieten, ſo 
kann in der weiteren Führung der Firma trotz des neuerlichen 
privaten, auf keinen anderen Sachverhalt begründeten Verbots 
eine zum Schadenserſatz nach 8 826 BGB. verpflichtende 
Handlung nicht erblickt werden. Denn die Bekl. hat das Urt. 
nicht erſchlichen, ſie hat es auch nicht in einer über Sinn und 
Zweck der Entſch. hinausgehenden Weiſe ausgebeutet. Aller⸗ 
dings verlangt die Kl. den Schadenserſatz erſt ſeit Klagerhe⸗ 
bung. Aber die Rechtshängigkeit des Unterlaſſungsanſpruchs 
begründet an ſich weder einen Schadenserſatz⸗ noch auch nur 
einen Bereicherungsanſpruch. Auch kann die erneute Geltend⸗ 
machung des Unterlaſſungsauſpruchs trotz Rechtskraft des 
dieſen Anſpruch verneinenden Vorprozeßurteils das Verhalten 
der Bekl. nicht zu einem ſittenwidrigen machen. 

3. Unbegründet iſt auch die Rev. der Kl. zu 2 und 3. 
Das unlautere Verhalten der Bekl. gegenüber dieſen Kl. full 
darin beſtehen, daß die Bekl. mit ihnen unter Benutzung des 
Firmenſchlagwortes Sch. in Wettbewerb tritt, der nicht durch 
fie, ſondern durch die Kl. zu 1 berühmt geworden ſei. Mit 
Recht ſagt das BG. demgegenüber, daß auf einen ſolchen Tat⸗ 
beſtand ſich Perſonen wie die Kl. zu 2 und 3 nicht berufen 
können, weil ſie das Schlagwort Sch. nicht in ihren Firmen 
führen oder ſonſtwie benutzen. Wenn ſogar die Kl. zu 1 es 
dulden muß, daß die Bekl. ihre beanſtandete Firma unver⸗ 
ändert weiterführt, ſo können andere Perſonen — mögen ſie 
auch Wettbewerber der Bekl. ſein — daraus weder Unter⸗ 
laſſungs⸗ noch Schadenserſatzanſprüche herleiten, weil ihnen 
gegenüber dann von einem ſittenwidrigen Verhalten der Bekl. 
keine Rede ſein kann. Das würde in gleicher Weiſe gelten, 
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wenn die Klage vor dem nach § 24 Unl WG. zuständigen Ge⸗ 
richt erhoben wäre. Die Rev. irrt, wenn ſie meint, daß dann 
die Anſprüche der Kl. zu 2 und 3 ohne weiteres aus 88 1, 13 
Unl WG. gegeben fein würden. Denn materielle Grundlage der 
Klage könnte immer nur § 1 Unl WG. fein, und der Sitten⸗ 
verſtoß i. S. dieſer Vorſchrift iſt kein anderer als nach 8 826 
BGB. Aus 813 Unl WG. ergibt ſich nur die Klagebefugnis, 
nicht ein materieller Anſpruch. 
(U. v. 25. Juni 1929; 566/28 II. — Berlin.) [Ku. 

14. 8 16 Unl[ WG. Verwechſlungsgefahr bei 
dem Gebrauch desſelben Familiennamens durch 
zwei Firmen. Der Juhaber der älteren Firma 
kann der jüngeren die Benutzung des gleichen 
Familiennamens nicht verbieten, wenn die jün⸗ 
gere Firma den Familiennamen berechtigter⸗ 
weiſe in Gebrauch genommen und ihn jahr⸗ 
zehntelang benutzt hat. 1) 


Die klagende Firma iſt i. J. 1864 begründet und 1875 
in das Handelsregiſter eingetragen; ſie betrieb von Anfang 
an ein Schleif⸗ und Poliermühlgeſchäft und eine Stahl⸗ 
warenfabrik. Zeitweiſe, nämlich von 1885—1897 war der 
Firma „Georg L.“ der Zuſatz „Kgl. Bayer. Hof⸗Stahlwaren⸗ 
fabrik“ beigefügt. 

Das Unternehmen der Bekl. iſt i. J. 1882 von dem 
Bruder des Gründers der Kl., Leonhard L., als Schleiferei⸗ 
und Stahlwarengeſchäft gegründet und nach ſeinem Tode von 
ſeiner Witwe fortgeführt, i. J. 1904 auch unter der Firma 
Leonhard L. ins Handelsregiſter eingetragen worden. Durch 
Erbgang und Rechtsnachfolge unter Lebenden iſt das Unter⸗ 
nehmen ſchließlich im März 1920 an die Bekl. gelangt. 

Beide Parteien betreiben zur Zeit den Handel mit Stahl⸗ 
waren, Schmuckſachen und Lederwaren. Ihre Geſchäfte be⸗ 
finden ſich im Mittelpunkt der Stadt N. in geringer Ent⸗ 
fernung voneinander. 

Mit der im November 1927 erhobenen Klage hat die 
Kl. Löſchung der Firma der Bekl. und die Unterlaſſung des 
Gebrauchs des Namens L. in ihrer Firma beantragt, weil 
die beiden Firmen verwechſlungsfähig ſeien und die in 


Zu 14. Dieſes außerordentlich bedeutſame Urteil 
ſcheint die Abkehr von der bisherigen, ſehr umſtrittenen Rſpr. des 
2. ZivSen. über das Benutzungsrecht von Familiennamen anzukündigen. 
Der weſentliche Tatbeſtand der (in GewRSch. 1929, 1216 vollſtändig 
abgedruckten) Entſch. iſt folgender: 

Die ältere Firma Georg Leykauf klagt gegen Frau Caroline 
Rupprecht, Inhaberin des 1882 von Leonhard Leykauf gegründeten 
Geſchäfts, und zwar in erſter Linie auf Löſchung der Firma Leonhard 
Leykauf und auf Unterlaſſung des Gebrauchs des Namens Leykauf. 
Das OLG. gibt dieſem Klagbegehren ſtatt; das RG. weiſt ab. 

In den Gründen wird bemerkt, die Kl. muſſe ſich mit der ein⸗ 
wandfrei feſtgeſtellten Verwechſlungsgefahr abfinden; der redliche Beſitz⸗ 
ſtand ſei zu ſchützen; dabei entſcheide allerdings in der Regel der 
Grundſatz der Priorität; doch ſei „allgemein anerkannt, daß das nicht 
zu einer Entrechtung eines anderen ebenſoſehr befugt zuſtande ge⸗ 
kommenen Beſitzſtandes führen“ dürfe; ein Intereſſenausgleich ſei 
erforderlich. 

Dieſe Grundſätze waren in der Nipr. des 2. Ziv Sen. bisher noch 
nicht allgemein anerkannt. Es kam nicht auf den Beſitzſtand an (vgl. 
die Fälle Arnheim, Wagner), ſondern darauf, ob der beanſtandete 
Name einen notwendigen oder willkürlichen Beſtandteil bildete (vgl. 
meine Abhandlung GewgSch. 1929, 1081 ff., beſ. 1089 ff.). Im Fall 
Wagner (Mu W. XXVI, 42 ff.) wurde das i. J. 1919 von dem Einzel⸗ 
kaufmann Hans R. Wagner errichtete Geſchäft i. J. 1924 mit ſämt⸗ 
lichen Rechten in eine GmbH. eingebracht, deren Geſellſchafter und 
Geſchäftsführer Hans R. Wagner war. Dieſer Fall unterſcheidet ſich 
vom Fall Leykauf nicht weſentlich. In beiden Fällen iſt die urſprüng⸗ 
liche Firma aus dem Namen des Einzelkaufmannes gebildet worden, 
in beiden Fällen hat ein Dritter nach §S 22 HGB. das Geſchäft mit 
Firma erworben — hier Frau Rupprecht, dort die Gmbh. —; in 
keinem Fall war die Benutzung des verwechſlungsfähigen Namens 
vom Augenblick der Rechtsnachfolge an notwendig. Trotzdem wurde 
der Gmb h., die ſich außer auf 822 HGB. auch auf 8 4 GmbHG. 
berufen konnte, die Beſeitigung des Namens Wagner aus ihrer Firma 
aufgegeben. Im Leykauf⸗Urteil wird gejagt, die jüngere Firma ſei 
inzwiſchen (auf Grund jahrzehntelangen Gebrauches) „als wertvoller 
Beſtandteil des Unternehmens zu einem beachtlichen Vermögenswert 
geworden, deſſen Zerſtörung durch das berechtigte Intereſſe des In⸗ 
habers der älteren Firma nicht gerechtfertigt erſcheine“. Im Fall 
Wagner wird anerkannt, daß die GmbH. aus wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten allen Grund zur Aufnahme des Namens Wagner in 
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neuerer Zeit beſonders in Erſcheinung getretene fortgeſetzte 
Gefahr der Verwechſlung der Kl. das Fortbeſtehen dieſes 
Zuſtandes unerträglich gemacht habe. Die Bekl. habe ſich 
beſonders ſeit der großen Entwicklung der älteren klagenden 
Firma die Gemeinſamkeit des Namens L. in der Firma zu 
Nutzen gemacht, inſonderheit die Firmentafeln und Schau⸗ 
fenſterdekorationen der Kl. nachgeahmt. 

Das OLG. hat der auf § 16 UnlWG. geſtützten Unter⸗ 
laſſungs⸗ und Löſchungsklage ſtattgegeben, indem es die 
Priorität der Kl. und die Verwechſlungsgefahr zwiſchen den 
Firmen der Parteien feſtſtellt, den Einwand der Bekl., die 
ſich auf das lange Nebeneinanderbeſtehen der beiden Firmen 
berufen hat, aber mit der Bemerkung zurückweiſt, daß auch 
durch jahrelange ungehinderte Fortſetzung ein unlauterer 
Wettbewerb nicht zu einem lauteren werde. 

Mit dieſer Behandlung des Einwandes der Bekl. ver⸗ 
kennt das BG. die Bedeutung der Tatſache eines jahrzehnte⸗ 
lang ungeſtört fortgeführten Firmengebrauchs und wendet 
deshalb die Vorſchrift des 8 16 Unl WG., ſich nur auf deſſen 
dem Regelfall angepaßten Wortlaut ſtützend und die Rſpr. 
des RG. mißverſtehend, auf einen Fall an, auf den ſie nicht 
paßt. Schon die Bemerkung iſt im vorliegenden Falle nicht 
der Sache angepaßt, daß unlauterer Wettbewerb durch Zeit⸗ 
ablauf nicht lauter werde. Denn der Tatbeſtand des § 16 
Abſ. 1 UnlWG. kann gegeben fein, ohne daß demjenigen, der 
daraus auf Unterlaſſung verklagt wird, der Vorwurf eines 
unlauteren Verhaltens, eines Verſtoßes gegen die guten Sit⸗ 
ten des geſchäftlichen Wettbewerbs gemacht werden könnte. 
Ein unlauteres Verhalten ſetzt $ 16 Abf. 1 Unl WG. nicht vor- 
aus, und nur dieſen Tatbeſtand hat das BG. — dem Wort⸗ 
laut nach — feſtgeſtellt. 

Indeſſen verkennt das BG., daß die Kl. ſich mit dieſer 
Verwechſlungsgefahr abfinden muß, nachdem beide Firmen 
ſeit Jahrzehnten in unmittelbarer Nähe und im gleichen Ge⸗ 
ſchäftszweig ungeſtört nebeneinander beſtanden haben. Es 
kommt dabei nicht allein auf die Gefahr der Verwechſlung an, 
und es iſt ſicherlich ungenau, wenn bisher bei ſolchem lang⸗ 
jährigen Nebeneinanderbeſtehen von Firmen (und ähnlich 
bei Warenzeichen, 8 20 WbzG.) geſagt wurde, daß durch dieſe 
Tatſache die Verwechſlungsgefahr beſeitigt worden ſei. Ob⸗ 
jektiv beſteht eine ſolche Gefahr bei den Firmen der Parteien 
heute genau ſo gut, wie ſie i. J. 1882 bei Gründung des 
Unternehmens der Bekl. und 1904 bei deren Eintragung 
im Handelsregiſter beſtanden hat. Maßgeblich iſt aber der 
wettbewerbsrechtlich erhebliche Tatbeſtand, der redliche Be⸗ 
ſitzſtand hinſichtlich der Firma, der geſchützt werden ſoll. Daß 
dabei der Grundſatz der Priorität in der Regel entſcheiden 
muß, ſagt das Geſetz ausdrücklich. Aber es iſt ebenſo all⸗ 


die Firma Wagner gehabt habe; die ſtreitige Frage ſei aber grund⸗ 
ſätzlich nach rechtlichen Geſichtspunkten zu entſcheiden und nicht ver⸗ 
ſchieden zu beantworten, je nach dem mehr oder minder dringenden 
wirtſchaftlichen Intereſſe der Aufnahme des Namens in die Firma 
(vgl. auch das Eggemann-Urteil: Mu W. XXIX, 23). Daß im vor⸗ 
liegenden Fall jahrzehntelanger Gebrauch, im Fall Wagner etwa fünf⸗ 
jähriger Gebrauch des verwechſlungsfähigen Namens ſtattfand, kann 
die grundſatzlich verſchiedenartige Beurteilung nicht erklären. Ebenſo⸗ 
wenig kann es darauf ankommen, daß im Fall Wagner für die Kl. 
Warenzeichen eingetragen waren. Daß warenzeichenrechtliche Geſichts⸗ 
punkte überhaupt ausſcheiden, habe ich namentlich GewRSch. 1929, 
1095 ausgeführt. Unabhängig hiervon wird man behaupten dürfen, 
daß jedenfalls der Fall Leykauf nicht anders entſchieden worden wäre, 
wenn ſich die Kl. auf Warenzeichen hätte ftügen können. Schließlich 
it es auch belanglos, daß die Rſpr. bisher nur Gelegenheit hatte, 
die Benutzung von Familiennamen zur Firmenbildung dort zu unter⸗ 
ſagen, „wo der beanſtandete Name ohne geſetzlichen Zwang in eine 
Geſellſchaftsfirma aufgenommen worden war“ (RG. 116, 212 
JW. 1927, 1592). Die folgerichtige Anwendung der aus der Rſpr. 
abgeleiteten Form hätte auch im Falle Leykauf zum Namensverbot 
führen muſſen, weil die Bekl. nicht verpflichtet war, die frühere 
Firma unverändert beizubehalten (Näheres GewRSch. 1929, 1090). 

Demnach wird wohl mit der Behauptung nicht zuviel geſagt, 
daß bei Anwendung der ſich aus dem Fall Leykauf ergebenden Rechts⸗ 
grundſätze im Fall Wagner heute nicht mehr auf Beſeitigung des 
Namens erkannt worden wäre und deshalb inſoweit die frühere Rſpr. 
aufgegeben wird. Beſonders wohltuend berührt die Betonung des 
Intereſſenausgleichs. Bisher konnte man davon nichts wahrnehmen. 
Vielmehr waren Priorität und Verwechflungsgefahr ausreichend, dem 
älteren Namensträger geradezu ein Namensmonopol zu verſchaffen, 
wenn der jüngere nicht verpflichtet war, den Namen zu verwenden. 
Wie ſich die künftige Rſpr. verhalten wird, wenn der Namensträger 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


gemein anerkannt, daß das nicht zu einer Entrechtung eines 
anderen, ebenſoſehr befugt zuſtande gekommenen Beſitzſtandes 
führen darf, daß in ſolchen Fällen vielmehr ein gerechter 
Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen erforderlich iſt. 

Gewiß iſt es richtig, daß der Inhaber einer Firma nicht 
gezwungen iſt, ängſtlich ſofort vorzugehen, wenn eine neue 
Firma in Erſcheinung tritt, die mit der ſeinigen verwechſelt 
werden könnte; er kann abwarten, ob ſich herausſtellt, daß 
im geſchäftlichen Verkehr Mißhelligkeiten auftreten, die auf 
der objektiv von vornherein beſtehenden Verwechſlungsgefahr 
beruhen. Er kann auch bei Anderung der Art des Unter⸗ 
nehmens der jüngeren Firma daraus den Tatbeſtand der 
Verwechſlungsgefahr herleiten, ſelbſt wenn die jüngere Firma 
ſchon jahrelang unbeanſtandet beftanden hat (RG. 111, 72 )). 
Aber er kann nicht ohne weiteres nach Jahrzehnten einer 
alten Firma, die ſich genau wie die ſeinige fortentwickelt hat, 
den Gebrauch des in beiden Firmen gleichmäßig enthaltenen, 
beiderſeits ordnungsmäßig in Benutzung genommenen 
Familiennamens unterfagen. Eine Verwechſlungsgefahr, die 
von vornherein beſtand und in den Kauf genommen werden 
mußte, die auch dann früher nicht hätte zu einem Verbot 
führen können, wenn § 16 UnlWG. ſchon ſeit 1882 gegolten 
hätte, muß auch heute regelmäßig ertragen werden. Denn die 
jüngere Firma iſt inzwiſchen als wertvoller Beſtandteil des 
Unternehmens zu einem beachtlichen Vermögenswert geworden, 
deſſen Zerſtörung durch das berechtigte Intereſſe des In⸗ 
habers der älteren Firma nicht gerechtfertigt erſcheint. 

Für den vorliegenden Fall ergeben dieſe Grundſätze, daß 
der Bekl. die Führung der Firma Leonhard L. nicht ver⸗ 
boten werden kann. Die Firma iſt ordnungsmäßig gewählt 
und durch Rechtsnachfolge ſchließlich an die Bekl. gelangt. 

(U. v. 25. Juni 1929; 144/29 II. — Nürnberg.) (Ku. ] 


Urheber⸗ und Verlagsrecht. 
Kunſtſchutzgeſetz. 

15. Die Grenzen des Kunſt Sch G. und des 
Geſchm Muſt G. find flüſſig; entſcheidend iſt der 
Grad des äſthetiſchen Gehalts. f) 

Die Kl. ließ ſich i. J. 1921 durch den Vorſteher ihres 
Kunſtateliers, den Kunſtbildhauer M., ein Beſteckmuſter ent⸗ 
werfen. Der Stiel des Eßgeräts (Löffel, Meſſer, Gabel) iſt 
fächerartig in fünf Längsflächen eingeteilt, von denen die 
mittlere etwa ein Drittel der Geſamtbreite des Stiels ein⸗ 
nimmt. Dieſe Fächereinteilung erſtreckt ſich auf etwas mehr 
als die Hälfte der Stiellänge. Sie läuft nach dem Ende des 
Stiels zu in drei leicht geſchlungenen Bogen auf jeder Geiten- 
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ſich nicht auf einen mehr oder minder langen Beſitzſtand berufen 
Kann, bleibt abzuwarten. Hierzu ſei folgende Schlußbemerkung geſtattet: 

Für den Erwerb eines Rechtes ſpielt der Beſitzſtand doch nur 
eine Rolle, wenn das Recht vorher überhaupt nicht da war (Erſitzung), 
oder wenn es als ſolches noch nicht ſtark genug war, ſich bei der 
Kollifton mit anderen Rechten zu behaupten (Formalrecht). Sit oder 
war es aber auch ohne Beſitzſtand in ausreichender Stärke vorhanden, 
dann kommt es auf den Beſttzſtand vielleicht als rechterhaltenden, nicht 
aber als rechtſchaffenden oder rechtverſtärkenden Faktor an. Im Falle 
Leykauf wäre ausgeſprochenermaßen ein Namensverbot von Anfang 
an unzuläſſig geweſen, auch „wenn § 16 Unl WG. ſchon 1882 gegolten 
hätte“. Mithin iſt das Recht zur Benutzung des Namens das Ent⸗ 
ſcheidende, nicht, jedenfalls nicht notwendig der Beſitzſtand. Mehr als 
bisher darf man nach dieſer Entſch. hoffen und muß man im Intereſſe 
der — gerade in unſerer Zeit notwendigen — Rechtsſicherheit 
wünſchen, daß künftig in allen Fällen auch ohne Beſitzſtand das 
natürliche oder geſetzliche Recht zur Benutzung eines Familiennamens 
als Firmenbeſtandteill anerkannt und vor Entrechtung bewahrt wird 
(vgl. GewRSch. 1929, 1116 a. E.). 


RA. Dr. Hans Kirchberger, Leipzig. 


Zu 15. Das Urteil ſtellt eine Fortentwicklung der reichs⸗ 
gerichtlichen Rſpr. nicht dar; auch was es über die Nachprüfung 
der Unterſtellung eines Werkes unter das KunftSh®. jagt, entſpricht 
früheren Entſch. Leider unterläßt es das Urteil, Richtlinien dafür 
anzugeben, wo der Kunſtſchutz anfängt. Sicherlich hat es nicht 
fagen wollen, daß eine Nachprüfung der Frage in der Revonſt. 
nicht zuläſſig ſei, weil die Sachverſtändigenkammer und ein nam⸗ 
hafter Sachverſtändiger ſich für den Kunſtwerkcharakter des Beſteck⸗ 
muſters ausgeſprochen hätten; denn damit würde es zugunſten der 
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hälfte aus, ſo daß die Mittelfläche zungenförmig endet. Dieſe 
Bogen haben eine Perlenverzierung. Das andere Ende der 
Fächereinteilung ſchließt mit einem Ornament ab. Das reſt⸗ 
liche Drittel des Stiels iſt glatt gehalten. Die Kl. gab dem 
Beſteckmuſter die Bezeichnung „Modell 900“ und meldete 
es in zwei Eingaben zum Muſterregiſter des AG. G. an; im 
Jahre 1921 unter Beifügung der Abbildung eines „Tafel⸗ 
löffels Modell 900° und i. J. 1922 unter Beifügung von 
Abbildungen der einzelnen Beſteckteile mit den Bezeichnungen 
901 Tafellöffel, 902 Gabel, 903 Meſſer, 904 Deſſertlöffel, 
905 Deſſertgabel, 906 Deſſertmeſſer, 907 Kaffeelöffel. Die 
Anmeldungen ſind unter Nr. 287 i. J. 1921 und Nr. 292 
i. J. 1922 eingetragen worden. Der Muſterſchutz für die An⸗ 
meldung Nr. 287 iſt verlängert worden und beſteht noch bis 
zum 16. Aug. 1930; die zweite Eintragung iſt nach Ablauf 
der dreijährigen Schutzfriſt gelöſcht worden. 

Die Bekl. ſtellt Beſtecke her, die gleichfalls die fünffache 
fächerartige Einteilung des Stieles mit breitem Mittelfeld, 
bogenförmigem Abſchluß der Fächerteile und zungenförmigem 
Hervorragen des Mittelfeldes aufweiſen. Nur haben nicht die 
Bogen ſelbſt das Perlenornament; ſondern dieſe Verzierung 
iſt in einer mit den Bogen gleichlaufenden, dicht darüber be⸗ 
findlichen Linie angebracht. Auch iſt das kleine Ornament, 
das nach der anderen Seite zu die Fächereinteilung abſchließt, 
etwas anders geſtaltet. Das freigelaſſene Drittel des Stieles 
iſt glatt. Die Bekl. vertreibt dieſes Beſteckmuſter unter der 
Nr. 380 in Silber und unter der Nr. 3800 in Alpaka. Sie 
hat ſich das Muſter zwar von einem Künſtler, dem Zeichner 
M. in E., entwerfen laſſen, ihm aber in ihrem Auftrags⸗ 
ſchreiben durch Beifügung einer Skizze die Einteilung des 
Stiels in die fünf fächerförmigen Längsfelder mit bogen⸗ 
förmiger Endung, zungenförmigem Hervorſtehen des breiten 
Mittelfeldes und Freihaltung des oberen Drittels des Stiels 
vorgeſchrieben. Das Auftragsſchreiben des Mitinhabers der 
beklagten Firma lautet: 

„Ich beabſichtige, ein neues Muſter herauszubringen, 
wobei mir ein beſtimmter Gedanke vorſchwebt. Es ſoll ein 
ſog. Fächermuſter werden, fünfteilig in der Art der bei⸗ 
folgenden Skizze. Das Stielende ſoll jedoch nicht mit einer 
Perlkante abſchließen. Ich lege Wert auf die Teilung der 
Stielfläche durch vier Linien als Grundlage und überlaſſe 
Ihnen die Formbildung ähnlich meiner Skizze. 

Die Kl. behauptet, das Muſter der Bekl. 380 und 3800 
ſei eine ganz genaue und bewußte Nachbildung ihres Muſters 
900. Geſtützt auf das GeſchmMuſtGG. und das Kunſt Sch. 
beantragte ſie Verurteilung der Bekl. zur Unterlaſſung, Ver⸗ 
nichtung der Fertigfabrikate und Vorrichtungen dazu und 
Rechnungslegung ſowie Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht. 

Die Bekl. beantragte, die Klage abzuweiſen. Sie beſtritt, 
daß ihr Muſter 380 (3800) eine Nachahmung des Muſters 
900 der Kl. ſei. Der Zeichner M. habe das Muſter ohne 
Kenntnis des Muſters der Kl. ſelbſtändig entworfen und 
geſtaltet. Auch der Mitinhaber der bekl. Firma habe die dem 
Auftragsſchreiben an M. beigefügte Skizze „aus freien Ge⸗ 
danken“ geſtaltet, ſie nicht etwa als Nachbildung eines frem⸗ 
den Muſters gefertigt. Geſchützt ſei das Muſter der Kl. nur 
als Geſchmacksmuſter; um ein Werk der bildenden Künſte 
handle es ſich nicht. Aber auch das Geſchmacksmuſter der Kl. 
enthalte nichts, was neu und eigentümlich ſei, ſondern lehne 
ſich an längſt Bekanntes an. 

Das LG. ließ ſich ein Gutachten der Dresdener Sach⸗ 
verſtändigenkammer für Werke der bildenden Künſte erſtatten 
und verurteilte die Bekl. Berufung und Reviſion blieben 
erfolglos. 


Sachverſtändigen abgedankt haben. Vielmehr ſind die Ausführungen 
wohl dahin zu verſtehen, daß die „erfahrungsmäßige Beobachtung des 
Lebens“ (Rh. 117, 234 = ZW. 1927, 1999) den Rückſchluß aus dieſem 
Gutachten auf den Kunſtwerkcharakter des Beſteckmuſters ohne Rechts⸗ 
irrtum geſtatte. Immerhin iſt dieſe Selbſtbeſchränkung des Urteils zu 
bedauern. RG. 76, 344 JW. 1911, 777 hat bei Erzeugniſſen des 
Kunſtgewerbes, um ſie unter das KSchG. zu ſtellen, verlangt, daß 
der „äſtthetiſche Überſchuß, gleichgültig, welches ſein künſtleriſcher 
Wert ift, einen Grad erreichen muß, daß nach den im Leben 
herrſchenden Anſchauungen von Kunſt geſprochen werden kann“. 
Sollen die erforderliche Klarheit und Rechtsſicherheit auf dieſem 
Gebiete gewonnen werden, fo müßte in jedem zu einer Entſch. 
kommenden Falle vom NG. gezeigt werden, in welchen Um⸗ 
ſtänden der ausreichende äſthetiſche Überſchuß zu finden iſt. 
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Das BG. iſt, wie der erſte Richter, dem Gutachten der 
Sachverſtändigenkammer beigetreten. Dieſe hatte ſich dahin 
ausgeſprochen, das Muſter der Kl. ſei, unter dem Geſichts⸗ 
punkt des KunſtSchch. betrachtet, eine neue geſchmackvolle 
Löſung von eigenartiger, künſtleriſch durchdachter Form und 
als Ergebnis einer individuellen ſchöpſeriſchen Tätigkeit zu 
bezeichnen. Im Anſchluß hieran wird ausgeführt: Seiner 
Zweckbeſtimmung nach ſei das Modell 900 zwar ein gewerb⸗ 
liches Erzeugnis. Aber, da ihm künſtleriſche Eigenart inne⸗ 
wohne, falle es unter die kunſtgewerblichen Erzeugniſſe i. S. 
von 82 Abſ. 1 AunftSh®. Dem ſtehe nicht entgegen, daß es 
beſtimmungsgemäß in Maſſen hergeſtellt und vertrieben 
werde; auch Maſſenartikel könnten Erzeugniſſe des Kunſt⸗ 
gewerbes ſein. Ihre Einwendung, daß das Muſter nicht neu 
ſei, habe die Bekl. nicht bewieſen. Keines der von ihr in Ab⸗ 
bildungen und in einzelnen Stücken vorgelegten älteren Muſter 
entſpreche der Geſtaltung des Modells 900. Soweit dort eine 
fünffache Flächenteilung des Stieles vorhanden ſei, wirke ſie 
mehr ſtrahlenförmig und klinge im Geſamtbilde nicht an die 
Formgebung der Kl. an. Soweit etwa der Künſtler, der das 
Muſter 900 entworfen, ſich an derartige Vorbilder angelehnt 
haben ſollte, habe er dennoch etwas Neues und Eigenartiges 
geſchaffen, das als eine Neuſchöpfung bezeichnet werden müſſe. 
Aber auch wenn man die Kl. als beweispflichtig für die Neu⸗ 
heit erachten und der Bekl. nur eine Darlegungspflicht an⸗ 
ſinnen wolle, ſei das Ergebnis kein anderes, weil das Modell 
der Kl. gegenüber allem, was die Bekl. dagegen vorgebracht 
habe, als neu und eigenartig zu bezeichnen ſei. Das Urheber⸗ 
recht ſtehe der Kl. zu, weil der Künſtler den Entwurf für ſie 
zu dem ausgeſprochenen Zwecke der Vervielfältigung ange⸗ 
fertigt habe. Der von der Bekl. beauftragte Zeichner M. habe 
zwar keine bewußte Nachahmung begangen, wohl aber die 
Bekl. ſelbſt. Denn ſie habe, wie ihr Briefwechſel mit M. 
ergebe, das Muſter der Kl. gekannt. Der Mitinhaber der 
beklagten Firma habe ein dem Muſter der Kl. möglichſt ähn⸗ 
liches Beſteckmuſter herausbringen und nur in Kleinigkeiten 
abweichen wollen, um die Nachahmung nicht zu augenfällig 
erſcheinen zu laſſen. Das Muſter der Bekl. ſei denn auch 
demjenigen der Kl. ſo ähnlich geworden, daß beide kaum 
voneinander zu unterſcheiden ſeien. Der gute Glaube des 
M. könne ihr nicht zuſtatten kommen. Gleichzeitig ſtelle ihr 
Verhalten einen Verſtoß gegen 8 1 Unl WG. dar. Die Bekl. 
habe ſich mühe⸗ und koſtenlos das zu eigen gemacht, was die 
Kl. unter Aufwendung von Geiſtestätigkeit und Koſten für 
ſich geſchaffen habe. Gehandelt habe ſie in der Abſicht, Ver⸗ 
wechilungen hervorzurufen und die Erfolge der Kl. für ſich 
auszunutzen. Das widerſpreche dem Anſtandsgefühl aller 
billig und gerecht Denkenden und ſei unſittlich. Hieraus recht⸗ 
fertigten ſich die erhobenen Anſprüche der Kl., ohne daß die 
Sachlage noch vom Geſichtspunkt des GeſchmMuſtG. geprüft 
zu werden brauche. 

Rechtliche Bedenken ſind hiergegen, ſoweit zunächſt die 
Anwendung des Kunſt Sch. in Frage kommt, nicht zu er⸗ 
heben. Die Verteilung der Beweislaſt für die Frage der Neu⸗ 
heit iſt rechtlich unbedenklich. Mit Recht wendet der Vorder⸗ 
richter hier die gleichen Grundſätze an, wie ſie der erk. Sen. 
über den Beweis der Neuheit in dem Urt. v. 9. Febr. 1927, 
1 274/26 (GewRSch. 1927, 235), für den Bereich des Gebr⸗ 
Muſtcg. ausgeſprochen hat. Die Rev. erhebt denn auch zur 
Frage der Beweislaſt keine Angriffe. 

Rechtlich unbedenklich ſind ferner die weiteren Aus⸗ 
führungen des BU. über das Urheberrecht der Kl. und die 
Schlechtgläubigkeit der Bekl. In erſter Beziehung genügt die 
Verweiſung auf RG. 110, 393 (395 1)). Ebenſowenig unter⸗ 


1) FW. 1926, 559. 


Bei der Definition der Werke der bildenden Künſte verlangt 
das RGB., daß die Schöpfung „vorzugsweiſe für die Anregung des 
äſthetiſchen Gefühls durch Anſchauen beſtimmt“ ſei. Hiermit geht 
es auf dem bereits RG. 117, 233 JW. 1927, 1999 eingeſchlagenen 
Wege weiter, das von ſeinem früheren (RG. 36, 47; 71,356 — JW. 
1926, 506) weſentlich abweicht. Wir halten den neuen Weg für einen 
Irrweg; nicht auf den Zweck des Schaffenden oder des Werkes, 
ſondern auf die objektive Wirkung kommt es an; wer das äſthetiſche 
Gefühl anregen will, aber nicht anregt, hat trotz ſeines Willen kein 
Werk der bildenden Kunſt geſchaffen (ogl. Oſterrieth⸗Marwitz, 
B12 zu 8 1). 

IR. Dr. Marwitz, Berlin. 
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liegt es einem rechtlichen Bedenken, daß der Bekl., die einen 
Künſtler mit Herſtellung eines Entwurfs nach beſtimmten 
Weiſungen betraut hatte, um ein fremdes Kunſtwerk nach⸗ 
zuahmen, der gute Glaube dieſes Künſtlers nicht zuſtatten 
kommen kann. Auch inſoweit richtet die Rev. keine Angriffe 
gegen das Urteil. 

Das, was ſie hauptſächlich geltend macht, bezieht ſich auf 
die Anwendbarkeit des Kunſt Sch. Sie meint, die vom 
Vorderrichter hervorgehobenen Eigenſchaften des Muſters der 
Kl. könnten lediglich die Unterordnung unter das Geſchm⸗ 
MuſtG. rechtfertigen; keinesfalls handle es ſich danach um 
ein Werk der bildenden Künſte. Das trifft indeſſen nicht zu. 
Zu den Werken der bildenden Künſte gehört jede in nicht 
organiſchem Stoff ſichtbar gewordene Geſtaltung, in der ein 
eigenes künſtleriſches Schaffen zutage tritt; jede eigenperſön⸗ 
liche geiſtige Schöpfung, die mit den Darſtellungsmitteln der 
Kunſt durch formgebende Tätigkeit hervorgebracht und vor⸗ 
zugsweiſe für die Anregung des äſthetiſchen Gefühls durch 
Anſchauen beſtimmt iſt, ohne Rückſicht auf den höheren oder 
geringeren Kunſtwert und ohne Rückſicht darauf, ob das Werk 
neben dem äſthetiſchen Zweck noch einem praktiſchen Gebrauchs⸗ 
zweck dient. Der rechtliche Maßſtab, den das BG. bei Prü⸗ 
fung der Frage nach dem Kunſtwerkscharakter des Muſters 
angelegt hat, entſpricht dem Standpunkt der reichsgerichtlichen 
Rſpr., wie er beſonders in RG. 76, 339 (343, 344 2)) grund⸗ 
ſätzlich feſtgelegt und ſeitdem ſtändig feſtgehalten worden iſt (zu 
vgl. z. B. RG. 115, 1803)). Von dieſem Standpunkt geht der 
Vorderrichter erſichtlich aus. Die Schwierigkeit lag im vor⸗ 
liegenden Falle in der Abgrenzung gegen den einfachen 
Muſterſchutz. Daß ſich hier eine ein für allemal geſicherte 
Grenze nicht ziehen läßt, iſt in der reichsgerichtlichen Rſpr. 
ſchon mehrfach betont worden. Die Beurteilung der Frage 
nach dem größeren Grad äſthetiſchen Gehalts iſt zwar in der 
Rev Inſt. nachprüfbar, muß aber im weſentlichen dem Tat⸗ 
richter überlaſſen bleiben (RG. 115, 180; 117, 230%). Die 
Rev., die bloß geltend macht, es liege „nicht das geringſte“ 
dafür vor, das Muſter 900 als Kunſtwerk anzuſehen, trägt 
damit nichts Poſitives zur Beurteilung der Frage bei. Es 
handelt ſich um einen Grenzfall. Die Sachverſtändigenkammer 
für Werke der bildenden Künſte in Dresden hat dem Muſter 
der Kl. Kunſtwerkscharakter zugeſprochen und von zwei nam⸗ 
haften Sachverſtändigen, die hier Privatgutachten erſtattet 
haben, hat ſich der eine der Bewertung der Sachverſtändigen⸗ 
kammer angeſchloſſen, während der andere ihr entgegengetreten 
iſt. Unter dieſen Umſtänden beſteht für das Rev. kein An⸗ 
laß, dem Tatrichter in der Beurteilung der Frage des „äfthe- 
tiſchen Überſchuſſes“ aus Rechtsgründen entgegenzutreten, 
wenngleich nicht zu verkennen iſt, daß die Unterſtellung der⸗ 
artiger Beſteckmuſter unter das KunſtSchch. außerordentlich 
weit geht. In gleicher Weiſe erledigt ſich der weitere Revi⸗ 
ſionsangriff, daß nach dem vorgebrachten Material das 
Muſter 900 nicht neu und eigentümlich ſei. 

Reichen aber ſchon die Beſtimmungen des KunſtSchG. 
hin, um die Verurteilung der Bekl. zu tragen, ſo bedarf es 
keiner Prüfung, ob noch außerdem andere rechtliche Geſichts⸗ 
punkte zu dem gleichen Ergebnis führen. 

(U. v. 17. April 1929; 2/29 J. — Dresden.) [Ka.] 


** 16. § 23 Kunſt UrhG. Die Verbreitung von 
Bildniſſen einer dem Bereiche der Zeitgeſchichte 
angehörigen Perſon zu Reklamezwecken verletzt 
die berechtigten Intereſſen des Abgebildeten 
nur dann, wenn Beweggrund, Zweck oder beglei- 
tende Umſtände des Verbreitens erſichtlich 
machen, daß der Abgebildete in ſeiner Perſön⸗ 
lichkeit ſtärker beeinträchtigt wird, als der ge⸗ 
ſetzlich anerkannte Anſpruch der Allgemeinheit 
auf Verbreitung ſolcher Bildniſſe das recht- 
fertigt. 7) 

Die Bekl. gibt im Rahmen einer Sammlung „Die Welt 
in Bildern“, die wiederum verſchiedene durch Gleichheit oder 
Verwandtſchaft des Gegenſtandes gekennzeichnete Reihen von 


2) JW 1911, 777. ) JW. 1927, 776. ) JW. 1927, 1999. 
Zu 16. Dem Urteil kann nicht zugeſtimmt werden. Soweit 


das Urteil die Zugehörigkeit des Kl. zu den Perſönlichkeiten aus 
dem Bereiche der Zeitgeſchichte annimmt, iſt es nicht zu beanſtanden. 
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je drei Stück aufweiſt, kleine farbige Bilder heraus, jedes in 
der Größe von ungefähr 5¾ 4 em; unter jedem Bilde 
ſtehen einige erläuternde Zeilen. 

Die Reihe 29 gibt „Volkstümliche deutſche Fußballer“ 
wieder. Das zweite Bild in dieſer Reihe ſtellt den Kl. dar, 
der ein bekannter Fußballſpieler iſt. Der erläuternde Text 
zu dem Bilde lautet: 

Tull Harder — HSV. 
Wer kennt ihn nicht, den Harder Tull? Eine der popu⸗ 
lärſten Erſcheinungen im deutſchen Fußballſport. Ja, ſelbſt 
über Deutſchlands Grenzen hinaus iſt der allzeit humor⸗ 
volle Tull ein immer wieder gern geſehener Gaſt. Sein 
raſſiges temperamentvolles Spiel hat Millionen faſziniert. 
Noch heute mit 35 Jahren iſt Tull Harder Olympia⸗Kandidat. 

Die Bekl. verkauft die Bilder an Zigarettenfabriken. 
Dieſe legen je ein Bildchen in ihre Zigarettenſchachteln. Das 
Bild des Kl. weiſt unter dem vorhin mitgeteilten Texte die 
Ankündigung auf: 

Zigarettenfabrik Joſetti Gmb ., Berlin SO 16 
Juno 4 Pf. Eljen 5 Pf. 2 
Album Nr. 1 für Serie 1-24, Album Nr. 2 für Serie 25— 72 
je 1% gegen Voreinſendung in Briefmarken. 

Der Kl. ſagt zwar ſelbſt, daß er als bekannter Fußball⸗ 
ſpieler, volkstümlich „Tull“ Harder genannt, eine Perſönlich⸗ 
keit aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte ſei. Doch ſieht er in 
der Verbreitung ſeines Bildes zu Reklamezwecken eine „Ver⸗ 
letzung feiner berechtigten Intereſſen“. Er verlangt deshalb, 
daß die Bekl. die Verbreitung unterlaſſe. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. 

Gegen dieſes Urteil wendet ſich die unmittelbar an das 
RG. eingelegte Rev. des Kl. 

Der Rev. kann nicht ſtattgegeben werden. . 

Bildniſſe dürfen zwar nach geſetzlicher Regel nur mit 
Einwilligung des Abgebildeten verbreitet oder öffentlich zur 
Schau geſtellt werden (8 22 Satz 1 Kunſt UrhG.). Doch bedarf 
es bei Bildniſſen aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte ſolcher 
Einwilligung nicht (§ 23 Abſ. 1 Nr. 1 KunſtlUrhG.). 

1. Wenngleich der Kl. ſelbſt nicht in Abrede ſtellt, dem 
Bereiche der Zeitgeſchichte anzugehören, muß doch 
geprüft werden, ob es zutrifft. Denn es handelt ſich um 
einen Rechtsbegriff, der einen gewiſſen Tatbeſtand erfordert. 
Die Merkmale dieſes Tatbeſtandes liegen vor. Erſcheinungen 
im Leben der Gegenwart, die vom Volke beachtet werden, bei 
ihm Aufmerkſamkeit finden und Gegenſtand der Teilnahme 
oder Wißbegier weiter Kreiſe find, gehören dahin (Oſter⸗ 
rieth⸗Marwitz, KunſtUrhcz., 2. Aufl. 1929, S. 172 ff.). 
Zu ihnen muß man Sportgrößen, wie bekannte Fußballſpieler, 
vermöge der ihnen geſchenkten Beachtung jetzt ſicherlich zählen. 
Geſchmack und Empfinden der Zeit bringen es mit ſich. Dauer 
über den Tag hinaus in beträchtliche Zukunft braucht nicht 
wahrſcheinlich zu ſein. 

Danach dürfen Bildniſſe des Kl. ohne ſeine Einwilligung 
verbreitet und zur Schau geſtellt werden. Das Perſönlichkeits⸗ 
recht am eigenen Bilde ($ 22 KunſtUrhG.), kraft deſſen es 
grundſätzlich ſeiner Einwilligung zum Verbreiten oder öffent⸗ 
lichen Ausſtellen des Bildniſſes bedürfte, wird auf ſolche 
Weiſe um der öffentlichen Anteilnahme willen, die ſich dem 
Kl. infolge ſeiner Sportleiſtungen zugewandt hat, zugunſten 
der Allgemeinheit durchbrochen (8 23 Abſ. 1 Nr. 1 Kunſt⸗ 
UrhG.). 

2. Die Befugnis zur Verbreitung und Schauſtellung er⸗ 
ſtreckt ſich aber nicht auf Fälle, in denen durch ſie ein be⸗ 
rechtigtes Intereſſe des Abgebildeten verletzt wird 
(8 23 Abſ. 2 Kunſt UrhG.). Ob das geſchehe, muß den Um⸗ 
ſtänden entnommen werden. Wer es zur Begründung ſeines 
Unterſagungsanſpruchs behauptet, hat das Nötige darzulegen 
und gegebenenfalls zu beweiſen. 

Der Kl. betont nur, daß er die Verbreitung ſeines Bil⸗ 
des zu Reklamezwecken mißbillige und als verletzend 
empfinde. 

2) Das LG. erklärt dies für unzulänglich zur Begrün⸗ 
dung eines Unterlaffungsantrags. Denn Reklame — hier im 
Die grundſätzliche Bedeutung des Urteils hinſichtlich dieſer Feſt⸗ 
ſtellung liegt darin, daß es die Zugehörigkeit zur Zeitgeſchichte in 
erſter Linie von dem Intereſſe der Allgemeinheit an dem Dar⸗ 
geſtellten abhängig macht, ohne es darauf abzuſtellen, ob der 
Dargeſtellte ſelbſt durch bewußtes Eintreten in die Zeitgeſchichte die 
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Sinne von Geſchäftsreklame — ſei an ſich keine Einrichtung, 
welche berechtigterweiſe im allgemeinen Werturteil hinter 
anderen menſchlichen Arbeitsgebieten zurückgeſetzt werde. Da⸗ 
her müßten, wie bei jeder anderen Verbreitungsart eines zeit⸗ 
geſchichtlichen Bildniſſes, beſondere Umſtände vorliegen, die 
der Offentlichkeit den Abgebildeten in ungünſtigem Lichte zeig⸗ 
ten, wenn ſich die Annahme rechtfertigen jolle, feine berech⸗ 
tigten Intereſſen ſeien verletzt. Der Kl. habe keine ſolchen 
Umſtände angegeben. Alſo könne ſeinem Verlangen nicht ent⸗ 
ſprochen werden. 

Dieſe rechtliche Beurteilung weiſt keinen Verſtoß gegen 
das Geſetz auf, der zur Aufhebung führen müßte. Anpreiſung 
von Waren zum Kauf und Kundenwerbung im geſchäftlichen 
Verkehr bedeuten an ſich noch keinen Zweck niederer oder gar 
unſittlicher Art, der ein ihm dienſtbar gemachtes Bildnis 
allgemein entwürdigte. Vielmehr kommt es jeweils darauf 
an, für welchen beſonderen Zweck und auf welche Weiſe ge⸗ 
worben wird. Auch können ſich durch eine beſondere Fügung 
der Umſtände für den Abgebildeten berechtigte Unterſagungs⸗ 
gründe ergeben. Es bleibt ihm jedoch überlaſſen, dieſe Gründe 
darzulegen. 

Die Entſcheidung des LG. mag in der Wortfaſſung den 
Anſchein erwecken, als werde den berechtigten Intereſſen des 
Abgebildeten ein zu enger Raum angewieſen. Aber die Be⸗ 
merkung, daß er durch die Art der Verbreitung „in einem 
ungünſtigen Licht erſcheinen“ müſſe, iſt nach ihrem Zuſammen⸗ 
hange nur beiſpielmäßig gemeint und ſoll ſonſtige das be⸗ 
rechtigte Intereſſe begründende Umſtände nicht ausſchließen. 
Tatſächlich geht das angegriffene Urteil von der zutreffenden 
Anſicht aus: Das Perſönlichkeitsrecht am eigenen Bilde wird 
zwar für Bildniſſe aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte ein⸗ 
geſchränkt, weil hier die unterm Einfluſſe zeitlich bedingter 
Stimmungen vom Auſchauungsbedürfnis geleitete Allgemein⸗ 
heit billigerweiſe verlangen darf, jene Perſonen vor Augen 
geſtellt zu ſehen. Damit aber ſind die Grenzen der Ein⸗ 
ſchränkung bezeichnet. Wenn Beweggrund, Zweck oder be⸗ 
gleitende Umſtände des Verbreitens oder Zurſchauſtellens für 
gerecht und billig Denkende erſichtlich machen, der Abgebil⸗ 
dete werde in ſeiner Perſönlichkeit ſtärker beeinträchtigt, als 


Zugehörigkeit zur Zeitgeſchichte herbeigeſührt hat. Die Konſequenz 
dieſer Auffaſſung, die im Gegenſaß zu der bekannten Domela⸗ 
Eutſch. des RG.: JW. 1928, 421 ſteht, it weitergehend die, daß 
auch die Perſönlichleeiten, die lediglich Gegenſtand der Zeitgeſchichte 
ſind, in Zukunft mit Rückſicht auf das Intereſſe, das die All⸗ 
gemeinheit an ihnen genommen hat, z. B. infolge von Un⸗ 
fällen uſw., zu den Perſönlichkeiten aus dem Bereich der Zeit⸗ 
geſchichte zählen. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch dem vom Ge⸗ 
jetgeber verfolgten Ziele, nämlich der Allgemeinheit, ein pu⸗ 
bliziſtiſches Anrecht an freier Darſtellung von Perſonen, die dem 
öffentlichen Leben angehören, zu geben. 

Wenn es daher auch richtig iſt, daß inſoweit das RG. in 
8 23 Abſ. 1 Ziff. 1 eine weitgehende Auslegung gibt, ſo muß die 
Auslegung, die dem § 23 Abf. 2 zuteil wird, abgelehnt werden. 
Ausgangspunkt muß ſein, daß der $ 23 geſchaffen iſt, um einem 
Bedürfnis der Allgemeinheit nach bildhafter Wiedergabe von Per⸗ 
ſonen aus dem Bereiche der Zeitgeſchichte gerecht zu werden. Nur 
aus dieſem Grunde iſt das im 8 22 gewährleiſtete Recht des 
Bildnisſchutzes als Teil des Rechtes der Perſönlichkeit eingeſchränkt. 
Iſt dieſem Bedürfnis der Allgemeinheit Rechnung getragen, ſo muß 
gleichwohl den im § 23 beſonders normierten Intereſſe des ein⸗ 
zelnen, eine Verbreitung oder Schauſtellung zu unterſagen, durch 
die ſein berechtigtes Intereſſe verletzt wird, weitgehendſt berüch⸗ 
ſichtigt werden. 

Das RG., und zwar der 2. Sen., hat daher auch früher 
durchaus zu Recht in der bekannten Zeppelin⸗Entſch., mit der ſich 
hier der 1. Sen. auseinanderſetzt, in NG. 74, 308/13 JW. 1911, 
26 ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß jedes des Rechtsſchutzes 
würdige Intereſſe, ſelbſt ein Affektionsintereſſe, ſchutzwürdig i. S. 
des 8 23 ſei. 

Im Gegenſatz zu dem früher belonten Intereſſe des ein⸗ 
zelnen will der 1. Sen. lediglich ein ſolches Intereſſe als be⸗ 
rechtigt anerkennen, das für alle „gerecht und billig Denkenden“ 
erſichtlich iſt. Dieſer Nivellierung muß entſchieden widerſprochen 
werden. Es erſcheint ohnehin paradox, daß der Schutz perſönlich⸗ 
keitsrechtlicher Befugniſſe — und um einen ſolchen Schutz handelt 
es ſich im 8 23 Ab. 2 — abhängig gemacht wird von der Wir⸗ 
kung, die der Eingriff in dieſe auf „alle gerecht und billig Den⸗ 
kenden“ macht. Die Wahrung der perſönlichkeitsrechtlichen Bo⸗ 
fugniſſe kann nicht von der Billigung des Durchſchnittsbürgers ab⸗ 
hängig gemacht werden, ſondern die wenigen poſitiven Normen, 
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es der geſetzlich anerkannte Anſpruch der Allgemeinheit recht⸗ 
fertigt, dann liegt „berechtigtes Intereſſe“ vor, dem Ein⸗ 
griffe zu wehren. 

b) Der Kl. glaubt ſich für fein Verlangen auf RG. 74, 
308—313 berufen zu können. Damals handelte es ſich um 
einen Unterlaſſungsanſpruch aus dem Rechtsgrunde des 
Namens⸗ und Bildnisſchutzes. Die Bekl., die Tabakfabrikate 
vertrieb, hatte auf Anmeldung vom Oktober 1906 das Wort⸗ 
zeichen „Graf Zeppelin“ und auf Anmeldung vom November 
1907 die Worte „Graf Zeppelin“ mit dem Bruſtbilde Zep⸗ 
pelins als Warenzeichen eintragen laſſen, ohne zuvor den 
Genannten und Abgebildeten um Erlaubnis zu fragen. 
Andererſeits hatte Graf Zeppelin einer Zigarrenfabrik auf 
ihr Anſuchen im Oktober 1907 erlaubt, ſeinen Namen und 
ſein Bild für eines ihrer Erzeugniſſe zu verwenden; darauf⸗ 
hin hatte fie das Wo l tzeichen „Graf Zeppelin“ zur Ein⸗ 
tragung angemeldet. Die Unterlaſſungsklage des Grafen Zep⸗ 
pelin wurde u. a. damit begründet, er habe ein Intereſſe 
daran, daß ſein Name und Bild nicht ohne ſeine Ein⸗ 
willigung zur Reklame benutzt werde (S. 309). Und in den 
Gründen des Rh., welches die Verurteilung beſtätigte, finden 
ſich die Sätze: „Ein unbefugter Gebrauch eines Namens i. S. 
des 812 BGB. liegt nicht nur dann vor, wenn ſich jemand 
inen fremden Namen gerade zur Bezeichnung ſeiner Per⸗ 
ſönlichkeit anmaßt; ſondern auch die Fälle ſtehen unter dem 
Rechte des Namensſchutzes, in welchen jemand einen fremden 
Namen zu Reklamezwecken, zur Bezeichnung von Waren, auf 
Schildern uſw. mißbraucht. Wird durch den unbefugten Ge⸗ 
brauch das Intereſſe des Berechtigten verletzt, ſo ſteht dieſem 
ein Recht auf Vejeitigung der Beeinträchtigung und auf 
Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen zu. Das Intereſſe 
i. S. des § 12 begreift nicht bloß ein familien⸗ oder ver⸗ 
mögensrechtliches Intereſſe; ſondern ein jedes überhaupt des 
Rechtsſchutzes würdige Intereſſe fällt darunter, alſo auch ein 
ideales und ſelbſt ein Affektionsintereſſe.“ Sodann zu 88 22, 
23 KunſtUrhch.: „ . es entſpricht gewiß nicht dem Ge⸗ 
ſchmack eines jeden, ſein Bildnis auf den Waren eines be⸗ 
liebigen Händlers prangen zu ſehen.“ 

Dieſe Erwägungen laſſen ſich aber nicht — wie der Kl. 


die der deutſche Geſetzgeber dem Schutze der Perſönlichkeit gegeben 
hat, müſſen uneingeſchränkt dem Schutze des einzelnen dienen, 
mag auch deſſen Schutzbedürfnis der Allgemeinheit als nicht ge⸗ 
geben erſcheinen. Es iſt bedauerlich, daß das RG. hier den Beginn 
macht, die wenigen Beſtimmungen, die das deutſche Recht dem 
Schutze der Perſönlichkeit widmet, dadurch ihrer Bedeutung zu 
entkleiden, daß es die Frage des Umfanges des Schutzes von dem 
Geſamtempfinden der Allgemeinheit abhängig machen will. Es liegt 
hierin auch eine Verkennung der Tendenz des $ 23 Abſ. 2. Sollte 
der § 23 Abſ. 1, um Bedürfniſſe der Allgemeinheit zu befriedigen, 
in die Sphäre eines einzelnen eingreifen, fo ſollte der 8 23 Abſ. 2 
gerade Bollwerk ſein gegen eine Verletzung der Intereſſen des 
ohnehin in ſeinem Perſönlichkeitsrecht Beeinträchtigten. Hier kann 
nur die Anſchauung des Verletzten und nicht die Anſchauung der 
Allgemeinheit, auf die das RG. letzten Endes abſtellt, die maß⸗ 
gebliche ſein. 

Das vom NG. gefundene Ergebnis kann daher nicht ge⸗ 
billigt werden; denn wenn der Kl. an der Art der Verbreitung 
feines Vildniſſes als Reklamezugabe Anſtoß nahm, fo war dies ein 
durchaus ſchutzwürdiges Intereſſe, und er hätte verdient, daß das 
RS. auch diejenigen Worte für fein Intereſſe gefunden hätte, die 
es für das Intereſſe des Grafen Zeppelin in der Zeppelin⸗Entſch. 
gefunden hat. Die Auseinanderſetzung, die der 1. HivSen. im vor⸗ 
liegenden Urteil mit der Zeppelin⸗Entſch. des 2. Sen. vornimmt, 
zeigt deutlich den horror pleni. Abgeſehen davon, daß der 2. Sen. 
den von ihm aufgeſtellten Grundſätzen durchaus allgemeine Be⸗ 
deutung hat geben wollen (ſ. die Ausführungen in RO. 74, 311 
JW. 1911, 26), kann es für die Entſch. der Frage, ob es auf 
dae Affeltionsintereſſe des einzelnen oder auf das von der Alle 
gemeinheit gebilligte Intereſſe ankomme, nicht von Erheblichkeit 
ſei, ob in dem einen oder dem anderen Falle ein tiefgehenderer Ein⸗ 
ſchnitt in die Perſönlichkeitsrechte des einzelnen vorgenommen iſt. 
Gerade der Umſtand, daß im Zeppelin⸗Falle wie zu Recht referiert 
wird, eine faſt völlige Beſchlagnahme des Namens und des Bildes 
zugunſten des Abgebildeten erfolgte, hätte vielleicht die Entſch⸗ 
des 2. Sen. ſchon aus anderen Erwägungen tragen laſſen. Daß 
der 2. Sen. aber die angeſtellten Erwägungen zu ſeinen tragenden 
beſtimmt hat, hätte dem 1. Sen. gerade bei der Aufſtellung 
grundſätzlich abweichender Normen Anlaß zur Herbeiführung einer 
Plenarentſcheidung geben müſſen. 
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will — gleich Rechtsgrundſätzen kurzweg auf den gegenwär⸗ 
tigen Fall anwenden; ſie müſſen im Zuſammenhange mit der 
damals aus dem Tatbeſtand erſichtlichen rechtlichen Lage be⸗ 
trachtet werden. In dem Streitfalle von 1910 waren Namen 
und Bild als Warenzeichen verwendet und gewiſſermaßen in 
Beſchlag genommen. Dagegen ſteht im vorliegenden Falle das 
Bildnis des Kl. innerhalb einer Dreibilderreihe beſtimmter 
Gattung (Fußballſpieler), die wieder mit einer großen Anzahl 
anderer Bilderreihen zuſammengefügt iſt. Aus dieſem mannig⸗ 
faltigen, auf Anſchaulichkeit und Unterhaltung berechneten 
Ganzen werden die einzelnen Beilagen der Ware genommen, 
die allerdings den Sammeltrieb des Warenkäufers reizen und 
auf ſolche Weiſe den weiteren Abſatz fördern ſollen. Das Bild 
eines einzelnen wird alſo nicht mit der Ausſchließlichkeit wie 
im Zeppelinſchen Falle beanſprucht und zur Kundenwerbung 
gebraucht. Geſchäftliche Kundenwerbung aber läßt ſich auf 
ſo mannigfaltige Weiſe betreiben, daß ſie nicht in Bauſch und 
Bogen als Tätigkeit niederen Ranges betrachtet werden kann, 
zumal nachdem das Handwerk, Technik, Wiſſenſchaft und Kunſt 
mit ihr in Verbindung getreten und ihren Zwecken vielfach 
zugewandt worden ſind. — Auch die Bilderauswahl im 
ganzen bedeutet keineswegs einen Rahmen, dem ſchon um 
abſonderlicher Buntheit willen der Kl. ſich nicht einfügen zu 
laſſen brauche. Dieſes bunte Vielerlei kann nach Gegenſtänden 
und Plan der Zuſammenfügung nicht als unwürdige Um⸗ 
gebung betrachtet werden. Ebenſowenig iſt aus der techniſchen 
Art der Vervielfältigung und Ausſtattung nach dem Geſamk⸗ 
eindruck ein Bedenken in dem Sinne zu entnehmen, daß dem 
Perſönlichkeitsrechte des Kl. zu nahe getreten ſei. Beſonder⸗ 
heiten, die eine andere Auffaſſung rechtfertigen, ſind nicht 
geltend gemacht. 


(U. v. 26. Juni 1929; 97/29 I. — Hamburg.) [Ka.] 
17. 8 31 Kunſt Sch G. Der Einwand, die be⸗ 
anſtandete Nachbildung ſei nach Meinung des 
Erzeugers eine Kunſtſchöpfung von eigenem Ge⸗ 
präge, iſt für die Schuldfrage beachtlich. f) 


Die Kl., die kunſtgewerbliche Beleuchtungskörper her⸗ 
ſtellt und vertreibt, hat i. J. 1925 eine neue, aus ihrer 
Werkſtätte ſtammende Tiſchlampe in den Handel gebracht, 
die unter der Bezeichnung „Gauklerlampe“ oder „Jongleur⸗ 
lampe“ bekannt geworden iſt. Der untere Teil der Lampe 
ſtellt einen Jongleur dar, der die Lampe auf der Stirn 
balanciert, gleichzeitig mit drei Kugeln jongliert und ſelber 
auf einer großen Kugel balanciert. Letztere befindet ſich auf 
einem kleinen Sockel. Es handelt ſich bei dieſem Jongleur, 
nach ſeiner Bekleidung und Haartracht zu ſchließen, um einen 
indiſchen Gaukler. Das Oberteil ſeiner Kleidung beſteht in 
einem faltigen, loſe ſitzenden, durch einen Gürtel zuſammen⸗ 
gehaltenen Gewand mit tiefem Bruſtausſchnitt und etwa halb⸗ 
langen, unten talarartig erweiterten Armeln. Die Hoſen ſind 
aufgekrempelt und laſſen Knie und Unterſchenkel frei. Die 
Knie ſind leicht gebeugt. Er hat den Kopf ſo weit nach rück⸗ 
wärts gebeugt, daß die Stirne nach oben zeigt. Auf der 
Stirne ruht der palmettartig ſtiliſierte, mit drei Abſtufungen 
verſehene Lampenſchaft. Das Jonglieren mit den drei Kugeln 
iſt ſo dargeſtellt, daß die Figur in der rechten Hand eine 
Kugel hält, die gerade nach oben geworfen werden ſoll, wäh⸗ 
rend die linke Hand zum Fangen einer Kugel geöffnet iſt. 
Dementſprechend iſt der rechte Arm etwas nach unten, der 
linke nach oben gerichtet. Die beiden anderen Kugeln bilden 
den Abſchluß der unter dem Schirm für die Kontakte an⸗ 
gebrachten Glühlampen⸗Kettenzugfaſſungen. Der Beſchauer 
erhält ſo den Eindruck, als ob die Figur mit drei Bällen oder 
Kugeln ſpielte. Der ſeidene Lampenſchirm iſt nicht kuppel⸗ 
förmig, ſondern verläuft in einem leicht nach innen ge⸗ 


Zu 17. In der Dompfaffenentſcheidung (JW. 1927, 1999) hat das 
NG. ausgeſprochen, daß die Schlußfolgerung aus den Tatſachen, ob 
„mit den Mitteln bildender Kunſt eine eigenartige Schöpfung, ein 
Kunſtwerk hervorgebracht ſei“, dem Gebiete der Geſetzesanwen⸗ 
dung angehöre. Nicht anders verhält es ſich mit der Prüfung der 
Frage, ob ein Werk eine „eigentümliche Schöpfung“ i. S. des 
816 Kunſt Sch. ſei. Die bloße Feſtſtellung, daß dies nicht der 
Fall ſei, laßt alſo unentſchieden, ob der Urheber des neuen Werkes 
nicht rechtsirrtümlich die Anwendbarkeit des § 16 angenommen 
hat. Da bei der Prüfung, ob Fahrläſſigkeit vorliegt, ein Unter⸗ 
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ſchwungenen Bogen; ebenſo ſpringt der Schirmrand nach 
innen zurück. 

Die Bekl. brachten i. J. 1926 ebenfalls eine Tiſchlampe 
mit einem Jongleur als Lampenträger heraus. Auch hier 
balanciert die Jongleurfigur auf der Stirne eine Lampe an 
deren palmettartig geſtaltetem Schaft und jongliert gleichzeitig 
mit Kugeln, ſteht aber nicht ſelbſt auf einer großen Kugel, 
ſondern unmittelbar auf dem ebenen Sockel. Das Kugelſpiel 
iſt das gleiche wie bei der Figur der Kl., nur iſt die Figur, 
vom Beſchauer aus, mehr nach links gewandt; der rechte 
Arm iſt nach oben gewinkelt, die rechte Hand hält eine Kugel. 
Der linke Arm iſt mehr nach unten geſtreckt, die linke Hand 
geöffnet. Die Bekleidung ſcheint die eines Bajazzos zu ſein. 
Ihr eng anliegendes Oberteil trägt vorn zwei große Tuffen; 
der offene Kragen hat kleine Tuffen, ebenſo der in einem 
breiten Zierſtreiſen beſtehende Abſchluß des Oberteils. Die 
Bekleidung der Arme und Beine iſt nahezu vollſtändig und 
mit einer Anzahl rüſchenartiger Ringe verſehen. Der Lampen⸗ 
ſchaft hat nicht die mehrfachen Abſtufungen, wie bei der 
Lampe der Kl. Der Lampenſchirm iſt durch zwei Querränder 
in drei Abſchnitte geteilt, von denen die beiden oberen Innen⸗ 
bogen beſchreiben, während der unterſte in einen flachen 
Bogen nach außen endet und ſtatt eines Randes mit Franſen 
verſehen iſt. 

Die Kl. nimmt für ihre Lampe den Schutz des Geſetzes 
v. 9. Jan. 1907 in Anſpruch und erblickt in der Lampe der 
Bekl. eine unzuläſſige Nachbildung. Außerdem ſollen ihrer 
Meinung nach die Bekl. mit dem Vertrieb ihrer Lampe gegen 
das UnlWG. verſtoßen. Sie hat deshalb Klage erhoben auf 
Unterlaſſung der weiteren Herſtellung und des weiteren Ver⸗ 
triebs, ferner auf Vernichtung der widerrechtlich hergeſtellten 
Stücke und der zur Herſtellung beſtimmten Vorrichtungen, 
endlich auf Rechnungslegung und Zahlung von Schadenserſatz. 

Die Bekl. beſtreiten, daß die von ihnen entworfene und 
ausgeführte Lampe eine unfreie Nachbildung der Lampe der 
Kl. ſei. Es handle ſich um die Weiterbildung einer von 
ihnen ſchon i. J. 1922 herausgebrachten Tiſchlampe Nr. 240, 
bei der eine Figur den Lampenſchaft trug und in ihren Hän⸗ 
den kleine Teller hielt. 

Das LG. erkannte nach Einholung eines Gutachtens der 
Preuß. Künſtleriſchen Sachverſtändigenkammer (die annahm, 
daß die Bekl. unter freier Benutzung der Lampe der Kl. 
eine eigene Neuſchöpfung herausgebracht hätten) im Sinne 
der Klage. 

Das KG. beſtätigte im weſentlichen dieſe Entſcheidung; 
das RG. hob auf, ſoweit auf Schadenserſatz geklagt war. 
Hierzu wird ausgeführt: 

Anders ſteht es mit der Verurteilung zum Schadens⸗ 
erſatz. Die Rev. bemängelt hier, daß der Vorderrichter trotz 
des für die Bekl. günſtigen Gutachtens der Sachverſtändigen⸗ 
kammer zur Annahme eines Verſchuldens der Bekl. gelangt 
ſei. Es iſt ihr zuzugeben, daß dafür die Begründung des 
BU. nicht ausreicht. Das KG. fett ſich nicht mit dem Ein⸗ 
wand der Bekl. auseinander, ſie hätten geglaubt, ihre dem 
Werk der Kl. nachgebildete Lampe ſei eine Kunſtſchöpfung von 
eigenem Gepräge. Der Umſtand, daß die Sachverſtändigen⸗ 
kammer darin den Bekl. beigetreten iſt, hat hierfür zweifel⸗ 
los Bedeutung, die auch dadurch in keiner Weiſe abgeſchwächt 
wird, daß die Bekl., als ſie ihre Lampe herausbrachten, von 
dieſer Begutachtung noch nichts wiſſen konnten. Es hätte 
alſo demgegenüber der Begründung bedurft, warum trotz⸗ 
dem die Bekl. ſchuldhaft gehandelt haben. 

Zu beurteilen iſt die Schuldfrage allein nach dem Kunſt⸗ 
Sch. Dafür, daß die Bekl. gleichzeitig noch gegen das Unl⸗ 
WG. verſtoßen hätten, liegt nichts vor. In Frage ſteht ein 
Sachverhalt, der lediglich dem Tatbeſtand von § 31 Kunſt⸗ 
SchG. entſpricht. Irgendeines der Merkmale, die bei der⸗ 


ſchied zwiſchen Tatſachen⸗ und Rechtsirrtum nicht gemacht wer⸗ 
den kann (vgl. Oſterrieth⸗Marwitz, Anm. C, III zu 8 31), 
ſo iſt der Entſch. beizutreten. Erfreulich iſt die ſcharfe Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen dem Kunſt Sch. und dem UnlWG.; die bei den 
Inſtanzgerichten vielfach zu beobachtende Strömung, unter dem 
Geſichtspunkte des unlauteren Wettbewerbs zu verbieten, was die 
Urheberrechtgeſetze ausdrücklich oder ſtillſchweigend für zulaſſig er⸗ 
Rlärt haben, führt zu einer unerträglichen Rechtsverwirrung. 
IR. Dr. Marwitz, Berlin. 
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artigen Fällen unter beſonderen Umſtänden eine Beurteilung 
nach 8 1 UnlWG. rechtfertigen könnten (zu vgl. z. B. das 
Urteil dieſes Senats v. 13. Febr. 1929: GewRSch. 1929, 
483 mit weiteren Nachweiſen u. a. m.), iſt nicht feſtgeſtellt. 
Die „Idee des originalen Werkes“, auf die der Vorderrichter 
verweiſt, alſo der Vorwurf, das Motiv als ſolches ſteht nicht 
unter Schutz, iſt frei verwertbar; immer nur entſcheidet die 
Form des künſtleriſchen Ausdrucks. Und die unfreie Nach⸗ 
ahmung des Werkes, für ſich genommen, erfüllt nur den Tat⸗ 
beſtand des § 31 Kunſt Sch. Das UnlWG. ſcheidet daher 
auch für die Beurteilung der Schuldfrage aus. 

(U. v. 10. April 1929; 366/28 I. — Berlin.) 


—— 


Liter. Urheberrechtsgeſetz. 


* 18. § 1 Nr. 1 LiturhG. Der Titel der 
Schriftenreihe „Die Brücke zum Jenſeits“ ent⸗ 
hält keine geiſtige Schöpfung und genießt des⸗ 
halb keinen urheberrechtlichen Schutz. 7) 

(u. v. 12. Jan. 1929; 255/29 J. — Dresden.) 

Abgedr. JW. 1929, 1232 v6. 


* 19. Zur Frage der Beſtimmtheit des Unter⸗ 
ſagungsanſpruches im Rahmen des Lit Urh G. 7) 
Die Kl. behaupten, daß ihnen an einer großen Anzahl 
Muſikſtücke von deren Urhebern oder Verlegern die urheber⸗ 
rechtlichen Befugniſſe zu treuen Händen übertragen worden 
ſeien, und daß die Bekl. in den Jahren 1923 bis 1927 in 
ihrem „Odeonspalaſt“ zu H. viele jener Stücke habe ſpielen 
laſſen. Mit der Klage verlangen ſie Unterlaſſung und Schaden⸗ 
erſatz. Und zwar Unterlaſſung „konzertmäßiger Aufführungen 
der vom Verbande zum Schutze muſikaliſcher Aufführungs⸗ 
rechte für Deutſchland kontrollierten Muſikſtücke“ 

KG. und RG. haben die Kl. mit dem Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch abgewieſen, auch in der hilfsweiſe angekündigten 
Faſſung: konzertmäßige Aufführungen ſolcher Muſikſtücke zu 
gewerblichen Zwecken zu unterlaſſen, hinſichtlich deren den Kl. 
die Vergebung des Aufführungsrechtes zuſteht. 

1. Die Kl. bringen vor, daß ſie zur Löſung ihrer Auf⸗ 
gaben als Vertriebsgeſellſchaften zwei Gruppen von Ver⸗ 
trägen zu ſchließen pflegen: 

a) Verträge mit Tonkünſtlern nach dem Muſter der 
von ihnen vorgelegten Wiener Satzung. Danach übertragen 
die Künſtler ihre Urheberrechte an Muſikwerken unbeſchränkt 
oder in beſchränktem Umfange zu treuen Händen auf die Ver⸗ 


[Ka.] 


Zu 18. A. Anm. Dr. Elſter, abgedr. ebenda. 

B. Der vorliegende Fall hätte dem R. Gelegenheit 
gegeben, die Streitfrage, ob der Titel eines Werkes urheberrecht⸗ 
lichen Schutz genieße, die gerade in neuerer Zeit mehrfach eine Be⸗ 
jabung gefunden hat, unter Würdigung der von den Vertretern 
dieſer Anſicht geltend gemachten Gründe abermals zu entſcheiden. 
Leider iſt es dazu nicht gekommen. Man könnte ja verſucht ſein, 
die Worte der Begründung des Urteils: „auch wenn ihr beizuſtimmen 
wäre“, dahin zu deuten, daß der Senat auch jetzt noch auf dem 
m. E. allein richtigen Standpunkt ſteht, der Urheberſchutz des Titels 
ſei zu verneinen, weil bei ihm von einer Formgeſtaltung, wie ſie 
der Begriff des Schriftwerkes vorausſetzt, nicht die Rede ſein kann 
(vgl. mein Urheberrecht an Werken der Literatur und der Tonkunſt, 
2. Aufl., S. 40). Allein ſicher iſt dieſe Deutung natürlich nicht. 
Jedenfalls nimmt das RG. an, daß der Urheberſchutz, wenn über⸗ 
haupt einem Titel, doch nur einem ſolchen zukommen könnte, der 
ſelbſt das Ergebnis eigener geiſtiger Tätigkeit iſt, und verneint 
aus tatſächlichen Gründen die Frage, ob der Titel „Die Brücke 
zum Jenſeits“ dieſem Erforderniſſe entſpreche. Daß es ſich hierbei 
ſo weit auf das Gebiet rein tatſächlicher Feſtſtellung begibt, iſt 


auffallend. 
Geh. Rat Prof. Dr. Allfeld, Erlangen. 


Zu 19. Die Entſch. iſt m. E. richtig, auch die Begründung zu⸗ 
treffend. 

1. Die entſcheidenden Gründe dürften in Ziff. 2h am Ende 
und o ſtecken. Die Klage iſt die urheberrechtliche Unterlaſſungs⸗ 
Klage. Dies läßt ſich nicht anders begründen als durch die Be⸗ 
hauptung eines beſtimmten konkreten Urheberrechts. So wenig 
man die Unterlaſſungsklage des § 1004 BOB. auf die Be⸗ 
hauptung ſtützen könnte, es beſtehe die Gefahr der Verletzung von 
einer Gruppe von Sachen, von denen man die meiſten in Eigentum 
habe oder künftig erwerben werde, ſo wenig läßt ſich das hier tun. 
Es würde dies gegen den Grundſatz der Spezialität der abſoluten 
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triebsgeſellſchaft; dieſe gewährt ihnen dafür Anteil an den 
Erträgen. Die Geſellſchaft überwacht Muſikaufführungen in 
Lichtſpiel⸗ und Kaffeehäuſern und an ſonſtigen Stätten, wo 
leichte Muſik geboten wird, ſtellt etwa beobachtete Urheber⸗ 
rechtsverletzungen feſt und ſchreitet gegen die Verletzer ein. 
Sie verteilt den Überſchuß der Erträge, die aus Ausführungs⸗ 
entgelt uſw. erwachſen. 

b) Verträge mit jenen gewerbsmäßigen „Muſik⸗ 
verbrauchern“ (Lichtſpiel⸗, Gaſt⸗, Kaffeehäuſern ufiv.). Da⸗ 
nach dürfen dieſe Vergnügungsunternehmen alle die Muſik⸗ 
ſtücke aufführen, an denen die Vertriebsgeſellſchaft Urheberrecht 
erworben hat; ſie zahlen dafür eine gewiſſe Pauſchvergütung. 

Die Kl. behaupten: ſie ſeien die einzigen deutſchen Schutz⸗ 
verbände für Urheber leichter, „volkstümlicher“ Muſik, wie 
z. B. die Bekl. im Odeonspalaſt fie biete. Künſtler, die ſolche 
Tonkunſtwerke geſchaffen, ſeien ſo überwiegend Mitglieder der 
beiden Verbände, daß die wenigen Außenbleibenden im Ver⸗ 
gleich zur Geſamtzahl gar nicht in Betracht kämen. Weil nun 
die weitaus größte Menge der Tonkünſtler den Verbänden 
ihre Urheberrechte durch Verträge wie die unter a gekennzeich⸗ 
neten übertragen habe, ſo ſpreche kraft erfahrungsmäßiger 
Wahrſcheinlichkeit eine tatſächliche Vermutung dafür, daß den 
Kl. das Urheberrecht an Muſikſtücken zuſtehe, die konzertmäßig 
zu gewerblichen Zwecken aufgeführt zu werden pflegten und 
deren Aufführungen deshalb, um etwa vorgekommene Urheber⸗ 
rechtsverletzungen feſtzuſtellen, von ihnen überwacht würden. 
Auf dieſe Erwägung gründen ſich Haupt⸗ und Hilfsantrag der 
Kl., ſoweit Unterſagung verlangt wird. 

In den Gründen des LG. heißt es zwar: „Es iſt gerichts⸗ 
bekannt, daß der die Kl. umfaſſende Verband im Regelfall 
Inhaber der Aufführungsrechte deutſcher und ausländiſcher 
Werke der Tonkunſt, wie ſie hier aufgeführt worden ſind, iſt. 
Es wäre Sache der Bekl., wenn ſie dies im Einzelfalle be⸗ 
ſtreiten will, die Tatſachen, aus denen ſich die Nichtübertra⸗ 
gung folgern läßt, genau darzulegen. Solange ſie dies nicht 
tut, iſt ihr Beſtreiten unbeachtlich...“ Das KG. dagegen 
findet beide Anträge der Kl. auf Unterſagung ſchon deshalb 
unbegründet, weil ihnen die erforderliche Beſtimmtheit fehle. 
Eine ſo allgemein gehaltene Verurteilung — die auch Stücke 
mitumfaſſe, welche künftig erſt von den Kl. zu erwerben 
ſeien — würde die eigentliche Entſch. des Streites zu einem 
weſentlichen Teile dem Vollſtreckungsverfahren überlaſſen. 
Zwar ſchließe die Strafbeſtimmung in 838 LitUrhcg. die Ver⸗ 
urteilung zur Unterlaſſung und die ſpätere Beſtrafung nach 
8890 ZPO. nicht aus. Aber die Straſvorſchrift könne nicht 


Rechte verſtoßen, der auch im Urheberrecht gilt. Der Standpunkt 
der Kl. kommt auf die Behauptung hinaus, fte hätten eine Art 
Geſamturheberrecht an der Werkgruppe „leichte volkstümliche 
Muſik“, gegen deſſen Verletzung dann die Störungsklage gegeben 
wäre. Gabe es ein ſolches Geſamturheberrecht, fo würde freilich 
die Bekl. die Beweislaſt dafür haben, daß einzelne von ihr auf⸗ 
geführte Werke nicht darunter fallen, und das Geſamturheberrecht 
würde ſich auch auf künftig zu erwerbende Werke beziehen. Aber 
ein ſolches Recht gibt es eben nicht. Vielmehr gilt der Grundſatz: 
ſoviel Werke, ſoviel Urheberrechte, genau wie im Sachenrecht das 
Eigentum ſich jeweils auf die einzelne Sache bezieht. 

2. Deshalb geht die Behauptung der Kl. fehl, es ſpreche eine 
tatſächliche Vermutung dafür, daß dem Kl. die Urheberrechte an 
derlei Mufikitücken zuſtänden. Zwar wird die Behauptung an ſich 
wohl richtig ſein; das LG. ſtellt ja auch feſt, daß ihre Richtigkeit 
gerichtsbekannt ſei. Aber dieſe tatſächliche Vermutung könnte ſich 
immer erſt in der Beweisfrage auswirken; nie kann ſie die Kl. 
von der Laſt befreien, die Urheberrechte beſtimmt zu bezeichnen, 
aus deren Verletzung ſie klagt. 

3. Das RG. läßt dahingeſtellt, ob ſich die Entſch. durch die 
Behauptung hätte ändern laſſen, den Urhebern bliebe zur Wahrung 
ihrer Rechte vernünftigerweiſe kein anderer Weg als der einer 
Übertragung zu treuen Händen an die Kl., oder daß aus dem bis⸗ 
herigen Verhalten der Bekl. Verletzungen der von der Kl. zu 
treuen Händen erworbenen Urheberrechte in unabſehbarem Um⸗ 
fange zu erwarten ſeien. M. E. würde keine, dieſer Behauptungen, 
wenn fie aufgeſtellt wären, zu einem für die Kl. günstigen Er⸗ 
gebnis geführt haben. Denn immer würde die Bezeichnung der 
konkreten verletzten oder gefährdeten Rechte fehlen, ohne die es 
nun einmal nicht geht. Es mag ja nicht ganz undenkbar jein, 
daß die mehr und mehr durchgeführte Organiſation des Urheber⸗ 
ſchutzes den Geſetzgeber ſchließlich einmal dahin führen wird, 
irgend etwas den unter 1 ſkizzierten Geſamturheberrechten Ahn⸗ 
liches auszubilden oder wenigſtens die Subſtantiierungs⸗ (oder In⸗ 
diwidualiſterungs⸗) Laſt für die Schutzverbände zu erleichtern. In⸗ 
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allgemein, weit über den Rahmen beſtimmter Verletzungs⸗ 
handlungen hinaus, im Verhältnis der Parteien zueinander 
im voraus dadurch verſchärft werden, daß nach 8 890 ZPO. 
eine Geldſtrafe in unbeſchränkter Höhe hinzukomme. Von 
dieſer Auffaſſung ausgehend, hatte das angefochtene Urt. keinen 
Anlaß, feſtzuſtellen, ob die von den Kl. gegebene Darſtellung 
der tatſächlichen Zuſtände richtig ſei oder nicht. 


5 55 Die Reviſions angriffe gegen das BU. dringen nicht 
urch. 

a) Gegenſtand eines Unterſagungs anſpruches und 
Inhalt des ihm entſprechenden Urteilsgebots können in der 
Regel nur Zuwiderhandlungen ſein, die tatſächlich ſtattgefun⸗ 
den haben (RG. 100, 187; RG.: JW. 1927, 114). Der An⸗ 
ſpruch muß nach Art und Umfang ſo genau bezeichnet werden, 
daß jede Ungewißheit vermieden wird. Demgemäß iſt auch der 
Antrag beſtimmt zu begrenzen. Die Anforderungen an ſolche 
Beſtimmtheit müſſen freilich je nach der Art des Falls ver⸗ 
ſchieden ſein. Genaue Bezeichnung aber iſt in der Regel ſchon 
darum nötig, weil dem Bekl. vor der Verurteilung Gelegen⸗ 
heit gegeben werden muß, ſich gegen den Klaganſpruch aus⸗ 
giebig zu verteidigen. Dies wird nicht dadurch erſetzt, daß der 
Schuldner im Zwangsvollſtreckungsverfahren ebenfalls die Ge⸗ 
währ erhält, ſich zu äußern (88890, 891 ZPO.). Auch die 
Rückſicht auf Rechtskraftwirkung und Vollſtreckung erheiſcht 
genaue Behauptungen darüber, welchen Inhalt und Umfang 
der Anſpruch habe. Dieſe Vorfrage muß im Urt. entſchieden 
werden. Demnach iſt der Antrag auf beſtimmte Rechts- 
verletzungen oder Verbotsübertretungen, auf Unterlaſſung ganz 
beſtimmter Handlungen zu richten (RG.: IW. 1912, 591/2). 
Soweit nötig muß dann im Vollſtreckungsverfahren nochmals 
geprüft und feſtgeſtellt werden, ob die einzelne nunmehr be⸗ 
hauptete Übertretung des Urteilsverbotes vorliege (RG. 99, 
94). Das Verbot hat ausdrücklich zu ſagen, welche Handlungen 
unterlaſſen werden ſollen. Sonſt würde der weſentlichſte Teil 
des Rechtsſtreites aus dem Entſcheidungsverfahren in die 
Zwangsvollſtreckung verſchoben. 

b) Allerdings billigt die Rſpr. aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen bei der Abwehrklage gegen Störungen unter Um⸗ 
ſtänden eine allgemeine Verurteilung, Eingriffe gewiſſer Art 
du unterlaſſen. Namentlich bei der Einwirkung durch Rauch, 
Lärm, Geruch, ſchädliche Gaſe und ſonſtige ſog. Immiſſionen 
wird eine allgemeine Verurteilung zur Unterlaſſung zugeſtan⸗ 
den. Der Gläubiger muß dann im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren genau angeben, welche Maßregeln der Schuldner 
treffen ſoll; das VollſtreckungsG. hat danach zu prüfen, ob die 
einzelne jetzt als Übertretung gerügte Beläſtigung übermäßig, 
die Abhilfemaßnahme angebracht ſei (RG. 37, 172; 40, 184, 
60, 121; RG.: ZW. 1912, 591; RG.: GruchBeitr. 42, 
108 Nr. 3). Hieraus aber laſſen ſich ſo allgemein ge⸗ 
faßte Unterſagungsanſprüche wie der gegenwärtige der Kl. 
nicht rechtfertigen. Denn bei ſtörenden Einwirkungen auf 
Grundſtücke (906 BGB.) handelt es ſich um Einflüſſe genau 
angegebener Art aus beſtimmter Quelle auf gewiſſe Liegen⸗ 
ſchaften. Anders in den Anträgen der Kl. Hier bleiben die 
einzelnen beſtimmten Werke der Tonkunſt ſamt den Urheber⸗ 
rechten daran völlig unerwähnt; ja ſie werden im Dunkel ge⸗ 
laſſen, und ihre Beſtimmung ſoll durchaus der Zukunft an⸗ 
heimſtehen; unerörtert ſoll im Erkenntnisverfahren bleiben, 
ob die Kl. das Urheberrecht an einem Werke ſchon erworben 
haben oder künftig erſt erwerben werden. Die Frage, ob an 
gewiſſen Muſikſtücken — und zwar an welchen — Urheberrecht 
beſtehe und auf die Kl. übertragen worden ſei, ſoll alſo gänz⸗ 
lich in das Vollſtreckungsverfahren hinausgeſchoben werden. 


wiefern dazu ein Bedürfnis beſteht, braucht aber jetzt nicht erörtert 
zu werden. Denn es würde dazu ein Bruch mit Grundregeln, ent⸗ 
weder des Urheberrechts oder des Zivilprozeßrechts notwendig ſein, 
welchen nur der Geſetzgeber, nicht der Richter vornehmen kann. 

4. Das iſt m. E. der entſcheidende Geſichtspunkt. Dazu kommt, 
daß die negatoriſche Klage regelmäßig nur auf die Behauptung 
geſtützt werden kann, eine Störungshandlung ſei ſchon erfolgt. 
Auch dieſe Behauptung muß auf die Verletzung eines konkret 
bezeichneten Rechtes ſich beziehen. Dieſer Gedanke klingt in der 
Begründung des RG. 2 a am Anfang an. 

5. Dieſen Erwägungen gegenüber rückt die Frage, in welchem 
Rahmen es dem Vollſtreckungsverfahren überlaſſen bleiben kaun, 
Verletzungen von Unterlaſſungspflichten feſtzuſtellen, in die zweite 
Linie. Je nach Art des Rechtsverhältniſſes, aus dem geklagt wird, 
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Hiureichende Gründe zu ſolcher Ausnahmsbehandlung find 
nicht dargetan. 


c) Wenn ein Urheber feine Rechte ſelbſt wahrnimmt, 
ſo liegt ihm ob, die Urheberbefugniſſe und ihre Verletzung 
darzutun und, ſofern er Unterſagung beantragt, deren Umfang 
genau zu bezeichnen. Solche Darlegung und nähere Beſtim⸗ 
mung iſt — ſchon mit Rückſicht auf die dem Bekl. zu ſichernde 
Verteidigung — auch dann erforderlich, wenn die behauptete 
Rechtsverletzung nicht bloß ein einzelnes Werk betrifft, ſondern 
mehrere oder viele. Genügender Grund, die Darlegung des 
Urheberrechts und die genaue Beſtimmung des Verbotsumfan⸗ 
ges aus dem Erkenntnis- in das Vollſtreckungsverfahren zu 
verſchieben, iſt hierin allein nicht zu finden. Grundſätzlich 
aber kann und darf der Erwerber, dem der Urheber ſeine 
Befugniſſe zu treuen Händen überläßt, für den Schutz der 
Rechte gegen Verletzung nicht beſſer geſtellt werden als der Ur⸗ 
heber ſelbſt. Keinesfalls wäre ihm ſolche Vergünſtigung ledig⸗ 
lich um ſeines eigenen Vorteils willen einzuräumen. Unerörtert 
muß bleiben, ob ſich etwa das Ergebnis anders geſtaltete, 
wenn behauptet würde: Den Urhebern bleibe zur Wahr- 
nehmung ihrer Rechte gegen Verletzungen vernünftigerweiſe 
kein anderer Weg als der einer Übertragung zu treuen Händen 
an die Kl., und die notwendige Folge ſolcher Überlaſſung ſei 
Vertagung des Rechtsnachweiſes aus dem Erkenntnis- in das 
Vollſtreckungsverfahren. Denn auf dieſe Weiſe iſt der Unter⸗ 
laſſungsanſpruch in den Tatſacheninſtanzen — auch nach 
wiederholter Ausübung des Fragerechts durch das BG. — 
nicht begründet worden. Ebenſowenig braucht unterſucht zu 
werden, ob einem Antrage gleicher oder ähnlicher Faſſung wie 
der Hilfsantrag der Kl. ſtattzugeben wäre, wenn ſeine Grund⸗ 
lage in der Behauptung beſtünde: Aus dem rechtsverletzenden 
Verhalten der Bekl. in bezug auf gewiſſe den Kl. übertragene 
Werte ſei den Umſtänden nach zu ſchließen, daß Wiederholung 
gleicher Verletzungen in unabſehbarem Umfang an den ſonſtigen 
zu treuen Händen erworbenen urheberrechtlichen Befugniſſen 
der Kl. befürchtet werden müſſe. Auch auf dieſe Weiſe iſt der 
Unterlaſſungsanſpruch — wie ſchon erwähnt, nach mehrmaliger 
richterlicher Frage im zweiten Rechtszuge — nicht begründet 
worden. 

d) Anerkannter Grundſatz iſt zwar, daß zu weitgehende 
Anträge tunlichſt nicht ganz abzuweiſen, ſondern im Urt. 
entſprechend einzuſchränken find (RG.: IW. 1909, 495; 
1910, 292; 1912, 591). Für ſeine Auwendung war jedoch 
hier kein Raum. Es kam nach dem Tatbeſtande, den das 
BU. ausweiſt, nicht in Frage, auf Unterſagung etwa nur bei 
ſolchen Muſikſtücken zu erkennen, hinſichtlich deren dargetan 
ſei, den Kl. ſtehe daran Urheberrecht zu und die Bell. habe 
ſie unbefugt ſpielen laſſen. Denn abgeſehen von der ſchon 
erwähnten vergeblichen Frage des Gerichts ließen die Kl. 
keinen Zweifel darüber, daß ihnen mit dergleichen eingeſchränk⸗ 
ter Unterſagung überhaupt nicht gedient ſei und nur eine 
mindeſtens dem Hilfsantrag entſprechende allgemeine Unter⸗ 
ſagung ihren Zwecken genüge. Solche Verurteilung in Bauſch 
und Bogen aber hat das BGG. aus den angegebenen Gründen 
mit Recht abgelehnt. 


(U. v. 16. Febr. 1929; 267/281. — Berlin.) [Ka.] 


Verlagsgeſetz. 


* 29. Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 Verlags G. 
iſt eng auszulegen. Auch ſoweit nach 8 13 Abſ. 1 
Anderungen am Werk zuläſſig ſind, muß im 
wird die Freiheit der Vollſtreckungsinſtanz größer oder geringer 
fein müſſen. Wenn z. B. die Bekl. ſich vertraglich verpflichtet 
hätte, keines der von den Kl. erworbenen oder künftig zu er⸗ 
werbenden Werke aufzuführen, ſo würde ein Urteil gleichen In⸗ 
halts auf die Erfüllungsklage aus dem Vertrage wohl ergehen 
müſſen. 

Eine weitgehende Verſchiebung der Feſtſtellung im einzelnen 
in die Vollſtreckungsinſtanz iſt ſonach je nach Lage des Falles 
durchaus denkbar. Gleichwohl iſt das vom RG. in ſtändiger Praxis 
verfolgte Ziel, bei der Verletzung abſoluter Rechte die geforderte 
Unterlaſſung möglichſt genau im Urteil feſtzulegen, durchaus zu 
billigen: Was in dieſer Richtung das Erkenntnisverfahren irgend 
leiſten kann, das ſoll es leiſten. 

Prof. Dr. de Boor, Frankfurt a. M. 
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Zweifel der Verleger gegen den Verfaſſer zu⸗ 
rückſtehe n. f) 

Der Rektor Otto Sch. ließ i. J. 1922 im Verlage des 
Kl. das Werk „Im Geiſte Sütterlins“ erſcheinen; eine Er⸗ 
gänzung zu Ludwig Sütterlins Neuem Leitfaden für den 
Schreibunterricht. Eine zweite Auflage kam als unveränderter 
Abdruck der erſten 1924, eine dritte, neu bearbeitete, 1925 
heraus. 

In allen drei Auflagen wies der Verfaſſer auf gewiſſe 
Schreibfedern hin, die er für den Unterricht als beſonders 
geeignet befunden habe, namentlich auf Erzeugniſſe von 
H. & B. in B., To⸗, Ly⸗ und kleine Redis⸗Feder. Während 
die dritte Auflage gedruckt wurde, trat auf Vorſtellungen 
anderer Stahlfederfabrikanten der Verlag an den Verfaſſer 
heran mit dem Erſuchen, die Aufführung beſtimmter Federn 
wegzulaſſen, weil dadurch Reklame für H. & B. gemacht werde. 
Daraufhin fügte Sch. am Schluſſe des Buches die Be⸗ 
merkung an: 

„ .. Wenn ich in dieſer Schrift die Bezeichnungen To, 
Ly, Kleine Redis anwende, ſo geſchieht es aus Gründen 
der klaren Bezeichnung heraus, nicht aus der Abſicht, nur 
dieſe Federn zu empfehlen. Ich muß vielmehr aus guten 
Gründen es dem Leſer überlaſſen, unter den Federn der 
wetteifernden Firmen ſich das rechte Material ſelbſt zu 
wählen. Ich nenne als ſolche Firmen in alphabetiſcher 
Folge: B.⸗J., H. & B.⸗B., S.⸗B. Dagegen halte ich es 
für eine Grenzüberſchreitung, wenn Fabriken methodiſche 
Schriftchen herausgeben, die ſachlich unhaltbar und unzu⸗ 
reichend ſind und nur als Reklame angeſehen werden kön⸗ 
nen. Dieſe „Firmenſchriften“, deren Verfaſſer ſich im Dun⸗ 
keln halten, können vom Standpunkt einer ſelbſtändigen 
Wiſſenſchaft aus nur verurteilt werden. Dazu ſtellen ſie 
eine Zumutung an den Lehrerſtand dar, die ſchlechthin 
zurückgewieſen werden ſollte.“ 

Im Herbſt 1926 ſtarb Otto Sch. 

Der preuß. Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volks⸗ 
bildung hatte durch Erlaß v. 29. Febr. 1924 den Schulen die 
Anſchaffung des Sch.ſchen Buches empfohlen, dieſe Emp⸗ 
fehlung auch am 20. April 1926 wiederholt. Unterm 7. April 
1927 forderte er den Verlag auf, nachzuprüfen, ob in einer 
Neuauflage nicht die Bezugnahme auf die Federn von H. & B. 
unterbleiben könne, weil zahlreiche Schreibfederfabrikanten in 
dieſem Sinne vorſtellig geworden ſeien. 

Der Verlag machte der Anregung des Miniſters ent⸗ 
ſprechend den Bekl. Vorſchläge. Die Bekl. aber lehnten es ab, 
die vom Verfaſſer gebrauchten Bezeichnungen zu ändern. 

Mit der vorliegenden Klage begehrt der Verlag die Feſt⸗ 
ſtellung, daß er berechtigt ſei, an 25 Stellen des Buches die 
Bezeichnungen der dort erwähnten Schreibfedern in die näher 
angegebene Faſſung abzuändern, die Schlußbemerkung der 
dritten Auflage aber zu ſtreichen. 

Die Bekl. verlangen Abweiſung. 


Zu 20. Das Urteil geht zutreffend davon aus, daß 8 13 Abf. 2 
VerlG. als Ausnahmcevorſchrift eng auszulegen iſt. Auch die Be⸗ 
gründung des Geſetzes, in der es heißt: „Dem Verleger ſind auch 
unweſentliche Anderungen nicht geſtattet“, betont das grundſätzliche 
Vorrecht des Verfaſſers, wenn ſein ſchöpferiſcher Wille dem des Ver⸗ 
legers entgegenſteht. Trotzdem darf man die Ausnahmevorſchrift nicht 
fo eng auslegen, daß daraus nur noch ein Schikaneverbot t. S. des 
9226 BGB. wird; das verbietet ſich ſchon deshalb, weil ſie dann 
überflüſſig wäre. Der Sinn der Vorſchrift iſt der, daß auch in Fällen, 
wo der Wille des Autors dem des Verlegers offenſichtlich entgegen⸗ 
ſteht, wo aber das Beharren des Autors auf ſeinem Willen gegen 

reu und Glauben verſtoßen würde, der Autor hinter dem Verleger 
zurücktreten muß. Beizupflichten iſt dem Urteil darin, daß auch hier⸗ 
bei ſehr vorſichtig zu verfahren iſt, daß insbeſ. das ſchöpferiſche Inter⸗ 
eſſe des Autors, ſein Perſönlichkeitsrecht, dem geſchäftlichen Intereſſe 
des Verlegers keineswegs geopfert werden darf. Dieſes Perſönlich⸗ 
Reitsrecht umfaßt, wie das Urteil ebenfalls zutreffend ausführt, keines⸗ 
falls nur den materiellen Geiſtesinhalt, ſondern auch die Ausdrucks⸗ 
form, den Stil; denn der Stil iſt vielfach der Menſch. Aber es muß 
doch ernſtem Zweifel begegnen, ob für die Anwendung dieſer Grund⸗ 
ſätze im vorliegenden Fall überhaupt Raum iſt. Ob die Schreibfedern 
als rechtsgeſchrägte, linksgeſchrägte uſw. oder ob ſie mit der Marken⸗ 
bezeichnung der Firma Heintze & Blanckertz To, Ly, kleine Redis uſw. 
bezeichnet werden, iſt keine Stilfrage, ſondern eine reine Außerlich⸗ 
Reit. Nach Lage des Falles muß es als eine Übertreibung erſcheinen, 
hierin den Stil erblicken zu wollen, in welchem ſich der Menſch, die 
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Das LG. hat die Klage abgewieſen, das BG. am 
24. Nov. 1928 die Berufung des Kl. zurückgewieſen. 

Dem Rechtsmittel muß der Erfolg verſagt werden. 

Das Geſetz erklärt ſolche Anderungen an dem Werke 
für zuläſſig, für die der Verfaſſer ſeine Einwilligung nach Treu 
und Glauben nicht verſagen kann (8 13 Abſ. 2 Verlags G.). 
Dieſe Vorſchrift bedeutet für den Verlagsvertrag eine Einzel⸗ 
anwendung des allgemeinen Grundſatzes, daß Verträge ſo 
auszulegen ſind, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte es erfordern (8 157 BGB.) 

Mit Recht hebt das BG. hervor, daß grundſätzlich 
der Verleger an dem Werke ſelbſt, an deſſen Titel und an 
der Bezeichnung des Urhebers nach § 13 Abſ. 1 Verlags. 
keine Zuſätze, Kürzungen oder ſonſtigen Anderungen vor⸗ 
nehmen darf. Dieſer Regel des Abſ. 1 folgt im Abſ. 2 die 
Beſtimmung, wonach der Verleger zu gewiſſen Anderungen 
befugt fein ſoll, als Ausnahme. Das BG. hält deshalb 
enge Auslegung für angebracht. Sie entſpricht dem Zwecke 
der Vorſchrift (ganz ebenſo wie bei dem gleichlautenden 8 9 
LitUrhch.), das Perſönlichkeitsrecht des Urhebers an ſeinem 
Werke zu ſchützen. Auch ſteht ſie zu der Tatſache in Einklang, 
daß es ſich bei ſolchen Anderungen nach herrſchender Verkehrs⸗ 
ſitte nur um geringfügige Eingriffe, namentlich um Beſeiti⸗ 
gung von Schreibfehlern oder anderen offenſichtlichen Ver⸗ 
ſehen, zu handeln pflegt. 

Allerdings erſchöpfen ſich die Beziehungen eines Ver⸗ 
legers zu den Werken, die er vervielfältigend und verbreitend 
betreut, durchaus nicht im rein Geſchäftlichen. Deshalb kann 
er ſich durch Sachkenntnis, Urteilsfähigkeit und einfühlendes 
Verſtändnis dem Werke verbunden und ſomit berufen fühlen, 
zu deſſen Gunſten mit Anderungen einzugreifen, ein der be⸗ 
ſonderen Berufstätigkeit entſprechendes eigenes Perſönlichkeits⸗ 
recht geltend zu machen. Für den Weg, auf dem das ge⸗ 
ſchehen kann, und für den Umfang, in welchem es die ver⸗ 
nünftig ausgelegte Verkehrsſitte zuläßt, iſt jedoch zu bedenken, 
daß der Verleger im Zweifel zurückſtehen muß gegen den 
Schöpfer des Werkes. Stößt er auf deſſen anders gerichteten 
Willen, fo muß er ihm weichen. Das BU. erwägt daher: 
„Ergibt ſich aus dem Werke ſelbſt oder aus anderen Vor⸗ 
gängen, daß der Verfaſſer einen beſtimmten Ausdruck an 
einer beſtimmten Stelle zu einem beſtimmten Zwecke gebraucht, 
ſo iſt ihm nach Treu und Glauben nicht zuzumuten, daß er 
dieſe Stellen ändere. Im vorliegenden Falle will der Ver⸗ 
leger die Namen To, Ly und Redis aus dem Buch entfernen 
und an ihre Stelle techniſche Bezeichnungen, wie „rechts⸗ 
geſchrägte, linksgeſchrägte Feder, Schnurzugfeder u. dgl.“ 
ſetzen. Der Zweck des Werkes iſt eine Anleitung zum Schreib⸗ 
unterricht. Da hierzu beſondere Federn notwendig ſind, will 
der Verfaſſer ſeine Leſer gerade auf einzelne für die beſon⸗ 
dere Schreibweiſe geeignete Federn hinweiſen. Dies aber kann 
er nur durch die namentliche Bezeichnung der Federn er⸗ 
reichen, da er nicht damit rechnen kann, daß die techniſchen 
Bezeichnungen jedem ſeiner Leſer geläufig ſeien. Hinzu 


Perſönlichkeit des Autors ſpiegelt. Aus dem Urteil ſelbſt geht hervor, 
daß der Grund für die Wahl dieſer Bezeichnungen nicht oder jeden⸗ 
falls nicht überwiegend die überlegung des Autors geweſen iſt, ob dieſe 
oder jene Bezeichnung für den Leſer die verſtändlichſte ſei, ſondern daß 
außerhalb des Gebiets der ſachlichen oder ſtiliſtiſchen Geſtaltung des 
Werkes liegende Rückſichten der Dankbarkeit des Verfaſſers gegenüber 
der Firma Heintze & Blanckertz maßgebend waren, mit der er ſeit 
langem in Beziehungen ſtand. Das aber liegt weit außerhalb der 
urheberrechtlich zu ſchützenden Perſönlichkeitsſphäre des Autors und 
ſeines Werkes. Man könnte ſagen, daß hier eigentlich ein Schulfall 
für Intereſſen vorliegt, mit denen der Verfaſſer nach Treu und 
Glauben hinter dem Verleger zurücktreten muß, wenn ſie den Zweck 
des Verlagsvertrags in Frage ftellen, Letzteres aber iſt hier zweifellos 
der Fall. Behörden können Reine Bücher empfehlen, in denen für 
einzelne Firmen — gleichviel aus welchem Grunde — Reklame ge⸗ 
macht wird. Zweck des Vertrags aber war die Verbreitung eines 
Buches, das als Schulbuch behördlich eingeführt oder empfohlen werden 
konnte. Das Geſetz ſoll nur die ſchöpferiſchen Intereſſen ſchügen, die 
den Autor mit ſeinem Werk verbinden, nicht die perſönlichen, die 
ihn mit der Firma Heintze & Blanckertz vereinigen. Solche außerhalb 
der ſchöpferiſchen Intereſſen des Autors an feinem Werk gelegenen 
Nebenintereſſen, die dem Verleger bei Abſchluß des Vertrags regel⸗ 
mäßig gar nicht bekannt ſind, müſſen nach Treu und Glauben hinter 
dem gemeinſamen Zweck des Verlagsvertrags, nämlich der Erzielung 
größtmöglichſter Verbreitung des Werkes, zurücktreten. 
Miniſterialdirigent Dr. Kurt Häntzſchel, Berlin. 
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kommt, daß der Verfaſſer die Federn von H. & B. auch aus 
dem Grunde aufführen wollte, weil diefe Firma als erſte die 
zu der Schrift verwendbaren Federn (teilweiſe auf ſeine An⸗ 
regungen) geſchaffen hatte. Derartige Abänderungen würden 
daher dem aus dem Werk erkennbaren Willen des Verfaſſers 
ſtracks zuwiderlaufen.“ 

Die Rev. will einen Unterſchied machen zwiſchen ſach⸗ 
lichem Inhalt und Ausdrucksform des Werkes. Ihre Aus⸗ 
führungen kommen im weſentlichen darauf hinaus, daß jener 
zwar dem Verfaſſer allein überlaſſen bleibe, dieſe dagegen dem 
ſachkundigen Einfluſſe des Verlegers offen ſtehen müſſe. Das 
iſt abzulehnen. Die Erfahrungstatſache, daß „der Stil der 
Menſch iſt“ und die Art, wie man redet oder ſchreibt, dem 
Weſen eines jeden zugehört, erheiſcht auch im Urheberrecht 
Anerkennung. Ein Verfaſſer von der Sachkunde und Bildung 
zumal, wie es Otto Sch. war, darf Eingriffen des Verlegers 
in die Ausdrucksform wehren, und ſeine Erben dürfen bei 
dieſer Abwehr beharren, auch wenn der Verleger fi, für feine 
Anſicht auf die Stellungnahme eines Miniſters beruft. Daß 
es ſich auf der Seite der Bekl. etwa um Rechtsmißbrauch 
oder zweckwidrigen Eigenſinn handle, iſt nicht erſichtlich. 

Die Bedenken der Rev. ſchlagen nicht durch. Wettbewerber 
mögen damit rechnen, daß die beanſtandeten Ausdrücke des 
Sch. ſchen Buches hier und da wie Anpreiſungen beſtimmter 
Federn wirken könnten. Der Verfaſſer hat jedoch in der 
Schlußbemerkung der 3. Auflage mit Ernſt und Nachdruck 
verſichert, daß er mit Reklame nichts zu ſchaffen habe. Da⸗ 
von durfte er ſich im Vertrauen auf die geiſtige Reife, Be⸗ 
ſonnenheit und Urteilskraft der Leſer, an die ſein Buch zu 
gelangen pflegt und für die es beſtimmt iſt, genügen laſſen; 
ſeine Erben können dieſen Standpunkt beibehalten. 

(U. v. 3. Juli 1929; 39/29 I. — Berlin.) 


Sonſtiges materielles Recht. 


* 21. 8 242 BOB. 

1. Goldwert-Goldmünzklauſel. 

2. Aufwertung von Hypotheken und den 
ihnen zugrunde liegenden Forderungen bei im 
Saargebiet belegenen Grundſtücken, wenn die 
Klage im deutſchen, außerhalb des Saargebiets 
liegenden Erfüllungsorte erhoben iſt. Anwen⸗ 
dung des Auf w G. 1) 

Der Kl. verkaufte i. J. 1911 dem Bekl. ſeine in S. ge⸗ 
legene Apotheke. Mit der gegen den in S. wohnenden Bell. 
in B. als dem Erfüllungsort erhobenen Klage verlangt er 
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Zu 21. In bezug auf die Frage der Goldmünzklauſel und der 
Goldwertklauſel ſtimmt die Entſch. mit der ſtändigen Rſpr. des 
RG. überein. Ihre Bedeutung liegt in der Stellungnahme zu der 
Frage der Aufwertung ſaarländiſcher Hypotheken und Forderungen. 

Nach Art. 118 Abſ. 1 der DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 iſt 
für die Aufwertung von Hypotheken und der durch eine Hypothek 
geſicherten perſönlichen Forderung als Aufwertungsſtelle das AO. 
zuſtändig, in deſſen Bezirk das Grundbuch geführt wird. Wird das 
Grundbuch infolge der durch den Vertrag von Verſailles eingetretenen 
Gebietsänderung nicht im Deutſchen Reiche geführt, ſo gibt es keine 
Aufwertungsſtelle, die für die Aufwertung der dinglichen Laſt zu⸗ 
ftändig wäre. Dagegen iſt nach Abſ. 2 in einem ſolchen Falle für 
die Aufwertung der durch die Hypothek geſicherten perſönlichen For⸗ 
derung das NG. zuftändig, bei welchem der Schuldner feinen all⸗ 
gemeinen Gerichtsſtand hat, das Gericht, in deſſen Bezirk ſich ſein 
Vermögen ganz oder zum Teil befindet, oder in deſſen Bezirke der 
Gläubiger ſeinen Wohnſitz (Sitz) hat. Demnach gibt es in allen 
Fällen, in denen der Gläubiger ſeinen Wohnſitz im Deutſchen Reiche 
hat, für die Aufwertung der perſönlichen Forderung, die durch eine 
Hypothek auf einem jetzt ausländiſchen z. B. polniſchen Grundſtlick 
geſichert iſt, eine Auſwertungsſtelle im Deutſchen Reich. Dieſe hat 
nicht nur das deutſche Verfahrensrecht anzuwenden, ſondern auch 
die Sachentſcheidung nach deutſchem Recht zu treffen, jedenfalls dann, 
wenn bei der Begründung des Schuldverhältniſſes das deutſche Recht 
am Erfüllungsort herrſchte (vgl. hierzu meine Ausführungen S. 252 
bis 255 meines Buches: „Das geſamte Aufwertungsrecht“ 5. Aufl., 
insbeſ. die dort erwähnte Entſch. des KG.: Rſpr. in Aufwertungs⸗ 
fachen 1927, 63, ferner die Urt. des RG. v. 5. März 1928: RG. 
120, 277; 10. Mai 1928: JW. 1928, 1790 und 25. Okt. 1928: 
JW. 1928, 1208 AufwRſpr. 1928, 699). Demnach finden, obwohl 
das haftende Grundſtück jetzt im Ausland liegt und für die Auf⸗ 
wertung der Hypothek das dortige Recht maßgebend iſt, auf die 
Aufwertung der perſönlichen Forderung die Vorſchriften der 88 9ff. 
AufwG., insbeſ. auch die in 8 16 beſtimmte Anmeldungspflicht im 
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Zahlung fälliger Kaufpreisraten der durch Hypothek geſichert 
geweſenen Kaufpreisreſtforderung, einmal unter dem Geſichts⸗ 
punkt der nach ſeiner Anſicht in der vertraglichen Zahlungs⸗ 
klauſel liegenden Goldwertklauſel, ſodann, da im Saargebiet 
das Aufwh. nicht gelte, unter dem Geſichtspunkte allgemeinen 
Aufwertungsrechtes. Die Klage wurde in den Vorinſtanzen 
abgewieſen; die Rev. des Kl. hatte Erfolg. 

Unter Bezugnahme auf die Rſpr. des erk. Sen. in 
RG. 103, 3841); 107, 3702), 402 führt das BG. aus, der 
Vereinbarung der beſonderen Zahlungsweiſe komme hier nicht 
die Bedeutung einer Gold wer tklauſel zu. Dies iſt von der 
Rev. nicht bemängelt und rechtlich bedenkenfrei. Es iſt nichts 
vorgetragen oder erſichtlich geworden, was gegen dieſe Be⸗ 
urteilung ſpräche oder Anlaß geben könnte, von der grund⸗ 
ſätzlichen Stellungnahme des RG. (vgl. RG. 121, 110°) und 
Urt. v. 9. Mai 1928, V 469/27: AufwRſpr. 1928, 452; Zei⸗ 
ler, Aufwertungsfälle Nr. 1246) abzugehen. Es iſt ſomit 
davon auszugehen, daß Zahlung in Reichsgoldmünzen unter 
Ausſchluß anderer Zahlungsmittel vereinbart, die ziffern⸗ 
mäßige Höhe der Forderung aber unberührt gelaſſen war; 
nicht alſo war ein Betrag verſprochen, deſſen Höhe, in Wäh⸗ 
rung ausgedrückt, ſich nach dem jeweiligen Kurſe des vom 
Schuldner anzuſchaffenden Goldes richtete. Dieſe Verein⸗ 
barung einer Gold münzklauſel betraf auch die perſönliche 
Forderung, die hier geltend gemacht wird, nicht nur die 
Hypothek ſelbſt, deren Wiedereintragung auf Grund des Ver⸗ 
trags erſtrebt wird. Durch die im Anſchluß an die Roef. 
v. 4. Aug. 1914 ergangene BundgVoO. v. 28. Sept. 1914 
find die Vereinbarungen ſolcher Goldmünzklauſeln außer Kraft 
geſetzt. Der Anſpruch des Kl. aus dem Vertrag hat deshalb 
die Zahlung einer beſtimmten in Mark ausgedrückten Geld⸗ 
ſumme zum Gegenſtande. Nach 8 1 AufwG. werden ſolche 
Anſprüche nach Maßgabe dieſes Geſetzes aufgewertet, wenn 
fie durch den Währungsverfall betroffen find. Nicht zu billi⸗ 
gen ift die anhangsweiſe gegebene Hilfserwägung des BG. 
auch bei Annahme einer Gold wer tklauſel käme nur eine 
Aufwertung auf Grund des AufwG. in Frage; denn eine 
ſolche Vereinbarung würde eine wertbeſtändige Forderung be⸗ 
gründet haben, nicht eine durch den Währungsverfall be- 
troffene. 

In zweiter Linie hat Kl. ſeinen hiernach nicht durch eine 
Goldwertklauſel zu begründenden Zahlungsanſpruch geſtützt 
auf das Verlangen einer Aufwertung. Er meint, die durch 
die Hypothek geſichert geweſene Kaufpreisreſtforderung müſſe 
ihm zum vollen Betrag aufgewertet werden nach allgemeinem 
bürgerlichen Recht; das ergebe ſich auch aus 8 62 des in 
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Falle der rückwirkenden Aufwertung Anwendung. Das Saargebiet iſt 
kein Ausland, ſondern ein Teil des Deutſchen Reiches (RG. 103, 293 
JW. 1922, 800), das Aufiv®. gilt aber dort nicht. Mit Rückſicht 
hierauf hatte ich in der 1. Aufl. meines Buches S. 438 angenommen, 
daß die Vorſchriften des Art. 118 Abſ. 2 entſprechend anzuwenden 
ſeien, woraus ſich Recht und Pflicht des im Deutſchen Reich woh⸗ 
nenden Gläubigers ergeben hätte, die Aufwertung der perſönlichen 
Forderung vor der deutſchen Aufwertungsſtelle zu betreiben. Dem⸗ 
gegenüber hat das KG. 18. Nov. 1926 Rſpr. in Aufwertungsſachen 
1926, 766 angenommen, daß ein Schwebezuſtand für die Aufwertung 
ſaarländiſcher Hypotheken und Forderungen beſtehe und daß bis 
zur Regelung der Aufwertungsfrage im Saargebiet der Gläubiger 
weder die dingliche noch die perſönliche Aufwertung geltendmachen 
könne, andererſeits die Anmeldungsfriſt des § 16 nicht in Lauf geſetzt 
ſei. Dem iſt OLG. Roſtock: Aufmfipr. 1928, S. V, 32 beigetreten. 

Das RG. nimmt in Übereinſtimmung mit dem KG. an, daß 
Art. 118 auf das Fa Sr nicht angewendet werden konne, weil 
es nicht Ausland ſei. Es zieht aber hieraus nicht mit dem KG. 
den Schluß, daß bis zur Regelung der Aufwertungsfrage im Saar⸗ 
gebiet ein Schwebezuſtand beſtehe, ſondern wendet auf die Auſwertung 
der perſönlichen Forderung die Vorſchriften des AufwGG. über die 
Aufwertung perſönlicher durch eine Hypothek geſicherter Forderungen, 
alſo nicht die Vorſchriften über freie Aufwertung, mit der Maßgabe 
an, daß an die Stelle der nicht vorhandenen deutſchen Aufwertungs⸗ 
ſtelle das Prozeßgericht zu treten habe. Die Annahme, daß in 
Fällen, in denen deutſches Recht gilt, dies aber nicht in vollem Um⸗ 
fange angewendet werden kann, weil nach Lage des Falles die im 
Auf. vorausgeſetzten Einrichtungen, in dieſem Falle eine zu⸗ 
ſtändige Aufwertungsſtelle, fehlen, eine von den poſitiven Vorſchrif⸗ 
ten des AufwG. abweichende aber feinen Zwecken entſprechende ander⸗ 
weite Regelung einzutreten hat, halte ich für zutreffend (rgl. S 250 
meines Buches). Im vorliegenden Falle iſt mir aber zweifelhaft, ob 
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Berlin geltenden Aufw®., deſſen einſchränkende Vorſchriften 
aber für ihn keine Anwendung fänden, weil eine Auf⸗ 
wertungsſtelle für dingliche Rechte an im Saargebiet liegen⸗ 
den Grundstücken nicht beſtände und das AufwG. dort 
nicht gelte. 

Das BG. hat dazu ausgeführt, eine Aufwertung von 
Hypotheken außerhalb des AufwG. gäbe es im Deutſchen 
Reiche nicht. Allerdings könne der Kl. die Aufwertung ge⸗ 
mäß dieſem Geſetze zur Zeit nicht betreiben, da das Grund⸗ 
ſtück im Saargebiet liege und dort eine nach 8 16 Aujw®. 
und Art. 117, 118 DurchfVoO. z. AufwGG. anzugehende Auf⸗ 
wertungsſtelle nicht eingeſetzt ſei. Daraus ergebe ſich zwar 
nicht, wie Bekl. meint, daß das Saargebiet i. S. des Art. 118 
Abſ. 2 Satz 2 Durchf VO. z. Aufw G. als Ausland und der 
Kl. wegen Nichtanmeldung der Aufwertung als ſeines An⸗ 
ſpruchs verluſtig gegangen anzuſehen ſei. Aber ebenſowenig 
ſei daraus zu entnehmen, daß Kl. deswegen eine Aufwertung 
nach allgemeinen Grundſätzen verlangen könne. Das Aujwb. 
gelte für das ganze Reich, alſo auch das Saargebiet, nur 
könne es im Saargebiet, weil die Regierungskommiſſion es 
nicht eingeführt habe, noch nicht angewendet werden. Die 
Gläubiger ſaarländiſcher Hypotheken müßten mit ihren Auf⸗ 
wertungsanſprüchen noch warten, es beſtehe ein Schwebe⸗ 
zuſtand, ein Friſtenlauf habe infolgedeſſen noch nicht begonnen 


die Annahme, auf die perſönliche Forderung ſei das deutſche AufwG. 
anzuwenden, der beſonderen ſtaatsrechtlichen Lage des Saargebiets 
gerecht wird. 

Das Saargebiet ift trotz der zeitweiſen Übertragung der Geſetz⸗ 
gebungsgewalt auf die Regierungskommiſſion ein Teil des Deutſchen 
Reiches; das dort geltende Recht iſt alſo deutſches Recht. Es kann 
daher m. E. für das ganze Gebiet des Deutſchen Reichs einſchließlich 
des Saargebiets nur eines der beiden Rechte, das Recht der Saar⸗ 
gebiets oder das im übrigen Deutſchen Reich geltende Recht, als das 
maßgebende angeſehen werden, und es muß ermittelt werden, welchem 
der beiden deutſchen Rechtsgebiete bei einem Widerſtreite der Reglung 
in den beiden Rechten das Rechtsverhältnis zu unterſtellen iſt. Die 
Regeln des internationalen Privatrechts können hier nicht, jeden⸗ 
falls nicht ohne weiteres angewendet werden, weil es ſich nicht um 
das Recht zweier Staaten, ſondern um ein in demſelben Staate 
nebeneinander geltendes, mehrfaches Recht handelt. Es mag nicht 
immer leicht ſein, zu ermitteln, welches Recht hiernach maßgebend 
iſt. Im vorliegenden Falle wird aber anzunehmen ſein, daß mit 
Rückſicht auf den Zuſammenhang, der zwiſchen der Aufwertung der 
Hypothek und der durch die Hypothek geſicherten perſönlichen For⸗ 
derung beſteht, und die Vorſchriften des Art. 118 der Durch VO. 
der Sitz des Rechtsverhältuiſſes das Saargebiet iſt, in welchem das 
Grundſtück liegt. Das RG. hätte daher nach meiner Anſicht nicht 
das deutſche Aufiv®., ſondern das ſaarländiſche Aufwertungsrecht an⸗ 
wenden müſſen. 

Im Saargebiet beſtand bis vor kurzem kein kodifiziertes Auf⸗ 
wertungsrecht, ſondern es galten allgemein die im Deutſchen Reich 
für die Aufwertung außerhalb des Aufm®. aus der Vorſchrift des 
9242 BGB. hergeleiteten Grundſätze der jogen. freien Aufwertung. 
Dies war auch noch am Tage des Urt. des RG. v. 24. April 1929 
der Fall. Zwar datiert die jetzt geltende VO. betr. die Auswertung 
von Hyvotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden, Reallaſten und an⸗ 
deren Anſprüchen vom 22. April 1929. Sie iſt aber erſt in dent 
Amtsblatt der Regierungskommiſſion v. 1. Mai 1929, alſo nach 
dem Urt. des RG. veröffentlicht. Das RG. hätte alſo m. E. die 
Grundſätze der freien Aufwertung anwenden müſſen, falls es nicht 
vorzog, die damals unmittelbar bevorſtehende Regelung im Saar⸗ 
gebiet abzuwarten. Es mag jein, daß die Anſicht des KG., bis zur 
geſetzlichen Regelung im Saargebiet beſtehe ein Schwebezuſtand, Be⸗ 
denken begegnet, und daß nicht dauernd die Aufwertungsfrage für 
Forderungen der in Frage ſtehenden Art im Deutſchen Reich in der 
Schwebe bleiben kornte. Aber ein paar Tage hätte das NO. mit 
ſeiner Entſch, wohl warten können. Dadurch, daß es dies nicht 
getan hat, iſt nun eine eigenartige Rechtslage entſtanden. Denn die 
dom NG. getroffene Entf. ſteht im Widerſpruch zu dem Rechte, 
welches inzwiſchen im Saargebiet in Wirkſamkeit getreten iſt. 

Die BO. der Saarregierung ſchließt ſich in der Hauptſache, zum 
großen Teil wörtlich an das deutſche AufwGG. an. Aber gerade in 
der vom NG. entſchiedenen Frage beſteht ein weſentlicher Unterſchied, 
indem der Rückwirkungszeitraum anders beſtimmt iſt. Nach § 15 
AufwG. beginnt der Rückwirkungszeitraum mit dem 15. Juni 1922, 
nach 8 16 der VO. aber mit dem 1. Okt. 1921, da danach bie 
Rückwirkung ſtattfindet, wenn der Gläubiger nach dem 30. Sept. 1921 
die Leiſtung angenommen hat. Und gerade am 1. Okt. 1921 iſt 
die eine der beiden Zahlungen erfolgt, deren Aufwertung das RG. 
abgelehnt hat. Es kann nun m. E. nicht zweifelhaft ſein, daß die 
ſaarländiſche Aufwertungsſtelle, wenn ſie vom Gläubiger angerufen 
wird, trotz des Urt. des RG. die rückwirkende Aufwertung bezüglich 
der Zahlung v. 1. Okt. 1921 anzuerkennen hat. Zwar werden im 
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(KG. v. 18. Nov. 1926, 9 Aw III 1142/26: AufwRſpr. 1926, 
766 Nr. 385; Mügels S. 255 f. und zu Art. 118 a. a. O.; 
Quaſſowskis zu Art. 118). Der Anſpruch des Kl. ſei 
nicht nur zur Zeit unbegründet, ſondern auch im Prozeß⸗ 
weg überhaupt nicht zu verfolgen. Dieſer Beurteilung der 
Rechtslage kann nicht beigeſtimmt werden. 

Wenn der Kl., ſtatt in Saarbrücken zu klagen (vgl. 
Bindewald: Dig. 1928, 1582 über die dortige Gerichts⸗ 
übung in Auſwertungsangelegenheiten), in Berlin einen dort 
zu erfüllenden, in deutſcher Mark ausgedrückten angeblich auf⸗ 
zuwertenden Anſpruch nebſt einem Nebenanſpruch auf Wieder⸗ 
verſchaffung einer Sicherheit für ihn geltend macht, ſo iſt, wie 
er betont hat, das in Berlin geltende Recht anzuwenden. In 
Berlin gilt das Aufw®. Es ſchreibt die Anrufung der Auf⸗ 
wertungsſtelle vor. Eine ſolche gibt es für die im Saargebiet 
eingetragenen Hypotheken und die ihnen zugrunde liegenden 
Forderungen nicht. Denn das AufwG. und die zu ihm er⸗ 
gangene DurchfVO. v. 29. Nov. 1925 ſind im Saargebiet 
nicht Geſetz geworden (Bindewald a. a. O.), und es geht 
nicht an, unter Ausland i. S. des Art. 118 a. a. O. das Saar⸗ 
gebiet deshalb zu verſtehen, weil dort das AufwG. nicht gilt. 
Zur Anwendung der Vorſchriften, die Ausſchlußfriſten feſt⸗ 
ſetzen, bedarf es einer klaren Regelung. Aus dem Fehlen der 
Auſwertungsſtelle iſt aber nicht zu entnehmen — wie der 


allgemeinen im Saargebiet rechtskräftige Urt., die in anderen Teilen 
des Deutſchen Reichs gegen einen im Saargebiet wohnenden Deuk⸗ 
ſchen erlaſſen find, anerkannt (vgl. hierzu JW. 1926, 2830, wo die 
im Saargebiet geltende Faſſung des 8 722 ZPO. mitgeteilt iſt). Ein 
ſolches Urt. kann jedoch keine weitergehende Wirkung haben, als 
ein im Saargebiet erlaſſenes rechtskräftiges Urt., und § 46 Abſ. 2 
VO. beſtimmt, daß der Anwendung der 88 16—24 über der Auf⸗ 
wertung kraft Rückwirkung eine rechtskräftige gerichtliche Entſch. 
nicht entgegenſteht. Trotz des Urt. gelten alſo zugunſten des Gläu⸗ 
bigers die Vorſchriften der 88 16—24 der BO. Dieſer kann nach 
$ 17 feinen Anſpruch auf Aufwertung innerhalb ſechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten der BD. bei der Aufwertungsſtelle in Saarbrücken 
anmelden, und es iſt dann nach den Vorſchriften der 88 17—24 der 
VO. zu verfahren, welche den Vorſchriften des 88 16—23 Aufw®. 
eutſprechen. 

Soweit das Urt. des RG. die Aufwertung bezüglich des am 
1. Okt. 1921 bezahlten Betrages abgewieſen hat, ift es alſo für eine 
im Saargebiet zu erlaſſende Entſch. wirkungslos, und eine dort ge⸗ 
troffene, den Schuldner verurteilende Entſch. muß nach den für die 
Vollſtreckung in beiden Teilen des Deutſchen Reichs geltenden Grund⸗ 
1 55 auch in den übrigen Teilen des Deutſchen Reichs vollſtreckt 
werden. 

Was wird aber aus dem übrigen Inhalt der Entſch.? Die Ab⸗ 
lehnung der Aufwertung bezüglich der am 1. Okt. 1918 geleiſteten 
Zahlung und die Beſchränkung der Aufwertung bezüglich des am 
1. Okt. 1922 gezahlten Reſtbetrages auf höchſtens 759 ſteht im Ein⸗ 
klang mit den Vorſchriften der ſaarländiſchen VO., da dieſe, wie er⸗ 
wähnt, den Rückwirkungszeitraum erſt mit dem 1. Okt. 1921 be⸗ 
ginnen läßt, und in 8 11 die Aufwertung von Laufgeldforderungen, 
die zwiſchen dem 31. Dez. 1908 und 1. Jan. 1922 begründet ſind, 
auf den Höchſtbetrag von 75% beſchränkt. Inſoweit werden alſo 
keine Schwierigkeiten entſtehen. Welche Vorſchriften hat aber das 
BG., an welches die Sache im übrigen zurückgewieſen iſt, anzuwen⸗ 
den? Nach der von mir oben entwickelten Anſicht iſt die Rechtslage 
die, daß für den noch anhängigen Teil des Rechtsſtreits die Vor⸗ 
ſchriften der ſaarländiſchen VO. maßgebend find. Die Zuläſſigkeit 
der Aufwertung hängt davon ab, daß innerhalb ſechs Monaten nach 
dem Inkrafttreten der VO. die Aufwertung bei der Aufwertungs⸗ 
ſtelle in Saarbrücken angemeldet wird. Geſchieht dies und wird nicht 
rechtzeitig Einſpruch erhoben, ſo entſcheidet nach 847 der BO. 
ebenſo wie nach 8 69 Aufw®. über die Höhe der Aufwertung aus⸗ 
ſchließlich die Auſwertungsſtelle, welche nach 8 13 von dem normalen 
Höchſtſatz von 25% nur abweichen darf, wenn dies innerhalb eines 
Jahres ſeit dem Inkrafttreten der VO. bei der Aufwertungsſtelle 
beantragt iſt. In bezug auf Fälligkeit und Verzinſung ſind die 
nicht mit den Vorſchriften des AufwG. übereinſtimmenden Vorſchrif⸗ 
ten der VO. maßgebend, d. h. der Aufwertungsbetrag iſt am 1. Jan. 
1933 fällig und erſt vom 1. Jan. 1928 ab zu verzinſen, aber von 
da an mit 6%. Wird rechtzeitig Einſpruch erhoben, jo kann aller⸗ 
dings das KG., da bei ihm ein Gerichtsſtand bezüglich der perſön⸗ 
lichen Forderung begründet iſt, darüber entſcheiden, ob die rückwir⸗ 
kende Aufwertung der perſönlichen Forderung ſtattfindet, während 
über die rückwirkende Aufwertung der Hypothek das LG. in Saar⸗ 
brücken zu entſcheiden haben würde. Die Entſch. des KG. kann 
aber nur dahin lauten, daß rückwirkende Aufwertung ſtattfindet; 
die Entſch. über die Höhe der Aufwertung muß das KG. der Auf⸗ 
wertungsſtelle in Saarbrücken überlaſſen. Die Parteien werden daher 
gut tun, von einer Weiterverfolgung des Prozeſſes abzuſehen und 
id) wegen der Tragung der entſtandenen Koſten zu vergleichen. 


3086 


Rechtſprechung 
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Vorderrichter will —, daß für den perſönlichen Anſpruch aus 
der ſaarländiſchen Hypothek, wenn man das Recht des Ber⸗ 
liner Erfüllungsorts zugrunde legt, ein Schwebezuſtand be⸗ 
ſteht, der die Geltendmachung des Anſpruchs zeitweiſe ver⸗ 
hindert. Denn irgendein Recht muß für den erhobenen An⸗ 
ſpruch am Erfüllungsort nach dem jetzigen Rechtszuſtande 
gelten, und es kann nicht in der Schwebe ſein, welches Recht 
gilt. Auf der anderen Seite iſt aber auch nicht mit dem Kl. 
aus dem Fehlen der Auſwertungsſtelle die Folgerung zu 
ziehen, daß das AufwGG. in feinem ganzen Umfang aus⸗ 
ſcheidet und lediglich das allgemeine bürgerliche Recht zur 
Anwendung kommt. Vielmehr ergibt ſich nur, daß die ver⸗ 
fahrensrechtlichen Vorſchriften über Anrufung der Auf⸗ 
wertungsſtelle und die damit in unlösbarem Zuſammenhang 
ſtehenden Vorſchriften, insbeſ. die Beſchränkungen wegen 
Unterlaſſung oder Verſpätung ausreichender Anmeldung hier 
nicht Beachtung finden können. Im übrigen aber bleibt es 
bei der Anwendung des AufwG. ſelbſt mit der Maßgabe, daß 
das Prozeßgericht inſoweit auch die Aufgaben der fehlenden 
Aufwertungsſtelle wahrzunehmen hat. 

Die Prüfung des Zahlungsverlangens des Kl. ergibt, 
daß zwar kein Bedenken wegen Rechtzeitigkeit der Klag⸗ 
erhebung zu erheben iſt, daß ſich aber ſchon jetzt ein Teil des 
Aunſpruchs als unbegründet erweiſt. Die Teilzahlungen in den 
Jahren 1918 und 1921 ſind nicht mehr aufzuwerten, da ſie 
vor dem 15. Juni 1922 auf eine durch Hypothek geſicherte 
Forderung ohne Vorbehalt angenommen worden ſind (§ 14 
Ausweg.). Dasſelbe ift bezüglich eines Viertels der übrigen 
Raten zu ſagen, da die Kaufgeldforderung aus dem Jahre 
1911 ſtammt, alſo nie höher als zu 75% aufzuwerten iſt 
(8 10 Abſ. 3 AuſwG.). 

Auch über den Nebenanſpruch auf Beſchaffung einer 
Sicherheit durch Wiedereintragung der Hypothek konnte ſo⸗ 
gleich entſchieden werden. Wie das Sitzungsprotokoll vom 
16. Dez. 1926 ergibt, hat der Bekl. auch zu ihm ſtreitig ver⸗ 
handelt, ohne die Zuſtändigkeit zu rügen. Die gemäß dem 
landgerichtlichen Urteil anſcheinend ſpäter erfolgte Bemänge⸗ 
lung der Zuſtändigkeit mit der Begründung, es liege eine 
Klage aus § 24 30. inſoweit vor, iſt vom LG. zutreffend 
dahin beſchieden worden, daß nicht dieſe dingliche Klage, ſon⸗ 
dern ein aus Vertrag und Aufwertungsrecht ſich angeblich 
ergebender perſönlicher Verſchaffungsanſpruch vorliege. Der 
Bekl. hat hiergegen nichts vorgebracht. Ein ſolcher Be⸗ 
ſchaffungsanſpruch iſt nach Maßgabe des allein anzuwenden⸗ 
den AufwG. unbegründet und daher abzuweiſen. 

(U. v. 24. April 1929; 69/28 V. — Berlin.) 


22. § 271 HG B. Sachlegitimation zur Er⸗ 
hebung der Anfechtungsklage im Falle der Le⸗ 
gitimationsübertragung von Aktien. Gegen⸗ 
ſtand der Anfechtungsklage kann nur ein förm⸗ 
licher Generalverſammlungsbeſchluß ſein, nicht 
aber die aus einem ſolchen abzuleitenden Rechts⸗ 
oder ſonſtigen Folgen. f) 

In 8 27 der Satzung der Bekl. iſt beſtimmt, daß aus 
dem bilanzmäßig ausgewieſenen Reingewinn zunächſt 5% 
dem Reſervefonds zuzuweiſen ſind, hierauf die Vorzugs⸗ 


Sollte das KG. entgegen den vorſtehenden Ausführungen ſich für 
zuſtändig halten, auch über die Höhe der Aufwertung zu entſcheiden, 
fo würde die Entſch. im Saargebiet nicht anerkannt werden, weil 
dort nach 8 47 der VO. die Aufwertungsſtelle in Saarbrücken aus⸗ 
ſchließlich zur Eutſch. über die Höhe der Aufwertung zuſtändig iſt. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 


Zu 22. Der Entſch. iſt in allen Punkten beizupflichten. Das 
gilt zunächſt unbedenklich von den Ausführungen des RG. über die 
Sachlegitimation des Legitimationsaktionärs zur Erhebung einer 
Widerſpruchsklage. Bedeutſamer iſt der Abweiſungsgrund für die 
Klage der übrigen Aktionäre. Es war in der Generalverſammlung 
beantragt worden, aus dem bilanzmäßigen Reingewinn ſatzungsgemüß 
50% Dividende zu verteilen. Eine beſondere Beſchlußfaſſung über dieſen 
Antrag iſt nicht erfolgt. Dagegen iſt mit Stimmenmehrheit eine andere 
Verwendung des Reingewinnes, insbeſ. zu Sonderabſchreibungen und 
Rücklagen, beſchloſſen worden. Die Anfehtungskläger verlangen die 
Aufhebung dieſes Beſchluſſes „inſoweit als der Antrag auf Verteilung 
einer Dividende von 5% aus dem Reingewinn abgelehnt iſt“. Ent⸗ 
gegen dem LG. — deſſen Entſch. im Wege der Sprungreviſion an⸗ 
gefochten iſt — lehnt das RG. dieſe Anfechtung ab. Ein ſolcher 
Beſchluß ſei weder gefaßt noch protokolliert. Die Ablehnung des An⸗ 


aktionäre mit 6% Dividende, und zwar vorab mit etwaigen 
Rückſtänden der Vorjahre, alsdann die Stammaktionäre mit 
50% und nach ihnen der Aufſichtsrat mit ſeiner Tantieme zum 
Zuge kommen ſollen, während ein etwaiger Überreſt zur Ver⸗ 
fügung der Gen Verſ. verbleibe. Am 21. Juli 1928 fand nun 
eine ordentliche Gen Verſ. der Bekl. ſtatt, auf deren Tages⸗ 
ordnung zu Punkt 2 und 3 die Beſchlußfaſſung über die Ge⸗ 
nehmigung der Bilanz und Entlaſtung des Vorſtands und 
Aufſichtsrats für 1927, ſowie die Verwendung des Rein⸗ 
gewinns ſtanden. Derſelbe belief ſich einſchließlich des Vor⸗ 
trags von 1926 auf insgeſamt: 722 950,59 RN. Die Anträge 
der Verwaltung brachten in Vorſchlag: a) Zuweiſung an 
Reſervefonds 36 923 K, b) 6% Dividende auf 5000 . 
Vorzugsaktien 300 %, c) Extraabſchreibungen auf Werkzeuge 
und Einrichtungen 341997 AN, d) Zuweiſung an Dispoſi⸗ 
tionsfonds 300000 , e) Vortrag auf neue Rechnung 
43 730,59 AM. Von Verteilung einer Dividende an die 
Stammaktionäre ſollte alſo abgeſehen werden. Dieſer An⸗ 
trag wurde von der Verwaltung mit dem Hinweis auf die 
angeſpannte finanzielle Lage der Geſellſchaft und den ſcharfen 
Wettbewerb begründet. Von dem Grundkapital der Bekl. 
von 7205000 %, eingeteilt in 7200 000 % Stamm⸗ und 
5000 AN Vorzugsaktien, waren in der GenVerſ. Stammaktien 
über 3 033 530 % mit 303,353 Stimmen und Vorzugsaktien 
über 4000 % mit 72000 bzw. 432 000 Stimmen vertreten, 
darunter je mit Stammaktien die Kl. R. und Dr. D. per⸗ 
ſönlich; letzterer zugleich in offener Stellvertretung für eine 
Anzahl weiterer Aktionäre. Der Kl. S. war weder perſönlich 
anweſend, noch offen vertreten; die Rechte aus ſeinem Aktien⸗ 
beſitz hat der Kl. Dr. D. kraft Legitimationsübertragung in 
eigenem Namen ausgeübt. Nach Genehmigung der Jahres⸗ 
bilanz beantragten der Kl. Dr. D. und ein weiterer Aktionär 
zu Punkt 3 der Tagesordnung, aus dem in der genehmigten 
Bilanz feſtgeſtellten Reingewinn „ſatzungsgemäß“ 5% Divi⸗ 
dende zu verteilen, wogegen die Verwaltung an ihrem An⸗ 
trag feſthielt, der dann mit 290 239 Stimmen gegen 83 285 
Stimmen angenommen wurde, ohne daß über den Gegen⸗ 
antrag der Oppoſition beſonders Beſchluß gefaßt worden 
wäre. Die Kl. Dr. D., R. und mehrere andere Aktionäre 
gaben ſofort Widerſpruch zu Protokoll. Mit der rechtzeitig 
und formrichtig erhobenen Anfechtungsklage beantragen nun 
die drei Kl.: „Den in der GenVerſ. der Bekl. v. 21. Juli 
1928 zu Punkt 3 der Tagesordnung gefaßten Beſchluß inſo⸗ 
weit aufzuheben, als der Antrag auf Verteilung einer 
Dividende von 5% aus dem Reingewinn abgelehnt iſt.“ 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben, das RG. hat das 
Urt. aufgehoben und die Klage abgewieſen. 

Zu Unrecht hat das LG. die Anfechtungsberechtigung des 
Kl. S. bejaht. An ſeiner Stelle iſt in der GenVerſ. auf 
Grund Legitimationsübertragung der Kl. Dr. D. im eige⸗ 
nen Namen und kraft eigenen Rechts als Stimmrechts⸗ 
aktionär aufgetreten und hat als ſolcher auch den Widerſpruch 
zu Protokoll erklärt. Als erſchienen in der GenVerſ. kann 
aber nur der Aktionär gelten, der entweder persönlich an⸗ 
weſend oder von einem Dritten auf Grund Vollmacht oder 
kraft Geſetzes offen vertreten war. Im Fall der Legiti⸗ 
mationsübertragung iſt daher „anweſend“ i. S. des § 271 


trages ergebe ſich nur als Folge des poſitiven Beſchluſſes über eine 
anderweitige Verwendung des Reingewinnes. Dieſer positive Beſchluß 
ſei aber nicht angefochten und ſollte auch nach der ausdrücklichen Er⸗ 
klärung der Kl. nicht angefochten werden. Gegenſtand der Anfechtungs⸗ 
klage könne immer nur ein Beſchluß der Generalverſammlung ſein, 
aber nicht die aus einem ſolchen ſich ergebenden Folgen. Die Nechts⸗ 
ſicherheit verlangt, daß die Anfechtungsklage ſich gegen einen ganz 
beſtimmten Beſchluß richtet und erkennen läßt, inwieweit die Un⸗ 
gültigkeit dieſes Beſchluſſes ausgeſprochen werden ſoll. Dem Worte 
laut nach richtet ſich die Klage im vorliegenden Falle zwar gegen den 
wirklich gefaßten Beſchluß über die Verwendung des Reingewinnes, 
aber die Klage läßt nicht erkennen, welche poſitiven Anordnungen 
außer Kraft treten ſollen. Die Verteilung einer Dividende von 5% 
iſt unvereinbar mit der beſchloſſenen Verwendung des Reingewinnes. 
Nach der Zuweiſung an den geſetzlichen Reſervefonds und die 60% ige 
Dividende auf die Vorzugsaktien waren noch 685 727,59 % verfügbar. 
Zur Verteilung einer 50% igen Dividende auf das Stammaktienkapital 
von 7200000 % bedurfte es nur eines Betrages von 360 000 . 
Um dieſen Betrag hätten die beſchloſſenen Verwendungen (Sonder⸗ 
abſchreibungen, Zuweiſung an einen Dispoſttionsfonds, Vortrag auf 
neue Rechnung) gekürzt werden müſſen. Selbſt wenn der Antrag 
der Oppofition auf Verteilung einer Ooh igen Dividende durch einen 
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Abſ. 3 Satz 1 9B. der Legitimationsaktionär (ſ. a. RG. 30, 
71), nicht der „Legitimationszedent“ (ſ. a. Brodmann, 
Anm. 26 und 5 zu 8271 HGB.; Staub⸗Pinner, An⸗ 
merkung 10 ebenda). 


Daraus folgt ohne weiteres die Abweiſung des Kl. S. 
Sein für dieſen Fall alſo bedingungsweiſe erklärter Beitritt 
als Streitgehilfe der beiden anderen Kl., dem die Bekl. auch 
widerſprochen hat, iſt unzuläſſig. 


Weiter rügt die Rev. Verletzung des 8 271 HGB. in⸗ 
ſofern, als ein formeller Beſchluß des zum Gegenſtand des 
Antrags der Anfechtungsklage gemachten Inhalts gar nicht 
gefaßt ſei. Die der Klagebegründung und auch der Faſſung 
der Urteilsformel zugrunde liegende Annahme, daß eine nur 
mittelbare Willensäußerung der GenVerſ., wie fie im Wege 
des Umkehrſchluſſes aus dem Beſchluß über den Verwaltungs⸗ 
antrag abzuleiten ſei, den formellen Vorausſetzungen des 
§ 271 HGB. genüge, ſei, wie die Rev. meint, rechtlich ver⸗ 
fehlt. Denn dieſe Beſtimmung ſetze eben das Vorhandenſein 
eines Beſchluſſes voraus, der ſich formell mit dem an⸗ 
gefochtenen Beſchluß decke. Vorliegendenfalls hätten aber die 
Kl., wie im Tatbeſtand des angefochtenen Urteils feſtgeſtellt 
ſei, ausdrücklich erklärt, daß der poſitive Beſchluß ſie nicht 
intereſſiere und von ihnen auch nicht angefochten werden 
wolle, ihre Anfechtung vielmehr lediglich dem Beſchluß gelte, 
durch welchen die Verteilung einer Dividende von 50 ab- 
gelehnt ſei. Auch dieſer Reviſionsangriff iſt begründet. Gegen⸗ 
ſtand der Anfechtungsklage kann nur ein Beſchluß der Gen⸗ 
Verſ. ſein. Ein Beſchluß, den Antrag der Kl. auf Ver⸗ 
teilung einer Dividende von 5% abzulehnen, iſt nicht er⸗ 
gangen. Ein ſolcher Beſchluß iſt weder protokolliert noch ge⸗ 
faßt. Aus dem Beſchluß der GenVerſ. über die anderweite 
Verwendung des Reingewinns ergab ſich nur als Folge, 
daß mangels eines alsdann noch verfügbaren entſprechenden 
Gewinnüberreſtes der Antrag der Kl. gegenſtandslos geworden 
war. Eine Anfechtungsklage konnte ſich bei dieſer Sachlage 
aber nur gegen den „poſitiven“ Beſchl. richten; gerade ihn 
wollen aber die Kl. nach ihrer ausdrücklichen Erklärung nicht 
angefochten haben. Ein anderer Beſchluß liegt indeſſen hier⸗ 
her nicht vor und konnte darum auch nicht zum Gegenſtand 
der Anfechtungsklage gemacht werden. Bleibt der „poſitive“ 
Beſchluß beſtehen und muß er, weil gar nicht angefochten, be⸗ 
ſtehen bleiben, ſo fehlt der Anfechtungsklage Zweck und Ziel. 
Den gegenteiligen Ausführungen des LG. kann nicht ge 


förmlichen Beſchluß abgelehnt worden wäre, hätte es nicht genügt, 
wenn die Kl. dieſen rein negativen Beſchluß augefochten hätten. Denn 
blieb der poſitive Veſchluß über die Verteilung des Reingewinnes un⸗ 
angefochten, ſo hätte auch die Ungüftigkeit des ablehnenden Beſchluſſes 
nicht mehr zur Verteilung einer Dividende führen können. Aber 
auch in dieſem Falle Hätte es nicht genügt, den poſitiven Ver⸗ 
wendungsbeſchluß nur inſoweit anzufechten, als dieſes für die Frei⸗ 
machung von 360 000 % erforderlich war. Denn dann bliebe ja 
vollſtändig offen, aus welcher Poſition (c, d oder e des Beſchluſſes) 
dieſe 360 000 % genommen werden ſollten. Das Kann natürlich nicht 
dem Gericht überlaſſen bleiben, vielmehr iſt es Sache des Anfechtungs⸗ 
klägers, genau den Teil des Verwendungsbeſchluſſes zu bezeichnen, 
den er als geſetz⸗ oder ſatzungswidrig anſieht, und weiterhin dar⸗ 
zutun, weshalb dieſes der Fall iſt. Demnach hätte, ſelbſt wenn der 
Antrag auf Erteilung einer Dividende durch förmlichen Beſchluß ab⸗ 
gelehnk worden wäre, die Anfechtungsklage ſich nicht nur hiergegen, 
ſondern auch gegen den Verwendungsbeſchluß richten müſſen, und 
zwar entweder gegen den Beſchluß im ganzen oder gegen beſtimmte 
Poſitionen des Beſchluſſes. Dann wäre natürlich klar zutage ge⸗ 
treten, daß die Kl. nicht über die nach 8271 Abſ. 3 Satz 3 für die 
Anfechtung von Abſchreibungen und Rüchlagen erforderliche Minorität 
von 5% des Aktienkapitals verfügten. Mit Recht hat das RG. den 
Verſuch, dieſe geſetzliche Schranke des Anfechtungsrechtes durch eine 
beſondere Formulierung des Klageantrages zu umgehen, zurückgewieſen. 
Jaufolge der unzuläſſigen Formulierung des Klageantrages war 
die Frage für den vorliegenden Fall allerdings erledigt, aber das ſach⸗ 
liche Problem iſt damit nicht erſchöpft. Zahlreiche Statuten enthalten 
ähnliche Beſtimmungen über die Verwendung des Reingewinnes wie 
die vorliegenden (vgl. die überſicht bei Flechtheim⸗Wolff⸗ 
Schmulewitz, Die Satzungen der deutſchen Alntiengeſellſchaften, 
1929, S. 32 ff.). Es ift dieſes das ſog. Syſtem von Vor⸗ und Super⸗ 
dividende. Neuerdings iſt nun vielfach der Verſuch gemacht worden, 
das Recht der Aktionäre auf die Vordividende als ein beſonders 
geartetes Individualrecht von den geſetzlichen Beſchränkungen des 
Gewinnanſpruches frei zu machen. Man hat geradezu die Vordividende 


folgt werden. Sie verkennen, daß Gegenſtand der Anfechtungs⸗ 
klage eben immer nur ein Beſchluß der GenVerſ. ſein kann, 
nicht aber die aus ſolchem abzuleitenden Rechts⸗ oder ſon⸗ 
ſtigen Folgen. Die Vorſchrift des § 271 Abſ. 3 Satz 2 HGB., 
daß eine Anfechtung, die darauf gegründet iſt, daß Abſchrei⸗ 
bungen und Rücklagen über das nach dem Geſellſchaftsvertrag 
zuläſſige Maß hinaus angeordnet ſeien — darum handelt es 
ſich in Wirklichkeit hier — nur zuläſſig iſt, wenn die An⸗ 
teile der anfechtenden Aktionäre den zwanzigſten Teil des 
Grundkapitals erreichen, kann auch nicht auf dem Weg, den 
die Kl. hier verſucht haben, umgangen werden. Ihr Aktien⸗ 
beſitz erreicht nach dem Tatbeſtand des LG. entfernt nicht die 
erforderliche Mindeſtquote des Grundkapitals. 


(u. v. 21. Juni 1929; 613/28 II. — LG. Stade.) [Ru] 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


23. 817 Unl WG. Wenn ein Fabrikant an den 
von ihm hergeſtellten und vertriebenen, auf 
Zerlegung nicht eingerichteten, hochwertigen 
Maſchinen eines an ſich bekannten Syſtems Ver⸗ 
beſſerungen angebracht hat, deren Erkennung 
auch dem Fachmann auf Grund bloßer Beſich⸗ 
tigung nicht möglich iſt, ſo kann dieſen Ver⸗ 
beſſerungen die Eigenſchaft von Betriebs- 
geheimniſſen nicht ſchon deshalb abgeſprochen 
werden, weil jeder Intereſſent eine Maſchine 
kaufen und ſich durch Zerlegung mit den Ver⸗ 
beſſerungen vertraut machen kann. ) 


Nach den getroffenen Feſtſtellungen beruhen die von der 
Firma L. & Sohn vertriebenen Kartenſchlagmaſchinen zwar 
auf dem an ſich bekannten Syſtem W. Der Zeuge Je 
aber im Laufe ſeiner 27jährigen Herſtellungspraxis zahlreiche 
Verbeſſerungen angebracht, die in ihrer Geſamtheit die Eigen⸗ 
art der L.ſchen Maſchinen und ihren Vorzug vor den Er⸗ 
zeugniſſen der übrigen Herſtellerfirmen ausmachen. Dieſe 
Beſonderheiten in ihrer Geſamtheit zu erkennen, iſt auch 
dem Fachmann auf Grund der bloßen Beſichtigung einer jol- 


als eine „garantierte Stammaktiendividende“ angeſprochen. Gegen 
dieſe Auffaſſung habe ich mich bereits im Magazin der Wirtſchaft 
1927, 389 gewandt und die unterſchiedliche Rechtslage für Vor⸗ 
und Superdividende folgendermaßen gekennzeichnet: „Lehnt aljo die 
Generalverſammlung jede Dividende für die Stammaktien ab, jo kann 
ein Aktionär, der über mindeſtens 5% des Aktien ⸗ 
kapitals verfügt, dieſen Beſchluß anfechten, ſoweit er nicht 
mindeſtens die Ausſchüttung von 4% (Vordividende) auf die Stamm⸗ 
aktien vorſieht, dagegen nicht, ſoweit er den darüber hinausgehenden 
Reingewinn vorträgt.“ Daß er außerdem die Anfechtungsklage pro⸗ 
zeſſual Korrekt erheben muß, bedurfte Reiner beſonderen Hervorhebung. 
Prof. Dr. Flechtheim, Verlin. 


Zu 23. I. Vorausſetzung der Geheimniseigenſchaft iſt das Fehlen 
der Offenkundigkeit. Dieſer Begriff iſt kein objektiver (ſ. RGSt. 28, 
160; RG.: JW. 1906, 497). Sonſt müßte ſchlechthin jede Möglich⸗ 
keit, die geheimzuhaltende Tatſache kennenzulernen, die Geheimnis⸗ 
eigenſchaft beſeitigen. Die Auffaſſung, daß nicht nur diejenigen Um⸗ 
ftände als Geheimniſſe gelten, die ſchlechthin unbekannt ſind, ſondern 
auch diejenigen, die mit rechtlich einwandfreien, wenn auch umſtänd⸗ 
lichen Mitteln offenkundig gemacht werden können, bedarf einer Er⸗ 
klärung. Abgeſehen davon, daß Offenkundigkeit nur vorliegt, wenn 
die Tatſache offenſichtlich nach dem Willen des Geſchäftsinhabers nicht 
geheimgehalten werden ſoll, iſt auch ein weiterer tieferer Grund darin 
zu ſuchen, daß die 88 17— 20 UnlWG. Sondertatbeſtände ſittenwidriger 
Ausbeutung fremder Arbeit enthalten. Die Ausnutzung fremden 
Arbeitsergebniſſes iſt grundſätzlich zuläſſig und verſtößt nur beim 
Hinzutreten beſonderer Umſtände gegen die guten Sitten. Solche Um⸗ 
ſtände ſind u. a. Abſicht ungerechtfertigter Bereicherung (Erſparung 
eigener Aufwendungen auf Koſten eines anderen) und Erſchleichen von 
Geheimniſſen. Beide Tatbeſtande können wie im vorliegenden Fall 
zuſammenfallen. 

Die Geheimniserſchleichung kann erſtreben entweder die Kenntnis 
eines Tatbeſtandes, der ohne ſie unbekannt bliebe, oder die Kenntnis 
eines Tatbeſtandes unter Erſparung von Koſten und Mühen, die ohne 
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chen Maſchine nicht möglich; er braucht vielmehr zur Her⸗ 
ſtellung einer gleichen Maſchine entweder Konſtruktions⸗ 
zeichnungen, oder er muß zu dieſem Zweck eine fertige, auf 
Zerlegung nicht eingerichtete Lſche Maſchine um den Preis 
von 500—1000 RK erwerben und zerlegen. L.s Wille ging 
dahin, die von ihm erdachten Verbeſſerungen der Kenntnis 
feiner Konkurrenten zu entziehen. Dies wußten die Angekl. 
— Der Angell., welcher in der von ihm geleiteten Maſchinen⸗ 
fabrik ſeines Vaters Maſchinen ſolcher Art zum Zweck des 
Vertriebs herſtellen wollte, beauftragte nun den Mit⸗ 
angeklagten B., der früher bei der Firma L. & Sohn 
Maſchinenſchloſſer war, auf deſſen Anregung, ſich von dem 
bei der Firma L. & Sohn angeſtellten Zeichner F. Zeich⸗ 
nungen der erwähnten Art gegen Bezahlung und Zuſicherung 
der Anſtellung im Ulſchen Betrieb zu verſchaffen. B., dem 
auch für feine Perſon Anſtellung im Uſchen Betrieb in Aus⸗ 
ſicht geſtellt war, trat mit F. in Verbindung. Letzterer machte 
alsbald dem L. Mitteilung, ging mit deſſen Einverſtändnis 
auf das Anſinnen B.3 ſcheinbar ein und lieferte dieſem im 
Laufe einer Woche acht Blaupauſen der bei L. & Sohn vor⸗ 
handenen Originalzeichnungen. B., der glaubte, daß F., ſei⸗ 
ner Anweiſung folgend, die Zeichnungen abends heimlich aus 
dem Konſtruktionsbüro mitnehme und ſie am nächſten Morgen 
unbemerkt wieder an ihren Platz lege, fertigte jeweils über 
Nacht von dieſen Zeichnungen Pauſen an und brachte ſie dem 
U. Dieſer zahlte hierfür an B. im ganzen 65 AN, wovon B. 
an F. als vorläufige Belohnung 40 AM ablieferte. Jeder der 
beiden Angekl. hat die Tat als eigene gewollt. 

Auf Grund dieſer Feſtſtellungen ſind die Angekl. mit 
Recht für ſchuldig befunden worden, es zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbs unternommen zu haben, einen anderen, den F., dazu 
zu beſtimmen, daß er als Angeſtellter eines Geſchäftsbetriebs, 
der Firma L. & Sohn, Betriebsgeheimniſſe, die ihm ver⸗ 
möge ſeines Dienſtverhältniſſes zugänglich waren, während 


die Erſchleichung aufgewendet werden müßten. In letzterem Falle liegt 
es in der Natur der Sache, daß es weſentlich darauf ankommt, ob 
Mühe und Koſten dafür aufgewendet werden müſſen, um die Ge⸗ 
heimniseigenſchaft aufzuheben. Dieſer Geſichtspunkt, der im obigen 
Urteil des 1. StrSen. zur Beſtimmung des Geheimnisbegriffs ver⸗ 
anlaßt hat, hatte auch in dem Urteil des 2. ZivSen.: JW. 1929, 1227 
das RG. zu der Bemerkung geführt, Offenkundigkeit von Kon⸗ 
ſtruktionszahlen läge nicht ſchon deshalb vor, weil der fachkundige 
Nachbauer auch durch Meſſungen an fertigen Mikroſkopen die Grund⸗ 
lagen zur Anfertigung ebenſolcher Apparate gewinnen könne. Wie in 
dieſem Tatbeſtand, ſo hätten auch im Tatbeſtand des obigen Urteils 
Mühe und Koſten aufgewendet werden müſſen, um die Offenkundig⸗ 
keit herzuſtellen, ſo daß die Verletzung des fremden Geheimniſſes der 
Erſparung dieſer Aufwendungen hätte dienen ſollen. 


II. War aber im obigen Urteil die Beſtimmung des Geheimnis⸗ 
begriffs überhaupt nötig? Es handelt ſich um ſtrafrechtliche Ver⸗ 
folgung auf Grund des 8 20 UnlWG. 8 20 gehört zu denjenigen 
Strafbeſtimmungen, die gerade das Nichtgelingen der geplanten Willens⸗ 
beeinfluſſung vorausſetzen, ohne daß es darauf ankommt, in welchem 
Abſchnitt der Ausführung der Plan mißlingt; er umfaßt ſchlechthin 
den erfolgloſen Verſuch. Es iſt ausreichend und erforderlich, wenn ſich 
der Vorſatz des Täters auf die Vorſtellung beſchränkt, daß im Falle 
der Verwirklichung ſeiner Abſicht auf ſeiten des Verleitenden der Tat⸗ 
beſtand des § 17 Abſ. 1 (oder § 18) erfüllt wird. Ob die Vorſtellung 
richtig iſt, iſt unerheblich. Unerheblich iſt deshalb, ob tatſächlich der 
Angeſtellte im Fall des § 17 Abſ. 1 den Wettbewerbszweck verfolgt 
oder Schädigungsabſicht hatte oder ob der Dritte, deſſen Mittelsperſon 
der Täter iſt, zu Zwecken des Wettbewerbs den rechtswidrigen Er⸗ 
folg erſtrebt (RGSt. 45, 258); ob der andere ſchon Angeſtellter iſt 
(RGSt. 50, 131); ob er ſich tatſächlich im Beſitze des Geheimniſſes 
befindet (RGSt. 33, 355); ob er wegen Geiſtesſchwäche unfähig iſt, 
ein Geheimnis zu beſitzen; ob im Fall des § 18 etwas anvertraut 
iſt (RGG.: GewgiSch. 1928, 605). Belanglos iſt aber auch, ob über⸗ 
haupt ein Geheimnis wirklich beſteht, ob ſein Vorhandenſein durch 
Offenkundigkeit ausgeſchloſſen iſt. NGSt. 48, 16 ſagt: „Zur Er⸗ 
füllung des Tatbeſtandes genügt es inſoweit, daß der Gegenſtand der 
gewollten Mitteilung nach den Vorſtellungen, die der Angekl. von 
ihm hatte, i. S. des Geſetzes die Merkmale eines Geſchäfts⸗ oder 
Betriebsgeheimniſſes aufwies und daß nach ſeinem Willen die Mit⸗ 
teilung erfolgen ſollte, noch während das Dienſtverhältnis beſtand“ 
(zuſtimmend Roſenthal, UnlWGKomm. 8 20 Note 7; Call⸗ 
mann 8 20 Anm. 8). Anderer Anſicht iſt Baumbach S. 466, dem 
es „unbegreiflich“ erſcheint, „daß das RG. an dieſer dem Rechts⸗ 
empfinden ins Geſicht ſchlagenden, faſt allgemein mißbilligten Auf⸗ 
faſſung zäh feſthält“. Dieſe Meinungsverſchiedenheit beruht auf dem 
bekannten grundſätzlichen Streit über die Auslegung des Verſuchs⸗ 
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der Geltungsdauer des Dienſtverhältniſſes unbefugt an andere, 
die beiden Angekl., zu Zwecken des Wettbewerbs mitteile 
(Vergehen nach 88 17 Abſ. 1, 20 Unl WG., $ 47 StGB.). 

Das BG. hat mit Recht angenommen, daß die von L. 
angebrachten Verbeſſerungen an dem Syſtem W. als Be⸗ 
triebsgeheimniſſe zu werten ſeien. Daß fie im Zuſammenhang 
mit dem Betrieb der Firma L. & Sohn ſtehen, bedarf keiner 
weiteren Erörterung. Sie waren aber auch nicht offenkundig. 
Insbeſ. iſt nicht etwa deshalb Offenkundigkeit anzunehmen, 
weil jeder Intereſſent eine Liſche Maſchine erwerben und 
durch deren Zerlegung ſich mit den erwähnten Beſonderheiten 
dieſer Maſchine vertraut machen kann. Offenkundigkeit wäre 
dann anzunehmen, wenn jeder Intereſſent auch ohne die 
Zeichnungen die erwähnten Beſonderheiten auf normalem 
Weg ohne größere Schwierigkeiten und Opfer in Erfahrung 
und zur Anwendung bringen könnte (vgl. RG. 65, 333 
13350). Dieſe Vorausſetzungen find aber nicht ſchon deshalb 
gegeben, weil jeder Intereſſent eine Lſche Maſchine erwerben 
und durch deren Zerlegung ſich mit ihren Beſonderheiten 
vertraut machen kann. Denn der Erwerb einer nicht auf Zer⸗ 
legung eingerichteten Maſchine um einen hohen Preis und 
ihre Zerlegung kann nicht als normaler Weg erachtet werden 
und iſt mit größeren Opfern und Schwierigkeiten verbunden. 
Endlich fehlte es auch nicht am Geheimhaltungswillen. Dieſer 
wurde nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß L. dem F. die Aus⸗ 
lieferung gewiſſer Zeichnungen geſtattete; denn dies geſchah 
nicht, um die in Betracht kommenden Beſonderheiten preis⸗ 
zugeben, ſondern in der — auch verwirklichten — Abſicht, ſich 
Beweismittel zur Überführung der Angekl. zu verſchaffen und 
ſie durch behördliche Beſchlagnahme gegen weitere Ver⸗ 
wertung ſichern zu laſſen. 


(1. Sen. v. 21. Juni 1929; 1D 96/29.) A. 


begriffs im Strafrecht. Während das NG. in ſtändiger Rſpr. die ſub⸗ 
jektive Theorie vertritt, die die Strafbarkeit darin ſieht, daß ſich 
in der vom Täter zur Verwirklichung ſeines Willens für geeignet 
gehaltenen Handlung der verbrecheriſche Wille kundgegeben hat (fo 
NSS. 42, 92; 47, 151; 49, 16; 50, 35; 51, 204; 53, 336; 
54, 35, 117, 254; 55, 138), läßt die objektive Theorie nur eine 
ſolche Betätigung des Entſchluſſes genügen, die tatſächlich eine Aus⸗ 
führung der ſtrafbaren Handlung darſtellt (fie wird u. a. vertreten 
von Lpz Komm. § 43 Anm. 1—3). Es kann im Rahmen dieſer An⸗ 
merkung nicht auf die grundlegende Streitfrage eingegangen werden, 
aber auch unabhängig davon kann ich Baumbach nicht zugeben, 
daß das Ergebnis in Fällen der vorliegenden Art dem Rechtsempfinden 
ins Geſicht ſchlägt. Lag überhaupt ein Verſuchsdelikt i. S. des 
8 43 StGB. vor? 8 20 UnlWG. ſpricht vom „Unternehmen“ der 
Geheimniserſchleichung. Unternehmen i. S. des 820 bedeutet, ebenſo 
wie in 8159 StGB., jede Handlung, die zur Erreichung des ver⸗ 
botenen Erfolges vorgenommen wird. Den Begriff des Unternehmens 
ſetzt die Rſpr. zwar mit dem des Verſuchs gleich und ſcheidet aus 
ihm bloße Vorbereitungshandlungen aus. Grundlegende Ausführungen 
macht in dieſer Hinſicht NIS. 42; 266, 277, wonach für alle Straf⸗ 
beſtimmungen die Gleichſtellung der beiden Begriffe „unternehmen“ 
und „Verſuch“ verlangt wird. Eine Berückſichtigung der in allen Ent⸗ 
ſcheidungen anerkannten inneren Verſchiedenheiten der einzelnen Straf⸗ 
beſtimmungen erreicht jedoch die Rſpr. durch eine verſchiedene Auf⸗ 
faſſung der als „Anfang der Ausführung“ anzuſehenden Handlung. 
Zur Annahme eines als „unternehmen“ zu bewertenden „Anfangs der 
Ausführung“ genügt „jede Handlung, durch die — dem Willen des 
Täters gemäß — das von ihm gewählte Verleitungsmittel in der 
Richtung auf den erſtrebten Erfolg in Bewegung geſetzt wird“. Hier⸗ 
nach genügt es, daß der „Unternehmer“ eine in die äußere Er⸗ 
ſcheinung tretende Handlung vorgenommen hat, die ſeinen Willen 
nach außen Rund werden läßt, deren Erfolg aber ſeinem Willen ent⸗ 
zogen iſt (RGSt. 59, 372 für den rechtsähnlichen Tatbeſtand des 
8159 StGB.). 

Nun bedenke man weiterhin, daß, wie das Wettbewerbsrecht als 
Ganzes den Schutz des Unternehmens zum Gegenſtand hat (. Call⸗ 
mann a. a. O. S. 26 ff.), fo 8 20 dieſen Schutz nach einer ganz bes 
ſtimmten Richtung hin ſtrafrechtlich ausgeſtaltet, nämlich in bezug auf 
die als Unternehmensbeſtandteile aufzufaſſenden „Unternehmensgeheim⸗ 
niſſe“ (dieſer zutreffende Ausdruck ſtammt von Degen: Muß. 27/28, 
432). Indem der Mitbewerber Handlungen vornimmt, die ihn in die 
Geheimnisſphäre des Konkurrenten führen und indem er zu erkennen 
gibt, daß er dies beabſichtigt, begeht er bereits die Unfauterkeit, die 
durch § 20 unter Strafe geftellt iſt. Der Prüfung, ob ein Unter⸗ 
nehmungsgeheimnis vorlag, hätte es alſo nicht bedurft. 


NA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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Obergericht der Freien Stadt Danzig. 


1. 8 6 Maß O. v. 30. Mai 1908. 
Kontrollwägungen. 1) 

8 6 beſtimmt, daß zum Meſſen und Wägen im öffenklichen Ver⸗ 
kehr, ſofern dadurch der Umfang von Leiſtungen be⸗ 
ſtimmt werden ſoll, nur geeichte Maße, Gewichte und Waagen 
angewendet und bereitgehalten werden dürfen. Das angefochtene 
Urteil geht von dem Tatbeſtand aus, daß der Angehl., ein Bäcker⸗ 
meiſter, die nicht geeichte Waage nur dazu benutzte, um die von den 
Mehlhandlungen und anderen Lieferanten gelieferten Gewichte 
nach:uprüfen. Dieſen Sachverhalt hält das LG. für ausreichend, 
um einen Verſtoß gegen 8 6 feſtzuſtellen, weil der Angekl. durch 
den Kauf von Backborräten zu anderen Perſonen in rechtsgeſchäft⸗ 
liche Beziehungen trat, deren ordnungsmäßige Erledigung er durch 
die Stichproben nachprüfen wollte, und die Feſtſtellung eines 
Mindergewichtes, wie ohne weiteres angenommen werden dürfe, 
zu einer entſprechenden Kaufpreisminderung geführt haben würde 
und daher für die rechtsgeſchäftlichen Beziehungen des Angehl. zu 
ſeinen Lieferanten von großer Bedeutung geweſen ſei. Die Waage 
ſei danach im öffentlichen Verkehr angewandt und für zukünftige 
Fälle bereitgehalten worden. 

Bei dieſer Anwendung des $ 6 wird die Bedeutung des dort 
enthaltenen Satzes „ſofern dadurch der Umfang von Leiſtungen 
beſtimmt werden ſoll“, verkannt. Er ſtellt ganz deutlich eine Be⸗ 
ſchränkung des vorher genannten Begriffs „öffentlicher Verkehr“ 
dar. Die Rſpr. neigt zwar vielfach dazu, der angeführten Geſetzes⸗ 


beſtimmung eine ziemlich weitgehende Auslegung zu geben und die 


Bedeutung von 


Zu 1. Es handelt ſich im hier vorliegenden Tatfalle um 
einen Bäckermeiſter, der die zu ſeinem Gewerbebetriebe von ſeinem 
Großlieferanten angeforderten Mehlmengen und andere Bedarfs⸗ 
waren auf einer ungeeichten Waage nachwiegt. 

Der Bäcker befindet ſich dabei, wenn aus den Gründen des 
Revch. recht entnommen wird, noch in rechtsgeſchäftlichen Be⸗ 
ziehungen zur liefernden Handelsfirma, anerkannten Rechtes bei 
geſchäftlichen Handlungen, die zum öffentlichen Verkehr i. S. des 
§ 6 Maß O. gehören. Die Kontrollwägungen des Angekl. find auch 
ferner als Handlungen anzusprechen, die in Ausübung eines Ge⸗ 
werbes i. S. des § 22 Maß. geſchehen, denn zu einem Ge⸗ 
werbebetriebe find nicht nur die Abſatzgeſchäfte, ſondern auch die 
etwa nötigen Einkaufsgeſchäfte zu rechnen. 

Meiſt weiſt die Rſpr. in derartigen Tatfällen auch noch dar⸗ 
auf hin, daß der Zweck der Kontrollwägungen oder Kontroll⸗ 
meſſungen die Beſtimmung des Umfangs der erwarteten Leiſtung 
der Gegenpartei iſt. 

Die Tatbeſtandsmerkmale des 8 6 Mapd. find im obigen 
Tatfalle erfüllt, nach ebendieſer Geſetzesſtelle müſſen daher die 
benutzten Wägemittel geeicht ſein. 

In dieſem Sinne liegt ganz überwiegend die Rſpr. oberſter 
Gerichte im Reich, ſogar ſchon zu der vorletzten Faſſung der MaßdO. 
v. 17. Aug. 1868 (Bunde Bl. 1868, 473); vgl. OLG. Marien⸗ 
werder, Urt. v. 17. März 1896: Goltd Arch. 43, 415 betr. Molkerei⸗ 
gewerbe; OLG. Dresden, Urt. v. 29. Nov. 1906: Goltd Arch. 56, 
348 betr. Kleinhandelsgewerbe; OLG. Dresden, Urt. v. 5. Nov. 
1913: Goltd Arch. 64, 570 betr. Bäckereigewerbe; OLG. Celle: 
JW. 1924, 852; OLG. Kiel: JW. 1924, 2057; Baydob ch.: JW. 
1925, 2796; OLG. Dresden, Urt. v. 1. Dez. 1926: HöchſtRRſpr. 3, 
140; OLG. Breslau, Urt. v. 18. Okt. 1927, 3 8 315/27; DRG. 
Kiel: JW. 1928, 670; DLG. Stuttgart, Urt. v. 8. Aug 1928, 
417/28, OLG. Naumburg, Urt. v. 6. März 1929, 8 35/29 betr. 
Lieferungskontrolle im Landwirtſchaftsgewerbe, und Urt. v. 3. Juli 
1929, S 188/29 betr. Schuhmachergewerbe; Och. Kiel: JW. 
1929, 797. 

Dieſen Standpunkt vertritt auch Stenglein, Strafr. Neben⸗ 
geſetze, 5. Aufl., 1928, S. 679, Anm. 6 zu 86 Maß O. Ich habe 
mich wiederholt in ähnlicher Weiſe geäußert (JW. 1924, 2057“ 
Anm.; 1926, 27797 Anm.). 

Die entgegengeſetzte Stellungnahme fand ſich m. W. bis jetzt 
nur bei OLG. Roſtock: JW. 1925, 2897 und in ſtändiger Rſpr. 
bei OLG. Königsberg: z. B. JW. 1926, 2779. 

Das OLG. Dresden hat ſich im beſonderen in den Gründen zum 
erwähnten Urt. v. 5. Nov. 1913, bei etwa dem gleichen Tatfalle 
wie oben, dahin ausgelaſſen, daß es einen eichpflichtigen Verkehr 
im gegebenen Falle bei Kontrollwägungen nur anerkenne, wenn 
dieſe Wägungen ſogleich bei Übernahme der Ware in Gegenwart 
des Überbringers erfolgten, ehe die Abnahme einer bereits be⸗ 
zahlten Ware vollzogen iſt. In feinem Urt. v. 1. Dez. 1926 hat 
das OLG. Dresden dieſen einſchränkenden Standpunkt nicht wieder 
zum Ausdruck gebracht. 

Eine gewiſſe Einſchränkung wird nicht zu umgehen ſein. Es 
wird daher vom Einzelfalle abhängen, ob Kontrollwägungen im 
Zuſammenhang mit Rechtsgeſchäften zum eichpflichtigen Verkehr zu 
rechnen ſind oder nicht. Man wird ſie m. E. nicht dazu rechnen 
können, wenn vertragsmäßig feſtgelegt iſt, daß als Mittel zur Be⸗ 
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ſog. „Kontrollwägungen“ ſchon deshalb als zum öffentlichen Ver⸗ 
kehr i. S. des 8 6 gehörig anzuſehen, weil ſie gegebenenfalls die 
Gegenleiſtung des Were e beeinfluſſen können und ſich 
ER häufig bei Streitfällen zur Teilung der Differenz werde 
bereitfinden laſſen. In dieſem Sinne hat ſich insbeſondere das 
OLG. Kiel mehrfach ausgeſprochen, jo JW. 1924, 2057“; 1925, 
2806 18 und neueſtens 1929, 79712. Dieſe Auslegung nimmt aber 
nicht ausreichend Rückſicht auf die oben angeführte im Geſetz 
ſelbſt enthaltene Beſchränkung, daß der Umfang der Leiſtungen 
durch die Wägungen beſtimmk werden ſoll. Mit Recht hat das 
KG. in der JW. 1926, 6201 abgedr. Entſch. darauf hingewieſen, 
es müſſe Einverſtändnis der Parteien darüber anzunehmen ſein, 
daß für den Umfang der beiderſeitigen Leiſtungen Maß und Ge⸗ 
wicht beſtimmend ſein ſoll. Das DLS. Dresden (Goltd Arch. 64, 570) 
hat in einem ähnlich liegenden Falle die Kontrollwägung un⸗ 
mittelbar bei der Vertragserfüllung noch als zum öffentlichen Ver⸗ 
kehr gehörig angeſehen, nicht aber die gelegentliche Nachkontrolle von 
Stichproben, die der Käufer zu ſeiner Beruhigung über die richtig 
erfolgte Lieferung vornimmt. Die weniger ſtrenge Geſetzesaus⸗ 
legung, wie ſie in den angeführten Entſch. des OLG. Kiel zum 
Ausdruck kommt, und die in dem hier angefochtenen Urteil ver⸗ 
treten wird, legt den Bemängelungen, die ein Käufer vielleicht 
auf Grund ſeiner Kontrollwägung erhebt, ein Gewicht bei, das 
ihnen nach bürgerlichem Recht nicht zukommt. Bei Lieferungen, die 
durch eine Transportperſon, insbeſ. Poſt oder Eiſenbahn, er⸗ 
folgen, wird regelmäßig für den Empfang der Leiſtung des 
Käufers das amtlich ermittelte Gewicht maßgebend ſein, und die 
einſeitige private Kontrollwägung des Käufers iſt für die Be⸗ 
ſtimmung ſeiner Leiſtungspflicht gänzlich belanglos. Es mag wohl 


ſtimmung des Umfangs der gegenſeitigen Leiſtungen einzig die 
Wägungen auf einer öffentlichen Waage dienen ſollen. 

Derartige Sonderabmachungen lagen aber, ſoweit der Tat⸗ 
beſtand im Falle des Rev. zu überſehen iſt, bei den Einkäufen 
des Angekl. nicht vor. 

Das Revch. betont ganz überflüſſigerweiſe, unter Berufung 
auf das KG. (JW. 1926, 629), daß als erſte Vorausſetzung für 
die Anerkennung von Wägungen das Einverſtändnis der Parteien 
darüber anzunehmen ſein müſſe, daß Maß oder Gewicht für den 
Umfang der gegenſeitigen Leiſtungen beſtimmend ſein ſolle. Das 
enthalten allerdings die Worte des 8 6 MaßO.: „Zum Meſſen und 
Wägen . ..“, welche ausdrücken wollen: wenn überhaupt nach Maß 
oder nach Gewicht, nicht etwa nach Stückzahl, oder Körben, 
Flaſchen, Doſen u. ä. gehandelt wird, fo dürfen ... nur geeichte 
Maße, Gewichte ... angewendet ... werden. Darüber ſcheint mir 
aber hier kein Zweifel zu beſtehen; ich nehme an, daß bei dem hier 
vorliegenden Warenumſatz einfach der Handelsgebrauch gelten 
ſollte, nach welchem ſich Verkauf und Kauf von Waren des 
Bäckereibedarfs, wie Mehl, Zucker, Roſinen, zur Zeit am Orte der 
Tat nach Gewicht, nicht nach Säcken, Stück (wie z. B. früher 
manchenorts bei Zucker nach Hüten) vollzog. 

Daß in dieſer Hinſicht bei manchen Waren, wie Brot, der 
Haudelsgebrauch in verhältnismäßig kurzer Zeit wechſeln kann, 
zeigen die Tatfälle der beiden gewiſſermaßen zufammengehörigen 
KGUL. betr. das Abteilen von Brotteig für die einzelnen Brote in 
Backſtuben mit der Waage (JT. 1926, 629 und 1927, 2869), 
welche mit Kontrollwägungen freilich nichts zu tun haben. 

In dem vom Revch. zitierten erſten dieſer beiden KGurt. iſt 
der Satz, auf welchen ſich das Rev. beruft, nur deshalb aus⸗ 
geſprochen, weil es ſich im Tatfalle um handelsüblichen Verkauf 
von Brot nach Stückzahl, nicht eben nach Gewicht handelte, weil 
kein Einverſtändnis der Parteien darüber beſtand, daß der Handel 
nach Gewicht ſich vollziehen ſollte. Zur Zeit des Straffalles des 
ſpäteren Kurt. iſt der Handelsgebrauch durch obrigkeitliche Ver⸗ 
ordnung umgeſtoßen und Handel von Brot nach Gewicht geboten. 

Das Rev. legt dem Begriff des 86 Maß.: „ſoſern da⸗ 
durch der Umfung von Leiſtungen beſtimmt werden ſoll“, eine zu 
weitgehende Bedeutung bei; kein reichsdeutſches Gericht, kein 
Kommentator zum Geſetz hat m. W. aus der genannten Geſetzes⸗ 
ſtelle herausleſen wollen, daß etwa bei einem Kaufvertrage das 
Einverſtändnis der Parteien ſogar darüber beſtehen müſſe, daß die 
Meſſungen oder Wägungen nur einer Partei für den Umfang der 
beiderſeitigen Leiſtungen beſtimmend ſein ſollten. Das Geſetz ſagt 
nichts darüber, welche Partei meſſen oder wägen müſſe, es können 
alſo ebenſogut vertragsmäßig oder ohne vertragliche Abmachung 
beide Parteien, ja auch Dritte, Unparteiiſche, ſein Ob dabei die 
Wägung der einen Partei als Vorwiegen oder Nachwiegen, als 
Kontrollwägung oder als Lieferungskontrolle bezeichnet wird, iſt 
unweſentlich (ogl. Plato, Die MaßO., 1912, S. 383; Bazille- 
Meuth, Maß⸗ u. Gewgiecht, 1913, S. 141). 

Für die andersartige Auslegung des Rev. bietet auch die 
Begründung zum Entwurf der geltenden Geſetzesſaſſung nicht 
irgendwelchen Anhalt. 

Die Ausführungen des Rev. erſcheinen mir nicht geeignet, 
der vorherrſchenden Meinung über Kontrollwägungen Abbruch zu 
tun, ich halte ſie für abwegig. Regſgt. Dr. Drewitz, Berlin. 
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fein, daß ſich der Verkäufer gelegentlich aus wirtſchaftlichen Rück⸗ 
ſichten oder aus ſonſtigen Gründen auch ſchon auf Grund ein⸗ 
ſeitiger Behauptungen ſeines Vertragsgegners zu einem vergleichs⸗ 
weiſen Entgegenkommen, etwa zur Teilung einer Differenz, be⸗ 
quemen wird; ein ſolches Entgegenkommen ſteht aber außerhalb 
der Vorausſetzung, die § 6 a. a. O. durch den Hinweis darauf ge⸗ 
ſchaffen hat, daß durch die Wägung der Umfang von Leiſtungen 
beſtimmt werden foll. Es fehlt an dem Einverſtändnis der Par⸗ 
teien darüber, das der Wägung eine ſolche Bedeutung beilegt, und 
es kommt nicht darauf an, ob etwa doch einmal in einem Einzel⸗ 
falle auf Grund nachträglicher Verhandlungen die Wägung für die 
Beſtimmung des Umfangs der Leiſtung maßgebend geworden iſt. 
(Ober. der Freien Stadt Danzig, StrSen., Urt. v. 29. Aug. 1929, 
1 S 53/29.) 
Mitgeteilt von Obergerichtsrat Methner, Danzig. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. 5 18 Abſ. 1968. Der Name des Inhabers darf 
nicht lediglich in einem Inhaberzuſatz enthalten ſein. 7) 


(Kl., Beſchl. v. 20. Dez. 1928, 1b X 708/28.) 
Abgedr. JW. 1929, 2155. 


Oberlandes gerichte. 


a) Zivilſachen. 
Berlin. I. Materielles Recht. 


1. 8 137 BGB.; 8 8 Liturhcc. Bei Übertragung ur⸗ 
heberrechtlicher Teilbefugniſſe (Verfilmungsrecht) kann 
die Weiterübertragung durch den Erwerber ausgeſchloſſen 
werden. f) 

Die Entſch. hängt davon ab, ob und unter welchen Voraus⸗ 
feßungen ein einem anderen übertragenes Verfilmungsrecht von dieſem 
auf einen Dritten weiterübertragen werden kann. In der Hauptſache 
kommen hier vier Auffaſſungen in Frage. Die eine geht dahin, 
daß mit Rückſicht auf 8137 BOB. i. Verb. m. § 8 LitUrhG. die 
weitere Übertragbarkeit des Urheberrechts und irgendwelcher urheber⸗ 
rechtlichen Teilbefugniſſe nicht ausgeſchloſſen werden kann, die 
zweite dahin, daß mit Rückſicht auf den höchſtperſönlichen Cha⸗ 
rakter des Urheberrechts und jener Teilbefugniſſe die weitere Über⸗ 
tragbarkeit grundſätzlich nicht beſteht und nur durch beſondere Abrede 
begründet werden kann, die dritte dahin, daß die grundſätzlich 
beſtehende weitere Übertragbarkeit durch Vereinbarung mit dem Erſt⸗ 
erwerber (oder einem ſpäteren Erwerber?) gem. 88 413, 399 BGB. 
ausgeſchloſſen werden kann, die vierte dahin, daß dieſe Aus⸗ 
ſchließungsmöglichkeit bei Begründung von urheberrechtlichen Teil⸗ 
befugniſſen beſteht. 

Der Senat vertritt die Auffaſſung, daß die weitere Übertragbar⸗ 
keit jedenfalls im Rahmen dieſer vierten Auffaſſung ausſchließbar iſt; 
der vorliegende Fall zwingt nicht dazu, zu der Frage Stellung zu 
nehmen, ob die weitere Übertragbarkeit über dieſen Rahmen hinaus 
ausgeſchloſſen werden kann oder ob fie ſogar grundſätzlich — d. h. 
mangels beſonderer Abrede — ſtets als anusgeſchloſſen angeſehen 
werden muß. Hierbei iſt zunächſt eines zu beachten. Trotz tiefſt⸗ 
gehender Verſchiedenheiten des Urheberrechts vom Eigentum erſcheint 
es zuläſſig, das Verhältuis der urheberrechtlichen „Teilbefugniſſe“ 
zum urheberrechtlichen „Vollrecht“, wie auch ferner das „Weſen“ dieſer 


Zu 1. Die Entſch. entſpricht ſowohl der bisherigen Rſpr., wie 
auch den im Schrifttum niedergelegten Auffaſſungen. Die Firma 
beſtand aus den Worten „Pelzhaus Pf.“. Die weiteren Worte „In⸗ 
haber Adolf Pf.“ waren lediglich erklärender Zuſatz über die Perſon 
des Inhabers. Die Bezeichnung „Pelzhaus Pf.“ genügte den Er⸗ 
forderniſſen einer Perſonenfirma nach § 18 Abſ. 1 HGB. nicht, 
fie war daher nicht eintragungsfähig (vgl. auch bei Staub, 8 18 
Anm. 3 HGB., und Düringer⸗ Hachenburg, daſelbſt Anm. 2). 
Daß die Anſicht, die ganze angemeldete Firma „Pelzhaus Pf., In⸗ 
haber Adolf Pf.“ ſtelle eine einheitliche Firma dar, nicht richtig iſt, 
ergibt ſich ohne weiteres aus den Folgen einer Veräußerung des 
Handelsgeſchäfts gem. 8 22 HGB. Der Zuſatz „Inhaber Adolf Pf.“ 
hätte dann, weil unwahr, ſelbſt nicht mit Genehmigung des bis⸗ 
herigen Inhabers fortgeführt werden können. Er war alſo nicht 
Firmenbeſtandteil. RA. Dr. K. Güldenagel, Elberfeld. 


Zu 1. Das KG. läßt dahingeſtellt, ob es möglich iſt, das 
Urheberrecht als Ganzes in der Weiſe zu übertragen, daß die 
Bindung an die Perſon des Erſterwerbers herbeigeführt wird (vgl. 
hierzu auch die beiläufige Bemerkung in der von Marwitz⸗ 
Möhring S. 76 zitierten Entſch. des KG.: GewRSch. 1923, 141). 
Dagegen entſcheidet das KG. die Frage bezüglich der Übertragung 
von Teilbefugniſſen und erachtet den Urheber „in der Lage, das aus 
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„Teilbefugniſſe“ rechtlich zu beſtimmen ſein mag, in einer Hinſicht 
mit dem Verhältnis der ſachenrechtlichen „Teilbefugniſſe“ — der 
„beſchränkten“ dinglichen Rechte — zum ſachenrechtlichen „Vollrecht“ 
— dem Eigentum — zu vergleichen. Obgleich die ſachenrechtlichen 
„Teilbefugniſſe“ aus dem ſachenrechtlichen „Vollrecht“ abgeſplittert 
ſind, indem der „Vollberechtigte“ einen Teil der ihm grundſätzlich 
zuſtehenden Befugniſſe auf einen anderen übertragen hat, und obgleich 
das Geſetz das „Vollrecht“ als ein unbeſchränkt und auch un⸗ 
beſchränkbar weiter übertragbares Recht ausgeſtaltet hat, kennt es 
doch „Teilbefugniſſe“, die aus dieſem „Vollrecht“ abgeſplittert ſind 
und von dem Erſterwerber nicht weiter übertragen werden können, 
wie z. B. den Nießbrauch und die beſchränkten perſönlichen Dienſtbar⸗ 
keiten. Wie dies mit dem Geiſte des geltenden Rechts vereinbar iſt, 
ſo iſt es auch mit dieſem Geiſte an ſich vereinbar, daß urheber⸗ 
rechtliche „Teilbefugniſſe“ hinſichtlich der weiteren Übertragbarkeit 
anders behandelt werden als das urheberrechtliche „Vollrecht“. Es 
erſcheint auch bei Betrachtung der inhaltlichen Beſonderheit 
der urheberrechtlichen Befugniſſe nicht unmöglich, daß dieſe 
verſchiedenartige Behandlung dem Geiſt der Geſetze betreffend das 
Urheberrecht gemäß iſt. Gibt der Urheber alle urheberrechtlichen Be⸗ 
ſugniſſe (einſchließlich der im 8 14 Lit UrhG. genannten) auf, jo mag 
es naheliegen, in einer ſo vollkommenen Loslöſung der Rechte von 
der Perſon des Urhebers eine die weitere Übertragbarkeit ermöglichende 
Aufhebung des vielleicht an ſich vorhandenen höchſtperſönlichen Cha⸗ 
rakters des Urheberrechts zu erblicken, zumal im allgemeinen eine 
ſolche Übertragung den Sinn haben mag, daß der Erwerber be⸗ 
rechtigt ſein ſoll, Einzelbefugniſſe wie das Recht zur Dramatiſierung, 
zur Überſetzung, zur Vervielfältigung und Verbreitung und zur Ver⸗ 
filmung dritten Perſonen weiter zu übertragen, beſteht doch die 
„normale“ Ausbeutung des Urheberrechts als eines 
Ganzen in der entgeltlichen Übertragung ſolcher Teilbefugniſſe an 
Perſonen, die kraft ihres Berufes geeignet erſcheinen, das Werk 
etwa zu dramatiſieren, es zu überſetzen, es zu vervielfältigen und zu 
verbreiten und es zu verfilmen. Auch bei einer Übertragung „des 
Urheberrechts“ ohne die Befugniſſe des 8 14 VitllchG. mag es naher 
liegen, die weitere Übertragbarkeit als gewollt und ſo dem Sinne 
eines ſolchen Aktes gemäß vorauszuſetzen; denn auch hier beſteht, 
wenn nicht der Erwerber „zufällig“ ein Verleger iſt, die 
„normalerweiſe“ wichtigſte Ausbeutung des erworbenen 
Rechts in einer entgeltlichen Weite rübertragung, nämlich in der 
Abſplitterung der im Verlagsrecht zuſammengefaßten Teilbefugnifje. 

Hiernach könnte es in allen Fällen der Übertragung des 
Urheberrechts finnvoll erſcheinen, den Erwerber, der „normaler⸗ 
weiſe“ die wichtigſten Ausſchnitte des erworbenen Rechts weiter über⸗ 
tragen kann, auch für befugt zu erachten, das Urheberrecht ſelbſt 
— als Ganzes — weiter zu übertragen. Es erſcheint auch nicht aus⸗ 
geſchloſſen, in 8 10 LitUrH®. und in 8 14 KunſtSchcg. Belege dafür 
zu finden, daß durch die freiwillige Loslöſung des Urheberrechts von 
der Perſon des Urhebers (und feiner Erben) eine Aufhebung (oder 
eine teilweiſe Aufhebung) des höchſtperſönlichen Charakters dieſes 
Rechts herbeigeführt wird. 

Ganz anders iſt die „normale“ Willensrichtung der Beteiligten 
dann, wenn der Urheber nicht das Urheberrecht auf einen anderen 
überträgt, ſondern Teilbefugniſſe von der Art des Verfilmungsrechts 
gegen Entgelt abfplittert. Gemeint find hier ſolche Teilbefugniſſe, die 
„normalerweiſe“ vom Urheber ſolchen Perſonen übertragen werden, 
die kraft ihres Berufes geeignet erſcheinen, dieſe Befugniſſe in der 
für den Urheber ſelbſt zweckmäßigſten Weiſe auszunutzen. Es leuchtet 
ohne weiteres ein, daß dieſe „normale“ Ausbeutung des Urheber⸗ 
rechts durch den Urheber nicht den höchſtperſönlichen Charakter des 
Urheberrechts aufheben kann, ſoweit dieſer Charakter überhaupt 
vorhanden iſt. Es leuchtet ferner ohne weiteres ein, daß hier die 
„normale“ Willensrichtung der Beteiligten dahin geht, daß der Er⸗ 


jeinem ‚Vollrecht“ abgeſplilterte „Teilrecht' fo zu umgrenzen, daß 
es als unveräußerliches Recht in die Welt tritt“. Das Teilrecht be⸗ 
ſtand vorliegendenfalls im Verfilmungsrecht, deſſen weitere Über⸗ 
tragbarkeit das KG. nach den ganzen Umſtänden als nicht ge⸗ 
wollt anſah. 

Vei der ſehr umſtrittenen Frage ſchließt ſich das KG. im weſent⸗ 
lichen der Meinung von Allfeld an (vgl. deſſen Komm., Anm. 11 
zu 88). Daß dieſe Auffaſſung allein dem Rechtsempfinden und der 
Eigenart des Urheberrechts gerecht wird, iſt m. E. nicht zu beſtreiten 
(ogl. auch für das frühere Recht RGSSt. 17, 274. Fraglich kann es 
nur ſein, ob das Ergebnis dogmatiſch einwandfrei zu begründen iſt. 
Marwitz⸗Möhring vertreten die Anſicht, daß § 137 BGB. der 
dinglichen Wirkung einer die Weiterveräußerung hindernden Partei⸗ 
abrede entgegenſtehe. Demgegenüber hebt das KG. m. E. zutreffend 
hervor, daß die nach § 413 BGB. vorgeſehene entſprechende An⸗ 
wendung des 8399 BGB. dazu führen muß, das urheberrechtliche 
Teilrecht als ſelbſtändiges Recht durch übereinſtimmende Willensakte 
des Urhebers und Erwerbers zu begründen und in ſeiner Eigenart 
zu beſtimmen. Dieſe Eigenart kann auch darin beſtehen, das ab⸗ 
geſplitterte Teilrecht als unveräußerliches zu geſtalten. Daß 8 399 BGB. 
entſprechend angewendet werden muß, ergibt ſich aus 8 413 BGB. 
zweifelfrei. Es gibt aber nur die entſprechende Anwendung des 


58. Jahrg. 1929 Heft 44] 


Rechtſprechung 3091 


werber der Teilbefugnis dieſe Teilbefugnis in vollem Umfange ſelbſt 
ausüben und nicht etwa wiederum Ausſchnitte ſeines Rechts weiter 
übertragen ſoll, wie ſich dies bei Übertragung des Vollrechts als 
das Normale gezeigt hat. 

Die vorſtehenden Ausführungen beweiſen, daß die vierte der 
oben angedeuteten Auffaſſungen keineswegs mit Not w endigkeit 
zur zweiten oder dritten Auffaſſung weiterführt, daß es vielmehr 
durchaus möglich ift, die Teilbefugniſſe hinſichtlich der weiteren Über⸗ 
tragbarkeit anders zu behandeln als das Vollrecht. Weiterhin iſt im 
Anſchluß an die obigen Ausführungen alles dasjenige zu widerlegen, 
was für die erſte der genannten vier Auffaſſungen ins Feld geführt 
wird. Für dieſe Auffaſſung ſcheint insbeſ. der Wortlaut des 
$137 BGB. in Verbindung mit dem Wortlaut des 88 II Lirlirh®. 
(und des 8 10 III KunſtSchGh.) zu ſprechen (vgl. hierzu neueſtens 
Marwitz Möhring, LitUrh®., 88 Note 12). Nach dem Wort⸗ 
laut der genannten Beſtimmungen ſcheint es ſich bei dem Urheber⸗ 
recht um ein in jedem Sinne veräußerliches Recht zu handeln, 
mag man nun das Recht als Ganzes oder in ſeiner Beſchränkung auf 
Teilbefugniſſe ins Auge faſſen; iſt es aber ein in dieſem Sinne ver⸗ 
äußerliches Recht, ſo kann die Beſugnis zur Verfügung anſcheinend 
mach 8137 BGB. in keiner Hinſicht durch Rechtsgeſchäft aus⸗ 
geſchloſſen werden. Dies Ergebnis iſt ein ſo unmögliches, daß es 
keinesfalls dem Geiſte des geltenden deutſchen Rechts ent⸗ 
ſprechen kann. Es muß als ausgeſchloſſen angeſehen werden, daß 
etwa der Urheber eines ſehr bedeutenden Romans, dem es nach vielen 
Mühen geglückt iſt, einem wirklich geeigneten Überſetzer das Über⸗ 
ſetzungsrecht zu übertragen, keinen Unterlaſſungsanſpruch gegenüber 
einem Stümper haben ſoll, der das Überſetzungsrecht von jenem Über⸗ 
ſetzer „erworben“ hat. Das geltende Recht ſchützt grundſätzlich jeden 
„Dienſtverpflichteten“ und jeden „Beauftragten“ davor, daß er ſeine 
Pflicht einem anderen als dem von ihm gewählten Vertragsgegner 
gegenüber zu erfüllen hat; es gewährt einen entſprechenden Schutz 
dem Eigentümer bei der Beſtellung einer beſchränkten perſönlichen 
Dienstbarkeit; es iſt widerſinnig, anzunehmen, daß das gleiche Recht 
den Schöpfern der höchſten geiſtigen Werte nicht auch entſprechenden 
Schutz gegen die oben angedeuteten Möglichkeiten völliger Entſtellung 
dieſer Werte gewähren foll, und zwar iſt dieſe Annahme um jo wider⸗ 
ſinniger, als das Geſetz, das den einzigen ausdrücklich geregelten 
Fall dieſer Art zum Gegenſtand hat, eindeutig zeigt, daß der Aus⸗ 
ſchluß der weiteren Übertragbarkeit jedenfalls bei urheber⸗ 
rechtlichen Teilbefugniſſen dem Geiſte des geltenden Rechts 
durchaus nicht zuwiderläuft. Gemeint iſt das Verlagsrecht, das dieſer 
Regelung nicht annähernd in dem Maße bedürftig iſt wie etwa das 
Überſetzungsrecht. Wenn es ſchon bei dem Verlagsrecht in den Grenzen 
des 8 18 Verlch. möglich iſt, die Übertragbarkeit auszuſchließen, dann 
muß dies beim Überſetzungsrecht erſt recht möglich fein; denn 
„normalerweiſe“ ift die Übertragung des Überſetzungsrechts in 
noch viel höherem Grade Sache perſönlichen Vertrauens, als die 
Einräumung des Verlagsxechts. 

In Wahrheit weiſt auch das Geſetz ſelbſt den Weg zur richtigen 
Beantwortung der hier geſtellten Frage. 8 8 III LitürhGG. und $ 10 III 
KunſtSchcö. gewähren die Möglichkeit, das Urheberrecht beſchränkt 
oder unbeſchränkt zu übertragen. Dieſe ganz allgemein gehaltene 
Faſſung des Geſetzes weiſt darauf hin, daß jede irgendwie ſinnvolle 
„Beſchränkung“ beim Übertragungsakt erfolgen kann. Als Beiſpiel 
nennen die beiden Beſtimmungen die räumliche Begrenzung. Min⸗ 
deſtens ſo wichtig iſt die hier intereſſierende Beſchränkung auf die 
Perſon des Erwerbers. Dieſe Beſchränkung kann ein Doppeltes be⸗ 
ſagen: a) In einem Falle ſollen die übertragenen Befugniſſe nur 
durch ihren Erwerber ſelbſt ausgeübt werden können; als zuläſſige 
Ausübung des Rechts erſcheint alſo hier beiſpielsweiſe nur die 
Herſtellung der Überſetzung durch den Erwerber des Über⸗ 
ſetzungsrechts ſelbſt, die Verfilmung durch das Unter⸗ 
nehmen des Erwerbers des Verfilmungsrechts; die 
Erwerber können dieſe Akte nicht durch andere Perſonen vornehmen 
laſſen; hier iſt an ſich vielleicht eine Weiterübertragung in dem Sinne 
möglich, daß der Zweiterwerber Inhaber des Rechts wird, jedoch mit 


8399 BGB. i. S. des Urteils des KG. Die gegenteilige Anſicht muß 
notwendig zur Ausſchaltung des 8 399 BCB. führen und bedeuten, 
daß das mögliche Intereſſe des Schuldners einer Forderung, deren 
Übertragbarkeit auszuschließen, bedeutſamer ift, als das Intereſſe des 
Urhebers, die Weiterveräußerung eines urheberrechtlichen Teilrechts 
zu verhindern. Der von Marwitz⸗ Möhring (S. 76) angeſtellte 
Vergleich literariſcher oder künſtleriſcher Erzeugniſſe mit Gegen⸗ 
ſtänden, die der Eigentümer nur beſtimmten Dritten anvertrauen 
möchte, iſt nicht angebracht. Der Urheber, der ſeine Schöpfung mög⸗ 
lichſt vollkommen verwerten will, iſt gezwungen, mindeſtens Teilrechte, 
die er nicht ſelbſt ausüben kann, anderen zu überlaſſen. Wäre er 
nicht in der Lage, dieſe Rechte nur ſolchen Perſonen oder Inſtituten 
anzuvertrauen, die er für beſonders geeignet hält, ſo würde darin 
dem Ergebnis nach eine Beſchräukung des Urheberrechts ſelbſt liegen. 

a Daß es angeſichts des Veſtehens des dogmatiſchen Streites 
wünſchenswert erſcheint, den 88 Litlrh&. dem § 28 VerlG. am 
zupaſſen, iſt eine andere Frage. 

RA. Dr. Kirchberger, Leipzig. 


der Maßgabe, daß die fraglichen Akte durch den Erſterwerber vor⸗ 
genommen werden müſſen. b) Die Beſchränkung auf die Perſon des 
Erwerbers kann aber auch in dem Sinne erfolgen, daß das über⸗ 
tragene Recht feiner Zuſtändigkeit nach an die Perſon dieſes 
Erwerbers gebunden ſein ſoll, wobei es an ſich möglich ſein mag, 
daß er befugt fein ſoll, dies Recht durch andere Perſonen, durch 
fremde Unternehmungen auszuüben. Regelmäßig wird jedoch die Be⸗ 
ſchränkung auf die Perſon des Erwerbers in dem Sinne erfolgen, 
daß fie die beiden genannten Bedeutungen zu a und b in ihrer Ver⸗ 
bindung umfaßt. Es ſoll hier — wie bereits hervorgehoben — nicht 
entſchieden werden, ob es möglich iſt, das Urheberrecht als Ganzes 
in der Weiſe zu übertragen, daß nur die Befugnis zum weiteren 
Übertragen ausgeſchloſſen und ſo die Bindung an die Perſon des 
Erſterwerbers herbeigeführt wird; bei der Übertragung von 
Teilbefugniſſen, bei denen nach der ganz allgemein gehaltenen 
Beſtimmung des Geſetzes eine Beſchränkung in den durch den freien 
Willen des Übertragenden feſtgelegten Grenzen zuläſſig iſt, muß dieſe 
Beſchränkung mangels entgegenſtehender geſetzlicher Anordnung auch 
auf die Perſon des Erwerbers in dem oben angegebenen doppelten 
Sinne möglich ſein. Der Urheber iſt ſomit in der Lage, 
das aus ſeinem „Vollrecht“ abgeſplitterte „Teilrecht“ 
fo zu umgrenzen, daß es als unveräußerliches Recht 
in die Welt tritt. 

So ergibt ſich ſchon aus einer richtigen Auslegung des 88 II 
Liturhcd. und des 8 10 III KunſtSch cg. die Vereinbarkeit der vom 
Senat vertretenen Auffaſſung mit 8 137 BGB. Unterſtützt wird dieſe 
Auffaſſung durch 88 413, 399 BGB. Denn dieſe Beſtimmungen laſſen 
deutlich erkennen, daß der Ausſchluß der weiteren Übertragbarkeit 
beim Begründungsakt eines „urheberrechtlichen Teilrechts“ rechts⸗ 
wirkſam beſtimmt werden kann. Daß dieſer Begründungsakt hier nicht 
durch ein Rechtsgeſchäſt zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
erfolgt (vgl. Marwitz⸗Möhring a. a. O.), hindert nicht die im 
8413 vorgeſehene entſprechende Anwendung des § 399: wie die 
Forderung durch übereinſtimmende Willensakte von Gläubiger und 
Schuldner begründet und in ihrer Eigenart beſtimmt wird, ſo wird 
das „urheberrechtliche Teilrecht“ als jelbjtändiges Recht durch 
übereinſtimmende Willensakte des Urhebers und des Erwerbers des 
„Teilrechts“ begründet und in feiner Eigenart beſtimmt (vgl. hierzu 
insbeſ. auch RERKomm. z. BGB. 8 137 Note 1 ſowie Allfeld, 
LitUrhch., 1928, 88 Note 11). 

Daß auch 8 10 Liturhcö. und § 14 KunſtSchc f. der vom Senat 
vertretenen Auffaſſung nicht entgegenſtehen, bedarf nach den vor⸗ 
ſtehenden Ausführungen kaum noch der Hervorhebung. Ebenſo wie 
dieſe Beſtimmungen damit vereinbar ſind, daß ein Verlagsrecht unter 
grundſätzlichem Ausſchluß der Veräußerlichkeit begründet wird, ebenſo 
ſind ſie mit dem Ausſchluß der Veräußerlichkeit ſonſtiger urheber⸗ 
rechtlicher Teilrechte vereinbar; umgekehrt ergibt ſich aus der Möglich⸗ 
keit dieſes Ausſchluſſes die Notwendigkeit, den 8 10 Lit UrhG. und 
den 8 14 KunſtSchGG. einſchränkend — i. S. 8857 ZPO. — zu 
interpretieren (vgl. hierzu beſonders Allfeld a. a. O. 8 10 Note 10). 

Die Frage, ob die weitere Übertragbarkeit im Zweifel als ge⸗ 
wollt oder im Zweifel als nicht gewollt anzuſehen iſt (vgl. hierzu 
einerſeits Goldbaum, Urheberrecht, 1927, S. 73 ff., 93; anderer⸗ 
ſeits Allfeld a. a. O. 88 Note 11), braucht hier nicht entſchieden 
zu werden. Denn im vorliegenden Falle muß nach der beſonderen 
Lage der Umſtäude jedenfalls angenommen werden, daß die weitere 
Übertragbarkeit nicht gewollt iſt, daß ſie nicht dem Sinne des Ver⸗ 
trages entſpricht. Hierbei iſt zu beachten, daß es ſich um einen Ver⸗ 
trag über ein Schauspiel handelt, das als ſolches einen ſehr großen 
Erfolg gehabt hat, daß der eine der beiden Urheber zu den an⸗ 
geſehenſten deutſchen Autoren gehört, daß das Verfilmungsrecht einer 
Geſellſchaft zu Händen zweier ſehr erfahrener und ſehr bekannter 
Theaterdirektoren übertragen worden iſt und daß die Urheber nach 
dem Vertrage am Reingewinn beteiligt fein ſollen. Berückſichtigt man, 
wie außerordentlich ſtark das Ergebnis der Verfilmung in ſeiner 
Eigenart und ſeinem Wert von der Beſonderheit des Filmfabrikanten 
und feines geſamten Unternehmens abhängig iſt (vgl. RG. 107, 65 f.), 
ſo muß bei einer Sachlage wie der vorliegenden an⸗ 
genommen werden, daß es Sache der Bekl. war, ſubſtanziiert dar⸗ 
zulegen und zu beweiſen, daß trotz der für den Ausſchluß der wei⸗ 
teren Übertragbarkeit ſprechenden Umſtände die Parteien dieſen Aus⸗ 
ſchluß nicht gewollt haben. 

(KG., 10. Ziv Sen., Urt. v. 13. Febr. 1929, 10 U 12909/27.) 
Mitgeteilt von LSR. Dr. Caro, Berlin. 
* 


Celle. 

2. 88 3, 13 Unl WG. Auch wahre Angaben in Pro» 
f..tien können durch die Art des Gebrauchs und den Zu⸗ 
‚ammenhang mit dem anderen Inhalt eine Unterlaſſungs⸗ 
klage begründen. f) 

Die Klage wird darauf geſtützt, daß die Bekl. in Prospekten 
für einen größeren Kreis von Perſonen über geſchäftliche Verhält⸗ 


Zu 2. I Der Proſpekt der Tanzſchule findet richtige recht⸗ 
liche Würdigung. Unter Berüchſichtigung ſeines inneren Zuſammen⸗ 
hangs und ſeines Geſamteindrucks auf einen aus allen möglichen 
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niſſe, insbeſ. über den Beſitz von Auszeichnungen unrichtige An⸗ 
gaben mache, die geeignet ſeien, den Anſchein eines beſonders gün⸗ 
ſtigen Angebots hervorzurufen (8 3 Unl WG.). Nach dieſer Be⸗ 
ſtimmung hat jeder Wettbewerber beim Vorliegen der angegebenen 
Vorausſetzungen eine Klage auf Unterlaſſung; in dem Falle, daß 
der andere Teil die Unrichtigkeit der Angaben kannte oder kennen 
mußte, auch eine Klage auf Schadenserſatz ($ 13 Abſ. 2 Unl Wh.) 
Weder die Kl. auf Unterlaſſung noch der Anſpruch auf Schadenserſatz 
gibt aber einen Anſpruch auf Entfernung von Angaben aus Proſpekten 
neben der Unterlaſſung. Die Unterlaſſung bedeutet, daß der andere Teil 
etwas nicht tun ſoll, verpflichtet aber nicht zu einem Tun; wie der 
andere Teil die Unterlaſſung ausführt, iſt ſeine Sache, er kann dies 
unter Umſtänden durch reſtloſe Entfernung der Worte, deren Ge⸗ 
brauch er unterlaſſen foll, tun; ein Anſpruch gerade auf dieſe Be⸗ 
ſeitigung folgt aus dem Unterlaſſungsanſpruch nicht. Aber auch 
ein Schadenserſatzanſpruch gibt keinen Anſpruch auf Beſeitigung 
der Worte, in deren Gebrauch der unlautere Wettbewerb liegen foll. 
Der ſchon geſchehene Gebrauch kann nur zu einem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch in Geld führen, und der zukünftige Gebrauch ſoll durch 
den Anſpruch auf Unterlaſſung verhindert werden. Ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch auf Wiederherſtellung eines früheren Zuſtandes (8 249 
BGB.) kann auch nicht auf Beſeitigung von Worten gehen, ohne 
die der Proſpekt nie gebraucht iſt. Die Klage auf Beſeitigung von 
Angaben aus den Proſpekten iſt alſo nicht gegeben. Wenn die Behl. 
den Proſpekt mit den Angaben noch gebrauchte, ſo kann ſie wegen 
des Verſtoßes gegen die Unterlaſſungspflicht in Anſpruch genommen 
werden. Der Klage auf Unterlaſſung iſt dagegen in dem Umfange, 
wie ſie das LG. den Kl. zugeſprochen hat, ſtattzugeben. Daß der 
Proſpekt Mitteilungen enthält, die für einen größeren Kreis von 
Perſonen beſtimmt ſind, bedarf nur der Erwähnung. Es handelt 
ſich auch nicht um rein perſönliche Verhältniſſe, ſondern um ge⸗ 
ſchäftliche Verhältniſſe. Weshalb druckte die Bekl. fie ab, wenn fie 
nicht irgendwelche geſchäftliche Bedeutung haben ſollten? Sie ſollen 
die Zugkraft ihrer Schule erhöhen und beziehen ſich gerade auf 
die Eigenſchaften, die für die Leiter einer Tanzſchule ganz weſent⸗ 
lich find. Daß fie perſönlicher Natur find, iſt einerlei, gerade dieſe 
perſönlichen Eigenſchaften ſind für das Gewerbe eines Tanzlehrers 
das Weſentliche. Es handelt ſich auch um unrichtige Angaben, die 
geeignet ſind, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots 
hervorzurufen. Unrichtig und in dem angegebenen Sinne geeignet, 
Irrtümer hervorzurufen, ſind Angaben dann, wenn das in Betracht 
kommende Publikum aus ihnen etwas Falſches herauslieſt, das 
ihm beſonders günſtig zu ſein ſcheint. Ob die Angaben, wörtlich 
genommen, richtig ſind und ob ſie unter einem anderen Geſichts⸗ 
punkt einen anderen Sinn, und zwar den richtigen Sinn ergeben, 
iſt gleichgültig. Es iſt alſo einerlei, ob die Anordnung des Druckes 
und die Zeichenſetzung nach den Regeln des Titelſatzes richtig iſt 
und ein Leſen unter Beobachtung dieſer Regeln nichts Falſches ergibt. 
Das hier in Betracht kommende Publikum kennt dieſe Regeln nicht, 
ſelbſt der Kenner wird nicht immer wiſſen, daß hier dieſe Regeln 
angewandt werden ſollen. Sie ſind übrigens, auch wenn das 
zutrifft, was die Behl. über dieſe Regeln jagt, nicht durchgängig 
angewandt. Es fehlt das Satzzeichen zwar hinter dem Worte 
„Lehrerin“, ſteht dagegen hinter dem Worte „Lehrer“. Jeder lieſt 


Bildungsſchichten ſtammenden Leſerkreis findet das Urteil zu⸗ 
treffend das Merkmal der unrichtigen und deshalb trügeriſchen 
Reklame in der Mehrdeutigkeit und Unvollſtändigkeit. Macht je⸗ 
mand in einem Werbeproſpekt wahre Angaben ohne jede Zugkraft 
in einer Form, die den Werbewillen deutlich offenbart, ſo iſt der 
Verdacht der Mehrdeutigkeit meiſtens begründet. Daß, ſofern über⸗ 
haupt eine Angabe oder Veranſtaltung i. S. $ 3 vorliegt, auch das 
Verſchweigen von Tatſachen, die nach der Auffaſſung des Publi⸗ 
kums für das Richtige weſentlich ſind, irreführend ſein kann, iſt 
anerkannte Rſpr. „Eine halbe Wahrheit kann eine ganze Lüge 
fein” (Kaſſcc. Zürich: MuW. XXII, 63). Wo, wie hier, der Ober⸗ 
begriff ohne die nähere Beſtimmung des Unterbegriffs zur Täu⸗ 
ſchung führt, macht das Verſchweigen des Unterbegriffs die an ſich 
wahre Angabe zur unwahren. 

Daß unter einem Diplom nur ein ſtaatliches Diplom zu verſtehen 
iſt, entſpricht dem Sprachgebrauch, während eine „Auszeichnung“ 
i. S. 8 3 auch von Privatperſonen erteilt werden kann (3. B. An⸗ 
erkennungsſchreiben). 

II. Zutreffend auch iſt die Abänderung des erſtinſtanzlichen 
Urteils, ſoweit es die Entfernung der unwahren Angaben aus den 
Prospekten anordnet. Dieſe Anordnung iſt in Wirklichkeit nicht 
ein neben das Unterlaſſungsgebot geſtelltes Gebot zum Handeln, 
ſondern nur eine Erläuterung des Unterlaſſungsgebots. Dem⸗ 
gemäß iſt aber dieſe Anordnung entbehrlich und ſomit aus dent 
Urteilstenor auszuſcheiden. Sie iſt eine Maßnahme der Zwangs⸗ 
vollſtreckung (f. auch OLG. Kiel: Mu W. XIII, 211; OLG. Dresden: 
Mu W. XXII, 157; OLG. Hamm: MuW. XXV, 127). Auch ift es 
richtig, daß ein Schadenserſatzanſpruch nicht auf Beſeitigung von 
Worten gehen kann, ohne die der Proſpekt nie gebraucht worden 
iſt. Dies wäre keine Herſtellung eines früheren Zuſtandes i. S. 5 249 
BGB. Es ginge jedoch zu weit, wollte man allgemein den Grund⸗ 
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den Proſpekt fo, wie er ihn als beſonders zugkräftig anſieht. Wenn 
nun in einem Proſpekt über eine Tanzſchule von ſtaatlich ge⸗ 
prüften Lehrkräften die Rede iſt, ſo wird jeder Leſer denken, die 
Lehrkräfte ſeien auf dem Gebiete der Tanzkunſt ſtaatlich geprüft. 
Es wäre für Schüler der Tanzkunſt und deren Eltern, auch für 
Perſonen, die eine Schule für Erziehung oder äſthetiſch⸗gymnaſtiſche 
Übungen beſuchen, vielleicht von gewiſſer Bedeutung, daß die Leh⸗ 
rerin in der Turnkunſt ſtaatlich geprüft iſt; überhaupt kaum von 
Bedeutung wäre es aus pädagogiſchen Gründen, wenn die Lehrer in 
überhaupt ſtaatlich geprüft wäre. Im Vordergrund ſteht aber bei 
der Bekl. ſelbſtverſtandlich die Tanzſtunde und etwa die Anſtands⸗ 
ſchule. Dafür iſt die Prüfung als Lehrerin oder auch als Turn⸗ 
lehrerin von ganz untergeordneter Bedeutung. Wer Tanzunterricht 
gibt und ſagt ohne Beſchränkung, er ſei ſtaatlich geprüfter Lehrer, 
von dem nimmt die Allgemeinheit auch der hier in Betracht kom⸗ 
menden Kreiſe an, er ſei in der Tanzkunſt ſtaatlich geprüft, denn 
niemand kommt auf den Gedanken, es ſolle eine Prüfung als 
Turnlehrer oder eine allgemeine Lehrerprüfung bekanntgemacht 
werden, weil dies kaum irgendwie Zugkraft hätte. Es iſt richtig, 
daß es ſtaatliche Tanzſchulen in Deutſchland nicht gibt. Leibesübungen 
ſind aber derart in den Vordergrund getreten, daß die Allgemein⸗ 
heit auch der hier in Betracht kommenden Kreiſe es durchaus für 
möglich hält, daß es auch ſtaatliche Prüfungen für die Tanzkunſt 
gibt. Auch die Eltern der hier in Betracht kommenden Schüler 
werden denken, die Bekl. und ihr Ehemann ſeien in der Tanz⸗ 
Runſt ſtaatlich geprüft, denn eine Angabe einer anderen Prüfung 
würde wenig Sinn haben; vielleicht würde ſich der eine oder andere 
ſagen, es ſei doch merkwürdig, daß es nun auch ſchon ſtaat⸗ 
liche Tanzprüfungen gäbe, aber daß eine allgemeine Lehrerprüfung 
oder auch eine Turnlehrerprüfung gemeint ſein ſolle, das kann man 
ſich beim Leſen des Proſpektes nicht denken. Die Angabe, die 
Beklagte und ihr Ehemann ſeien ſtaatlich geprüft, iſt alſo unrichtig 
i. S. der Beſt. des UnlWG., weil fie den Anſchein erwecken, es 
handele ſich um eine ſtaatliche Prüfung in der Tanzkunſt. Ebenſo 
iſt es mit den Angaben über die Diplomierung. Es mag die Bekl. 
drei Prüfungen beſtanden haben, wie ſie behauptet. Es mag auch 
richtig ſein, daß man in Kreiſen der Tanzlehrer die Urkunde über 
das Beſtehen der Prüfungen als Diplom bezeichnet. Dieſe Sprech⸗ 
weiſe iſt aber keineswegs die der Allgemeinheit. Sie drückt den 
Wunſch der Tanzlehrer nach höherer Anerkennung aus, iſt aber 
keineswegs in den Sprachgebrauch der Allgemeinheit eingedrungen. 
Auf dieſen Sprachgebrauch aber kommt es hier ganz allgemein an. 
Proſpekte pflegen ohne großes Nachdenken geleſen zu werden. Die 
Berl. will auch wie jeder Tanzlehrer zwar möglichſt in den beſten 
Kreiſen, aber zugleich möglichſt in weiten Kreiſen bekannt werden. 
Die Proſpekte werden alſo in die Hände von Perſonen mit allen 
möglichen Bildungsſtufen kommen. Selbſt bei den Höchſtgebildeten 
aber iſt oft eine große Unkenntnis auf dem Gebiete der Leibes⸗ 
übungen vorhanden. Jeder, der von einem Diplom hört, denkt 
an ein ſtaatliches Diplom. Dies hier um ſo mehr, als in der Zeile 
vorher von einer ſtaatlich geprüften Lehrerin die Rede iſt. Es kann 
der Bekl. nicht verwehrt werden, die Wahrheit in ihren Proſpekten 
zu ſagen, ſie muß es aber in einer Weiſe tun, daß jeder auch die 
Wahrheit erkennt und nicht durch außerhalb der Worte liegende, aber 


ſatz aufſtellen, daß das Unterlaſſungsverbot nicht zu einem Tun 
verpflichte oder daß ein Schadenserſatzanſpruch keinen Anſpruch 
auf Beſeitigung gebe. In Verb. m. dem Unterlaſſungsanſpruch aus 
8 1004 BGB. iſt unter faſt gleichen Vorausſetzungen der in die 
Vergangenheit wirkende, wiederherſtellende negatoriſche Be⸗ 
ſeitigungsanſpruch aus § 1004 BGB. gegeben. Während ber 
Beſeitigungsanſpruch, der nur in der Zwangsvollſtreckung geltend 
gemacht werden kann, dann vorliegt, wenn er ſich, wie Salinger: 
23.1919, 1208 ſagt, mit dem Unterlaſſungsanſpruch materiell deckt, 
iſt der ſelbſtändige in der Klage geltend zu machende Anſpruch 
auf Beſeitigung dort gerechtfertigt, wo das Beſtehenlaſſen des zur 
Zeit der Klageerhebung vorliegenden Zustandes nicht notwendig 
ein Verſtoß gegen das Benutzungsverbot iſt: etwa das Beſtehen⸗ 
laſſen einer Firma im Handelsregiſter, deren papierenes Daſein nie⸗ 
manden zu ſtören braucht. Der Unterſchied zwiſchen dieſer ſelbſtän⸗ 
digen Beſeitigungsklage und dem Beſeitigungsanſpruch als not⸗ 
wendige Folge des Unterlaſſungsurteils erhellt aus OLG. Kiel: 
Mu W. XIII, 211, wo es heißt: „Die Entfernung der Plakate kann 
der Kl. ſchon kraft ſeines Unterlaſſungsanſpruchs verlangen. Evtl. 
aber liegt ein widerrechtlicher Rechtseingriff vor, der nach Analogie 
des 8 1004 BGB. den Beſeitigungsanſpruch entſtehen läßt“ (. auch 
KG.: ZW. 1920, 444; Mu W. 27/8, 398; Callmann, UnlW.⸗ 
Komm. S. 74). Weiterhin ergibt ſich der Beſeitigungsanſpruch 
aus 8249 BGB. als Anſpruch auf Naturalherſtellung, die bei 
Nichtdurchführbarkeit vom Verurteilten durch Geldleiſtung zu er⸗ 
ſetzen iſt. Dies iſt der deliktiſche Beſeitigungsanſpruch, 
der die Erfüllung des objektiven und ſubjektiven Tatbeſtandes einer 
zum Schadenserſatz verpflichtenden Beſtimmung vorausſetzt und dem 
negatoriſchen Beſeitigungsanſpruch ebenſo entſpricht wie der delik⸗ 
tiſche Unterlaſſungsanſpruch dem negatoriſchen Unterlaſſungs⸗ 
anſpruch. RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
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trozdem zu ihnen gehörige Umſtände den wahren Worten einen 
unwahren Sinn gibt. Ob die Bekl. beabfichtigt, dieſen unwahren 
Sinn für die Leſer in den Proſpekt hineinzulegen, iſt ohne Be⸗ 
deutung, die in Betracht kommenden Kreiſe leſen aus den wört⸗ 
lich genommenen wahren Angaben unter den gegebenen Umſtänden 
etwas Unwahres heraus, und deshalb darf die Bekl. die wörtlich 
genommenen wahren Worte nicht in dieſem Zuſammenhang bringen, 
ohne hervorzugeben, welchen Sinn ſie in dieſem Zuſammenhang 
haben ſollen. 
(OLG. Celle, Urt. v. 17. Juni 1929, 3 U 69/29.) 
Mitgeteilt von RA. Otto Goldſchmidt J, Hannover. 
* 


Düſſeldorf. 

3. 81 Pat.; 5 537 BGB. Der Lizenzgeber hat für 
die Möglichkeit der gewerblichen Verwertung der Er⸗ 
findung durch den Lizenznehmer einzuſtehen. f) 

Die Parteien haben einen Lizenzvertrag am 9. Dez. 1926 ge⸗ 
ſchloſſen. Die Lizenznehmer, zu denen außer dem Kl. noch R. ge⸗ 
hört, haben die neben fortlaufenden Lizenzgebühren ausbedungene 
„einmalige Abgabe“ von 6000 % gem. Nr. 5a des Vertrages an die 
Bekl. als Lizenzgeberin bezahlt. Das den Gegenſtand der überlaſſenen 
Erfindung bildende Verfahren: „Verwendung von poröſen Sanden aus 
natürlicher oder künſtlicher Schlacke zur Verhinderung von Kohlen⸗ 
ſtaubexploſionen“ ſollte vereinbarungsgemäß in erſter Linie durch die 
Benutzung von Traßſtaub ausgebeutet werden. Zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes war die Anwendung des patentierten Verfahrens in den Berg⸗ 
werkken von der Bergbehörde vorläufig bis zum 31. März 1927 ges 
ftattet. Im März wurde dieſe Friſt bis 30. Sept. 1927 verlängert. Nach 
Ablauf auch dieſer Friſt hat die Bergbehörde keine neue Erlaubnis erteilt, 
vielmehr hat das Oberbergamt in Dortmund dem Kl. durch Schreiben 
v. 3. Okt. 1927 erklärt, daß es nicht in der Lage ſei, die Verwendung 
des poröſen Sandes gem. § 10 Ziff. 5 BergPolVO. v. 23. Dez. 1925 
als unſchädlich für die Geſundheit der Vergleute zuzulaſſen, weil die 
von dem Hygieniſchen Inſtitut der Univerſität Berlin vorgenommenen 
Verſuche ergeben hätten, daß Traßſtaub nicht als hygieniſch einwand⸗ 
frei angeſehen werden könne. 

Der Kl. hat durch Schreiben v. 19. Juni 1927 der Bekl. den 
Rücktritt vom Vertrag erklärt. Er macht geltend: Der Rücktritt 
ſei begründet, weil die Bekl. in den dem Vertragsſchluſſe voran⸗ 
gegangenen Verhandlungen ausdrücklich zugeſagt habe, daß das Traß⸗ 
material, der Gegenſtand des Lizenzvertrages, nicht geſundheits⸗ 
ſchädlich und vom Oberbergamt ohne zeitliche Beſchränkung zugelaſſen 
ſei. Zudem hafte die Bekl. aber auch ohnehin für ſolche Mängel der 
Erfindung, welche die Tauglichkeit der Erfindung zu der vertrags⸗ 
mäßigen Benutzung der Erfindung aufheben oder mindern. Schließ⸗ 
lich hätten die Parteien am 14. Juli 1927 zu Duisburg Aufhebung 
des Vertrages und Rückzahlung der 6000 % an den Kl. vereinbart. 


Zu 3. Die Entſch. verdient in ihrem Ergebnis unzweifelhaft 
Beifall. Es iſt in der Tat richtig, daß der Lizenzgeber zwar nicht für 
die gewinnbringende Verwertung, wohl aber für die Mög⸗ 
lichkeit der gewerblichen Verwertung der Erfindung durch den 
Lizenznehmer einzuſtehen hat. Im vorliegenden Falle handelt es ſich 
um ein Verfahren, betr. Anwendung von poröſem Sand aus natür⸗ 
lichen oder künſtlichen Schlacken zur Verhinderung von Kohlenſtaub⸗ 
exploſionen, ein Verfahren, deſſen Anwendung nachträglich durch die 
Oberbergbehörden unterſagt wurde, weil auf Grund maßgebender Ver⸗ 
ſuche der zuſtändigen Medizinalſtellen Traßſtaub für die Geſundheit 
der Bergarbeiter als ſchädlich befunden wurde. Das Verbot beruht 
alſo auf den Eigenſchaften der Stoffe, die nach dem geſchützten Ver⸗ 
fahren verwendet werden ſollen. 

Daß bei dieſer Sachlage der Lizenznehmer nicht am Vertrage 
feſtgehalten werden kann, läßt ſich aus den Vorſchriften des all⸗ 
gemeinen bürgerlichen Rechtes begründen. Der Lizenzvertrag hat, 
mag er als Pachtvertrag anzuſehen ſein oder nicht, mit dieſem jeden⸗ 
falls die größte rechtliche und wirtſchaftliche Ahnlichkeit. Beim 
Pachtvertrage nun wird bekanntlich bezüglich des Ertragsriſikos unter⸗ 
ſchieden wie folgt: der Pächter kann den Pachtzins nicht mindern, 
wenn der Ertrag als ſolcher, ſei es auch durch zufällige Um⸗ 
ſtände (Rebenkrankheiten, Erntemißwachs, Hagel uſw.) vermindert 
oder ausgeſchloſſen wird; wenn dagegen der Fortfall des Vertrages 
auf der Beſchaffenheit des Pachtgegenſtandes ſelbſt be⸗ 
ruht, insbeſ. darauf, daß dieſer der Ertragsfähigkeit entbehrt oder 
ſie verliert (der Weinberg wird durch einen Lavaſtrom verdeckt), ſo 
fällt auch die Pachtzinspflicht in entſprechendem Verhältniſſe fort 
(88 537, 581 BGB.). Auf den Lizenzvertrag und die feinen Gegen⸗ 
ſtand bildende Erfindung übertragen, ergibt dies: die Gefahr eines 
ſchlechten Ergebniſſes der an ſich möglichen Aus⸗ 
beutung der Erfindung trifft den Lizenznehmer; die Gefahr einer 
in der Erfindung ſelbſt begründeten Unmöglichkeit 
der Ausbeutung trifft den Lizenzgeber. Wie aber verhält es ſich hier? 
Durch das behördliche Verbot der Anwendung des patentierten Ver⸗ 
fahrens trat eine (juriftifche) Unmöglichkeit der Patentverwertung 
ein. Solche Unmöglichkeit traf nicht bloß (entſprechend dem Ertrag 
eines Pachtgutes) das mehr oder minder gewinnbringende Ergebnis 


Infolgedeſſen verlangt der Kl. mit der Klage die Rückzahlung der 
oben erwähnten 6000 % nebſt 8% Zinſen ſeit dem 1. Sept. 1927. 
Die Bekl. führt aus: Da ſie keine vertragliche Haftung übernommen 
habe, müſſe das Riſiko des Vertrages den Kl. treffen, dem bei 
Abſchluß des Vertrages die nur betagte Zulaſſung des Verfahrens 
durch die Bergbehörde bekannt geweſen ſei. 

. . . Die nunmehr zu entſcheidende Frage war die, ob die Bekl. 
für den Mangel der Erfindung haftet, der darin beſteht, daß — wie 
unſtreitig — die Anwendung des patentierten Verfahrens als geſund⸗ 
heitsſchädlich von der Bergbehörde nicht mehr geſtattet iſt. 

a) Die Haftung würde unzweifelhaft dann zu bejahen ſein, wenn 
ſie ausdrücklich im Vertrage ausbedungen worden wäre. Das iſt aber 
nicht der Fall, da der ſchriftliche Vertrag, der die Vermutung der 
Vollſtändigkeit für ſich hat, nichts darüber beſagt. Der Kl. behauptet 
denn auch ſelbſt nur, daß die Bekl. bei den dem Vertragsſchluſſe 
vorausgegangenen Verhandlungen ausdrücklich zugeſagt habe, daß das 
Traßmaterial nicht geſundheitsſchädlich und vom Oberbergamt ohne 
zeitliche Beſchränkung zugelaſſen ſei. Da dieſer Punkt in der ſchrift⸗ 
lichen Faſſung des Vertrages weggelaſſen iſt, ſo muß er als fallen 
gelaffen gelten; denn es iſt kein Grund erſichtlich, weshalb er nach dem 
Willen der Parteien trotz der Weglaſſung im ſchriftlichen Vertrage 
hätte Geltung behalten ſollen. 

b) Der Lizenzgeber haftet nun aber nach übereinſtimmender 
Auffaſſung des Schrifttums und der Rechtſprechung ohne weiteres für 
die „Brauchbarkeit“ der Erfindung. Hier erhebt ſich jedoch die 
Frage, was unter der Brauchbarkeit einer Erfindung i. S. eines 
Lizenzvertrages zu verſtehen ift. Einigkeit herrſcht in Schrift⸗ 
tum und Rechtſprechung darüber, daß hierunter nicht die Er⸗ 
ſprießlichkeit der Erfindung (die ſog. Rentabilität) zu verſtehen iſt. 
Dieſe Auffaſſung beruht auf der zutreffenden Erwägung, daß — 
mangels einer etwaigen abweichenden Vereinbarung — die Vertrags⸗ 
gegner auf Grund der allgemeinen Anſchauungen darüber einig ſind, 
daß das Riſiko für den größeren oder geringeren Erfolg der Aus⸗ 
beutung von dem Lizenznehmer zu tragen iſt. Mit dieſer negativen 
Feſtſtellung iſt aber für den vorliegenden Fall nicht viel gewonnen. 
Es kommt vielmehr auf die poſitive Seite an. Die Kommentare be⸗ 
gnügen ſich im allgemeinen mit dem Hinweis auf ihre Ausführungen 
zu § 1 PatG. über die Brauchbarkeit, die erforderlich iſt, damit über⸗ 
haupt von einer Erfindung geredet werden kann. So z. B. Iſay, 
Anm. 12 zu 8 6; Pietzcker, Anm. 22, 12 zu 8 6. Nach Iſay iſt 
unter dieſer Brauchbarkeit zu verſtehen, daß die Erfindung einen 
Zweck haben, alſo dazu beſtimmt fein müſſe, ein menſchliches Bes 
dürfnis zu befriedigen. Pietzcker holt etwas weiter aus, indem er 
in Anm. 12 ausführt: Die (verkaufte) Erfindung müfje die Auf⸗ 
gabe löſen, das Ziel erreichen, deſſen Erreichung ſie ſich vor⸗ 
geſetzt habe. Sie müſſe diejenige Wirkung haben, die die Patentſchrift 
verſpreche. Handele es ſich um eine feuerfeſte Decke, ſo müſſe die 
Decke feuerfeſt ſein, und es genüge nicht, daß ſie etwa beſonders trag⸗ 


der Ausbeutung, ſondern die Ausbeutungsfähigkeit der 
Erfindung ſelbſt (entiprechend der Ertragsfähigkeit eines Pacht⸗ 
gegenſtandes), und zwar um deswillen, weil das Verwendungsverbot 
in den Eigenſchaften des nach dem Verfahren zu gebrauchenden Stoffes, 
d.h. eben in der Beſchaffenheit der Erfindung ſelbſt begründet lag. 
Eben durch das behördliche Verbot wird der Fall jedem Zweiſel ent⸗ 
rückt. Ob aber ohne ſolches Verbot, etwa wegen der bloßen hygieniſchen 
Bedenklichkeit der Verwendung als ſolcher, von einer Ausbeutungs⸗ 
unfähigkeit geſprochen werden könnte, erſcheint nicht ſo ſicher. Das 
Gericht nimmt auch hier, unter Berufung auf ein früheres reichs⸗ 
gerichtliches Urteil, die Möglichkeit eines Rücktritts des Lizenz⸗ 
nehmers an, indem es dicſelbe durch die Rückſicht auf Treu und 
Glauben begründet. Dies wird man jedenfalls für den Fall billigen 
können, daß die Geſundheitsgefährlichkeit eine unzweifelhafte und 
nicht ganz geringfügige iſt; auch darauf wird es ankommen, ob ſie 
bei Abſchluß des Vertrages dem Lizenznehmer bekannt war oder nicht. 


Wenn dagegen das den Gegenſtand der Lizenz bildende Patent 
tatſächlich um deswillen unverwertbar würde, weil etwa das Geſtein⸗ 
ſtaubverfahren infolge Aufkommens anderer beſſerer Mittel zur Be⸗ 
kämpfung der Grubenerplofionen im Grubenbergbau nicht mehr ver⸗ 
wendet würde, ſo würde dieſe Gefahr den Lizenznehmer treffen, der 
überhaupt den Schaden trägt, wenn die ihm zur Ausbeutung über⸗ 
laſſene Erfindung infolge beſſerer Verfahren oder Erzeugniſſe keinen 
Abſatz mehr findet. Der ſchwierigſte Grenzfall aber wäre der, daß 
die Anwendung eines patentierten Verfahrens der hier vorliegenden 
Art geſundheitlich durchaus unbedenklich wäre, daß aber die zu⸗ 
ſtändigen Behörden, wozu ſie nach bergpolizeilichen Grundſätzen befugt 
ſind, den Zechen allgemein auferlegen würden, ſtatt des (an ſich ge⸗ 
eigneten) Geſteinſtaubverfahrens andere Sicherheiten gegen Kohlen⸗ 
ftauberplojionen in ihrem Betriebe zu verwenden. Hier kann mit 
gutem Grunde bezweifelt werden, ob es ſich um einen die Erfindung 
ſelbſt betreffenden Mangel der Ausbeutungsfähigkeit oder 
aber um eine nur die katſächliche Ausbeute der Erfindung 
treffende behördliche Maßregel handelt, ob alſo die Gefahr den Lizenz 
geber oder den Lizenznehmer trifft. 
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fähig ſei oder andere vorteilhafte Eigenſchaften habe. In dieſem 
Sinne ſei hier der Ausdruck Brauchbarkeit gemeint, nicht in dem 
Sinne, daß der Erfindungsgegenſtand nützlich ſei, ein ſoziales Be⸗ 
durfnis erfülle; letzteres zu beurteilen, ſei eigene Sache des Käufers 
oder Lizenznehmers. Im übrigen ſei der Grad der Brauchbarkeit 
nach dem Weſen der Erfindung zu bemeſſen. 

Alles das wird indeſſen dem Weſen des Lizenzvertrages nicht 
voll gerecht. Die Grundlage der Gewährleiſtungspflicht des Lizenz⸗ 
gebers für den Mangel der Brauchbarkeit einer Erfindung bildet viel⸗ 
mehr der ſiungemäß heranzuziehende 8537 BGB. (vgl. IJ ſay, 
Anm. 12 zu 8 6). Nach dieſer Geſetzesvorſchrift kommt als zu ver⸗ 
tretender Mangel jeder Fehler in Betracht, der die Tauglichkeit der 
Erfindung zu dem vertragsmäßigen Gebrauch der Erfindung aufhebt 
oder mindert. Der vertragsmäßige Gebrauch der Erfindung i. S. des 
Lizenzvertrages iſt aber die gewerbliche Ausbeutung der Erfindung im 
Rahmen des § 4 Pat., ſei es, daß das Erſundene als Erzeugnis oder 
als Arbeitsmittel in einem techniſchen Gewerbe verwertet wird. Wenn 
der Lizenzvertrag überhaupt einen vernünftigen Sinn haben ſoll, 
ſo muß demnach wenigſtens die Möglichkeit der gewerblichen 
Ausbeutung im vorbezeichneten Rahmen beſtehen, wenn auch nach dem 
oben Geſagten die Erſprießlichkeit, alſo das mehr oder weniger gute 
Ergebnis der Ausbeutung, hier außer Betracht zu bleiben hat, da 
inſoweit nach einer auf allgemeiner Erfahrung begründeten Norm 
das Riſiko trifft und der Vertrag inſoweit ein gewagter iſt. Dafür, 
daß das Riſiko auch in Betreff der Möglichkeit der Ausbeutung 
überhaupt von dem Lizenznehmer getragen werden ſoll, beſteht, wo 
der Vertrag ſelbſt oder die Umſtände hierüber nichts beſagten, nicht 
der geringſte Anhalt; denn es kann nicht angenommen werden, daß 
irgendwer gewillt ſein würde, für eine Erfindung, bei der nicht einmal 
die Möglichkeit der Ausbeutung gegeben iſt, eine Aufwendung zu 
machen. 

Hiernach haftet der Lizenzgeber nicht dafür, daß die Erfindung 
bei der Ausbeutung mehr oder weniger gut einſchlägt, wohl aber 
dafür, daß ſie nicht mit Fehlern behaftet iſt, die ſo erheblich ſind, daß 
fie die Ausbeutbarkeit der Erfindung unmöglich machen (vgl. hierzu 
auch die analogen Entſcheidungen RG. 87, 2771) und 89, 208 2. 
Dieſer Geſichtspunkt muß nach der Auffaſſung des Senats als 
die allgemeine Regel angeſehen werden, die nur durch eine aus⸗ 
drückliche abweichende Vertragsbeſtimmung (ein ſchwerlich vorkommender 
Fall) durchbrochen werden könnte. 

Nun ſagt freilich das RG. in der von Pietzckher (Anm. 12 zu 
8 6) angeführten Entſcheidung RG. 106, 366: „Der Lizenzgeber haftet 
zwar für die techniſche Ausführbarkeit der patentierten Erfindung, alſo 
für den Mangel der Erfindung ſelbſt, nicht aber für die gewerbliche 
Verwertbarkeit („im uneigenklichen Sinne“, wie Pießcher fagt, 
wobei er als „eigentlichen“ denjenigen des $1 PatG. meint), aljo 
für die Möglichkeit, die Erfindung nutzbringend auszubeuten.“ — 
Dieſe Ausführung des NG. ſteht nur ſcheinbar im Widerſpruch zu 
der oben dargelegten Anſicht des Senats. In dem aus der Entſch⸗ 
des RG. angeführten Satze liegt der Ton auf „nutzbringend“. Das 
NG. verneint auch hier alſo nur wieder die Haftung des Lizenzgebers 
für die gewinnbringende Ausbeutbarkeit der Erfindung, alſo für die 
Erſprießlichkeit. 

In dem vorliegenden Falle ſchließt nun die inzwiſchen von be⸗ 
hördlicher Seite feſtgeſtellte Geſundheitsſchädlichkeit des Verfahrens 
deſſen Ausbeutbarkeit gänzlich aus. Auch ohne behördliches Verbot 
würde kein Unternehmer die Anwendung des Verfahrens in ſeinem 
Betriebe mehr verantworten können. Infolgedeſſen iſt das Verfahren 
und die Lizenz jetzt völlig wertlos, ja das Patent dürfte der Nichtig⸗ 
keitsklage unterliegen, weil zugleich die gewerbliche Verwertbarkeit 
i. S. des 81 PatG. fehlt. 

Wenn auch die Grundlagen des Mangels ſchon bei Abſchluß 
des Lizenzvertrages vorhanden waren inſofern, als die Geſundheits⸗ 
ſchädlichkeit des Verfahrens von vornherein beſtand, fo wurde doch 
die Ausbeutbarkeit ſelbſt erſt durch die Aufdeckung der Geſundheits⸗ 
ſchädlichkeit bei den ſpäteren Unterſuchungen des Hygieniſchen In⸗ 
ſtitutes der Univerſität Berlin und durch die Nichterneuerung der Ge⸗ 
ſtattung des Verfahrens durch die Bergbehörde beiſeitigt. Bis dahin 
ſtand der Ausbeutbarkeit tatſächlich nichts im Wege. Der maßgebliche 
Zeitpunkt für den Eintritt des Mangels iſt alſo der Ablauf der 
Geſtattungsfriſt am 30. Sept. 1927. Bis dahin konnten die Lizenz⸗ 
nehmer das Patent ausbeuten. — 

Die von der Bell. behauptete, vom Kl. beſtrittene Tatſache, daß 
den Lizenznehmern bei Abſchluß des Vertrages bekannt war, daß die 
Bergbehörde die Anwendung des Verfahrens in den Bergwerken nur 
betagt geſtattet hatte, würde zutreffendenfalls noch nicht den Schluß 
rechtfertigen, daß die Lizenznehmer das Nifiko für eine etwaige 
Nichtverlängerung der Geſtattung hätten übernehmen wollen und daß 
die von Rechts wegen beſtehende Haftung der Bekl. Hätte aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollen; denn es erhellt nirgends, daß die Vertrags⸗ 
gegner mit der Nichtverlängerung ernſtlich gerechnet hätten. Ebenſo⸗ 
wenig geſtattet die Höhe der Lizenzgebühren, zu denen auch, worauf 
noch einzugehen ſein wird, entgegen der Meinung des LG. die „ein⸗ 
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malige Abgabe“ von 6000.46 gehört, einen Rückſchluß in dieſer 
Richtung. Mangels einer ausdrücklichen Vertragsbeſtimmung, welche 
die Haftung der Bell. für die Möglichkeit der Ausbeutung aus⸗ 
ſchließt, hat alſo die Bekl. für dieſe Möglichkeit zu haften. 

Hieraus folgt in ſinngemäßer Anwendung des 8537 BGB., daß 
die Lizenznehmer für die Zeit, während deren die Möglichkeit der 
Ausbeutung aufgehoben iſt, d. h. ſeit dem 1. Okt. 1927, von der 
Entrichtung der Lizenzgebühren befreit find. 

Zu demſelben Ergebniſſe gelangt der von dem RG. in ſeinem 
Urt. v. 20. Mai 1925 (L 484/24) eingeſchlagene Weg. In dem dort 
behandelten, ſehr ähnlich liegendem Falle hat die beklagte Lizenz⸗ 
nehmerin ebenfalls den Rücktritt vom Vertrage erklärt. Das BG. 
hatte ausgeführt: Der Vertrag ſei ein äußerſt gewagtes Geſchäft. 
Sache der Bekl. ſei es geweſen, vor dem Vertragsſchluſſe die Aus» 
ſichten der auszubeutenden Erfindung nach der wiſſenſchaftlichen wie 
nach der geldlichen Seite zu überlegen. Habe ſie den Vertrag einmal 
abgeſchloſſen, ſo könne ſie ſich nicht darauf berufen, daß die Er⸗ 
findung nicht wertvoll ſei oder nichts einbringe; auch nicht darauf, 
daß das Verfahren des Kl. das Leben der danach Behandelten ge⸗ 
fährde. — 

Hierzu ſagt das RG.: „Wider dieſe Begründung liegen, ſoweit 
ſie die Lebensgefährlichkeit des den Vertragsgegenſtand bil⸗ 
denden Verfahrens betrifft, rechtliche Bedenken vor. Hätte die Bell. 
ſich überzeugt, daß das Verfahren des Kl. das Leben der danach Be⸗ 
handelten gefährde, fo wäre ihr nach Treu und Glauben nicht zu⸗ 
zumuten geweſen, weiter am Vertrage feſtzuhalten (88 138, 157, 133 
verbunden mit 8 826 BGB.).“ — 

Geſteht das RG. damit dem Lizenznehmer auch kein eigentliches 
Rücktrittsrecht zu, ſondern nur das Recht, ſich vom Vertrage los⸗ 
zuſagen oder den Vertrag aufzuheben, fo führen die vom RG. ans 
gezogenen Geſichtspunkte für den vorliegenden Fall doch ebenfalls 
dazu, daß die Bekl. die im voraus enipfangenen Lizenzgebühren für 
die Zeit nach Eintritt der Erkenntnis der Geſundheitsſchädlichkeit des 
Verfahrens und der damit verbundenen Unmöglichkeit, das Verfahren 
weiter auszubeuten, zurückzuerſtatten hat. 


(Os G. Düſſeldorf, Entſch. v. 1. Mai 1929, 2 U 228/28.) 
Mitgeteilt von RA. Wenderoth, Düſſeldorf. 
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4. SI UnlWG. Unlauterer Wettbewerb durch Auf- 
ſuchen der Kundſchaft des Konkurrenten. f) 

Der Antragſteller iſt Milchhändler. Der Antragsgegner zu 1 
war bis zum 8. Jan. 1929 bei ihm als Milchfuhrmann tätig und 
bediente in dieſer Eigenſchaft die Kundſchaft des Antragſtellers. Am 
8. Jan. 1929 gab er ſeine Stellung bei dem Antragſteller in der Ab⸗ 
ſicht auf, ſich ſelbſtändig zu machen. Zu dieſem Zweck bedurfte er 
nach 8 1 Pol VO. des Bürgermeiſters der Stadt W. v. 11. Juni 1928 
(über Einführung der Erlaubnispflicht zum Handel mit Vollmilch, 
Magermilch und Sahne) einer beſonderen Erlaubnis, deren Er⸗ 
teilung er auch beantragte. Um den Milchhandel auch ſchon bis zur 
Erteilung der Erlaubnis ausüben zu können, ſchloß er mit der An⸗ 
tragsgegnerin zu 2, welche die Erlaubnis zum Milchhandel beſitzt, 
einen Anſtellungsvertrag. Dieſer Vertrag ſollte jedoch nur bis zur 
Erteilung der Erlaubnis gelten und mit der Erteilung oder Ab⸗ 

Zu 4. Guter Wille des Gerichts, zu helfen im Kampf gegen 
unlauteren Wettbewerb, leitet in ſolchem Maße die Begründung des 
Beſchluſſes, daß man die Abwägung des Für und Wider — vor 
allem bezüglich der Herausbildung allgemeinerer Sätze — in leiden⸗ 
ſchaftsloſerer Darſtellung vermißt. 

Der Milchfuhrmann gibt feine Stellung beim Antragſteller auf. 
Er treibt Milchhandel — wie wir der Einfachheit halber zunächſt 
unterſtellen wollen — im eigenen Namen. Soweit er den Kunden 
des Antragſtellers Milch in die wie üblich bereitgeſtellten Kannen 
gießt, ohne ſie zu befragen, ob ſie die Milch in Zukunft von ihm 
wünſchen, begeht er unlauteren Wettbewerb. Das wird niemand 
beſtreiten. Es iſt von ihm nach Lage der Sache nicht nur ein 
Negatives: Vermeidung beſonderer Irrführung, ſondern poſitiv: 
ein unmißverſtändlicher Hinweis darauf, daß er nicht mehr als 
Angeſtellter des Antragſtellers, ſondern als ſelbſtändiger Milch⸗ 
händler liefert, zu verlangen. Den Glauben der Kundſchaft, ſie 
erhalte noch Milch von ihrem alten Lieferanten, und damit die 
Werbekraft dieſes Unternehmens, darf er keinesfalls verwerten. 

Eine andere Frage iſt es, ob es ihm verwehrt ſein kann, die 
früher von ihm als Angeſtellten belieferten Kunden zu fragen, ob ſie 
die Milch künftig von ihm ſelbſt zu beziehen wünſchen. Zugegeben, 
daß eine ſyſtematiſche Bearbeitung der Kundſchaft — im Gegen⸗ 
ſatz zu gelegentlichen Hinweiſen auf feine Selbſtändigmachung —, 
ſolange er noch Angeſtellter iſt, wider ſeine Treupflicht verſtößt 
(übrigens iſt der Milchfuhrmann nicht Handlungs⸗, ſondern Gewerbe⸗ 
gehilſe, jo daß die Verweiſung des Gerichts auf 8 60 HGB. fehl⸗ 
geht) und die entſprechende Handlung denn auch — im Rahmen des 
Ganzen geſehen — als unlauterer Wettbewerb aufgefaßt werden 
kann: für die Bearbeitung der Kundſchaft nach Ausſcheiden aus dem 
Betrieb des Antragſtellers kann das gleiche nicht ohne weiteres 
gelten. Eine planmäßige Vorbereitung zwar — etwa durch Abſchreiben 
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lehnung hinfällig werden. Die Antragsgegnerin zu 2 verkauft ihre 
Produkte nicht an Privatkundſchaft, ſondern nur an Händler und 
Wiederverkäufer. Der Antragsgegner zu 1 hat nun vor und nach 
ſeinem Ausſcheiden aus den Dienſten des Antragſtellers planmäßig 
auf deſſen Kundſchaft dahin eingewirkt, die Milch in Zukunft bei 
ihm zu kaufen. Am 18. Jan. 1929 fuhr er zum erſtenmal für eigene 
Rechnung rund und belieferte hierbei ca. 50% der Kundſchaft des 
Antragſtellers, zum Teil in der Weiſe, daß er einfach ſeine Milch 
in die von der Kundſchaft für den Antragſteller ausgeſtellten 
Töpfe füllte. 

Der Ankragſteller hat den Erlaß einer EinſtwVerf. folgenden 
Inhalts beantragt: 

1. dem Ankragsgegner zu 1 wird verboten, die Kundſchaft des 
Antragſtellers ohne beſondere Beſtellung zum Zwecke der Milch⸗ 
lieferung aufzuſuchen und weiter als „Angeſtellter“ der Antragsgegne⸗ 
rin zu 2 Milch an die Kundſchaft des Antragſtellers zu verkaufen; 

2. der Antragsgegnerin zu 2 wird verboten, dem Antrags⸗ 
gegner zu 1 als ihrem „Angeſtellten“ Milch zum Weiterverkauf 
an die Kundſchaft des Antragſtellers zu liefern; 

3. den Antragsgegnern zu 1 u. 2 wird für jeden Fall der Zu⸗ 
widerhandlung gegen dieſe Anordnung eine Geldſtrafe bis zu 
1000 RıAt, eine Haftſtrafe bis zu ſechs Monaten angedroht. 

Das LG. hat dieſen Antrag mit der Begründung abgewieſen, 
daß ein Verbot in der vom Antragſteller begehrten Form zu weit⸗ 
gehend ſei und mit der durch die RVerf. garantierten Gewerbe⸗ 
freiheit in Widerſpruch ſtände. Auf die von dem Antragſteller ein⸗ 
gelegte Beſchwerde hat das LG., ſoweit durch den angefochtenen Be⸗ 
ſchluß der Erlaß der beantragten Verfügung gegen den Antrags- 
gegner zu 1 abgelehnt worden iſt, die mündliche Verhandlung über 
die Beſchwerde angeordnet, im übrigen aber die Sache dem Beſchwöh. 
zur Entſch. über die Beſchwerde vorgelegt. 

Die Beſchwerde iſt formgerecht eingelegt, ſie iſt auch im vollen 
Umfange begründet. 

Soweit ſich das LG. die endgültige Entſch. vorbehalten hat, 
iſt der Beſchluß unzuläſſig. Jas LG. iſt nach 8 571 3PO. zwar 
berechtigt und verpflichtet, den Inhalt der Beſchwerde zu prüfen 
und ihr notfalls abzuhelfen. Es iſt aber nicht berechtigt, einer⸗ 
ſeits mündliche Verhandlung über die Beſchwerde anzuordnen, da 
in dieſem Falle eine Entſch. durch Urteil ergehen müßte (8 922), 
womit das Beſchwerderecht des Antragſtellers illuſoriſch würde 
(vgl. RG.: Recht 1906 Nr. 1987; OLG. Karlsruhe: OG Rſpr. 
131, 175; Stein, 13. Aufl., 8 571 J Abſ. 2; Stern, Arreſt und 
EinſtwVerf., Berlin 1912, S. 53). Das Behind. iſt an dieſen 
unzuläſſigen Beſchluß nicht gebunden und daher zur Entſch. über die 
Beſchw. in ihrem ganzen Umfange berechtigt. 

2. Der Antragsgegner zu 1 hat durch ſein Verhalten gegen die 
guten Sitten verſtoßen. Es iſt zwar grundſätzlich davon auszu⸗ 
gehen, daß ein freier Wettbewerb erlaubt und durch ihn hervor⸗ 
gerufene Schäden nicht geeignet ſind, einen Unterlaſſungsauſpruch 
gegen den Schädiger zu begründen. Dieſer Grundſatz findet aber 
ſeine Grenzen bei denjenigen Handlungen, die gegen des Anſtands⸗ 


der Kundenliſten — macht die Handlung zur unlauteren; im übrigen 
darf aber der Grundſatz nicht außer acht gelaſſen werden: was dem 
Gehilfen in Erinnerung blieb, das mag er für ſeinen eigenen 
Geſchäftsbetrieb verwerten. 

Das Bedeuklichſte an der Begründung des Beſchluſſes iſt 
das folgende: Der Milchfuhrmann hat die Erlaubnis zum ſelb⸗ 
ftändigen Milchhandel nicht erhalten, die er auf Grund ortspolizei⸗ 
licher Vorſchrift (ergangen auf Grundlage der RGeſ. über die Rege⸗ 
lung des Verkehrs mit Milch v. 23. Dez. 1926 und 24. März 1928) 
bedurfte. Die Zuwiderhandlung gegen das — bis zu erteilter Er⸗ 
laubnis beſtehende und durch § 3 des zit. Gef. unter Strafdrohung 
geſtellte — Verbot ſoll zugleich einen Verſtoß gegen die guten Sitten 
i. S. 81 UnlWG. enthalten, oder jedenfalls die allgemeine An⸗ 
nahme, daß der Milchfuhrmann wettbewerbsrechtlich gegen die 
guten Sitten verſtoßen habe, beſtärken. Der Satz gibt zu erheblichen 
Bedenken Anlaß. Das OLG. beruft ſich auf eine Entſch. des RG. 
(JW. 1927, 2288), um zu belegen, daß der Verſtoß gegen eine poli⸗ 
zeiliche Vorſchrift zugleich ſittenwidrig ſei, wenn es ſich hierbei um 
eine Mißachtung des geſundheitspolizeilichen Schutzes handle. Bei 
der angeführten Entſch. geht es nicht um eine Frage des Wett⸗ 
bewerbsrechts; es war geklagt aus Verkauf von Kokain gegen einen 
ausländiſchen Käufer; letzterer wandte ein, der Vertrag verſtoße gegen 
die guten Sitten: der Verkäufer habe unter Mißachtung der Vor⸗ 
ſchriften über Einfuhrverbote geliefert. Das NG. hielt den Ein⸗ 
wand für durchgreifend, falls das Einfuhrverbot geſundheitspolizei⸗ 
liche und nicht nur handelspolitiſche Zwecke verfolge. Fraglich mag 
ſchon fein, ob das RG. den aus Anlaß der Umgehung von Einfuhr⸗ 
vorſchriften über Kokain ausgeſprochenen Satz verallgemeinert auf 
alle Vorſchriften geſundheitspolizeilicher Art angewandt wiſſen will. 
Jedenfalls beſteht aber ein weſentlicher Unterſchied in der Beurteilung 
der Frage, ob ein Kaufvertrag wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten nichtig iſt oder ob ein Sittenverſtoß i. S. des UnlWG. 
vorliegt. Mag das öffentliche Intereſſe an der Geſundheitspflege 
Anlaß dazu ſein, Kaufverträge, deren Erfüllung unter Umgehung 


gefühl aller billig und gerecht Denkenden verſtoßen. Die Hand⸗ 
lungsweiſe des Antragsgegners zu 1 bleibt nicht im Rahmen der 
erlaubten Grenzen. Auch zu der Zeit, als er in Dienſten des An⸗ 
tragſtellers war, hat der Antragsgegner zu 1 bereits die Kunden 
dahin bearbeitet, in Zukunft die Milch bei ihm zu kaufen; er habe 
dieſes Verhalten nach ſeiner Entlaſſung fortgeſetzt und die bei dem 
Antragſteller erworbene Kenntnis von deſſen Kundenkreis benutzt, 
um in erſter Linie dieſe Kunden wegzufangen. Er hat dann auch 
gleich bei ſeiner erſten Rundfahrt die Kunden des Antragſtellers be⸗ 
ſucht und ihm die Hälfte abſpenſtig gemacht, teilweiſe dadurch, daß 
er einfach ſeine Milch in die für den Antragſteller ausgeſtellten 
Töpfe füllte. Durch die Geſamtheit dieſer Handlungen, die eine 
ſyſtematiſche Schädigung des Antragſtellers mit Mitteln jeder Art 
erkennen laſſen, hat der Antragsgegner zu 1 nicht nur gegen die 
aus dem Dienſtverhältnis ſich ergebende Treupflicht, wie fie im 
§ 60 HGB. ausdrücklich erkannt iſt, verſtoßen, ſein Verhalten iſt 
auch unſittlich, weil er ſich nicht darauf beſchränkt hat, im freien 
Wettbewerb mit zuläſſigen Mitteln Kunden zu werben. Damit iſt 
der Antragsgegner ſowohl gegen $ 1 UnlWG. wie auch gegen $ 826 
BGB. verſtoßen. 

Der Antragsgegner zu 1 hat ferner aber auch gegen § 1 Pol⸗ 
VO. v. 4. Juni 1928 gefehlt. Der Anſtellungsvertrag mit der An⸗ 
tragsgegnerin zu 2 iſt, als lediglich zum Zwecke Umgehung eines 
geſetzlichen Verbots geſchloſſen, nach 8 134 BGB. nichtig. Der 
Antragsgegner zu 1 hätte daher trotz dieſes Vertrages einer Er⸗ 
laubnis zum Handel mit Milch bedurft. Ein ſolcher Verſtoß gegen 
eine polizeiliche Vorſchrift iſt aber zugleich ſittenwidrig, weil es 
ſich hierbei um eine Mißachtung des geſundheitspolizeilichen Schutzes 
handelt (vgl. RG. 77, 2202); R.: JW. 1927, 2288). Um jo mehr 
muß das ganze Verhalten des Antragsgegners als ein unlauterer 
Wettbewerb mit ſittenwidrigen Mitteln angeſehen werden. 

3. Die Antragsgegnerin zu 2 hat dadurch, daß ſie mit dem 
Antragsgegner zu 1 den Scheinanſtellungsvertrag abſchloß, das 
ſittenwidrige Verhalten desſelben ermöglicht und ſich an ſeiner 
Handlungsweiſe beteiligt. Sie wußte beim Abſchluß des Vertrages, 
daß es nur ein Scheinvertrag zum Zwecke der Umgehung des 8 1 
Pol VO. v. 11. Juni 1928 war, ihr war daher auch bekannt, daß 
der Antragsgegner zu 1 ſich ſubjektiv einer Verbotsübertretung 
ſchuldig machte. Das genügt aber, um die Antragsgegnerin zu 2 
als Gehilfin des Antragsgegners zu 1 auf Unterlaſſung haften zu 
laſſen, da ſie im bewußten und gewollten Zuſammenwirken mit 
dem Handelnden tätig war (vgl. RG. 99, 94; Roſenthal S. 42). 
Weiter iſt ihr aber durch die Verhandlung des Antragſtellers mit 
ihrem Geſchäftsführer H. bekannt geworden, daß der Antragsgegner 
zu 1 in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Art in die 
Kundſchaft des Antragſtellers eingebrochen war. Wenn ſie trotzdem 
den Anſtellungsvertrag mit dem Antragsgegner zu 1 fortbeſtehen 
läßt, um ſich, wie ſie erklärte, einen Abnehmer zu ſichern, und 
weiterhin Milch liefert, ſo nutzt ſie damit die rechtswidrige Handlung 
des Antragsgegners zu 1 aus, um ſich einen Vorteil zu ſichern. 
Der Unterlaſſungsanſpruch iſt daher nach 8 1 UnlWG. und $ 826 
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der Geſetze verſucht wird, für nichtig zu erklären, ſo kann doch 
keine Rede davon ſein, daß gleichzeitig und ſtets unlauterer Wett⸗ 
bewerb vorliege. Es iſt ein Angriff auf die Mitbewerber nötig; 
ein Angriff, der nicht bloß darin liegen darf, daß überhaupt ein 
weiteres Geſchäft betrieben, überhaupt Wettbewerbshandlungen vor⸗ 
genommen werden. Ich halte es für denkbar, daß etwa folgendes 
in der Richtung der gegenwärtigen Auffaſſung vom unlauteren 
Wettbewerb liegt: wir halten u. U. die Ausnutzung der Vertrags⸗ 
treue der Erwerbsgenoſſen für unlauteren Wettbewerb; das Unter⸗ 
bieten der Konkurrenten, das durch Verletzung allgemein verbind⸗ 
licher Tarifverträge erreicht wird, iſt ſittenwidrig i. S. des Unl⸗ 
WG. (JW. 1927, 1636). Man mag im gleichen Sinne eine Aus⸗ 
nutzung der Geſetzestreue der Mitbewerber verwerfen: das Unter⸗ 
bieten der Konkurrenten, das möglich wird dadurch, daß geſund⸗ 
heitspolizeiliche Vorſchriften nicht eingehalten werden, kann in 
Fortbildung des ausgeſprochenen Grundſatzes als unlauterer Wett⸗ 
bewerb betrachtet werden. Das mag gelten insbeſ. in Fällen, wo 
die Einhaltung geſundheitspolizeilicher Vorſchriften die Errichtung 
koftfpieliger Anlagen vorausſetzt, und der Umſtand, daß die Ver⸗ 
letzung der ortspolizeilichen Vorſchriften gleichzeitig unter Strafe 
geſtellt ift, ſteht nach Abkehr der übrigen ZivSen. des NÖ. von der 
Rſpr. des früheren 6. Sen. einer Zivilklage nicht entgegen. Von 
ſolcher Lagerung des Falls iſt aber keine Rede. Die Übernahme 
der Sätze der angeführten Entſch. des RG. hat — mangels näheren 
Eingehens auf ihren Sinn und die Grenzen ihrer Berechtigung — 
fehlgeführt. 

So ſteht die Begründung des Beſchluſſes unter unglückliche 
Zeichen; das hat zur Folge, daß der Tatbeſtand in dem, was uns 
weſentlich erſchien, nicht genügend geklärt it. Es muß daher offen 
bleiben, ob das ausgeſprochene weitgehende Verbot durch die Sach⸗ 
lage gerechtfertigt wird. Insbeſ. aber erſcheint die Verurteilung 
der Antragsgegnerin zu 2 in ihrer Berechtigung zweifelhaft. Sie 
hatte — wie man unterſtellen mag — den Milchfuhrmann, der die 
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BGB. auch gegen die Antragsgegnerin zu 2 begründet, und da die 
Veſorgnis der Wiederholung ſortbeſteht, auch Grund zum Erlaß 
einer EinſtwVerf. gegen die Antragsgegnerin zu 2 gegeben. 
Nach § 938 ZPO. hat das BeſchwG. nach freiem Ermeſſen die 
Anordnungen zu treffen, die zur Erreichung des erſtrebten Zieles 
erforderlich ſind. Ihre Grenzen finden dieſe Anordnungen in dem 
zu ſichernden Anſpruch. Mit Rückſicht hierauf erſchien der Erlaß 
der EinſtwVerf. in der erkannten Faſſung gerechtfertigt. Da das 
Vorgehen der Antragsgegner der Kundſchaft des Antragſtellers 
gegenüber in feiner Geſamtheit unzuläſſig erſcheint, ohne daß 
einzelne Fälle des berechtigten und des unberechtigten Wettbewerbes 
unterſchieden werden, war vor Lieferung des Antragſtellers die 
Belieferung ſeiner Kunden im weiteſten Umfange zu verbieten. 


(OLG. Düſſeldorf, Beſchl. v. 14. Febr. 1929, 6 W 16/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Richard Roſenthal, Duisburg. 
* 


Köln. 

5. 8 3 UnlWG. Unrichtige Angaben durch Ver- 
ſchweigen der Tatſache, daß der Abſchluß eines an⸗ 
gebotenen Darlehnsgeſchäftes von dem Abſchluß eines 
Lebensverſicherungsvertrages abhängig gemacht wird. f) 

Nach 8 3 UnlWG. kann auf Unterlaſſung in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, wer in öffentlichen Bekanntmachungen oder in 
Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen be⸗ 
ſtimmt ſind, über geſchäftliche Verhältniſſe unrichtige Angaben 
macht, die geeignet And, den Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots hervorzurufen. Unſtreitig iſt der Antragsgegner M. W. 
Agent der „X.“ Verſicherungs⸗AktG. in B. und ſchließt für dieſe 
Geſellſchaft Lebensverſicherungsverträge ab. Er gibt auch Bar⸗ 
kredite an Feſtangeſtellte und Beamte. In den Tageszeitungen 
läßt er in die Augen fallende Anzeigen folgenden Wortlauts er⸗ 
ſcheinen: „Barkredite an Feſtangeſtellte und Beamte. M. W. (folgt 
Wohnort, Straße und Hausnummer). Den Inkereſſenten, welche 
ſich auf dieſe Anzeigen melden, werden dann die ſich aus einem 
vorgelegten gedruckten Rundſchreiben des Antragsgegners ſich er⸗ 
gebenden Geſchäftsbedingungen bekanntgegeben: 

J. Höhe des Darlehns bis zum doppelten Monatsgehalt; 
II. Verzinſung 9% pro Jahr; III. Auszahlung ohne Abzug irgend⸗ 
welcher Bereitſtellungsproviſion innerhalb Wochenfriſt nach end⸗ 
55 0 Antragſtellung; IV. Rückzahlung in etwa 10—12 Monaten; 
V. Sicherheit: 1. Deponierung einer durch Antragsgegner 
bei einer erſtklaſſigen deutſchen Verſicherungsgeſellſchaft abzu⸗ 
ſchließenden Lebens verſicherungspolice; 2. Gehalt 
und Mobiliar. 

Aus der eidesſtattlichen Verſicherung des Teilhabers H. E. 
des Antragsgegners v. 21. Juni 1928 ergibt ſich, daß die Be⸗ 
willigung eines Darlehns in jedem Falle von dem Abſchluß einer 
Lebensverſicherung in Höhe des zehnfachen Betrages der Darlehns⸗ 
ſumme abhängig iſt. Es kann nun dahingeſtellt ſein, ob ſolche Ge⸗ 
ſchäfte, wie der Antragsgegner ſie betreibt, nämlich bei denen die 
Gewährung eines Darlehns in geringer Höhe mit dem Abſchluſſe 
einer langjährigen Lebensverſicherung nokwendig verknüpft wird, 
gegen die guten Sitten verſtoßen. In einem im „Wirtſchaftlichen 
Ratgeber“ 1928, 712 Nr. 34 abgedr. Gutachten der Berliner 
Handelskammer iſt ganz allgemein geſagt, daß ſolche Geſchäfte in 
den beteiligten kaufmänniſchen Kreiſen als ſittenwidrig betrachtet 
werden. Vorliegend handelt es ſich aber lediglich um die Frage, ob 


polizeiliche Erlaubnis noch nicht zu erlangen vermochte, als An⸗ 
geſtellten verpflichtet — ein Geſchäft, hinter dem ſich in Wahrheit 
die Beziehung zwiſchen Lieferant und Abnehmer verbarg. Das 
mochte Anlaß zum Einſchreiten der Verwaltungsbehörde, wie zu 
ſtrafgerichtlichem Vorgehen geben; unlauterer Wettbewerb gegen den 
Antragſteller vermag es nicht zu begründen. Hält man ferner an 
der zuvor gemachten Unterſtellung feſt, daß in Wahrheit der frühere 
Fuhrmann nicht Angeſtellter der Antragsgegnerin zu 2, ſondern 
ſelbſtändiger Gewerbetreibender iſt, jo begeht fie keinen unlauteren 
Wettbewerb, wenn ſie dieſen Abnehmer weiter beliefert, ſelbſt wenn 
ſie Kenntnis von deſſen Verhalten gegenüber ſeinen Kunden hat. 
Prof. Dr. Eugen Ulmer, Roſtock. 


Zu 5. Der Entſcheidung iſt im Ergebnis zuzuſtimmen; auch in 
faſt allen Sätzen der Begründung. Es kommt in ſolchen Fällen 
nicht auf eine Einzelheit an, ſondern darauf, ob die Geſamt⸗ 
heit der einzelnen Merkmale eine Handlungsweiſe als 
unſittlich bzw. gegen die guten Sitten verſtoßend erſcheinen läßt. 

Die Rſpr. des RG. iſt darin bekanntlich ſtreng. Das RG. hat 
z. B. in der bekannten Entſch. v. 12. April 1927 (JW. 1927, 
1637, 2366) das Verhalten des Unternehmers als unſittlich an⸗ 
geſehen, der ſeine Angeſtellten erheblich unter den Sätzen des Tar⸗ 
Vertr. entlohnte und deshalb ſeine Leiſtungen billiger anbot. Auf 
der gleichen Linie liegt auch das ſog. Duden-lkteil des NG. v 
26. Okt. 1928 (JW. 1929, 249, 1218), wo es als ſittenwidrig 
angeſehen wird, daß ein gegenüber dem Verlage nicht gebundener 
Wirtſchaftsverein, unter planmäßiger Ausnutzung des Vertrags⸗ 
bruches ſeines durch Reverſe gebundenen Lieferanten, an ſeine 
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die von dem Antragsgegner gemachte Reklame unlauter i. S. des 
Unl WG. ill. Das hängt gem. 83 a. a. O. davon ab, ob un⸗ 
richtige Angaben gemacht ſind, die den Anſchein eines beſonders 
günſtigen Angebots hervorzurufen geeignet ſind. Die Unrichtig⸗ 
keiten in den Ankündigungen des Antragsgegners erblickt die An⸗ 
tragſtellerin darin, daß er verſchweigt, daß die Hingabe von Dar⸗ 
lehen den Abſchluß einer Lebensverſicherung zur Bedingung hat. 
Wenn nun auch bei einer kurzen Geſchäftsanzeige, wie ſie der An⸗ 
tragsgegner gebraucht, im allgemeinen nicht alle Bedingungen des 
Geſchäftsabſchluſſes im einzelnen aufgeführt zu werden brauchen, 
ſo ſchließt doch die bloß abſtrakte Richtigkeit der Angaben nicht 
aus, daß ſie falſch ſind, denn nicht der Wortlaut entſcheidet, ſon⸗ 
dern der Sinn. So find ſolche an ſich abftrakt richtigen Angaben 
namentlich dann als unrichtig i. S. des Geſetzes zu erachten, wenn 
durch Verſchleierung bzw. Unterdrückung wichtiger Beſtandteile eine 
Irreführung des in Frage kommenden Publikums bewirkt wird. 
Dies trifft aber vorliegend zu, denn die vom Antragsgegner ver⸗ 
öffentlichten Anzeigen erwecken in der oben bezeichneten Form beim 
Publikum die Vorſtellung, als ob der Antragsgegner die ange⸗ 
kündigten Darlehen gegen Zinſen, Unkoſtenvergütung und Sicher⸗ 
heit ebenſo wie andere Kreditinſtitute gebe, während in Wirklich⸗ 
keit gegenüber der Gewährung des geringen Darlehns der Abſchluß 
der Lebensverſicherung durch den Antragsgegner als Agent ſeiner 
Geſellſchaft die Hauptſache iſt. Wo aber in einer Reklame un⸗ 
richtige Angaben gemacht werden, da ſind dieſe im Regelfall auch 
geeignet, den Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots hervor⸗ 
zurufen. Der Zwech des Vorgehens des Antragsgegners iſt ohne 
weiteres durchſichtig. Die Anzeigen ſollen ihm Kunden zuführen, 
die, wenn er die Bedingung des Verſicherungsabſchluſſes bekannt⸗ 
gäbe, in den meiſten Fällen nicht zu ihm kämen. Denn Beamte und 
Feſtangeſtellte, welche in die Notwendigkeit verſetzt ſind, Kredit 
zu nehmen, ſind doch mit ganz wenigen Ausnahmen weder geneigt, 
nach in der Lage, ſich durch Eingehung einer langjährigen Lebens⸗ 
verſicherung geldlich noch ſtärker zu belaſten, als fie es meiſt ohne⸗ 
hin ſchon ſind. Tun ſie es doch, ſo ſind die Folgen meiſt die, 
welche in dem Gutachten der Berliner Handelskammer ſchon an⸗ 
gedeutet ſind. Daß die Kunden die Möglichkeit haben, von einem 
Geſchäft abzuſehen, wenn ſie die Bedingungen erfahren, iſt völlig 
unerheblich. Es kommt auch nicht einmal darauf an, ob der An⸗ 
tragsgegner mit der von ihm beliebten Art der Anzeige die Ab⸗ 
ſicht verfolgt, Kunden anzulocken, die er ſonſt wohl kaum be⸗ 
kommen würde. Es genügt, daß ſeine Anzeigen zu dieſem Zweck 
geeignet ſind. Das ſind ſie aber, da das Angebot dem be⸗ 
teiligten Publikum wegen der Unterdrückung der weſentlichen Be⸗ 
dingung des Verſicherungsabſchluſſes günſtiger zu ſein ſcheint, als 
es bei Berückſichtigung der Unrichtigkeit der Angaben im oben dar⸗ 
gelegten Sinne in Wirklichkeit iſt. 
(DRS. Köln, Urt. v. 31. Mai 1929, 8 U 37/29.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Rudolf Callmann, Köln. 
* 

Königsberg. 

6. 88 1355, 12, 823 BGB.; 8 185 StB. Eine ver- 
letzende Grabſteininſchrift. f) 

Der Vormund eines dreizehnjährigen Mädchens hatte deſſen ver⸗ 
ſtorbener Mutter, aus deren erſter Ehe das Kind ſtammt, einen Grab⸗ 
ſtein mit einer Inſchrift ſetzen laſſen, die die Mutter nur mit dem 
Namen ihres erſten Mannes bezeichnet, wegen Zerwürfniſſe in der 


Mitglieder ein Buch zu 3,50 RH, ſtatt zum Ladenpreis von 
4 K abgibt. 

Auf der anderen Seite hält ſich das NG. auch von einer 
Überſpannung fern, wie feine Brehms“⸗Tierleben⸗Entſch. v. 29. Juli 
1928 (JW. 1928, 2364 — GewNSch. 712) zeigt. Das Anpreiſen 
einer Ausgabe als „Gratis“ wird da als erlaubt angeſehen, ſelbſt 
wenn es nur das Mittel darſtellt, um die ſich meldenden Inter⸗ 
eſſenten zur Beſtellung der für den Verlag vorteilhafteren anderen 
Ausgabe zu bewegen; denn es ſtehe dem Intereſſenten frei, trotz⸗ 
dem die Gratisausgabe zu verlangen. 

Wenn man ſich die dadurch charakteriſierten Gegenpole vor 
Augen hält, gehört nicht viel Fingerſpitzengefühl dazu, den vor⸗ 
liegenden Fall i. S. des DLG. Köln zu entſcheiden. Das einzige 
Kriterium erſcheint mir die Relativität der angeprieſenen und 
der tatſächlich gebotenen Leiſtungen: Darlehn nur in Höhe von 
1—2 Monatsgehalten mit Sicherſtellung durch Gehalt und Mobiliar 
einerſeits, und Abſchluß einer Lebensverſicherung in zehnfacher 
Darlehnshöhe andererſeits. M. E. wäre gegen das Nichterwähnen 
der Lebensverſicherung in der Anpreiſung nichts einzuwenden, wenn 
die Lebensverſicherung nur in einfacher bis doppelter Darlehns⸗ 
höhe zur Bedingung gemacht und das Darlehn vicelleicht auch in 
Höhe von 6—12 Monatsgehältern geboten würde. 

RA. Dr. Serini, Berlin. 


Zu 6. Die Entſch. halte ich für durchaus zutreffend. Über 
die Begründung freilich kann man ſtreiten. Der Bekl. hat die ver⸗ 
ſtorbene Ehefrau des Kl. mit einem ihr nicht zukommenden Namen 
bezeichnet; denn tatſächlich trug ja nach 8 1355 BGB. die Ver⸗ 
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Familie aber den Namen des zweiten überlebenden Mannes ab⸗ 
ſichtlich nicht erwähnt. Letzterer fühlt ſich durch die bewußte Aus⸗ 
laſſung feines zuletzt von ſeiner Frau geführten Namens gekränkt, 
zumal dadurch auch dritten Perſonen gegenüber der unrichtige Ein⸗ 
druck erweckt werde, als ob er mit der Verſtorbenen in Unfriede 
gelebt habe. Er hat deshalb den Vormund auf Abänderung der In⸗ 
ſchrift durch Zuſatz des Namens des Kl. und, im Falle das nicht 
durchführbar ſei, auf Beſeitigung der Namensinſchrift ſeiner Frau 
verklagt. Der Bekl. hat ein Recht des Kl. auf Abänderung der 
Inſchrift beſtritten. L. und OLG. in Königsberg haben dem Klage⸗ 
anſpruch ſtattgegeben. Das OLG. geht davon aus, daß die Frau des 
Kl. zur Zeit ihres Todes nicht mehr den Familiennamen ihres erſten 
Mannes, ſondern den des Kl. führte ($ 1355 BGB.). Die Grabſtein⸗ 
inſchrift iſt daher inſoweit unrichtig, als ſie nicht den Familiennamen 
des Kl. trägt. Ihre Richtigſtellung kann der Kl. freilich nicht auf 
Grund des § 12 BGB. über das Recht zum Gebrauch des Namens 
verlangen. Dieſe Vorſchrift gibt lediglich dem betroffenen Namens⸗ 
träger ein höchſt perſönliches Recht, gegen einen Mißbrauch ſeines 
Namens vorzugehen. Höchſtperſönliche Rechte ſind nicht vererblich, 
8 12 gibt auch dem Vertreter einer Familie kein allgemeines Recht, 
den Familiennamen zu ſchützen; der Kl. vermag daher das Klage⸗ 
begehren nicht auf 8 12 BGB. zu ſtützen. 

Die unrichtige Inſchrift greift aber in den eigenen Rechtskreis 
des Kl. ein. § 1355 BGB. ſchafft nicht nur Recht und Pflicht der 
Frau, den Namen des Mannes zu führen, ſondern berechtigt auch 
den Mann, die Führung ſeines Familiennamens durch die Frau zu 
verlangen. Wenn auch dieſe Berechtigung zunächſt in der Ehe⸗ 
gemeinſchaft wurzelt, ſo beſteht ſie auch darüber hinaus gegenüber 
der Allgemeinheit mit der Wirkung, daß der Erwerb des Familien- 
namens des Mannes durch die Frau von jedermann zu achten it, 
und erliſcht nicht mit dem Tode der Frau. Schuldhafte widerrecht⸗ 
liche Verletzung dieſes Rechtes des Ehemannes verpflichtet daher den 
Täter nach § 823 Abſ. 1 BGB. zum Schadenserſatz, und zwar auch 
dann, wenn der Schaden auf rein ideellem Gebiet liegt. Nach dem 
eigenen Vorbringen des Bekl. hat er den Familiennamen des Kl. 
in der Inſchrift vorſätzlich ausgelaſſen; das war widerrechtlich, weil 
er nicht zu ſolchem Schritt befugt war. Der Rechtswidrigkeit ſeiner 
Handlungsweiſe iſt der Bekl. ſich zum mindeſten in dem Sinne be⸗ 
wußt geweſen, daß er mit der Möglichkeit einer ſolchen Verletzung 
gerechnet hat, ohne ſie um des von ihm erſtrebten Zweckes willen 
zu beachten. Der Bekl. hat offenbar ſelbſt das natürliche Empfinden 
gehabt, der Kl. werde das Weglaſſen ſeines Namens auf der Tafel als 
einen Eingriff in feine Rechte betrachten, weil er ſich an zuſtändiger 
Stelle über die Zuläſſigkeit der Maßnahmen erkundigt haben will. 
Das DRG. läßt es dahingeſtellt fein, wie die Auskunft gelautet 
haben mag, weil ſie nicht geeignet geweſen ſei, den bedingten Vorſatz 
eines Eingriffes in das Recht des Kl. auszuſchließen. 

Der Bekl. iſt ferner aus 8 823 Abſ. 2 BGB. i. Verb. m. 8 185 
SGB. ſchadenserſatzpflichtig, denn die Benennung der Ehefrau des 
Kl. mit dem Namen ihres erſten Mannes würdigt den Kl. bewußt 
herab und verſtößt dadurch gegen die Schutzvorſchrift des Beleidi⸗ 
gungsparagraphen. Die Möglichkeit, den Bekl. dieſerhalb wegen Be⸗ 
leidigung ſtrafrechtlich zu verfolgen, ſchließt die Ziwilklage auf Be⸗ 


ſtorbene zur Zeit ihres Todes den des Kl. Der Namenſchutz des 8 12 
BGB. käme nur in Frage, wenn damit der Verſtorbenen das Recht 
zur Führung des in der zweiten Ehe erworbenen Namens beſtritten 
werden ſollte. Dann ließe ſich der Anſpruch des Kl. auf Abänderung 
oder Beſeitigung der Inſchrift doch wohl auf 8 12 BGB. ſtützen. 
Das Perſönlichkeitsrecht des Namens iſt allerdings nicht vererblich 
(Specker, Perſönlichkeitsrechte 1911, 143). Trotzdem aber würde 
ich dem Kl. als Vertreter der Familie den Namenſchutz aus 
eigenem Rechte zugeſtehen. Dieſe Möglichkeit hat das NG. 
für den Fall des Namensmißbrauchs in der Entſch. v. 26. Febr. 1925 
(JW. 1925, 1631 f.) anerkannt und ſich damit dem Standpunkte 
des franzöſiſchen Rechts genähert, das auch den Namen der Familie 
ſchützt und im Familiennamen „les souvenirs d'estime et d'hon- 
neurs, qui peuvent y &tre attachés“ als ſchutzwürdig anerkennt 
(vgl. Adler: JW. 1925, 1632). Zu dieſem Ergebniſſe iſt dann 
ſchließlich auch das hier vorl. Urteil gelangt; aber auf dem recht 
zweifelhaften Wege, daß es dem $ 1355 BOB. die Wirkung eines 
abſoluten und daher nach 8823 I BGB. ſchutzfähigen Rechts ver⸗ 
leiht. Ein ſolcher abſoluter Rechtsſchutz mag ſo lange anerkannt 
werden, als die Ehegemeinſchaft beſteht. Ob er ſich auch nach Auflöſung 
der Ehe feſthalten läßt, erſcheint mir bedenklich. Im Scheidungs⸗ 
falle jedenfalls würde er unbedingt abzulehnen ſein. Allein ich be⸗ 
merkte ſchon oben, daß § 12 BOB. nur dann in Frage kommen 
könne, wenn einer der in 8 12 hervorgehobenen Verletzungsfälle 
vorliege. Hier aber hat der Bekl. das Recht der Verſtorbenen, den 
Namen des Kl. zu führen, weder beſtritten noch beſtreiten wollen. 
Sein Standpunkt iſt offenbar der, daß ſich der Kl. durch ſein Ver⸗ 
halten unwürdig gezeigt habe, das Andenken ſeiner Frau unter 
ſeinem, des Kl., Namen zu erhalten. Das iſt eine ſchwer öffentliche 
Beleidigung. Und ſo ſtimme ich dem Urteil inſofern bei, als der Kl. 
das Klageziel durch Berufung auf 8 823 II BGB. erreichen Konnte. 
SenPräſ. i. R. Prof. Dr. Wieruszowski, Köln. 
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ſeitigung des aus der Vergangenheit fortwirkenden Eingriffes in den 
Rechtskreis des Kl. nicht aus. 


Ob das Vorgehen des Bekl. darüber hinaus als eine ſittlich 
verwerfliche Handlung anzuſehen iſt, geeignet einen Schadensanſpruch 
aus 8 826 BGB. zu begründen, bleibt dahingeſtellt, weil der Klage⸗ 
anſpruch bereits aus den vorſtehenden Rechtsgründen gerechtfertigt iſt. 

(OLG. Königsberg i. Pr., 3. Ziv Sen., Urt. v. 14. Dez. 1928, 4 U 
325/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Ermel, Königsberg. 
a * 
Stettin. 

7. Die Ankündigung eines Geſchäftsinhabers, daß 
er die Loſe zu einer von ihm veranſtalteten Lotterie ver⸗ 
ſchenke und die Gewinne in ſeinen Schaufenſtern ausſtelle, 
verſtößt weder gegen $ 286 StG. noch gegen das Unl WG. f) 


Die Antragsgegnerin ließ am 1. Okt. 1928 im Stettiner 
Generalanzeiger folgende Bekanntmachung erſcheinen: „Achtung! 
Wir verſchenken bis 3000 Loſe koſtenlos an 3000 Damen ab 
Montag, dem 1. Okt. 1928 bis mit ſpäteſtens Freitag, dem 
5. Okt. 1928. 1. Gewinn: 1 Singer⸗Nähmafchine; 2. Gewinn: 
1 entzückende Pelzjacke; 3. Gewinn: 1 ſchöner Fuchs. Die Ge⸗ 
winne ſind in unſeren Schaufenſtern ausgeſtellt. Die Gewinne wer⸗ 
den durch einen Notar in Leipzig gezogen und die Gewinnnummern 
Diestag, den 9. Okt. 1928 in dieſer Zeitung veröffentlicht.“ Es 
folgt Abdruck der Firma der Antragsgegnerin mit Anſchrift. Auf 
Antrag der Antragſtellerinnen wurde eine EinſtwVerf. erlaſſen, 
durch welche der Antragsgegnerin bei Strafe bis 1000 % für 
jeden Einzelfall unterſagt wurde, Ankündigungen vorzunehmen, in 
denen unter Bekanntgabe eines Spielplans Loſe ſchenkungsweiſe 
verſprochen werden, ſowie die Loſe weiterhin abzugeben. Die An⸗ 
tragſtellerinnen erblichen in dem Vorgehen der Antragsgegnerin 
ſowohl die Veranſtaltung einer nicht genehmigten Lotterie, wie eine 
Handlung des unlauteren Wettbewerbs. Die Antragsgegnerin legte 
Widerſpruch ein, ſie beſtritt die Rechtswidrigkeit ihres Tuns. 

Rechtlich wird man die Bekanntmachung der Antragsgegnerin 
als eine Aufforderung zum Abſchluß von Schenkungsverträgen 
aufzufaſſen haben. Die Schenkungsverträge ſind bedingt dadurch, 
daß die drei Veſchenkten aus einem beſchränkten Perſonenkreiſe 
durch eine Ausloſung ausgewählt werden. Um eine Ausſpielung 
handelt es ſich nicht, weil es an einem Einſatze fehlt (RGR⸗ 
Komm. 6, Bem. 1 zu § 763). Ebenſowenig kommt eine Aus⸗ 
loſung in Frage, weil man das Fordern und Entgegennehmen des 
Loſes nicht als die zu belohnende Handlung i. S. des 8 657 BGB. 
wird bezeichnen können. Aus Gründen des allgemeinen bürgerlichen 
Rechts oder des Strafrechts find daher Bedenken gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit der von der Antragsgegnerin veranſtalteten Verloſung 
nicht zu erheben. 

Es bleibt nur zu prüfen, ob das Vorgehen der Antrags⸗ 
gegnerin gegen Beſtimmungen des UnlWG. verſtößt. Für dieſe 
Frage iſt es an ſich ohne Belang, ob die Verloſung eine Verletzung 
des § 286 StGB. darſtellt oder nicht. Die Verneinung dieſer Frage 


Zu 7. Es iſt dem OLG. Stettin zuzugeben, daß es ſich nicht 
um eine „Ausſpielung“ oder „Ausloſung“ handelt. Ebenſo iſt ihm 
auch darin zuzuſtimmen, daß es wettbewerblich ohne Belang iſt, 
ob ein Vergehen gegen $ 286 StGB. vorliegt oder nicht. So ſchon 
OG. Poſen: Mu W. 13, 453. Von einer „Zugabe“ kann nicht ges 
ſprochen werden, da dieſe ja den Abſchluß eines Kaufvertrages 
vorausſetzt. 

Die Veranſtaltung der Antragsgegnerin fällt unter den all⸗ 
gemeinen Begriff der „Lockmittel“. Man wird darunter ein 
Handeln zu verſtehen haben, das durch außergewöhnliche Mittel 
die Kunden veranlaßt zwecks evtl. Anknüpfung einer Verbindung 
mit dem betreffenden Gewerbetreibenden in Beziehung zu treten. 
Es iſt zu unterſuchen, ob ſchon die Anwendung von „Lockmitteln“ 
unlauter iſt, gegebenenfalls wann ſie es wird. 

Callmann (Komm. z. Unl WG., S. 37ff.) hat der heute 
geltenden Auffaſſung vom unlauteren Wettbewerb eine Reihe 
Grundſätze, nach denen beurteilt werden kann, ob eine Handlung 
als „unlauter“ anzuſehen iſt, entnommen. Hier kommt der 
„Grundſatz der Sachlichkeit“ in Betracht: Es dürfen keine 
Handlungen vorgenommen werden, die nicht in ſachlichem Zu⸗ 
ſammenhang mit der geſchäftlichen Tätigkeit ſtehen oder die ein 
anderes Ziel verfolgen, als in dem Kunden den Wunſch auf Ab⸗ 
ſchluß eines dem Unternehmen typiſchen kaufmänniſchen Ge⸗ 
ſchäftes zu erwecken. Danach ift grundſätzlich als unzuläſſige Wett⸗ 
bewerbshandlung von Lockmitteln zu erachten, wie: Preisaus⸗ 
ſchreiben, Lotterien und faſt immer auch Zugaben. Geht man, 
was m. E. nötig iſt, von dieſem Gedanken bei der Beurteilung 
des vorliegenden Falles aus, dann wird man zu einem entgegen⸗ 
geſetzten Ergebnis kommen müſſen als die vorſtehende Entſch. Es 
handelt ſich hier um eine Art der ſog. „Prämienreklame“ 
in Form einer Gratisausſpielung. Die Spielleidenſchaft des Pu⸗ 
blikums wird entfacht. Darauf iſt die ganze Veranſtaltung zwecks 
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ergibt noch nicht ohne weiteres die Zuläſſigkeit der Veranſtaltung 
auch vom Standpunkte des Wettbewerbs. (RG.: JW. 1927, 777 11). 

Man wird den Beweggründen der Antragſtellerinnen näher 
nachgehen müſſen. Zweck der ganzen Ausloſung, beginnend mit dem 
Verſchenken der Loſe, iſt das Veranlaſſen des Losempfängers, 
den Laden der Antragsgegnerin zu betreten. Unſtreitig iſt zwar den 
Angeſtellten verboten, den Losempfänger durch Worte oder Mienen 
zum Abſchluß eines Kaufvertrages anzuregen. Die Antragsgegnerin 
hofft aber offenſichtlich auf die Anſchauung weiter Kreiſe, daß 
es nicht anſtändig ſei, einen Laden zu betreten, und dort eine Ge⸗ 
fälligkeit entgegenzunehmen, wie z. B. das Einſehen eines Adreß⸗ 
buches u. dgl., ohne etwas zu kaufen. Auch rechnet ſie ſicherlich 
auf die Einflüſſe, welche die Aufhäufung von Waren, die zu 
Schmuck und Putz dienen, auf die Frauenwelt ausübt. Erfahrungs⸗ 
mäßig reizt der Anblick der vorteilhaft aufgeſtellten Waren emp⸗ 
fängliche Gemüter zum Kaufe an, ohne daß vom Verkäufer eine 
beſondere Einwirkung auf die Kaufluſtigen unternommen zu wer⸗ 
den braucht. In vielen Zeitungsankündigungen findet ſich denn auch 
die Aufforderung, die Waren des Anbietenden in ſeinem Laden zu 
beſichtigen, indem ausdrücklich hinzugeſetzt wird, daß das Betreten 
des Ladens nicht zu einem Kaufe verpflichte. Von dieſen allgemein 
geübten Wettbewerbshandlungen unterſcheidet ſich der vorliegende 
Fall dadurch, daß hier die Spielleidenſchaft breiter Volksſchichten 
dazu benutzt werden ſoll, um Perſonen zum Betreten des Ladens 
zu veranlaſſen und ſie auf dieſe Weiſe als Käufer anzuwerben. 
Von dem Standpunkte aus, daß jedes Dienſtbarmachen der Spiel⸗ 
leidenſchaft zu Zwecken des Wettbewerbs gegen die guten Sitten 
verſtoße, würde man ohne weiteres zu einer Mißbilligung der 
Handlungsweiſe der Antragsgegnerin gelangen müſſen. Allein ſo 
weit iſt die Rſpr. bisher nicht gegangen. Die Ausnützung der 
Spielleidenſchaft iſt nur dann für verwerflich erachtet worden, wenn 
ſie dazu diente, die Bevölkerung durch die Täuſchung über die Ge⸗ 
winnausſichten zu unwirtſchaftlichen Ausgaben zu verleiten (vgl. 
NG.: JW. 1927, 77711; 1928, 1210 100. Von einer Täuſchung 
der Käuferkreiſe kann hier aber keine Rede ſein. 


Anlockung des Publikums angelegt. Auf Täuſchung des Pu⸗ 
blikums iſt es nicht abgeſehen. Das iſt auch nicht nötig, um eine 
Handlung i. S. des 8 1 UnlWG. und § 826 BGB. als „unſittlich“ 
erſcheinen zu laſſen. Sie iſt es aber deshalb, weil das Publikum 
durch eine unſachliche Maßnahme in das Geſchäft gelockt wird, 
durch ein Anerbieten, das dem regulären Geſchäftsbetrieb fremd 
iſt, weil es aus dem Rahmen des ordnungsmäßigen Wettbewerbs 
fällt (vgl. RG.: IW. 1927, 1574, das das Dienſtbarmachen der 
Spielleidenſchaft des Publikums für den Wettbewerb für un⸗ 
zuläſſig erklärt). Man wird ein ſolches Vorgehen auch HE wohl 
als „Anreißen“ anſehen können, nicht gerade als eine verfeinerte, 
ſondern als eine dem Zeitſinn entſprechend geänderte Form des⸗ 
ſelben. Das Anſprechen der Kunden auf der Straße, das Herein⸗ 
zerren derſelben in den Laden war einer Zeit gemäß, in der der 
Geſchäftsverkehr einfacher war, noch patriarchaliſchen Charakter 
hatte, die die heutige Zeitungs-, Plakat» uſw. Reklame nicht, jeden⸗ 
falls aber nicht in der heutigen Art und dem 1 Umfange 
kannte. Auf den anreißeriſchen Charakter mancher Wettbewerbs⸗ 
handlungen — die über das übliche Maß der Reklame hinaus⸗ 
gehende Einwirkung auf die Willensbildung des Kunden (vgl. auch 
Baumbach, Wettbewerbsrecht LV, 3 F) — habe ich in meiner 
Beſprechung des „Gratis“-Urteils des RG.: JW. 1928, 2364, hin⸗ 
gewieſen. Der vorliegende Fall iſt m. E. ein gutes Beiſpiel da⸗ 
für, daß dieſer Gedanke immer mehr Aufnahme finden muß. Man 
hat nicht mit Unrecht den unlauteren Wettbewerb mit der lernä⸗ 
iſchen Hydra verglichen. Schlägt man einen Kopf ab, ſo wächſt ein 
anderer nach. Da die „plumpe“ anreißeriſche Art des Kunden⸗ 
fangs durch Gewinnen von Kunden durch Anſprechen auf der 
Straße, Verteilen von Werbezetteln vor dem Geſchäftslokal des 
Konkurrenten uff. verpönt worden iſt, verſucht man eine „feinere“, 
neue Art: ſog. „Gratis“ -Angebot der Waren, unentgeltliche Hin⸗ 
gabe von Loſen im eigenen Ladenlokal. Iſt der Kunde in den 
Laden gelockt, dann wird er ſich auch unwillkürlich entſchließen, 
dem Ankauf von daſelbſt zur Schau geſtellter Waren näherzutreten. 

Wo liegt der Unterſchied zwiſchen dem Herbeiführen des 
Eintritts des Kunden in den Laden auf Grund perſönlichen Ein⸗ 
wirkens durch verlockende Worte und der Erreichung des gleichen 
Zweckes auf Grund des pſychiſchen Einwirkens durch das verlockende 
Gewähren der Gewißheit, ein Los gratis zu erhalten und das ver⸗ 
lockende Erwecken der Hoffnung, einen Gewinn ohne eigene Gegen⸗ 
leiſtung zu erhalten?? In beiden Fällen hat man den Kunden durch 
außergewöhnliche Mittel veranlaßt, in das Geſchäftslokal ein⸗ 
zutreten. Der vorliegende Fall erſcheint mir ſogar der ſitten⸗ 
widrigere zu ſein, deshalb, weil der Kunde im Laden unter dem 
ſuggeſtiven Eindruck der Gratishingabe des Loſes ſteht, während 
er beim Hineinzerren in den Laden noch mit ciner gewiſſen 
Scheu, ja mit einem gewiſſen Abſcheu gegenüber dem ſehr 
„eigenartig“ handelnden Verkäufer erfüllt ſein wird, peinliche Ge⸗ 
fühle, die erſt überwunden werden müſſen. Jedenfalls geht eine 
Handlungsweiſe, wie die hier in Frage ſtehende, weit über den 
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Es bliebe noch zu fragen, ob das Vorgehen der Antrags- 
gegnerin eine verfeinerte Form des ſog. Anreißens darſtelle Ro⸗ 
ſenthal, Unlauterer Wettbewerb?, Anm. 42 zu $ 1). Die öffent⸗ 
liche Aufforderung, die im Laden aufgeſtellten Waren zu beſichtigen, 
kann durch Schilder am Geſchäftshauſe, durch Zeitungen oder 
Zettel geſchehen. Alle dieſe Werbemittel ſind bisher nicht be⸗ 
anſtandet worden. Nur das Anſprechen des einzelnen Straßen⸗ 
gängers, das Verteilen von Zetteln vor dem Geſchäft des Wett⸗ 
bewerbers und ähnliche plumpe Arten des Kundenfanges ſind von 
der öffentlichen Meinung als unlauter gekennzeichnet worden. Hier 
findet aber weder eine Beläſtigung des Straßenverkehrs noch die 
Weglockung von Kunden eines andern ſtatt. Einen entſcheidenden 
Grund gegen die Zuläſſigkeit der Ausloſung wird man auch nicht 
der Neuheit des Werbemittels entnehmen können, wenn man er⸗ 
wägt, daß die jetzt üblichen Arten der Kundenwerbung in einem 
früheren Zeitpunkte auch einmal neu geweſen ſind und ſich ver⸗ 
mutlich nicht ohne Widerſtand durchgeſetzt haben. 

Die Beurteilung kann daher nur dem allgemeinen Maßſtabe 
der Ehrbarkeit und Gewiſſenhaftigkeit des anſtändigen Durch⸗ 
ſchnittsmenſchen entnommen werden (RGgtKomm. 6, Bem. 2 zu 
8 826). Von dieſem Standpunkte aus wird man nicht ſagen können, 
daß alle billig und gerecht Denkenden das Vorgehen der Bekl. 
mißbilligen werden. Verſpricht der Kaufmann ſeinen Käufern Ge⸗ 
ſchenke in Form von Zugaben, ſo liegt ein verwerfliches Handeln 
nur vor, wenn er die Käufer entweder über die Preisſtellung der 
Ware oder über den Wert der Zugabe irreführt (Roſenthal 
a. a. O., Anm. 43 a zu § 1). Hier kommt eine ſolche Irreführung 
nicht in Frage. Der Kaufabſchluß iſt nicht, wie bei der Zugabe, die 
Bedingung für die Teilnahme an der Ausloſung. Selbſt wenn eine 
Losempfängerin ſich aus dieſem Anlaß zu Kaufverhandlungen be⸗ 
reit finden läßt, iſt ſie nicht genötigt, einen Kauf über eine ihr 
nicht zuſagende Ware abzuſchließen. Sie kann, ohne ihr durch den 
Empfang des Loſes erworbenes Recht einzubüßen, jeden Kauf⸗ 
abſchluß ablehnen. Es handelt ſich alſo um das Anbieten eines 
Geſchenkes, daß von keiner Gegenleiſtung abhängig iſt. Der Los⸗ 


Rahmen des üblichen Handelns hinaus. Einen nahezu gleich⸗ 
liegenden Fall hat das OLG. Poſen entſchieden, freilich im ent⸗ 
gegengeſetzten Sinne wie das OLG. Stettin: Es hat in dem Ver⸗ 
anſtalten einer Lotterie, durch die das Publikum mittels Ent⸗ 
fachen der Spielleidenſchaft angelockt werden ſollte, ein Geſchäfts⸗ 
gebahren erblickt, das außerhalb der im redlichen Verkehr ein⸗ 
zuhaltenden Grenzen liegt (Muß. XIII, 453). 

Abgeſehen davon, daß das Veranſtalten von ſog. Gratis⸗ 
lotterien, Gratisausſpielungen, wie ſchon der Poſener Fall zeigt, 
keineswegs neu iſt, ſo kann doch niemals daraus, daß eine Art 
der Kundenwerbung neu iſt, ein Argument gegen oder für ihre 
Zuläſſigkeit entnommen werden. Es kann ſich immer nur darum 
handeln, ob ſie dem „Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Den⸗ 
kenden“ zuläſſig erſcheint oder nicht. Deshalb beruhen die Aus⸗ 
führungen des OLG. Stettin, „einen entſcheidenden Grund gegen 
die Zuläſſigkeit der Ausloſung wird man auch nicht der Neuheit 
des Werbemittels entnehmen können, wenn man erwägt, daß die 
jetzt üblichen Arten der Kundenwerbung in einem früheren Zeit⸗ 
punkt auch einmal neu geweſen ſind und ſich vermutlich nicht 
ohne Widerſtand durchgeſezt haben“, auf einem fchiefen, ja uns 
richtigen Gedankengang. 

Das OLG. Stettin iſt in feinen Schlußerwägungen zu Unrecht 
von den für „Zugaben“ maßgebenden Grundſätzen ausgegangen. 
Es kann nicht bei einem ſolchen Falle darauf ankommen, daß 
durch das Geſchenk eines Loſes der Empfänger nicht „zu wirt⸗ 
ſchaftlichen Ausgaben“ verlockt worden iſt, daß „die Geſchenke nicht 
in einem ſolchen Zuſammenhang mit dem Erwerb von Waren ges 
bracht ſind, daß der Loserwerber durch ſeine Gier nach dem Ge⸗ 
ſchenk gegen Preis und Güte der Ware blind gemacht wird“. Der 
ſpringende Punkt iſt: „Durch das Anbieten eines Geichenkes, das 
von keiner Gegenleiſtung abhängig iſt“, wird der Kunde in un⸗ 
zuläſſiger Weiſe angelockt, beſonders weil das Gewähren ſolcher 
Geſchenke etwas ganz Außergewöhnliches iſt. Eine Handlungs⸗ 
weiſe, wie die der Antragsgegnerin, kann m. E. nicht als mit dem 
Rechtsgefühl billig und gerecht Denkender in Einklang ſtehend an⸗ 
genommen werden. 

Nachtrag. Nach Einreichung der vorſtehenden Ausführungen 
bei der Schriftleitung ſind in GewgSch. 1929, 889 zwei Gutachten 
der Handelskammer Leipzig veröffentlicht worden, die auf dem gleichen 
Standpunkt ſtehen wie dem hier von mir vertretenen. Beſonders 
intereſſant und wichtig iſt: das zweite Gutachten ſtellt es ebenfalls 
darauf ab, daß ausſpielungsähnliche Veranſtaltungen als ungewöhn⸗ 
liche Wettbewerbshandlungen, die gegen die Anſtandsgefühle des ehr⸗ 
baren Kaufmanns und damit gegen die guten Sitten im Geſchafts⸗ 
verkehr verſtoßen, insbeſ. dann zu mißbilligen ſind, wenn ſie wegen 
ihrer anreißeriſchen Wir kung die im ordentlichen Geſchäfts⸗ 
verkehr üblichen Grenzen der Kundenanlockung überſchreiten. Auch 
im übrigen bewegt ſich das Gutachten vollkommen in den obigen 
Gedankengangen. 

IR. Prof. Dr. Ludwig Wertheimer, Frankfurt a. M. 
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empfängerin bleibt die Freiheit des Entſchluſſes gewahrt, ob ſie 
in den Kundenkreis der Antragsgegnerin eintreten will. Eine Ver⸗ 
lockung zu unwirtſchaftlichen Ausgaben, um ein Recht auf die aus⸗ 
geſetzten Gewinne zu erlangen, findet nicht ſtatt. Die Geſchenke ſind 
nicht in einen ſolchen Zuſammenhang mit dem Erwerbe von 
Waren gebracht, daß der Loserwerber durch ſeine Gier nach dem 
Geſchenke gegen Preis und Güte der Ware blind gemacht würde. 


(Os. Stettin, 2. Ziv Sen., Urt. v. 25. Febr. 1929, 2 U 224128.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Schaefer, Stettin. 


Berlin. II. Verfahren. 


S. 8 40 Abſ. 2 ZPO. Das dem Urheber zuſtehende 
Recht, Abänderungen (Zuſätze) ſeines Werkes zu ver⸗ 
hindern, iſt kein vermögensrechtlicher Anſpruch. f) 

Der Antragſteller hat als alleiniger Vertreter der Erben von 
Iſadora Duncan mit dem Antragsgegner einen Vertrag geſchloſſen, 
durch den er dem Antragsgegner die Memoiren von Iſadora Duncan 
„zum ausſchließlichen Vertrieb mit allen Urheber⸗ und Verlags⸗ 
rechten“ einſchließlich ſämtlicher Reproduktionsrechte für das deutſche 
Sprachgebiet überlaſſen hat. Die Parteien haben ſich vertraglich der 
öſterr. Geſetzgebung unterworfen. Für den Fall eines Rechtsstreits aus 
dem Vertrag iſt die ausſchließliche Zuſtändigkeit des Wiener Bezirks⸗ 
und Landesgerichts vereinbart. 

Der Antragſteller macht geltend, der Antragsgegner habe ſich 
— und zwar auch im Bezirke des LG. III Berlin — einer Urheber⸗ 
rechtsverletzung ſchuldig gemacht, indem er das Werk in unzuläſſiger 
Weiſe mit Zuſätzen verſehen und fo vertrieben habe. 

Er begehrt eine auf ein Vervielfältigungs⸗ und Vertriebsverbot 
gerichtete einſtweilige Verfügung. 

Der Antragsgegner hat um Zurückweiſung der Anträge des 
Antragſtellers gebeten. 

Er hat in erſter Linie die Einrede der örtlichen Unzuſtändig⸗ 
keit erhoben. 

Das LG. hat dieſe Einrede für begründet erklärt. Die Berufung 
hatte Erfolg. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, ob und in welchem Umfange die 
Zuſtändigkeitsvereinbarung des Vertrages nach ihrem wirklichen 
Sinne nicht nur Rechtsſtreitigkeiten auf Grund des Vertrages, ſon⸗ 
dern auch ſolche auf Grund unerlaubter Handlungen ergreift (vgl. 
hiergegen OLG. Bamberg: OLG. 1, 239 f.; Bay obs. a. a. O. 240 
Note 2; Stein⸗Jonas, 3PO., 840 zu Note 2; andererſeits 
NE: JW. 1918, 263 f.). 

Die Zuſtändigkeilsvereinbarung hat inſoweit keine Rechts⸗ 
wirkſamkeit, als der Rechtsſtreit andere als vermögensrechtliche An⸗ 
ſprüche betrifft. Dies folgt aus § 40 Abſ. 2 ZPO. Dieſe Beſtimmung 
iſt für die deutſchen Gerichte auch inſoweit maßgebend, als ſich zwei 
Parteien einſchränkungslos einer ausländiſchen Geſetzgebung unter⸗ 
worfen haben (vgl. Hellwig, Syſtem I, 88 13, 58 III 1, 2). 

Der Antrag auf Erlaß einer EinſtwVerf. ſtützt ſich nach dem 
Sinn des Vortrags des Antragſtellers auf eine Verletzung 
der ausſchließlichen Befugnis des Antragſtellers, über die Geſtalt 
des Werkes zu verfügen; der Antragſteller ſtützt dieſe ſeine 
Befugnis — ſei es zu Recht, ſei es zu Unrecht — darauf, daß er 
einerſeits der eine Erbe der Urheberin, andererſeits von deren anderen 
Erben zur Geltendmachung des ſtreitigen Rechts ermächtigt ſei. 

Zu 8. Das KG. verneint m. E. zutreffend die Frage, ob das 
dem Urheber zuſtehende Recht, Abänderungen (Zuſätze) feines Werkes 
zu verhindern, ein vermögensrechtlicher Anſpruch nach 8 40 II ZPO. 
iſt. Aus der Entſch. des RG. v. 18. Mai 1904 (JW. 1904, 391 20) 
muß entnommen werden, daß der 1. Ziv Sen. damals die Frage be⸗ 
jaht hat. Daß dieſer Standpunkt nicht mehr aufrechterhalten werden 
würde, ergibt ſich aus der auch vom KG. zitierten Entſch. des gleichen 
Senates v. 16. Febr. 1929 (GewRSch. 1929, 504). Dort heißt es: 

„Der Urheber behält in jedem Fall ein unveräußerliches 
Perſönlichkeitsrecht, das der Vertrag unberührt läßt, auch 
wenn der andere ‚die unbeſchränkten dinglichen Urheberrechte“ und 
damit alle vermögensrechtlichen Beſtandteile des urheberrechtlichen 
Befugniskreiſes erwirbt; ein Recht, das ſich vornehmlich in der Ab⸗ 
wehr gegen entſtellende Veränderungen des Werkes (89 LitlUrhGb.) 
zeigt (Ach. 69, 244 = ZW. 1908, 753; 79, 398402 — ZU. 
1912, 867). 

Ein Anſpruch, der in einem Perſönlichkeitsrecht ſeine Grundlage 
hat, kann allerdings auch vermögensrechtlicher Art ſein; das gilt 
z. B. für Anſprüche aus dem Warenzeichenrecht, wenn man es über⸗ 
haupt als ein Perſönlichkeitsrecht betrachtet (vgl. Hagens S. 32). 
In der Entſch. des 1. ZivSen. v. 16. Febr. 1929 wird aber das 
urheberrechtliche Perſönlichkeitsrecht auf Abwehr entſtellender Ver⸗ 
änderungen den vermögensrechtlichen Beſtandteilen gegenübergeſtellt; 
es iſt wie das droit moral des Art. 6a RevBernll. römiſcher Faſſung 
ein von den vermögensrechtlichen Befugniſſen des Urhebers un⸗ 
abhängiges Recht, d. h. ein ſolches nicht vermögensrechtlicher Art; 
ebenſo Marwitz-Möhring S. 86. 

RA. Dr. Kirchberger, Leipzig. 
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Es handelt ſich alſo um das im modernen Urheberrecht weithin 
anerkannte, im Zweifel auch nach Übertragung der vermögens⸗ 
rechtlichen Befugniſſe dem Urheber verbleibende Recht, ſich jeder 
Entſtellung oder ſonſtigen Abänderung ſeines Werks zu widerſetzen, 
die ſeiner Ehre oder feinem Anſehen abträglich ſein kann (vgl. hierzu 
Art. 6a NRevBernü. i. d. Faſſ. der römiſchen Konferenz von 1928), 
Dieſes Recht des Urhebers, deſſen Vererblichkeit mit feiner Natur 
verträglich iſt (vgl. RG. 102, 141), ſchützt nicht das Vermögensintereſſe 
des Urhebers, ſondern das „geiſtige Intereſſe“, das der Urheber daran 
hat, daß fein Werk in der von ihm ſelbſt gegebenen Geſtalt 
an die Öffentlichkeit tritt (ebenſo RG. 12, 51; 41, 47; 69, 2441); 
79, 399 2)); in dieſem Sinne hat auch RG. 102, 134 ff. (Strindberg⸗ 
Urteil) dies Recht des Urhebers aufgefaßt (S. 140 ff.); es handelt ſich bei 
dieſem Recht um einen der „perſönlichkeitsrechtlichen Beſtandteile des 
Urheberrechts“ i. S. der Nietzſche-Entſcheidung RG. 69, 4033), den 
auch Art. 6a zit. ausdrücklich den vermögensrechtlichen Befugniſſen 
des Urhebers gegenübergeſtellt (vgl. hierzu neueſtens RG. v. 16. Febr. 
1929: GewꝗSch. 1929, 507; Dieß: GewRSch. 1929, 456 ff.), alſo 
nicht um einen „vermögensrechtlichen Anſpruch“ i. S. des § 40 II 3PO. 
zum mindeſten nicht nur um einen „vermögensrechtlichen Anſpruch“, 
ſo daß der Urheber und ſeine Erben für befugt erachtet werden 
müſſen, ſich hinſichtlich der perſönlichkeits rechtlichen Be⸗ 
fugniſſe, die in dieſem „Beſtandteil des Urheberrechts“ enthalten ſind, 
auf § 40 II 3PO. zu berufen. 

(KG., 10. Ziv Sen., Urt. v. 10. April 1929, 10 U 1983/29.) 
Mitgeteilt von LER. Dr. Caro, Berlin. 


Berlin. b) Strafſachen. 


9. 58 297, 314 StPO. Schriftliche Verufungsein⸗ 
legung durch den Verteidiger iſt auch bei Unleſerlichkeit 
der Unterſchrift wirkſam. f) 


(KG., 2. StrSen., Beſchl. v. 17. April 1929, 2 W 204/29) 
Abgedruckt JW. 1929, 2768. 
* 


1) JW. 1908, 753. 2) JW. 1912, 867. 


Zu 9. A. Anm. von Jonas, ebenda. 

B. Das Urteil wie auch Jonas laſſen den maßgebenden Ge⸗ 
ſichtsvunkt unberückſichtigt. Ausgegangen ſei hier von zwei Beſchl. 
des R., 6. ZivSen., v. 15. April 1929: JW. 1929, 1658. In bei⸗ 
den Fällen hatte das OLG. die Berufung als unzuläſſig verworfen, 
weil die Berufungsſchrift mit einem Zeichen verſehen ſei, das zwar 
wohl die Unterſchriſt darſtellen ſolle, aber einen Namen nicht er⸗ 
kennen laſſe und daher überhaupt nicht unterſchrieben ſei. Dem 
trat das RG. im Beſchl. Nr. 8 bei: Das Gebilde am Schluß laſſe 
nicht einmal erkennen, daß es Schriftzeichen darſtellen ſolle; es 
ſehe allerdings jo aus, als ob eine Feder angeſetzt iſt, um damit 
Schriftzeichen zu machen; es erwecke jedoch andererſeits den Ein⸗ 
druck, daß dieſe Abſicht nicht durchgeführt iſt. Trotz des am Kopf 
befindlichen Namenſtempels des RA. könnten jene Zeichen nicht als 
Unterſchrift gelten. — Im Beſchl. Nr. 9 führt das RG. dagegen 
aus: Es könne hier ohne Gefährdung der Sicherheit des pro⸗ 
zeſſualen Verkehrs das am Schluß befindliche Gebilde noch als 
den Namen des RA. S. darſtellende Unterſchrift angeſehen wer⸗ 
den. — In beiden Fällen geht das RG. von der herrſchenden 
Anſicht aus, daß es zur Rechtswirkſamkeit von Verfahrens⸗ 
erklärungen (Rechtsmitteleinlegung) einer Unterſchrift bedürfe 1); 
danach iſt zu unterſcheiden Unleſerlichkeit und bloße Un⸗ 
deutlichkeit. Die Unleſerlichkeit iſt immer nur „relativ vor⸗ 
handen“, und jeder beurteilt die Frage, ob eine Unterſchrift wirk⸗ 
lich unleſerlich oder ob ſie nur ſehr undeutlich iſt, nach 
ſeinem Empfinden und ſeinen Fähigkeiten ganz verſchieden, wie 
es ja auch Poſtbeamte gibt, die den „unleſerlichſten“ Poſt⸗ 
ſtempel entziffern Da nun aber eine bloß undeutliche Unter⸗ 
ſchrift ſicher rechtswirkſam iſt, fo beſtand ſtets ein kavor seripturae 
dahin, daß man, um die Erklärung vor Unwirkſamkeit zu be⸗ 
wahren, die Unleſerlichkeit verneinte und bloße Undeut⸗ 
lichkeit annahm 2). Es würde den Anforderungen des Rechts⸗ 
verkehrs widerſprechen, wenn man die von den RA. Caſpar, Mel⸗ 
chior, Baltaſar abgegebene Unterſchrift Cſp., Mel, Balr oder 
auch nur mit dem Anfangsbuchſtaben nebſt allerlei Strichen und 
Schnörkeln verſehene Unterſchrift als unleſerlich für unwirkſam 
erklären wollte. Man wird in den meiſten Fällen die zu Papier 
gebrachten Zeichen noch als eine Anwendung der Buchſtabenſchrift 
gelten laſſen konnen und drückt dies dann ungenau dahin aus, 
daß eine unleſerliche Unterſchrift vorliege, während ſie nur 
im höchſten Maße undeutlich it. Das RO. hat in den beiden 
obenzitierten Entſch. v. 15. April den Rechtsgrundſatz zutreffend 


1) über die Bedenken gegen fie vgl. z. B. Joſef: Hold⸗ 
heimsMSchr. 1919, 116. 

2) Nachweiſe aus der früheren Rechtsübung bei Joſef: 
DIZ. 1903, 270. 


3) JW. 1908, 26. 
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Dresden. 

10. 8 15 UnlWG. Zum Begriffe der Tatſachenbe⸗ 
hauptung. f) 

Der Tatbeſtand des 8 15 Unl WG. ſetzt voraus, daß der Täter 
über das Erwerbsgeſchäft eines anderen eine Tatſache, die unwahr 
iſt, behauptet oder verbreitet, daß er dies wider beſſeres Wiſſen tut 
und daß die Tatſache geeignet iſt, den Betrieb des Geſchäfts zu ſchä⸗ 
digen. Nicht wird erfordert, daß die behauptete oder verbreitete 
Tatſache eine Herabſetzung des fremden Erwerbsgeſchäfts darſtellt, 
daß über den Geſchäftsbetrieb etwas Schlechtes oder Unglnftiges be⸗ 
hauptet wird (RGSSt. 44, 158). 

Die Strͤ. hat eine Tatſachenbehauptung i. S. des angewendeten 
Strafgeſetzes darin erblickt, daß der Angekl. dem Zeugen F. dem 
Sinne nach erklärt habe, die Firma E. gebe die Zeitſchrift von 
G. künftig nicht mehr heraus, ſie mache es nicht mehr. Der 
Einwand des Angekl., er habe ſich F. gegenüber in anderer Form 
ausgeſprochen, nämlich nur geſagt, er glaube, die Firma E. mache 
es nicht mehr, iſt für unerheblich erachtet worden mit der Begrün⸗ 
dung, daß es auf den genauen Wortlaut der Außerung über⸗ 
haupt nicht ankomme; vielmehr ſei ausſchlaggebend, daß der Zeuge 
F. aus dem ganzen Verhalten des Angekl. geſchloſſen habe, 
daß der Verlag E, tatſächlich die Herausgabe feiner Zeitſchrift in 
Leipzig aufgegeben habe. 

Dieſe Feſtſtellungen und Beweisannahmen ſind widerſpruchs⸗ 
voll und zu unbeſtimmt, als daß ſie zur Erfüllung auch nur des 
äußeren Tatbeſtandes ausreichten. Zum mindeſten laſſen ſie dem 
Zweifel Raum, ob nicht der Vorderrichter bei Würdigung der Form 
und des Inhalts der Außerung des Angekl. über den Rechtsbegriff 
der Tatfache geirrt und das Merkmal des Behauptens einer 
Tatſache falſch aufgefaßt hat. 

Der Begriff der Tatſache ſetzt etwas Geſchehenes oder etwas 
Veſtehendes voraus, das zur Erſcheinung gelaugt und in die Wirk⸗ 
lichkeit getreten, alſo Gegenſtand der Wahrnehmung geworden und 
als ſolcher dem Beweiſe zugänglich iſt. Tatſache iſt alles, was 
der Gegenwart oder Vergangenheit, nicht aber, was der 
Zukunft angehört. Insbeſ. find künftige Ereigniſſe oder Zuſtände, 
die als Folge menſchlichen Handelns erſt nach Ablauf gewiſſer Zeit 
nach menſchlicher Voransſicht eintreten werden, nicht ſchon 
vor ihrem Eintritte als Tatſachen anzuſprechen; denn es beſteht 
zwar die Möglichkeit, ſie ſich als künftig eintretend vorzuſtellen 
und zu beurteilen, nicht aber, ſie bereits wahrzunehmen. Aller⸗ 
dings können auch innere Vorgänge und Zuſtände, wie Abſichten, 
Ziele und Beweggründe menſchlichen Handelns unter den Begriff der 
Tatſache fallen, aber nur dann, wenn ſie in erkennbare Beziehungen 
geſetzt werden zu beſtimmten äußeren Geſchehniſſen, durch die fie in 


zur Geltung gebracht: Wo bloße Undeutlichkeit der Unterſchrift 
— und dies iſt im weiteſten Umfang anzunehmen — vorliegt, 
liegt eine rechtswirkſame Unterſchrift vor; wo dagegen das unter⸗ 
zeichnete Gebilde trotz allen favor soripturae als Unterſchrift nicht 
gelten kann, iſt das Schriftſtück als nicht unterſchrieben anzuſehen 
und dem Abſender zurückzugeben, da es zur amtlichen Behandlung 
ungeeignet ſei, ſo daß erſt beim Einkommen eines unterſchriebenen 
Schriftſtücks das Rechtsmittel eingelegt iſt (näheres Joſef: JW. 
1929, 2542). — Ob in dem vom KG. entſchiedenen Fall wirkliche 
Unleferlichkeit und nicht vielmehr bloße Undeutlichkeit vorlag, 
iſt aus dem mitgeteilten Sachverhalt nicht zu erſehen. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 10. Nach dem Urteil der Strͤ. Kann als feſtgeſtellt nur 
folgende Außerung des Angekl. gelten: er glaube, die Firma E. 
gebe die Zeitſchrift von G. künftig nicht mehr heraus, ſie mache 
es nicht mehr. 

Die entſcheidende Frage ift, ob damit i. S. von 8 15 UnlWG. 
(wider beſſeres Wiſſen) eine Tatſache behauptet wurde. Nun. 
iſt grundſätzlich die Auffaſſung des ausgeſprochenen Satzes als 
Tatſachenbehauptung in doppelter Richtung möglich: man kann 
annehmen, die Tatſache, die der Angekl. behaupte, ſei ſeine eigene 
Auffaſſung von den Dingen, ſeine Meinung davon, welches Ver⸗ 
halten die Firma E. in Zukunft einſchlagen werde. Andererſeits 
iſt es denkbar, als (in der ungewiſſeren Form des Glaubens) be⸗ 
hauptete Tatſache das Verhalten der Firma E. ſelbſt aufzufaſſen. 

Möglich iſt beides. Die Frage iſt, worauf im gegebenen Fall 
der Nachdruck liegt. Es mag Fälle geben, wo in Anſehung der 
Perſon, die ihre Meinung abgibt, gerade auf die ſubjektive Be⸗ 
urteilung entſcheidendes Gewicht gelegt wird. Wenn dem privaten 
Geldgeber, der ſich bei der Bank nach ihrem Urteil über die Kredit⸗ 
fähigkeit des Schuldners erkundigt, wider die eigene Überzeugung 
gejagt wird: wir halten ihn nicht mehr für kreditfähig und würden 
daher eine Überziehung des Kontos nicht dulden, dann iſt die be⸗ 
hauptete Tatſache, um deren Wahrheit oder Unwahrheit es geht, 
die Meinung der Bank. — Aber das ſind Ausnahmefälle; in der 
Regel legt der Erklärungsempfänger in den unter § 15 Unl WG. 
zu beurteilenden Fällen das Gewicht nicht auf die Meinung des 
Erklärenden, ſondern auf den Inhalt ſeiner Meinungsäußerung. 
So ſicherlich auch im gegebenen Fall. 
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das Gebiet der ſinnlichen Wahrnehmung getreten ſind, wenn ſie alſo 
der Vergangenheit oder Gegenwart angehören. Fehlt es an dieſer 
Vorausſetzung, ſo handelt es ſich bei den ſie betreffenden Ausſagen 
nicht um Behauptungen tatſächlicher Art, ſondern immer nur um 
allgemeine Urteile oder perſönliche Meinungsäußerungen (vgl. NEL. 
22, 158; 41, 193; 55, 131). 

Für den Begriff des Behauptens ift weſentliches Erforder⸗ 
nis, daß etwas als Ausdruck eigenen Wiſſens kundgegeben 
und als das Ergebnis eines für jedermann gültigen Wahr⸗ 
nehmungsurteils hingeſtellt wird. Wer dagegen von vornherein er⸗ 
kennen läßt, daß er nur für feine Perſon an die Richtigkeit 
des Erklärten glaube, ſtellt keine Behauptung auf, ſondern be⸗ 
ſchränkt ſich darauf, ein ſubjektives Urteil abzugeben und ſeiner 
perſönlichen Meinung Ausdruck zu verleihen. 

Im angefochtenen Urteil wird zunächſt nicht ausreichend ge⸗ 
würdigt, daß die vom Angekl. getane Außerung einen Vorgang be⸗ 
traf, der in die Zukunft fiel. Im Widerſpruch hierzu wird aus⸗ 
ſchlaggebendes Gewicht darauf gelegt, daß der Zeuge F. ſeinerſeits 
auf Grund des ganzen Verhaltens des Angel., das mit keinem 
Worte näher dargelegt wird, zu dem Schluſſe gelangt ſei, daß der 
Verlag E. tatſächlich die Herausgabe der Zeitſchrift in Leipzig auf⸗ 
gegeben habe. Schon dieſer Widerſpruch nötigt zur Aufhebung 
des Urteils. 

Nicht darauf Kann es ankommen, wie der Zeuge F. die Auße⸗ 
rung des Angekl. verſtanden und gedeutet hat, ſondern entſcheidend 
iſt, ob von dem Angehl. ſelbſt, von feinem ſonſtigen Verhalten 
ganz abgeſehen, eine Außerung getan worden iſt, die rechtlich als 
das Behaupten einer unwahren Tatſache über den Geſchäſtsbetrieb der 
Firma E. zu beurteilen iſt. Selbſt wenn man als Annahme der 
Str. unterſtellen wollte, was angeſichts der vorerwähnten wider⸗ 
ſpruchsvollen Feſtſtellung aber untunlich iſt, daß der Angekl. die 
Abſicht des Eſchen Verlags, die Zeitſchrift künftig nicht mehr er» 
ſcheinen zu laſſen, alſo einen inneren Vorgang als bereits feſtſtehend 
der Wahrheit zuwider bezeichnet und damit eine Behauptung tat⸗ 
ſächlicher Art aufgeſtellt hätte, ſo fehlt es im Urteil jedenfalls an 
einer beſtimmten Feſtſtellung, in welche Form eigentlich der Angehl. 
feine Außerung gekleidet hat. Hätte der vom Ungekl. behauptete 
Zuſatz „ich glaube“ als nicht widerlegbar zu gelten, ſo hätte ſich der 
Tatrichter noch der Prüfung der Frage zu unterziehen, ob eine 
Tatſachenbehauptung i. S. d. Gel. oder lediglich eine allgemein 
gehaltene Meinungsäußerung vorläge. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 20. März 1929, 1 08t 30/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


Mit Grund unterſucht daher das OLG. Dresden, einmal: ob 
in der Außerung, die Firma E. mache es nicht mehr, die Außerung 
einer Tatſache zu ſehen ſei; und ſodann: ob die Tatſache als 
behauptet gelten könne, wiewohl der Angell. nur in der Form 
des Glaubens von ihr geſprochen hat. 

Bei der Beurteilung der Frage, ob es ſich um die Außerung 
einer Tatſache handelt, bewegt ſich der Senat in den gewohnten, 
durch die zitierten Entſch. des RG. gewieſenen Bahnen. Man mag 
die Außerung ſo verſtehen, die Firma habe nicht mehr die Abſicht, 
die Zeitſchrift herauszugeben. Darin liegt nach Auffaſſung der 
Rſpr. eine Tatſache — vorausgeſetzt, daß der innere Vorgang irgend» 
wie in die äußere Erſcheinung getreten iſt; daß er möglicherweiſe 
zu beſtimmten Dispoſitionen, beiſpielsweiſe Kündigungen, geführt 
habe, oder daß der Inhaber der Firma ſeine Abſicht wenigſtens 
ausgeſprochen hat. Hier geht es um Tatfragen, die durch das Urteil 
nicht hinreichend geklärt ſind. 

Überraſchend iſt, wie kurz das Urteil das andere Problem 
behandelt. „Wer von vornherein erkennen läßt, daß er nur für 
ſeine Perſon an die Richtigkeit des Erklärten glaube, ſtellt keine 
Behauptung auf, ſondern beſchränkt ſich darauf, ein ſubjektives 
Urteil abzugeben und ſeiner perſönlichen Meinung Ausdruck zu 
verleihen.“ Es iſt mir zweifelhaft, ob die Dinge ſo einfach liegen. 
Wie bei der Beleidigung die Verbreitung eines Gerüchts und die 
Mitteilung in der Form bloßer Vermutung als ſtrafbar gelten 
können (dazu LpzKomm. zu § 186 Anm 2, 3), fo mag auch im 
Wettbewerbsrecht derjenige ſtrafwürdig erſcheinen, der wider beſſeres 
Wiſſen Tatſachen, deren Verbreitung einem fremden Erwerbsgeſchäft 
ſchädlich ſein kaun, auch nur in der Glaubens⸗ oder Vermutungs⸗ 
form äußert. Die Erwägung, die Anlaß gibt, ſolche Geſetzes⸗ 
auslegung zu fordern, iſt hier und dort, im Beleidigungs⸗ und Wett⸗ 
bewerbsrecht, dieſelbe: es iſt die allgemeine Beobachtung von der 
Gefährlichkeit und der ſchwer auszurottenden Wirkung auch der⸗ 
jenigen Äußerungen, die nur in unbeſtimmter Form vorgetragen 
find. Hat die Rſpr. kein Bedenken, den 8 186 StGB. in dieſer 
Richtung auszulegen, ſo beſteht kein Grund, bei dem lim entſchei⸗ 
denden Punkt gleichlautenden) 8 15 UnlWG. anders zu verfahren. 
Wer ſich nicht ſcheut zu behaupten, er glaube oder er vermute eine 
(den Ruf eines fremden Exwerbsgeſchäfts belaſtende) Tatſache, 
obwohl er poſitiv das Gegenteil weiß, der ſollte der Strafdrohung 
des § 15 UnlWG. nicht entzogen werden. 

Priv Doz. Dr. Eugen Ulmer, Tübingen. 
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1. 866 Abſ. 1 TabSt6. Wer nach Eintritt der 
Ungültigkeit der (durch die VO. über Vorräte an Tabak⸗ 
erzeugniſſen mit Papiermarkſteuerzeichen v. 21. März 1924 
eingeführten) Freiſteuerzeichen aus dieſem das mit dem 
amtlichen Entwertungsvermerk „15. April 1924“ verſehene 
erſte Mittelfeld herausſchneidet, es durch ein noch nicht 
verwendetes erſtes Mittelfeld eines gewöhnlichen Ziga⸗ 
rettengoldwertzeichens erſetzt, und zwar in der Abſicht, das 
auf dieſe Weiſe zuſammengeſetzte Steuerzeichen als echt 
zu verwenden, erfüllt durch wiſſentlichen Gebrauch ſolcher 
Steuerzeichen den Tatbeſtand des $ 66 Abſ. 1 TabStG. in 
der erſten und dritten Begehungs form. 

Der Angehl. betreibt ſeit mehreren Jahren einen Handel mit 
Tabakwaren mit offenem Ladengeſchäfte. Seit 1920 iſt ihm ein 
Tabakſteuerlager bewilligt worden, das ſich in einem vom Laden⸗ 
raume durch Ladenregale und einen Vorhang abgegrenzten Raume 
befindet (vgl. hierzu § 44 i. Verb. m. § 103 TabSt®. i. d. Faſſ. des 
Geſ. v. 10. Aug. 1925 [RGBl. I, 244] und Art. II B Ziff. 8 VO. 
über Anderung der TabStAusfBeſt. [= TabStAB.] v. 10. Sept. 1925 
[RMBl. 1022]). 

Am 15. März 1926 hat der Angekl. bei einer käuflichen Liefe⸗ 
rung mehrerer 1000 Stück Zigaretten an den Gaſtwirt R. min⸗ 
deſtens 4 Packungen Zigaretten der Marke „Graf zu Waldeck“ zu 
je 25 Stück, da ihm die dieſem Kleinverkaufspreis entſprechenden 
Steuerzeichen ausgegangen waren, er aber die Lieferung nicht hat auf⸗ 
halten wollen, mit ſog. Freiſteuerzeichen für Packungen zu 25 Stück 
Zigaretten im Kleinverkaufspreiſe von 6 Pf. für das Glück verſehen. 
Von dieſen Freiſteuerzeichen hatte er zuvor das mit dem amtlichen 
Entwertungsvermerke „15. 4. 1924“ verſehene erſte Mittelfeld heraus⸗ 
geſchnitten, dieſes Mittelfeld ſodann nach Aufkleben der übrigen 
Felder auf die 4 Packungen durch das zur Aufnahme des Ent⸗ 
wertungsvermerlis beſtimmte erſte Mittelfeld von in ſeinem Beſitze 
befindlichen gewöhnlichen Zigarettenſteuerzeichen für Packungen zu 
25 Stück Zigaretten zum Kleinverkaufspreiſe von 8 Pf. für das 
Stück erſetzt und dieſes an Stelle des herausgeſchnittenen Ent» 
wertungsfeldes in die Freiſteuerzeichen eingeſetzte, noch nicht ent⸗ 
wertete Entwertungsfeld mit ſeinem Entwertungsvermerke „G.“ ver⸗ 
ſehen. Hierauf hat der Angekl. nach Ankauf von Zigarettenſteuer⸗ 
zeichen für Packungen zu je 25 Stück Zigaretten zum Kleinverkaufs⸗ 
preiſe von 6 Pf. für das Stück aus vier ſolchen Steuerzeichen eben⸗ 
falls das zur Aufnahme des Entwertungsvermerks beſtimmte erſte 
Mittelfeld herausgeſchnitten und dieſe vier Steuerzeichen, nachdem er 
die herausgeſchnittenen erſten Mittelfelder (Entwertungsfelder) durch 
die aus den vier Freiſteuerzeichen herausgeſchnittenen Entwertungs⸗ 
felder mit dem Entwertungsvermerke „15. 4. 1924“ erſetzt hatte, als 
Freiſteuerzeichen auf Zigarettenpackungen von je 25 Stück zum Kleiu⸗ 
verkaufspreiſe von 6 Pf. für das Stück verwendet. 


Durch dieſe Handlungsweiſe hat die St. den Tatbeſtand des 
866 Abſ. 1 TabStG. in der 2. und 3. Begehungsform ſowie die 
Vermutungstatbeſtände des § 58 Ziff. 5 und des 8 59 Ziff. 10 in der 
3. Begehungsform als erfüllt angeſehen. Sie hat den Angekl. wegen 
dieſer in Tateinheit mit noch anderen zu einer fortgeſetzten Hand⸗ 
lung zuſammengefaßten Tabalſteuerhinterziehungen begangenen Tabak⸗ 
ſteuerzeichenfälſchung gem. § 77 Abſ. 2 TabStG. aus 8 66 Abf. 1 
dieſes Geſ. zu drei Monaten Gefängnis verurteilt und daneben auf 
Einziehung einer größeren Anzahl Zigarren und von 200 Stück 
Zigaretten erkannt. 

Die Auffaſſung der Ste., daß ſich der Angel. durch feine feſt⸗ 
geſtellte Handlungsweiſe des Vergehens nach 8 66 Abſ. 1 TabStch. 
ſchuldig gemacht, alſo echte Steuerzeichen in der Abſicht verfalſcht habe, 
fie zu einem höheren Werte zu verwenden, und überdies wiſſentlich 
von verfälſchten Steuerzeichen Gebrauch gemacht habe, iſt im an⸗ 
gefochtenen Urteil, wie folgt, begründet worden: 

„Nach 817 Abſ. 4 TabStAB. v. 26. Febr. 1920 (RGBl. 157) 
ſeien für die Zigarettenſteuerzeichen weſentlich die drei Mittelfelder, 
von denen das erſte zur Eintragung des Entwertungsvermerks bes 
ſtimmt ſei, das zweite die Angabe der Stückzahl und das dritte den 
Kleinverkaufspreis für ein Stück enthalte. Die Einträge in dieſen 
drei Feldern erbrächten Beweis dafür, daß der aus dem Entwertungs⸗ 
vermerk erſichtliche Steuerpflichtige durch Verwendung des Steuer⸗ 
zeichens den dem Steuerzeichen nach dem Aufdruche der Stückzahl 
und des Kleinverkaufspreiſes innewohnenden Steuerbetrag bez. Wert⸗ 
betrag entrichtet habe. Verfälſcht ſei ein Steuerzeichen, wenn es in⸗ 
folge einer an ihm vorgenommenen Veränderung ſcheinbar auf einen 
anderen Wertbetrag, d. h. Steuerbetrag, hinweiſe als auf denjenigen, 
auf den es vor den Veränderungen hingewieſen hatte. Das Frei⸗ 
ſteuerzeichen mit dem amtlichen Aufdrucke „15. 4. 1924 im Ent⸗ 
wertungsfelde habe nun darauf hingewieſen, daß es gem. der VO. 
v. 21. März 1924 (NGBL. I, 293) ohne Steuerentrichtung geliefert 
worden ſei, d. h. daß ihm alſo irgendein Steuerwertbetrag nicht inne⸗ 
wohne. Dieſes Freiſteuerzeichen habe nach § 5 derſelben VO. neben 
das Papiermarkſteuerzeichen geklebt werden müſſen, habe alſo nur 
in Verbindung mit dieſem Papiermarkiſteuerzeichen Gültigkeit gehabt 
und eigentlich nur der Feſtſetzung und Deklarierung des infolge der 
neuen Währung von Papiermark auf Goldmark umgeſtellten Klein⸗ 
verkaufspreiſes gedient. Dadurch aber, daß der Ungekl. von biejen 
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Freiſteuerzeichen das Entwertungsfeld, das mit ſeinem amtlichen Auf⸗ 
drucke gerade habe erkennen laſſen, daß dem Steuerzeichen kein 
Steuerwertbetrag innewohnte, abgeſchnitten und an ſeine Stelle ein 
Eutwertungsfeld mit dem ſonſt üblichen Entwertungsvermerk geklebt 
habe, habe er dem Steuerzeichen ſein Daſein als Beweismittel be⸗ 
laſſen und auch belaſſen wollen, durch ſeine Handlungsweiſe aber das 
Ziel der Beweiskraft verändert und ihm die Beweiskraft dahingehend 
gegeben und auch geben wollen, daß dem von ihm verwendeten Steuer⸗ 
zeichen derſelbe Steuerwertbetrag innewohne wie allen anderen ſonſt 
üblichen Zigarcttenſteuerzeichen über 25 Stück und zu einem Klein⸗ 
verkaufspreiſe von je 6 Pf. Dieſe Handlungsweiſe des Angel. ſtelle 
ſich daher als ein Verfälſchen eines echten Steuerzeichens dar. Da 
der Angekl. dieſe Verfälſchung vorgenommen habe, um, wie aus⸗ 
geführt, dieſe Steuerzeichen zu einem höheren Werte zu verwenden 
und von dieſen verfälſchten Steuerzeichen wiſſentlich auch Gebrauch 
gemacht habe, habe er ſich eines Vergehens nach § 66 TabSt®, 
ſchuldig gemacht.“ 

Die Rev. bekämpft dieſe Auffaſſung als rechtsirrig. 

Ihr war jedoch der Erfolg zu verſagen. Zuzugeben iſt lediglich, 
daß die Auffaſſung der StR., in dem Zuſammenſetzen von Teilen 
verſchiedener echter unverwendeter Steuerzeichen durch den Angehl 
ſei ein „Verfälſchen“ echter Steuerzeichen i. S. der 2. Begehungsform 
des § 66 TabStG. zu erblicken, rechtsirrig iſt. Das feſtgeſtellte Tun 
des Ungekl. erfüllt dagegen den Tatbeſtand des 8 66 TabStG. in 
der 1. und 3. Begehungsform. 

In dem Erlaſſe des RF M. v. 3. April 1924 iſt vorgeſchrieben, 
daß als Vermerk zur Kennzeichnung und Entwertung der 
Freiſteuerzeichen (8 44 Abſ. 1 VO. v. 21. März 1924) allgemein das 
Datum des „15. 4. 1924“ in Ziffern in dem für die Entwertung be⸗ 
ſtimmten Felde des Steuerzeichens handſchriftlich mit Tinte oder durch 
Stempelung oder Druck mit licht⸗ und waſſerbeſtänbiger Farbe (8 22 
Abſ. 1 TabSt AB.) einzutragen iſt. Wie in dem Erlaſſe beſonders 
hervorgehoben iſt, hat mit der Anordnung, daß die ohne Steuer⸗ 
entrichtung angegebenen Goldwertſteuerzeichen neben den an den 
Packungen vorhandenen Papiermarkſteuerzeichen angebracht werden 
müſſen (8 5 Abſ. 1 VO. v. 21. März 1924), die Verwendungsmöglich⸗ 
keit dieſer Goldwertſteuerzeichen — Freiſteuerzeichen — eingeſchrännt 
und Steuerhinterziehungen entgegengewirkt, und durch die Beſtimmung 
in 86 VD. v. 21. März 1924 i. Verb. m. der VO. v. 18. Dez. 1924 
(RGBl. I, 963), nach der die Gültigkeit der angebrachten Freiſteuer⸗ 
zeichen mit Ablauf des 30. Juni 1925 erloſch, ein Druck dahin aus⸗ 
geübt werden ſollen, daß die alte mit Freiſteuerzeichen verſehene Ware 
bis zum 30. Juni 1925 ausverkauft wurde. 

Aus der Vorſchrift in 86 VO. v. 21. März 1924 ergibt ſich, 
daß Packungen ſelbſt rechtzeitig angemeldeter tabakſteuerpflichtiger Er» 
zeugniſſe mit Papiermarkſteuerzeichen, an denen friſtgemäß in der 
vorgeſchriebenen Weiſe Geldwertſteuerzeichen — Freiſteuerzeichen — 
angebracht worden ſind, ſeit dem 30. Juni 1925 nicht mehr als mit 
den erforderlichen Steuerzeichen verſehen gelten und daher ſeit dieſem 
Tage beim Vorliegen auch der übrigen Vorausſetzungen des 8 80 
TabStch. der Einziehung gemäß dieſer geſetzlichen Vorſchrift untere 
liegen. Der Verfügungsberechtigte hatte daher Ware dieſer Art, wenn 
er fie vor dem Zugriffe nach Maßgabe des 8 80 TabStG. bewahren 
wollte, rechtzeitig, alſo mit Ablauf des 30. Juni 1925, der ordnungs⸗ 
mäßigen Verſteuerung, d. h. der Verſteuerung unter Verwendung von 
gegen Entrichtung der Steuer bezogenen, von ihm ſelbſt zu entwerten⸗ 


den Steuerzeichen, zu unterwerfen. 


Die Freiſteuerzeichen find, wie ſich aus den vorſtehenden Aus⸗ 
führungen ergibt, echte Tabakſteuerzeichen, und zwar Goldwertſteuer⸗ 
zeichen, die ohne Steuerentrichtung geliefert wurden, um an bereits 
mit Papiermarkſteuerzeichen verſteuerten Beſtänden, neben den ſchon 
daran befindlichen Papiermarkſteuerzeichen angebracht zu werden und 
in Verbindung mit ihnen die Erfüllung der Goldmarkſteuerpflicht 
nachzuweiſen. Sie find Goldmarkſteuerzeichen von beſonderer ſteuer⸗ 
rechtlicher Bedeutung, die durch die Eintragung des amtlichen Ent⸗ 
wertungsdermerks „15. 4. 1924“ in dem Entwertungsfelde als ſolche 
gekennzeichnet find, durch dieſes ihnen eigentümliche Kennzeichen den 
Nachweis ihrer unentgeltlichen Lieferung und ihrer beſchränkten Ver⸗ 
wendungsmöglichkeit erbringen und ſich auf dieſe Weiſe von den⸗ 
jenigen Goldwertſteuerzeichen, die ſeit der Umſtellung der Tabakſteuer 
auf Gold zur Verſteuerung aller nicht unter die VO. v. 21. März 
1924 fallenden tabakſteuerpflichtigen Erzeugniſſe verwendet werden 
müſſen, alſo von denjenigen Goldwertſteuerzeichen unterſcheiden, die 
unentwertet nur gegen Entrichtung des Skeuerwerts (8 11 Abf. 1 
TabStG.) von den Vertriebsſtellen an die Steuerpflichtigen geliefert 
werden und von den letzteren ſelbſt im Zeitpunkte der Fälligkeit der 
Steuer (8 10 TabStch.), d. h. bei der Verwendung zum Zwecke der 
Entrichtung der Tabakſteuer in der vorgeſchriebenen Weiſe (8 22 
TabSt AB.), zu entwerten find. Durch die friſtgemäße und vorſchrifts⸗ 
mäßige Anbringung der bis dahin lediglich unter Verwendung von 
Papiermarkſteuerzeichen verſteuerten Beſtände von Tabakerzeugniſſen 
wurde der in Papiermark zum Ausdruck gebrachte Wert der Steuer⸗ 
zeichen in Goldmark zum Ausdruck gebracht und der Goldmark⸗ 
ſteuerpflicht für dieſe Tabakerzeugniſſe genügt. Die Freiſteuerzeichen 
beweiſen hiernach, wennſchon ſie unentgeltlich geliefert worden find, 
das Vorhandenſein unentgeltlich gelieferter, zur Verſteuerung anderer 
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als der unter die BD. v. 21. März 1924 fallenden Tabakerzeu Juiſſe 
ungeeigneter und nicht beſtimmter Steuerzeichen. Mit der Entrichtung 
der Steuer durch Verwendung der Steuerzeichen, die bei den bereits 
entwerteten Freiſteuerzeichen durch deren vorſchriftsmaßige Anbringung 
ſtattfand, bei allen anderen Goldwertſteuerzeichen aber durch ihre Ent⸗ 
wertung und Anbringung erfolgt (8 10 TabSt®.), hat der entgelt⸗ 
liche oder unentgeltliche Erwerb der Steuerzeichen oder die Höhe 
dieſes Entgelts überhaupt nichts zu tun. Seit dem Tage des Ein⸗ 
tritts der Ungültigkeit auch der friſtgemäß und in der vorgeſchriebenen 
Weiſe an den Packungen der unter die VO. v. 21. März 1924 fallen⸗ 
den Tabakerzeugniſſe angebrachten Freiſteuerzeichen (dem 1. Juli 1925) 
ſind dieſe Steuerzeichen überdies als aus dem Verkehrsleben zurück⸗ 
gezogen und ihrer nur vorübergehenden ſteuerlichen Bedeutung als 
entkleidet anzuſehen. Seit dieſem Tage gelten daher alle im Handel 
angetroffenen tabakjteuerpflichtigen Erzeugniſſe, alſo auch diejenigen, 
an deren Packungen friſtgemäß in der vorgeſchriebenen Weiſe neben 
bereits vorhandenen Papiermarkſteuerzeichen Freiſteuerzeichen angebracht. 
worden ſind, nur dann als ordnungsmäßig verſteuert, wenn ſie mit 
von den Steuerpflichtigen ſelbſt in der vorgeſchriebenen Weiſe ent⸗ 
werteten Goldwertſteuerzeichen verſehen ſind. Das mit dem amtlichen 
Entwertungsvermerk „15. 4. 1924“ verſehene Entwertungsfeld der 
Freiſteuerzeichen bildet hiernach inſofern einen weſentlichen Beſtandteil 
dieſer Goldwertſteuerzeichen, als allein aus ihm erſichtlich iſt, daß 
dieſe Steuerzeichen kein zur Verſteuerung anderer als der unter die 
BD. v. 21. März 1924 fallenden Tabakerzeugniſſe geeignetes und 
beſtimmtes Mittel ſind. 

Dadurch, daß der Angekl. am 15. März 1926, alſo nach Ein⸗ 
tritt der Ungültigkeit der Freiſteuerzeichen, das Entwertungsfeld mit 
dem amtlichen Entwertungsvermerk „15. 4. 1924“ aus vier noch nicht 
verwendeten Zigarettenfreiſteuerzeichen herausgeſchnitten und durch das 
aus noch nicht verwendeten gewöhnlichen — gegen Entrichtung der 
Steuer gelieferten — Zigarettengoldwertſteuerzeichen herausgeſchnittene, 
erſt bei der Verwendung entwertete Entwertungsfeld erſetzt hat, hat 
er zwar den urſprünglichen Beweisinhalt dieſer Freiſteuerzeichen nicht 
nur beſeitigt, ſondern die in den Freiſteuerzeichen durch den amtlichen 
Entwertungsvermerk zum Ausdruck gebrachte Beweisrichtung dahin 
verändert, daß die Freiſteuerzeichen nunmehr eine andere Tatſache, 
nämlich die Tatſache des Vorhandenſeins gültiger als einheitliches 
Ganzes hergeſtellter und — gegen Entgelt — gelieferter Goldwert⸗ 
ſteuerzeichen zu beweiſen ſchienen. Ein Verfälſchen dieſer vier 
Steuerzeichen i. S. der 2. Begehungsform des Vergehens nach § 66 
Abſ. 1 TabStG. kann aber, wie die StR. verkannt hat, um deswillen 
in der feſtgeſtellten Handlungsweiſe des Angell. nicht erblickt werden, 
weil die einzelnen Teile der Freiſteuerzeichen und der gewöhnlichen 
Goldwertſteuerzeichen, aus denen der Angel. die neuen Steuerzeichen 
zuſammengeſetzt hat, auch nach der Zuſammenſetzung echt waren und 
blieben. Eine ihre Echtheit beeinfluſſende Veränderung iſt an ihnen 
vom Angekl. nicht vorgenommen worden. Rechtsirrig iſt auch die 
Annahme der Stf., die Verfälſchung der echten Steuerzeichen durch 
den Angekhl. ſei in der Abſicht erfolgt, ſie zu einem höheren 
Steuerwerte zu verwenden. Denn die vom Angekl. aus Teilen 
echter unverwendeter Freiſteuerzeichen und echter unverwendeter ge⸗ 
wöhnlicher — gegen Entrichtung der Steuer bezogener — Goldwert⸗ 
ſteuerzeichen zuſammengeſetzten und in dieſer Zuſammenſetzung von 
ihm ſelbſt vorſchriftsmäßig entwerteten und an Zigarettenpackungen 
angebrachten Steuerzeichen wieſen auch nach ihrer Zuſammenſetzung 
auf keinen höheren Wert hin als denjenigen, auf den die Steuerzeichen 
vor dem Herausſchneiden der Entwertungsfelder hingewieſen hatten. 
Die vom Angekl. zuſammengeſetzten Steuerzeichen wieſen vielmehr 
nach wie vor auf den Wertbetrag hin, der ſich aus den Angaben in 
ihrem zweiten und dritten Mittelfeld ergab. An dieſen Angaben iſt 
vom Angekl. nichts geändert worden. Die Stͤ. überſieht, daß der 
entgeltliche oder unentgeltliche Erwerb der Steuerzeichen und die Höhe 
dieſes Entgelts, wie oben bereits hervorgehoben iſt, mit der Entrich⸗ 
tung der Steuer nichts zu tun hat. Aus dieſen Ausführungen ergibt 
ſich, daß auf das Tun des Angekf. der Tatbeſtand des § 66 Abf. 1 
TabStG. auch in der 4. Begehungsform nicht zutrifft. 

Gleichwohl it die Verurteilung des Angekl. aus dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung gerechtfertigt, weil ſeine feſtgeſtellte Handlungsweiſe den 
Tatbeſtand dieſer Vorſchrift in der 1. und 3. Begehungsform erfüllt. 

Zur Herſtellung der Tabakſteuerzeichen iſt nur die Reichs⸗ 
druckerei befugt (§S 19 TabSt AB.). Als Zigarettenſteuerzeichen dienen 
blaubedruckte Streifen aus weißem, mit natürlichem Waſſerzeichen 
verſehenen Papier, die durch ſenkrechte Linien in fünf Felder, die 
beiden End» und die drei Mittelfelder, geteilt ſind (8 17 Abſ. 1 u. 4 
TabSt AB.). Während die beiden Endfelder bei der Verwendung 
nach Bedarf übereinander geklebt, verkürzt oder abgeſchnitten werden 
dürfen (8 23 Abſ. 2 Satz 4), müſſen die drei Mittelfelder unverſehrt 
in der in 823 Abſ. 2 TabSt AB. vorgeſchriebenen Weiſe derart an 
den Packungen befeſtigt werden, daß ſie in vollem Umfange ſichtbar 
ſind, ihre Loslöſung ohne Zerſtörung nicht möglich iſt. Bei der Ver⸗ 
wendung der Zigarettenſteuerzeichen hat der Steuerpflichtige in das 
hierfür vorgeſehene erſte Mittelfeld, das ſog. Entwertungsfeld, ſein 
Entwertungszeichen in der vorgeſchriebenen Weiſe einzutragen (8 22 
TabSt AB.). Das Zerreißen der drei Mittelfelder iſt nur zum Zwecke 
der Offnung der mit ihnen verſehenen Packungen zu einem vom 


Geſetz erlaubten Zwecke zuläſſig. Die Steuerzeichen werden hiernach 
von der Reichsdruckerei als einheitliches zuſammengehöriges Ganzes 
hergeſtellt und als ſolches auch den Steuerpflichtigen zur Verwendung, 
d. h. zur Entrichtung der Tabakſteuer, von den Vertriebsſtellen ge⸗ 
liefert. Hieraus folgt, daß das mit dem amtlichen Entwertungsvermerk 
„15. 4. 1924“ von der Steuerbehörde verſehene erſte Mittelfeld eines 
als einheitliches und zuſammengehöriges Ganzes hergeſtellten und ge⸗ 
lieferten Freiſteuerzeichens durch das mit keinem Entwertungsvermerk 
verſehene Mittelfeld eines gewöhnlichen Zigarettenſteuerzeichens (Nicht⸗ 
freiſteuerzeichens) nicht vertretbar iſt, und daß ein Freiſteuerzeichen für 
Zigaretten, deſſen mit dem amtlichen Entwertungsvermerk verſehenes 
erſtes Mittelfeld durch das nicht entwertete erſte Mittelfeld eines Nicht⸗ 
freiſteuerzeichens erſetzt worden iſt, kein von der hierzu befugten Stelle 
hergeſtelltes einheitliches Steuerzeichen mehr iſt, ſondern nur den An⸗ 
ſchein eines ſolchen erweckt. Die einzelnen Teile eines fo zuſammen⸗ 
geſetzten Steuerzeichens ſind zwar echt, das Steuerzeichen als Ganzes 
betrachtet iſt aber, weil in dieſer Zuſammenſetzung von der allein 
hierzu befugten Stelle nicht hergeſtellt, unecht. Es iſt nur ſcheinbar ein 
einheitliches Ganzes, es täuſcht ein einheitliches, zuſammengehöriges 
Ganzes nur vor und ſtellt ſich deshalb als unechtes Steuerzeichen dar. 
Daß der Angekl. die vier in Betracht kommenden unechten Steuer⸗ 
zeichen in der Abſicht angefertigt hat, ſie als echt zu verwenden, und 
daß er von dieſen vier falſchen Steuerzeichen wiſſentlich auch Ge⸗ 
brauch gemacht hat, iſt im angefochtenen Urteil ausreichend und recht⸗ 
lich einwandfrei feſtgeſtellt. 

Die Herſtellung von Freiſteuerzeichen durch den Angehl., durch 
Zuſammenſetzen von Entwertungsfeldern von ſolchen mit anderen 
Feldern von Nichtfreiſteuerzeichen hat die Stͤ., da dieſe Herſtellung 
zu einer Zeit erfolgt iſt, zu der die Freiſteuerzeichen bereits ungültig 
waren, zu Recht nicht als Verfälſchung echter oder Anfertigung un⸗ 
echter Steuerzeichen beurteilt (vgl. ZW. 1925, 262). 

Der Angekl. hat zwar ſchließlich durch feine Handlungsweiſe 
keinen Vorteil erlangt und auch den Reichsfiskus nicht geſchädigt. 
Dies kann ihn aber vor der Strafe aus 8 66 Abſ. 1 TabStG. nicht 
ſchützen, da die Erlangung eines Vermögensvorteils oder die Zu⸗ 
fügung eines Schadens von dem Tatbeftande des 8 66 Abf. 1 TabStG. 
in der 1. und 3. Begehungsform nicht erfordert wird. 


Aus den Urteilen des RG.: RGSt. 57, 413; 44,366 und v. 
19. März 1928 (2 D 760/27) vermag die Rev. nichts zu ihren Gunſten 
herzuleiten, da dieſen Urteilen ganz andere Sachverhalte zugrunde 
liegen. Wie ſich aus den Gründen dieſer Urteile ergibt, hat es ſich 
in ihnen nur um die Entf. der Frage gehandelt, ob das bloße Un⸗ 
Renntlichmachen des Kleinverkaufspreiſes auf Steuerzeichen, bzw. das 
bloße Herausſchueiden einer den Wert des Steuerzeichens nachweiſen⸗ 
den Zahl, bzw. das bloße Herausſchneiden des Entwertungsfeldes 
aus einem Freiſteuerzeichen den Begriff des Verfälſchens echter oder 
des Anfertigens unechter Steuerzeichen erfüllt, nicht aber um die 
Entſch. der im vorl. Falle in Betracht kommenden Frage, ob ſich das 
Erſetzen des amtlich gekennzeichneten Beſtandteils eines Freiſteuer⸗ 
zeichens durch den entjprechenden amtlich nicht gekeunzeichneten Bes 
ſtandteil eines Nichtfreiſteuerzeichens als Verfälſchung eines echten 
oder Anfertigen eines unechten Steuerzeichens darſtellt. Auch das in 
dem Urt. v. 19. März 1928 angezogene Urt. des RG. v. 20. Febr. 
1928 (3 D 457/27: Ztſchr. f. Zölle und Verbrauchsſt. 1928, 215) iſt 
hier nicht verwertbar. Denn in dieſem Urteil hat es ſich auch nur um 
die Entſch. der Frage gehandelt, ob in der Verſtümmelung von Frei⸗ 
ſteuerzeichen und in der Vertuſchung des amtlichen Entwertungs⸗ 
vermerks durch Aufdruck des Firmenſtempels auf dieſen bzw. in der 
Anbringung des Entwertungszeichens des Steuerpflichtigen auf dem 
verſtümmelten Reſt des Freiſteuerzeichens ein Verfälſchen echter oder 
eine Anfertigung unechter Steuerzeichen zu erblicken iſt. Endlich ver⸗ 
mögen auch die Urteile in NGSt. 17, 344 und 18, 286 die vorliegende 
Entſch. nicht zu beeinfluſſen; erſteres nicht, weil es auf die Vertretbar⸗ 
keit der Poſtfreimarken Gewicht legt, letzteres nicht, weil die dort ent⸗ 
ſchiedene Frage, ob die mißbräuchliche Wiederverwendung bereits ein⸗ 
mal verwendeter Stempelmarken mit Abänderung des Eutwertungs⸗ 
vermerks unter den Tatbeſtand der Urkundenfälſchung i. S. von 8 275 
bzw. 88 267, 268 StGB. fällt, mit Bezug auf Steuerzeichen hier nicht 
zur Entſch. ſteht. Nach den von der Stͤ. als nicht widerlegt an⸗ 
geſehenen Angaben des Angehl. waren die von ihm zum Zuſammen⸗ 
ſetzen verwendeten Steuerzeichen ſämtlich bis dahin noch nicht ver⸗ 
wendet. Die Vorausſetzungen des 867 TabStG. liegen hiernach im 

vorl. Falle nicht vor. 
(OLG. Dresden, 2. StS., Urt. v. 13. Juli 1928, 2 OSt 263/28.) 

Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
* 


12. 82 Abf. 2 Reichsgeſetz über den Verkehr mit 
Butter njw. v. 15. Juni 1897. Es kommt nicht darauf an, 
daß die Margarine bereits zur Zeit des Verkaufs oder 
Feilhaltens in regelmäßige Form gebracht ſei. 

Nicht beizutreten iſt der Anſicht des Beſchwß., daß 8 2 Abſ. 4 
RG. v. 15. Juni 1897 im vorliegenden Falle um deswillen nicht 
anwendbar ſei, weil dies erfordere, daß die Margarine bereits zur 
Zeit des Verkaufs oder Feilhaltens in regelmäßige Form gebracht 
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ſei. Dieſer vom OLG. Köln im Urt. v. 21. Jan. 1927 vertretenen 
— neuerdings übrigens wieder aufgegebenen (JW. 1929, 2171) — 
Rechtsauffaſſung vermag ſich der erk. Sen. nicht anzuſchließen. 
Unter dem Begriffe des Verkaufs i. S. von 8 2 Abſ. 4 iſt nicht 
nur der obligatoriſche Abſchluß des Kaufvertrags, ſondern — wie 
ſich aus Sinn und Zweck des Geſetzes ergibt — auch die auf Grund 
derſelben erfolgte Warenabgabe zu verſtehen. Der geſetzgeberiſche 
Zweck der fraglichen Beſtimmung iſt der, im Handelsverkehre der ge⸗ 
nannten Waren Verwechſlungen mit Butter bzw. anderem Käſe vor⸗ 
zubeugen. Da dieſe Waren auf dem Wege vom Produzenten zum 
Verbraucher in der Regel durch mehrere Hände (Großhändler, Klein⸗ 
händler) gehen, ſo ſteht der vom OLG. Köln hervorgehobene Ge⸗ 
ſichtspunkt, daß Beſteller von Margarine nicht Butter erwarten und 
deshalb nicht getäuſcht werden könnten, der hier vertretenen An⸗ 
ſicht nicht entgegen. Der hervorgehobene geſetzgeberiſche Zweck erfordert 
vielmehr, den Begriff des Verkaufs nicht nur auf den Rechtsbegriff 
des Vertragsabſchluſſes zu beſchränken, ſondern ihn — dem Sprach⸗ 
gebrauch des täglichen Lebens entſprechend — auch auf deſſen tat⸗ 
ſächliche Erfüllung zu erſtrecken, weil ſonſt immer die Möglichkeit 
beſteht, daß weitere Abnehmer des Margarinebeſtellers durch die 
butterähnliche Formung der Stücke getäuſcht werden. 


(DLG. Dresden, Urt. v. 27. Aug. 1929, 2 OSt 79/29.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 


Barmen. Amtsgerichte. 


1. 8 17 KO. Ein Vertrag auf Lieferung von Gas 
und Elektrizität iſt ein Werklieferungsvertrag, alſo ein 
gegenſeitiger Vertrag gemäß 88 320 ff. BGB. und ein 
zweiſeitiger Vertrag i. S. des 8 17 KO. 


(AG. Barmen, Urt. v. 29. Juli 1929, 12 G 48/29.) 
Mitgeteilt vom Oberbürgermeiſter in Barmen. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichs arbeltsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. 8 123 Nr. 3 GewO. Zeitweilige Arbeitseinſtellung 
infolge Teilnahme an einem Streik iſt beharrliche Arbeits- 
verweigerung, auch wenn nach dem Arbeitsvertrage Kün— 
digungsausſchluß beſteht. f) 

Der Kl. wäre des Anſpruchs auf Urlaubsvergütung nach der 
Beſtimmung des maßgebenden TarVertr. unter II 7 verluſtig ge⸗ 
gangen, wenn er dadurch, daß er ſich dem Streik der Belegſchaft 
der Bekl. anſchloß und der Aufforderung der letzteren zur Wieder⸗ 
aufnahme der Arbeit keine Folge leiſtete, ſich einer beharrlichen 
Arbeitsverweigerung i. ©. des $ 123 Nr. 3 Gewd. ſchuldig gemacht 
hätte. Das BG. erachtet dieſe Beſtimmung nicht für anwendbar, 
weil der Kl. nach § 5 der einſchlagenden Arbeitsordnung befugt 
geweſen ſei, das Arbeitsverhältnis jederzeit ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt zu löſen, und weil ihm hiernach auch das weniger 
weitgehende Recht zugeſtanden habe, die Arbeit zeitweilig ein⸗ 
zuſtellen; von dieſem Rechte habe er durch die Niederlegung der 


Zu 1. Die Enutſch. verdient Zuſtimmung. Es Kommt dabei 
m. E. auf zwei Punkte an: 

a) Wenn der Arbeiter ohne Kündigungsfriſt angeſtellt war, 
ſo konnte er freilich mit ſofortiger Wirkung laut $ 5 TarVertr. 
das Verhältnis löſen, ohne fi) den Rechtsfolgen des Streiks aus⸗ 
zuſetzen. Aber eine andere Frage iſt die, ob er das getan hat: 
Eintritt in den Streik iſt formell wie materiell etwas durchaus 
anderes, Gegenſätzliches im Vergleich zur Kündigung: Man will 
damit das Arbeitsverhältnis gerade beibehalten, nur mit den 
mittelſt der Waffe des Streiks durchzuſetzenden Anderungen. 

b) Enthält der Streik eine „beharrliche Arbeits- 
verweigerung“ i. S. der GewO. Wer die Beharrlichkeit nur 
in einem wiederholten renitenten Verhalten erblickt, muß die 
Frage natürlich in der Regel verneinen. Es erſcheint aber ſach⸗ 
gemäß, das Wort mit dem Erkenntnis weniger im quantitativen 
als im qualitativen Sinne zu verſtehen: Beharrlich iſt die Arbeits⸗ 
verweigerung, wenn fie im Vollbewußtſein des vertragswidrigen 
Verhalkens, womöglich trotz ernſter Warnung des Arbeitgebers, 
geſchah, alſo gewiſſermaßen einen provokatoriſchen Charakter an 
ſich trägt, in voller Klarheit über Eigenart und Folgen des Ver⸗ 
haltens ſich vollzieht. Und das dürfte hier zweifelsfrei der Fall 
geweſen ſein. 

Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 


Arbeit anläßlich des Streikes Gebrauch gemacht, jo daß von einer 
unbefugten Arbeitsverweigerung keine Rede ſein könne. Dieſe Be⸗ 
gründung geht fehl. Es war das gute Recht der Bekl., den eine 
Kampfmaßnahme darſtellenden Eintritt der Belegſchaft in den 
Streik mit einer entſprechenden Gegenmaßnahme zu beantworten, 
und als eine ſolche iſt die Aufforderung der Bekl. zur Wieder⸗ 
aufnahme der Arbeit anzuſehen (vgl. RArbcz. 3, 72). Der Kl. 
kann demgegenüber nicht geltend machen, er habe durch bie 
Niederlegung der Arbeit bereits zu erkennen gegeben, daß er das 
Arbeitsverhältnis der Arbeitsordnung entſprechend für ſofort kün⸗ 
dige und daß deshalb für eine Zuwiderhandlung gegen den Arbeits⸗ 
vertrag durch Arbeitsverweigerung und für eine Kündigung der 
Bekl. aus Anlaß der letzteren kein Raum mehr geweſen ſei. Denn 
nach der herrſchenden, auch von dem RArbch. geteilten Meinung 
pflegt mit einein Streik ebenſowenig wie mit einer Ausſperrung 
die Löſung des Arbeitsverhältniſſes beabſichtigt zu fein, beide 
Teile rechnen vielmehr damit, daß nach Beendigung des Arbeits⸗ 
kampfes das bisherige Arbeitsverhältnis — wenn auch vielleicht 
in etwas abgeänderter Weiſe — fortgeſetzt wird (vgl. RArbG. 2, 261). 

Das Recht der Kündigung ſchließt auch nicht, wie das LArbc. 
meint, das Recht zur zeitweiligen Einſtellung der Arbeit in ſich. 
Dieſe ſtellt ſich nicht als die Ausübung einer im Kündigungsrecht 
mitenthaltenen Befugnis dar, ſondern bedeutet etwas hiervon 
weſentlich Verſchiedenes. Sie läuft dem Sinn und Zweck des 
Arbeitsvertrags zuwider, während die Kündigungsbefugnis mit 
ihm durchaus vereinbar und in aller Regel mit ihm verbunden iſt. 
Der Kl. hat daher ſeine Vertragspflicht verletzt, indem er die Auf⸗ 
forderung der Bekl., feine Tätigkeit fortzuſetzen, unbefolgt ließ. 
Dieſes ſein Verhalten kann im Hinblick auf den Streik, der ihm 
zur Einſtellung der Arbeit Anlaß gab, nur als der Ausdruck des 
Willens aufgefaßt werden, daß er ſich keinesfalls der Anordnung 
der Bekl. fügen werde. So verſtanden ſtellt es ſich als eine be⸗ 
harrliche Arbeitsverweigerung dar. Der Begriff der Beharrlichkeit 
wird auch durch eine einmalige Weigerung, wie die hier gegebene, 
erfüllt. Aus ihr geht die Willensrichtung des Kl., der ihm nichts 
Unbilliges zumutenden Aufforderung der Berl. nicht zu folgen, 
ohne weiteres hervor. Nach der Rſpr. des RArbcg. (ogl. RArbG. 1, 
35 f.; 2, 353) kann dies nicht zweifelhaft ſein. Weſentliches Er⸗ 
fordernis des 8 123 Nr. 3 Gend. iſt allerdings das Bewußtſein 
des Arbeitnehmers von der Pflichtwidrigkeit ſeines Verhaltens. 
Für einen Irrtum des Kl. darüber, daß er zur Fortſetzung der 
Arbeit verbunden war, beſteht indeſſen nicht der mindeſte Anhalt. 
Mit der ſo zuſtandegekommenen friſtloſen Entlaſſung aber entfiel 
nach II Nr. 7 TarVertr. fein Anſpruch auf Urlaubsvergütung. 


(RArbG., Urt. v. 26. Juni 1929, RAG 662/28. — Hamburg.) V. 
* 


2. 8 72 ArbGG. Die Zulaſſung der Reviſion wegen 
grundſätzlicher Bedeutung iſt wirkungslos, wenn ſich aus 
der Urteilsbegründung ergibt, daß die Zulaſſung nicht 
wegen der grundſätzlichen Bedeutung der in der Sache 
ſelbſt ſtreitigen Fragen, ſondern aus anderen Gründen 
erfolgt iſt. 7) 

Das ArbG. hat den Wert des Streitgegenſtandes in ſeinem 
Urteil auf 600 RA feſtgeſetzt. Eine Neufeſtſetzung durch das 
LATE, iſt nicht erfolgt. Das BU. würde daher nur reviſions⸗ 
fähig fein, wenn das LArbcß. die Reviſion wegen der grundſätz⸗ 
lichen Bedeutung des RNechtsſtreits wirkſam zugelaſſen hätte (8 72 
Abſ. 1 Satz 1 ArbGG.). Die Zulaſſung hat es zwar in dem Ver 
richtigungsbeſchluß v. 6. Jan. 1929 ausgeſprochen, ſie iſt jedoch 
wirkungslos. Wie in den Gründen des angefochtenen Urteils aus⸗ 
geführt wird, hat das BG. den Berichtigungsbeſchluß nur erlaſſen 
und die Reviſion darin nur zu dem Zwecke für zuläſſig erklärt, 
um es dem Kl. zu ermöglichen, die im entſcheidenden Teil des Ur⸗ 


Zu 2. Die Entſch. iſt ein Gegenſtück zu RArbG. 3, 320 
JW. 1929, 1759. In jenem Falle hatte das LArbG. die Reviſion 
nach 8 72 Abſ. 1 Satz 1 ArbchG. zugelaſſen, um den Parteien zu 
der ihnen durch eine unrichtige erſtinſtanzliche Wertfeſtſetzung ab⸗ 
geſchnittenen dritten Inſtanz zu verhelfen, alſo um ein Verſehen der 
erſten Inſtanz wieder gutzumachen; hier ſoll die Zulaſſung der Re⸗ 
viſion die Handhabe bieten, um ein nachträglich bemerktes eigenes 
Verſehen zu beheben. In beiden Fällen hat das NAbG. die Re⸗ 
viſion zutreffend für unzuläſſig erklärt. Wenn auch die Zulaſſung 
der Reviſion nach 8 72 Abſ. 1 Satz 1 ArbG. einer Begründung 
nicht bedarf und das NArbG. ſchlechthin bindet, fo it doch für die 
Zuläſſigkeit der Reviſion ſelbſtverſtändliche Vorausſetzung, daß der 
Zulaſſungsausſpruch eben ein ſolcher nach § 72 Abſ. 1 Satz 1. 
ArbGG. iſt, d. h. daß die Zulaſſung als ſolche „wegen grundſätz⸗ 
licher Bedeutung des Rechtsſtreits“ gemeint iſt. Die Beifügung 
einer ſich mit dieſem geſetzlichen Erfordernis in Widerſpruch ſetzen⸗ 
den Begründung oder Erläuterung läßt aber den Ausſpruch nicht 
als einen ſolchen nach § 72 a. a. O., ſondern als etwas Anderes, 
rechtlich Unbeachtliches erſcheinen. 

Was die vom R ArbGG. am Schluß der Entſch. hervorgehobene 
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teils ausgeſprochene teilweiſe Klagabweiſung, welche weitergeht, als 
es dem Willen des LArbG. entſprach, durch das Rev. richtigſtellen 
zu laſſen. Die Zulaſſung der Reviſton iſt ſonach nicht wegen der 
grundſätzlichen Bedeutung der zwiſchen den Parteien ſtreitigen 
Fragen in der Sache ſelbſt, ſondern aus anderen Gründen und dem⸗ 
nach nicht innerhalb der Grenzen erfolgt, die der Befugnis der 
LArbGh., fie auszuſprechen, im Geſetze bezogen find. Sie iſt daher 
für das AUG. nicht verbindlich (RArbG. 3, 320). Die Reviſion 
iſt deshalb als unzuläſſig zu verwerfen. Bringt die Urteilsformel 
des BU. die vom LArbG. beabſichtigte Entſch. in der Tat 
nicht richtig zum Ausdruck, ſo bleibt es der Vorinſtanz unbenommen, 
ſelbſt die gebotene Berichtigung durch Beſchluß auszusprechen 
($ 319 ZPO.). 

(RArbG., Urt. v. 13. Juli 1929, RAG 70/29. — a a. 75 

B. 
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3. 8 2 KündSch GG. Auch die erhöhten Kündigungs- 
friſten für die mehr als acht Jahre beſchäftigten An- 
geſtellten wirken nur zum Schluß eines Kalenderviertel⸗ 
jahres. 7) 

Abgejehen davon, daß der Schutz nach 8 1 KündSchG. un⸗ 
abhängig von der Höhe des Jahresverdienſtes eintritt, liegt die 
Erweiterung nach 8 2 d. Geſ. vor allem darin, daß an die Stelle 
der bisherigen geſetzlichen oder vereinbarten Kündigungsfriſten zu⸗ 
gunſten der Angeſtellten geſetzliche Mindeſtfriſten getreten ſind, die je 
nach der Dauer der Beſchäfkigung drei bis ſechs Monate betragen, 
ſodann darin, daß der „Arbeitgeber nur noch für den Schluß eines 
Kalendervierteljahres kündigen darf“. Das ſind zwingende Ge⸗ 
ſetzesvorſchriften, denen gegenüber eine abweichende, für den Arbeit⸗ 
nehmer ungünſtigere Vereinbarung ſeit dem Inkrafttreten des Künd⸗ 
SchcG. bedeutungslos geworden iſt. Der zwingende Charakter der 
Vorſchriften iſt hinſichtlich der Kündigungsfriſten vom RArbG. bes 
reits im Urt. v 26. Okt. 1927 in der Sache RAG 1/27 (NAHE. 1, 
7f.) ausgeſprochen; nur der Angeſtellte, nicht aber der Arbeitgeber, 
kann nach 8 2 Abſ. 2 d. Geſ. von einer etwa in einem Vellrage 
vereinbarten kürzeren Kündigungsfriſt Gebrauch machen. Aber nicht 
nur die Mindeſtlündigungsfriſten des Geſetzes find zwingenden 
Rechts zugunſten des Angeſtellten, Gleiches gilt vielmehr auch von 
dem im Geſetz feſtgelegten Zeitpunkt, dem Schluſſe des Kalender⸗ 
vierteljahrs, zu dem allein die Kündigung ausgeſprochen werden 
„darf“. Zu Beginn eines Kalendervierteljahrs ſtehen, wie der 
Vorderrichter mit Recht hervorhebt, auf dem Arbeitsmarkt mehr 
Stellen zur Beſetzung oder Wiederbeſetzung zur Verfügung als zu 
jeder anderen Zeik. Den zum Kalendervierteljahrsſchluß ausſcheiden⸗ 
den Angeſtellten wird es daher leichter, anſchließend wieder Stellung 
zu bekommen, als denjenigen Angeſtellten, welche innerhalb des 
Vierteljahrs — wenn auch gem. 8 67 HGB., 8 133 aa Gewd. nur 
zu Ende eines Kalendermonats — ausſcheiden müſſen. Dieſer be⸗ 
ſondere Vorteil, dem beim Mangel der Vereinbarung einer Kün⸗ 
digungsfriſt für die übrigen Angeſtellten im 8 66 HGB., 8 133 a 
GewO. Rechnung getragen iſt, ſollte gemäß dem oben gekenn, 
zeichneten ſozialen Zweck des Geſetzes den genannten älteren An⸗ 
geſtellten zugewandt und geſichert werden. Um deswillen hat das 
Geſetz beſtimmt, daß ihnen nur zum Schluſſe des Kalenderviertel⸗ 


Möglichkeit der Urteilsberichtigung nach 8 319 3PO. an⸗ 
langt, ſo muß es ſich hier allerdings, ſtreng genommen, um einen 
Widerſpruch zwiſchen dem Gewollten und dem Ausgeſprochenen, im 
Gegenſatz zu einer nachträglichen Anderung des Gewollten, handeln. 
Eine ſcharfe Grenzlinie läßt ſich aber zwiſchen beiden Fällen prak- 
tiſch nicht ziehen. Der Grund dafür liegt darin, daß die Konzep⸗ 
tion der Entſch. kein einheitlicher Vorgang ijt, daß ſich vielmehr 
die Willensbildung von der allgemeinen rechtlichen Würdigung des 
Falles bis zur ſpeziellen Beurteilung des zur Entf. ſtehenden An⸗ 
ſpruchs etappenweiſe vollzieht und ſich eben auch ſchon auf dieſem 
Wege Verſehen einſchleichen konnen. Man kann es vom Stand⸗ 
punkte einer vernünftigen Zweckbetrachtung nur billigen, wenn die 
Praxis, wie es weitgehend geſchieht, in freierer Auslegung des 
5 319 3PO. auch Irrtümer ſolcher Art und nicht bloß die nach 
Abſchluß der geſamten Willensbildung liegenden reinen Formulie⸗ 
rungsfehler als berichtigungsfähig i. S. § 319 anſieht. Es iſt in 
der Tat nicht recht erfindlich, aus welcher Erwägung das LArbG. 
hier nicht der herrſchenden Praxis gefolgt iſt und ſich auf einen 
ungangbaren Abweg begeben hat. 
MinR. Dr. Jonas, Berlin. 


Zu 3. Die Darlegungen des NALBG. ſind ſchlechthin über⸗ 
zeugend und erſchöpfend. Ein Zweifel an der Richtigkeit der Aus⸗ 
legung könnte höchſtens auf die redaktionelle Faſſung des Geſetzes 
geſtützt werden. Hätte man z. B. in $ 67 Abſ. 2 HGB. den Kündi⸗ 
gungstermin in einem beſonderen Satze feſtgelegt, ſo wäre auch 
dieſer Zweifel nicht denkbar. Tatſächlich kann aber kein Bedenken 
ſtandhalten, wenn man den Geſamtinhalt und den Zweck des Ge⸗ 
ſetzes würdigt und die Folgerungen ins Auge faßt, die aus der 
entgegengeſetzten Auffaſſung entſpringen. 

SR. Dr. Friedrich Goldſchmit II. München. 


Rechtſprechung 
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jahrs gekündigt werden dürfe. Der Wortlaut des 82 Satz 1 
KündSchGG.: „Ein Arbeitgeber ... darf einen Angeſtellten, den 
der ... mindeſtens fünf Jahre beſchäftigt hat, nur mit minde⸗ 
ſtens drei Monaten Friſt für den Schluß eines Kalender- 
vierteljahrs kündigen“, bringt den zwingenden Charakter und 
die Unabdingbarleit dieſes Endtermins, zu dem allein eine Kün⸗ 
digung wirken kann, deutlich zum Ausdruck. Daß der Grundſatz 
nicht nur bezüglich der dreimonatigen Kündigungsfriſt für die An⸗ 
geſtellten mit einer Beſchäftigungsdauer von mindeſtens fünf Jahren, 
vielmehr auch für die anderen, längeren Kündigungsfriſten gelten 
ſoll, folgt daraus, daß im 8 2 Abſ. 1 Satz 2 für die Angeſtellten 
mit längerer Beſchäftigungsdauer nur jene Kündigungs friſt „er 
höht“ iſt. Es würde auch zu einem unannehmbaren Ergebnis füh⸗ 
ren, wenn man die Beſt. des § 2 Abſ. 1 Satz 1 KündSchcd., wo⸗ 
nach nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs gekündigt wer⸗ 
den darf, nur auf die dort genannten Angeſtellten mit fünfjähriger 
Beſchäftigungsdauer und einer Kündigungsfriſt von mindeſtens drei 
Monaten anwenden wollte, nicht aber auf die Angeſtellten mit 
einer längeren Beſchäftigungsdauer und demgemäß einer geſetzlich 
gewährleiſteten längeren Kündigungsfriſt. Einem erſt fünf Jahre 
beſchäftigten Angeſtellten gegenüber würde eine ihm am 2. Jan. 
zugegangene Kündigung vermöge der für ihn geltenden Kündigungs⸗ 
friſt von mindeſtens drei Monaten nur zum Schluß eines Kalender⸗ 
vierteljahrs, alſo erſt am 30. Juni, wirken können, dem Ange⸗ 
ſtellten mit mehr als achtjähriger Beſchaftigungsdauer gegenüber da⸗ 
gegen — bei Nichtberückſichtigung der Beſtimmung über den Schluß 
des Kalendervierteljahrs — vermöge der für ihn geltenden längeren, 
nämlich viermonatigen Kündigungsfriſt bereits zum 31. Mai. Daß 
dies nicht die Abſicht des Geſetzes geweſen ſein kann, liegt auf der Hand. 
(RArbGb., Urt. v. 18. April 1829, RAG 426/28. — e 
B. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsſtuanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


1. 5 6b KapVerkStG. Hat eine Geſellſchaft eine 
Tochtergeſellſchaft zu dem Zwecke gegründet, für Erzeug- 
niſſe der erſteren Propaganda zu machen, dann beruht die 
Propaganda auf ihrer eigenen Zweckbeſtimmung und nicht 
auf einem beſonderen Auftrag der Muttergeſellſchaft, der 
neben dem Geſellſchaftsvertrage herläuft. Die Zuwendun⸗ 
gen der Muttergeſellſchaft an die Tochtergeſellſchaft zur 
Beſtreitung der Propagandakoſten find deshalb ftener- 
pflichtig. 5) 

(RFhH., 2. Sen., Urt. v. 27. Nov. 1928, II A 493/28.) 

Abgedr. IW. 1929, 219915, 

* 


Zu 1. A. Anm. RA. Dr. Roſendorff, ebenda. 

B. Soweit der Abdruck der Entſch. in JW. 1929, 2199 und in 
RStBl. 1929, 4 erkennen läßt, iſt die Frage der Organſchaft nicht 
geſtellt worden. Der wiedergegebene Tatbejland weiſt aber auf das 
Vorliegen eines Organverhältuiſſes zwischen Tochter⸗ und Mutter⸗ 
geſellſchaft hin. Nach dem Geſellſchaftsvertrag war Zweck und 
Gegenſtand des Unternehmens der Tochtergeſellſchaſt, die Ver⸗ 
wendung der gegenüber den anderen Farben teueren Indanthren⸗ 
farben der Muttergeſellſchaft zum Färben nichtwollener Garne und 
Stoffe mit Aufwand erhöhter Mittel durch Einrichtung eigener 
Verkaufsſtätten zu propagieren, in denen die Verwendungs⸗ 
möglichkeit der Jndanthrenfarben dem Publlkum in großzügiger 
Weiſe vor Augen geſtellt werden ſollte. Die Tochtergeſellſchaft war 
alſo Propagandaorgan der Muttergeſellſchaft, ihre Tätigkeit konnte 
ſtatutengemäß nur im Dienſte der geſchäftlichen Zwecke der Mutter⸗ 
geſellſchaft erfolgen. Mit der Feſtſetzung dieſes beſonderen Ge⸗ 
ſellſchaftszweckes durch die gründende Muttergeſellſchaft iſt ein 
Organ⸗ oder Auftrags verhältnis geſchaffen, wie es ſtrenger und 
klarer nicht gedacht werden kann. Es iſt natürlich und notwendig, 
daß der Tochtergeſellſchaft die Aufwendungen, die fie für die Ente 
faltung dieſer ihr auferlegten Tätigkeit macht, von der Mutter⸗ 
geſellſchaft erſtattet werden. Da die Aufwendungen im Intereſſe 
und im Auftrage der Muttergeſellſchaft gemacht worden ſind und 
die geſamte Geſchäftsführung der Tochtergeſellſchaft tatſächlich auf 
Rechnung der Muttergeſellſchaft geht, iſt eine Heranziehung zur 
Geſellſchaftsſteuer nicht gerechtfertigt. Die Unterſcheidung zwiſchen 
einer Geſchäftstätigkeit, die auf dem Geſellſchaftsvertrage beruht, 
und einer ſolchen, die auf einem neben dem Geſellſchaftsvertrage 
herlaufenden ſynallagmatiſchen Vertrage beruht, iſt rein formaler 
Natur und kann deshalb für die ſteuerliche Beurteilung nicht den 
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; 2. 828 Abf. 1 RBemb. Bei einer natürlichen Perſon 
ift eine Einkommenſteuerſchuld vom Betriebsvermögen 
auch dann als Schuld nicht abziehbar, wenn der Steuer- 
pflichtige außer Betriebs vermögen kein Vermögen hat, 
das zu bewerten wäre. Die Steuerſchuld kann nur beim 
Geſamtvermögen berückſichtigt werden. 5) 

Der Steuerpflichtige bezieht nach ſeiner Angabe nur Einkom⸗ 
men aus Gewerbebetrieb und beſitzt nur Betriebsvermögen i. S. 
des R Bew. Er vertritt die Auffaſſung, daß die am 1. Jan. 1927 
ans früheren Jahren noch rückſtändige EinkSt. bei der Einheits⸗ 
bewertung von ſeinem Betriebsvermögen abzuziehen ſei. 

Aus früheren Entſch. des RFD., insbeſ. ASD.13, 227 ff., 
läßt ſich die Abzugsfähigkeit der ſtrittigen Schuld beim Betriebs⸗ 
vermögen nicht herleiten. Das EinkStG. beſteuert die Perſon des 
Steuerpflichtigen als ſolche, nicht feinen Betrieb (vgl. insbeſ. 
88 2, 3, 7 Abſ. 3 EinkSt®.). Die EinkSt. ſtellt auf die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Perſon als ſolcher ab. Das ergibt ſich insbeſ. auch aus 
der ſog. Verbrauchsbeſteuerung nach 8 49 EinkSt®. Dies kann Platz 
greifen, wenn der Pflichtige gar kein Einkommen erzielt hat, insbeſ. 
auch nicht aus ſeinem Gewerbebetrieb als einziger Einkommensquelle. 
Für die Feſtſetzung der Einkommenſteuerſchuld iſt es gleichgültig, 
aus welcher Quelle die Einkünfte ſtammen. Die Abzüge, insbeſ. die 
Familienermäßigungen, werden vom geſamten Einkommen berechnet 


Ausſchlag geben. Gerade der vorliegende Fall verlangt, daß nach 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten entſchieden wird. Bei Anwendung 
der ſogenannten Organtheorie kommt man zur Freiſtellung von 
der Geſellſchaftsſteuer, dem einzigen Ergebnis, das wirtſchaftlich 
erträglich iſt. Nachdem der RH. in der Entſch. v. 16. Nov. 1928 
(RStBl. 1929, 233), wenn auch mit Vorbehalten, für die An⸗ 
wendung der Organtheorie auch auf dem Gebiete der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer ſich erklärt hatte, iſt dieſe neuerliche Abkehr ſehr zu be⸗ 
dauern. RA. Dr. Richard Buſch, Verlin. 


Zu 2. 1. Man muß rückhaltslos anerkennen, daß urſer 
Urteil ſich durch eine ungemein ſcharfſinnige Begriffsbildung aus⸗ 
zeichnet, die infolge ihrer beſtechenden Logik gerade den züuftigen 
Juriſten unwillkürlich in ihren Bann zwingt. Trotzdem und viel⸗ 
leicht gerade deshalb iſt der Zweifel geſtatket, ob die Entſch. das 
Richtige trifft oder ob ſie nicht vielmehr auf einer dem Leben nicht 
entſprechenden Abſtraktion beruht. Das Urteil weiſt darauf hin, 
daß die EinkSt. begrifflich mit den verſchiedenen Einkommenſteuer⸗ 
quellen nicht zuſammenhängt. Nun gehört gerade die Quelleu⸗ 
theorie zu denjenigen Gebieten, die auch innerhalb des R ß. ſelbſt 
ſtark beſtritten find. Der 1. Sen. zählt mit Strutz zu ihren Au⸗ 
hängern; ebenſo beſtimmt wird ſie von Becker und, ihm folgend, 
vom 6. Sen. abgelehnt (f. z. V. RF. 22, 341: Das EinkStch. 
hat ſich nicht den Juellengedanken zu eigen gemacht, der nur die 
Erträgniſſe einer fließenden Quelle als ſteuerpflichtig anliegt und 
daher, ſolange noch keine Erträge erzielt werden, noch keinen An⸗ 
ſpruch für Werbungskoſten vorſieht). Eine ganz merkwürdige Er⸗ 
ſcheinung in dieſem Streite bildet folgende Tatſache. Man ſollte 
eigentlich mit dem 6. Sen. meinen, daß der auf dem Boden der 
Quellentheorie ſtehende die Charakteriſierung von Aufwendungen 
für die Erſchließung der Quelle als abzugsfähige Werbungs⸗ 
koſten ablehnt, z. B. eine von einem Anwalt gezahlte Miets⸗ 
entſchädigung, um ſich die erſten Büroräume zu ſchaffen, oder der 
Kaufpreis für die Praxis. Dieſen Standpunkt vertrat, logiſch durch⸗ 
aus verſtändlich, z. B. das Pro. Im ſcharfen Gegenſatze zu 
dieſer Praxis lehrt aber gerade Strutz, 8 16 Anm. 7: Auch 
vor Aufnahme der Erwerbstätigkeit gemachte Ausgaben können 
Werbungskoſten ſein, weil alle durch einen Betrieb veranlaßten 
Ausgaben als Werbungskoſten zu behandeln ſind. Ihm iſt der 
NFH. gefolgt, vor allem natürlich der 6. Sen., der ja die Quellen⸗ 
theorie verwirft und der daher die bei Strutz eigentlich natür⸗ 
lichen Hemmungen gar nicht zu überwinden hatte. Vgl. NEO. 22, 
339 (Aufwendungen für ein erſt ſpäter zu veröffentlichendes 
wiſſenſchaftliches Werk); StW. 1929 Nr. 494 (Werbungskoſten 
find auch die für eine künftige Einnahmequelle); WK B. 1929 
Gr. 29, 134 (Zahlung für den Erwerb einer Anwaltspraxis), wo 
übrigens ebenfalls die Auffaſſung, daß die Zahlung nur mit der 
Quelle, nicht mit dem Einkommen in Verbindung ſtehe, ausdrücklich 
abgelehnt wird. Jetzt kommt aber die Kehrſeite der Medaille. Es 
ſcheint andererſeiks ein Gebot der Folgerichtigkeit zu ſein, daß 
jemand, wie der 6. Sen., der die Quellentheorie für unanwendbar 
halt, bei einem Einkommen aus Kapitalvermögen die erſten Anlage⸗ 
koſten, z. B. die der Eintragung einer verzinslichen Hypothek, ganz 
unbedenklich zum Abzuge zuläßt. Aber genau das Gegenteil ift 
der Fall. Gerade der 6. Sen., alſo der Antipode des 1. Sen., 
unterſcheidet in konſtanter Praxis ganz ſcharf zwiſchen den Anlage 
und den Einkünftekoſten. Nur die geringeren letzteren, nicht die erſten 
find Werbungskoſten; alſo vom Zinseinkommen abziehbar. Das 
iſt ganz i. S. der alten Rſpr. des PrOVG., das z. B. eine Ab⸗ 
findung an einen offnenen Geſellſchafter für ſein Ausſcheiden als 
nicht abzugsfähig erklärte, weil kein unmittelbarer Zuſammenhaug 
mit dem Ertrage gegeben ſei; abzugsfähige Ausgaben ſeien nicht 
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(vgl. 8 50 ff. EinkSt6.). Auch die Ermäßigung nach 856 EinkSt®. 
wird bei der geſamten Steuerſchuld einheitlich vorgenommen. An⸗ 
dererſeits haftet das Betriebsvermögen auch für Einkommenſteuer⸗ 
ſchulden, die auf Einkommen aus anderen Quellen beruhen. Die 
Einkommenſteuerſchuld ift danach einheitlich und losgelöſt von den 
verſchiedenen Einkommensquellen. Sie ſteht mit dieſen in keinem 
unmittelbaren Zuſammenhange. Das muß auch gelten, wenn der 
Steuerpflichtige nur Einkommen aus einem Gewerbebetriebe hat. 
Denn die Steuerpflicht als ſolche beſteht eben unabhängig von der 
Einkommensquelle. Der Einwand des Steuerpflichtigen, daß ſein Ge⸗ 
ſamtvermögen mit dem Betriebsvermögen zuſammenfalle und deshalb 
folgerichtig die EinkSt. bei dem Betriebsvermögen berückſichtigt 
werden müſſe, führt zu keinem anderen Ergebnis. Nach dem 
NBewG. iſt bei natürlichen Perſonen das Geſamtvermögen auch 
dann beſonders feſtzuſtellen, wenn es mit dem Einheitswerte des 
gewerblichen Betriebs zujammenfältt (ſ. 8 47 R Bew.). Da die 
Einkommenſteuerſchuld unabhängig von der Einkommensquelle iſt, 
kann ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang der Schuld mit dem Be⸗ 
triebsvermögen nicht angenommen werden, um ſo weniger, als die 
Einkommenſteuerſchuld nicht durch geſchäftliche Handlungen des 
Pflichtigen entſteht. Hiernach kann die Einkommenſteuerſchuld nur 
beim Geſamtvermögen berückſichtigt werden. Daß die Einkommen⸗ 
(Körperſchaft⸗) Steuerſchuld bei Erwerbsgeſellſchaften abzugsfähig 


Aufwendungen, die unmittelbar die Quelle und nur mittelbar das 
Einkommen träfen (PrOVG. v. 6. März 1928, VIII G St 1127: 
Mitt. d. Centralverbandes 1928, 223; umgekehrt in dieſem Spezial⸗ 
falle allerdings der 6. Sen. StW. 1929 Nr. 344). Aber ganz in 
Übereinſtimmung mit der älteren Anſchauung erklärt der 6. Sen. 
in den Urt. v. 24. März 1927, 14. März 1928, 11. Juli 1928, 
27. Okt. 1928 (ſiehe das Zitat JW. 1929, 1604 a, E., 1605 oben): 
Bei Einkünften aus Kapitalvermögen können die Aufwendungen 
für die Geſamtheit oder für einzelne Kapitalanlagen nicht als 
Werbungskoſten anerkannt werden, ſondern nur Aufwendungen, die 
erforderlich find, um aus der beſtehenden Kapitalanlage die be⸗ 
ſtimmungsgemäß aus ihr fließenden Einkünfte zu erhalten. 
Genau derſelben Anſchauung folge er in dem Urt. StW. 1929 
Nr. 162. Es handelt ſich dort um auf Kredit erworbene Aktien; 
die gezahlten Schuldzinſen könnten als Werbungskoſten nicht are 
geſehen werden, weil der Begriff der Werbungskoſten eine Berück⸗ 
ſichtigung aller derjenigen Aufwendungen verbiete, die in erſter Linie 
die Vermögensanlage ſelbſt beträfen. Ebenſo StW. 1929 Nr. 167 
u. 168 (Aufwertungskoſten); ferner Nr. 232 (Aufwendung für den 
Erwerb von Geſchäſtsanteilen einer GmbH. und eines Grundſtücks). 
Gerade das Schuldzinſenurteil hat deshalb Aufſehen erregt, weil 
man nicht mit Unrecht von dem das Quellenprinzip ver⸗ 
werfenden 6. Sen. eher die umgekehrte Entſch. erwartet hätte. Es 
iſt denn auch recht bezeichnend, daß ſelbſt Becker: StW. 1928, 1281 
Schuldzinſen an und für ſich doch als Werbungshoſten anſieht; er 
rechtfertigt die Nichtabziehbarkeit aus 8 15 EinkSt®., ein Punkt, 
der hier nicht weiter intereſſiert. Und noch bemerkenswerter iſt, 
daß der 1. Sen., dem man eine Stellungnahme gegen den Abzug 
ſchon eher zutrauen könnte, im Urt. JW. 1929, 1604 umgekehrter 
Meinung iſt, allerdings im Gegenſatze zu Becker nicht, weil die 
Zinſen Werbungskoften ſeien, ſondern auf Grund 8 15, weil ſie 
im wirtſchaftlichen Zuſammenhange mit den Einkünften ſtänden. 
2. Wie man ſich zu den in den angeführten Urteilen angeſchnit⸗ 
tenen Sonderfragen im einzelnen ſtellt (ſiehe darüber JW 1929, 
2386 Note und Beuck: DStg. 1929, 246) iſt in unſerm Zuſam⸗ 
menhange minder wichtig. Wohl aber zeigt die verwirrende Mannig⸗ 
faltigkeit der Urteile eins mit aller Deutlichkeit: Es iſt durchaus 
nicht ausgeſchloſſen, daß ein abgeſagter Gegner der Quellentheorie 
in einer Spezialfrage zu demſelben Ergebniſſe kommt, welches ein 
Anhänger dieſes Prinzipes als deſſen ureigentliche Folge anſpricht. 
Und ebenſo umgekehrt. Die Entſch., der Tenor unſeres Urteils 
könnte alſo auch demjenigen als richtig gelten, der ſich im übrigen 
mit der Quellentheorie nicht zu befreunden vermag. Man darf ſich 
nicht bei dem Schluſſe beruhigen: Da die Quellentheorie unſerem 
neuen EinkStG. nicht zugrunde liegt, iſt unſere Entſch. unrichtig. 
Sieht man genauer zu, ſo entdeckt man denn auch, daß die Urteils⸗ 
gründe ſich auf ein weiteres Moment ſtützen, demgegenüber die 
Erwähnung der Quellentheorie mehr in den Hintergrund tritt und 
eher als eine beiläufige, nicht notwendige Etikettierung erſcheint. 
Der RF. legt nämlich Nachdruck darauf, daß die Einkommens 
ſteuerſchuld unabhängig von der Einkommenſteuerquelle iſt und 
daher ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang mit dem Bo 
triebsvermögen nicht angenommen worden könne, und zwar um fo 
weniger, als die Einkommenſteuerſchuld nicht durch geſchäftliche 
Handlungen des Pflichtigen entſtanden ſei. Der letzte Grund iſt 
allerdings nicht gerade überzeugend, denn er würde auch auf eine 
Objelt ſteuer zutreffen, die zweifellos das Vermögen, ja ſogar das 
Einkommen mindert. Eine Steuer kann alſo ſehr wohl im wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhange mit einer Einkommenſteuerart ſtehen; 
das vom Fin A. herangezogene Argument wendet ſich gegen es. Die 
unbefangene Lebensanſchauung bejaht denn auch 
den wirtſchaftlichen Zuſammenhang. Die Einkommen- 
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iſt, ſpricht nicht gegen dieſe Auffaſſung. Die Erwerbsgeſellſchaften 
können nur Betriebsvermögen haben, Einzelperſonen dagegen auch 
anderes („ſonſtiges“) Vermögen. Dies bedeutet für ſie vielfach ſteuer⸗ 
lich einen Vorteil. Dann iſt es nicht ungerechtfertigt, wenn ſie in 
anderer Hinſicht einen Vorteil nicht genießen, den Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften haben. Der Umſtand, daß das Betriebsvermögen, wenn die 
EinkSt. daraus gezahlt iſt, ſich vermindert hat, führt ebenfalls 
nicht zur Abzugsfähigkeit der noch nicht getilgten Steuerſchuld. 
Denn das Betriebsvermögen kann auch gemindert werden durch 
Ausgaben für Zwecke, die unſtreitig nichts mit dem Betriebe zu 
tun haben. Sind ſolche Ausgaben noch geſchuldet, können ſie man⸗ 
gels wirtſchaftlichen Zuſammenhanges mit dem Betriebsvermögen 
ebenfalls nicht abgezogen werden. Ein großer Teil der Einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen, die gewerbliches Einkommen haben, beziehen es 
aus einer OHG. oder KommöGeſ. Bei dieſen Geſellſchaften kann die 
rückſtändige EinkSt. der Teilhaber nicht berückſichtigt werden, wie 
der Senat in dem Urt. v. 10. Mai 1929, IA b 156/29, bereits ent⸗ 
ſchieden hat. Die Auffaſſung der Vorbehörde würde deshalb auch zu 
einer unbefriedigenden Benachteiligung der Steuerpflichtigen, die an 
OHG. oder Kommceſ. beteiligt find, gegenüber den Einzelkauf⸗ 
leuten führen. 
(RFH., Urt. v. 21. Juni 1929, TA b 217/29). 


Reichspatentamt. 

1. 8 1 WbzG. Hörzeichen ſind in akuſtiſcher Darſtellung 
als Warenzeichen nicht ſchutzfähig. 

Die Anmelderin hat für Kraftfahrzeuge, Fahrräder und Zu⸗ 
behör das „Hörzeichen“ lang kurz kurz lang als Waren⸗ 
zeichen zur Eintragung in die Zeichenrolle angemeldet. Aus der 
der Anmeldung beigefügten Beſchreibung und den ſchriftlichen und 


ſteuer iſt ein vom Staate zu ſeinen Gunſten beſchlagnahmter Teil 
des Einkommens. Becker ſpricht gelegentlich davon, der Staat ſei 
gewiſſermaßen ein ſtiller Geſellſchafter. Der Zuſammenhang iſt aljo 
ein direkter und ſogar ſehr inniger, weit inniger, als es dem 
Steuerzahler lieb iſt. Ein Einkommen iſt die unbedingt notwendige, 
ja begriffliche Vorausſetzung der Einkommenſteuer. Demgegenüber 
ſtellt ſich der NFH. die Sache bei mehreren Einkünftearten fo vor, 
als ob die verſchiedenen, dem Staate gebührenden Teile zu einem 
neuen, den alten Urſprung vollkommen aufhebenden Ganzen ver⸗ 
ſchmelzen; daß es ſich, chemiſch ausgedrückt, nunmehr nicht um ein 
bloßes Gemenge handelt, bei der die Beſtandteile immer noch phyſi⸗ 
kaliſch unterſcheidbar find, vielmehr um eine Verbindung, die die 
urſprünglichen Moleküle auslöſcht und eine ganz verſchiedene höhere 
Intergrationsſtufe bildet (Francs Bios). In der Tat läßt ſich 
für dieſe Anſchauung ein Moment anführen, das ſie begreiflicher 
macht. Jemand hat drei Einkünftearten, zwei liefern Ergebniſſe von 
je 5000 Rt, die dritte einen Verluſt von ebenfalls 5000 K.. Wie 
verteilt ſich die EinkSt.? Der Kaufmann rechnet in Fällen folder 
Art mit dem Durchſchnitt; er ſieht es alſo ſo an, als ob die Ein⸗ 
kommensarten 1 und 2 nur je 2500 RM erbracht hätten, jo daß 
jede die Hälfte der EiukSt. zu tragen hat. Rein logiſch kann man 
auch anderer Meinung fein und die ganzen 5000 AM als lediglich 
aus der erſten Art herrührend anſehen. Trotzdem wird man ſich 
der Meinung nicht verſchließen dürfen, daß die begrifflich ſicherlich 
äußerſt intereſſante Scheidung des RF. dem Wirtſchaftler nicht ein⸗ 
leuchtet, beſonders wenn es ſich wie hier um eine einzige Einkunfts⸗ 
art handelt, die von mir bei mehreren Arten hervorgehobene theo⸗ 
retiſche Schwierigkeit alſo nicht exiſtiert. Der Wirtſchaftler be⸗ 
greift allerdings auch nicht den Unterſchied, den es ausmachen ſoll, 
ob die Steuer bereits bezahlt iſt oder nicht, und daß nur im erſteren 
Falle die VermSt. ſich erniedrigt. Denn mindeſtens kaufmänniſch 
macht es bilanzmäßig keinen Unterſchied aus, ob ſich das Bankkonto 
auf der Aktivfeite durch Zahlung verringert oder anſtatt deſſen 
das Kreditorenkonto auf der andern Seite um denſelben Betrag 
erhöht. Demgegenüber iſt allerdings zuzugeben, daß es Aufwen⸗ 
dungen gibt z. B. für den Haushalt oder Pflichtteilsabfindungen 
(REDE. 1929, 160 u. 161), die, wenn bezahlt, das Betriebsvermögen 
mindern, aber im umgekehrten Falle doch nicht abzugsfähig ſind. 
Inſoweit hatte das dieſen Umſtand geltend machende Fin A. recht. 
Es kommt eben allein und ausſchließlich auf den 
wirtſchaftlichen Zuſammenhang an. Alles andere ift mehr 
oder minder Beiwerk. Das Urteil beruft ſich z. B. darauf, daß bei 
OG. die rückſtändige Eink t. der Teilhaber als Schuld nicht 
berückſichtigt werden kann. (Das Urteil iſt jetzt abgedruckt RStBl. 
1929, 429.) Allein das erklärt ſich — wenigſtens formell — un⸗ 
gezwungen aus dem Umſtande, daß die OHG. als ſolche ja gar 
nicht der Steuerſchuldner iſt; fremde Schulden kann man nicht ab⸗ 
ziehen. Und ſelbſt wenn die OHG. die Steuer für den Geſellſchafter 
bereits entrichtet hat, reduziert ſich das Geſellſchaftsvermögen nicht; 
an die Stelle der Minderung des Bankkontos tritt die Erſatzforde⸗ 
rung gegen den Geſellſchafter. So wenigſtens m. M. n.; das Urteil 
NStBl. 1929, 429 äußert ſich darüber nicht direkt, ſein Wortlaut 
könnte ſogar zu der Annahme führen, daß eine bezahlte Steuer 


den in der Verhandlung v. 24. Mai d. J. abgegebenen mündlichen 
Erklärungen der Anmelderin ergibt ſich, daß ſie das Zeichen als 
reines Hörzeichen lediglich in feiner ahuſtiſchen Wirkung be⸗ 
anſprucht und daß ſie die bildliche Darſtellung des Zeichens nur 
eingereicht hat, um die Vorausſetzung für eine Eintragung des 
Zeichens in die Rolle zu ſchaffen. Es iſt zu prüfen, ob ein ſolches 
lediglich auf die Klangwirkung abgeſtelltes Hörzeichen den An⸗ 
forderungen genügt, die nach den Vorſchriften des Wbzch. an ein 
Warenzeichen zu ſtellen ſind. Dieſe Erforderniſſe ergeben ſich aus 
881, 2, 12 WbzG. Danach muß ein Warenzeichen zur Unter⸗ 
ſcheidung der Waren eines Geſchäftsbetriebes von den Waren an⸗ 
derer geeignet und darſtellbar ſein, damit es in die Zeichenrolle 
eingetragen werden kann. Ferner muß es, damit die Ware, ihre 
Verpackung oder Umhüllung mit ihm „verſehen“ werden, ein in 
der Fläche dargeſtelltes Merkzeichen ſein, das mit der Ware, ihrer 
Verpackung oder Umhüllung in Verbindung gebracht wird und von 
dem Beſchauer wahrgenommen werden kann. Schon aus dem Ber 
griff des Warenzeichens als einer Warenmarke ergibt ſich, daß 
das Zeichen geeignet ſein muß, auf der Ware markiert zu werden. 
Aus alledem geht hervor, daß nicht jedes Erkennungszeichen eines 
Betriebes ein Warenzeichen i. S. des WbzG. iſt, ſondern nur ein 
ſolches Merkzeichen, das auf der Ware, ihrer Verpackung oder 
Umhüllung angebracht werden kann. 

Auf den vorliegenden Fall angewendet ergibt ſich — und 
dies iſt z. B. durch die Eintragung zahlreicher Notenſchriftzeichen 
beſtätigt —, daß zwar das Bild oder die Schrift, durch welche ein 
Ton zur Darſtellung gebracht iſt, als Warenzeichen geeignet ſein 
kann, nicht aber der akuſtiſche Ton ſelbſt. Dieſer iſt ebenſowenig 
ein Warenzeichen, wie etwa das geſprochene Wort, denn der Ton 
oder das Wort kann in ſeiner akuſtiſchen Wiedergabe nicht auf 
der Ware — für das Auge wahrnehmbar — angebracht werden. 
Das Spielen nach der Nolenſchrift, wie auch die mündliche Aus⸗ 


immer abzugsfähig iſt. Der Oberbewertungsausſchuß hat im Gegen⸗ 
ſatze zum N5H9. die Steuerſchuld als Vetriebsſchuld anerkannt, denn 
die Steuer werde nur geſchuldet, weil das Betriebsvermögen Ge⸗ 
winn gebracht habe; eine einfache, aber gerade deshalb einleuchtende 
Begründung. Demgegenüber hatte das Fin A. geltend gemacht, der 
wirtſchaftliche Zuſammenhang fehle, denn die Schuld ſei nicht zur Er⸗ 
haltung oder Erwerbung des Betriebes eingegangen. Das iſt auch 
dann nicht der Fall, wenn das Geſchäftsauto jemanden überfährt. 
Und doch bezweifelt niemand, daß die Haftpflicht eine Betriebs⸗ 
ſchuld iſt. Bezeichnenderweiſe vertritt das doch ſonſt als formaliſtiſch 
verſchrieene Zivilrecht in der Frage des wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
hangs einen weitherzigeren und der Verkehrsauffaſſung ſich mehr 
anpaſſenderen Standpunkt, und zwar ſpeziell beim Zurückbehaltungs⸗ 
rechte nach 8 273 BGB. Als Konnex gilt der Regel nach bereits 
die bloße Tatſache einer Geſchäftsverbindung, alſo ein rein faktiſcher 
Zuſammenhang. In verwandter Weiſe hat es bei der Frage der 
Haftung des beratenden Bankiers die Geſchäftsverbindung als einen 
die Sorgfaltshaftung erzeugenden Vertrag aufgefaßt. Auch das Ein⸗ 
ſtehen für culpa in contrahendo beruht auf einem ähnlichen Ge- 
ſichtspunkte. Mit der einſchränkenden Auffaſſung unſeres Urteils 
ſteht auch in einem gewiſſen Widerſpruche die Entſch. RF. 
19,1. Eine GmbH. war mit einer betriebsfremden Hypothek be⸗ 
laſtet; trotzdem eigentlich kein wirtſchaftlicher Zuſammenhang vor⸗ 
handen war, hat der RFH., ſich über die dogmatiſchen Bedenken 
hinwegſetzend, den Abzug gebilligt, weil die GmbH. kein ander⸗ 
weitiges, den Abzug geſtattendes Vermögen beſitze. Ahnlich DStzZ. 
1928, 922: Schulden, die mit Vermögen in Verbindung ſtehen, das 
der Beſteuerung durch Staatsvertrag entzogen iſt, ſind, wenn der 
ausländiſche Betrieb untergeht, im Inlande abziehbar. Von rein 
wirtſchaftlichen, alſo richtigen Geſichtspunkten geht auch JW. 1929, 
2200 aus (Erhöhung des Privatkapitals des Inhabers mit geliehe⸗ 
nent Gelde). Der Ausdruck „wirtſchaftlicher Zuſammenhang“ findet 
ſich auch im §8 15 EinkStch. Der gewiß vorſichtige Strutz ſagt 
darüber in Anm. 19: Ein wirtſchaftlicher Zuſammenhang zwiſchen 
einer Aufwendung und einer beſtimmten einzelnen Einkommensart 
iſt dann gegeben, wenn die Entſtehung der Aufwendungen urſächlich 
und unmittelbar auf wirtſchaftliche Vorgänge zurückzuführen iſt, 
die die Einkünfte oder deren Quelle betreffen. 8 18 EinkStG. be⸗ 
zeichnet übrigens die EinkSt. als eine Verwendung des Einkom⸗ 
mens. Gerade bei $ 15 hatte der RSH. (JW. 1919, 213) den Be⸗ 
griff des wirtſchaftlichen Zuſammenhanges zunächſt ebenfalls zu eng 
gefaßt, indem er den Abzug von Schuldzinſen bei auf Kredit ge⸗ 
Rauften Aktien für unzuläſſig erklärte. Er ſah ſich dann aber doch 
genötigt, die urſprünglich zu beſchränkt gezogenen Grenzen zu er⸗ 
weitern, indem er wenigſtens dann den Abzug guthieß, wenn und in⸗ 
ſoweit Dividende zugefloſſen war (JW. 1929, 1415). Der wahre, 
wenn auch nicht direkt ausgeſprochene Grund, der unſer Urteil trägt, 
dürfte darin liegen, daß die EinkSt. keine Objektſteuer iſt. Man 
folgerte daraus unwillkürlich: Alſo muß ſie auch anders behandelt 
werden. Es gibt aber verſchiedene Grade von wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenhängen, engere und weitere. 


Dr. Ernſt Fleck, Hannover. 
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ſprache des geſchriebenen oder gedruckten Wortzeichens (vgl. RG. 
v. 8. März 1910: PatMuſtgeichsl. 1910, 310) ſtellen dement⸗ 
ſprechend auch keine zeichenmäßige Verwendung der entſprechenden, 
in Schrift oder Druck dargeſtellten Warenzeichen dar. 


Iſt hiernach einerſeits die Warenzeichennatur des aus einem 
akuſtiſchen Ton beſtehenden Erkennungszeichens zu verneinen, ſo 
fehlt es andererſeits auch für die Eintragbarkeit ſeiner flächen⸗ 
haften Darſtellung an einem weſentlichen Erfordernis des 8 1 
WbzG.; denn nach ihren Erklärungen !) will die Anmelderin als 
Warenzeichen nicht das zur Rolle angemeldete Bild⸗ oder Schrift⸗ 
zeichen verwenden, ſondern ſie will ſich ausſchließlich des akuſtiſchen 
Tones bedienen, der aber mit der flächenhaften Darſtellung keines⸗ 
wegs identiſch iſt. Auch das geſprochene Wort würde nicht als 
Warenzeichen eintragbar ſein, und die Anmeldung eines Wortes 
mit der ausdrücklichen Erklärung des Anmelders, ſich gar nicht 
des flächenhaft dargeſtellten, ſondern nur des geſprochenen Wortes 
bedienen zu wollen, müßte an demſelben Mangel des Verwendungs⸗ 
willens ſcheitern. Alles dies muß ebenſo gelten, wenn gemäß dem 
Eventualantrag im Anmeldungsſchriftſatz das Wort „Hörzeichen“ 
durch das Wort „Zeichen“ erſetzt wird, jo daß auch er der Be 
ſchwerde nicht zum Erfolge verhelfen kann. 

Falls wirklich ein Bedürfnis des Verkehrs vorliegen ſollte, 
für gewiſſe Waren, z. B. für Automobile in Fahrt, ein Er⸗ 
kennungszeichen zu ſchaffen, das lediglich mit dem Ohr wahr⸗ 
nehmbar iſt, dann kann jedenfalls das W55G. ein derartiges Er⸗ 
Rennungszeichen nicht ſchützen, aus dem Warenzeichenrecht könnte 
niemand einem anedren verbieten, ein Signal in beſtimmtem Ton 
oder beſtimmter Tonfolge mittels einer dazu geeigneten Vor⸗ 
richtung aus dem fahrenden Automobil ertönen zu laſſen, denn das 
Signalgeben vom Auto aus iſt kein „Verſehen“ des Autos mit 
einem Warenzeichen. 

(RPatel., Entſch. v. 1. Juni 1929, R 37088/10 Wz, B 43/29.) 
* 


2. 5 2 WozG. Einer zu einer Warenzeichenanmel- 
dung eingereichten Beſchreibung kommt bei Klarheit der 
bildlichen Darſtellung rechtliche Bedeutung nicht zu. 


In den Beſtimmungen über die Anmeldung von Warenzeichen 
v. 8. Sept. 1922 (Pat inſtgeich l 1922, 106) 88 3 u. 5, iſt vor» 
geſchrieben, daß dem Anmeldegeſuch eine Darſtellung des Zeichens 
und, wenn eine Beſchreibung desſelben für erforderlich erachtet wird, 
auch eine Beſchreibung, und zwar als Beſtandteile der An⸗ 
meldung beizufügen find. Und nach der bei der Beratung des 
W538. von keiner Seite bemängelten Begründung des $ 2 ſoll die 
Beſchreibung des Warenzeichens nur dann eingereicht werden, wenn 
nach dem Ermeſſen des Pat A. oder des Anmelders die bildliche 
Wiedergabe des Zeichens deſſen Weſen nicht hinlänglich klar ver⸗ 
anſchaulicht. Hiernach iſt eine Beſchreibung nur dann erforderlich, 
wenn das Zeichenbild das Weſen des Zeichens, d. h. dasjenige, was 
nach dem Willen des Anmeldenden das Zeichen ſein ſoll, nicht klar 
wiedergibt. Im vorliegenden Falle läßt die Darſtellung Weſen und 
Bedeutung des Zeichens, deſſen Eintragung beanſprucht wird, deut⸗ 
lich und einwandfrei erkennen. Eine Beſchreibung iſt daher nicht 
erforderlich. 

Wenn die BeſchwF. in der Beſchreibung erklärt, daß das 
Zeichen auf der Ware in plaſtiſcher Form erſcheinen ſolle, ſo kann 
darin nicht mehr als ihre lediglich private einſeitige Willensmeinung 
über den Inhalt und die Tragweite des von ihr begehrten Zeichen⸗ 
ſchutzes erblickt werden, der eine Rechtswirkung und mithin ein maß⸗ 
gebender Einfluß auf die Beurteilung der Eintragbarkeit des an⸗ 
gemeldeten Zeichens nicht zukommt (PatMuſtZeich Bl. 1894/5, 210; 
RG. 48, 212). 

(Rpat A., Beſchl. v. 21. Juni 1929, D 27644/34 Wz, B 146/29.) 


* 


3. 84 Wbz ö.; Art. 6 Ziff. 2 Ju. Nichtſchutzfähigkeit 
der Bezeichnung Terra für Baumaterialien und keramiſche 
Stoffe. Der Widerſpruch kann nicht darauf geſtützt werden, 
daß ein an und für ſich nicht ſchutzfähiger Beſtandteil des 
eingetragenen Widerſpruchszeichens ſich als Individual- 
marke des Widerſprechenden im Verkehr durchgeſetzt habe. 

Die Vorinſtanz hat die zeichenrechtliche Übereinſtimmung des 
angemeldeten Zeichens Terrameyer mit der Bezeichnung Terra, die 
den ausſchließlichen Juhalt des Gegenzeichens 151654 und einen 
weſentlichen ſelbſtändigen Beſtandteil des Gegenzeichens 202 309 

1) Die der Anmeldung beigefügte Beſchreibung lautet: 

Das angemeldete Zeichen ſoll als akuſtiſches Zeichen benutzt 
werden, d. h. das Zeichen ſoll nicht mit dem Auge, ſondern nur, 
analog der Benutzung von Wortzeichen von Mund zu Mund, mit 
dem Ohr wahrgenommen werden. Das Zeichen wird demgemäß bei⸗ 
ſpielsweiſe von einer Automobilhupe zum Klingen gebracht werden. 

Die Unterſcheidungskraft des Zeichens liegt in der beſonderen 
rhythmiſchen Formulierung des Tones. 

Das Zeichen wird in gleichbleibender Tonhöhe und Klang⸗ 
farbe beanſprucht. 


bildet, mit der Begründung feſtgeſtellt, daß dieſes Wort im ange⸗ 
meldeten Zeichen an erſter Stelle erſcheine und dem Zeichen nicht 
nur Klanglich, ſondern auch bildlich ein beſonderes Gepräge ver⸗ 
leihe und daß infolgedeſſen die Gefahr der Zeichenverwechſlung 
beſtehe. Die Begründung trägt dem Umſtande nicht Rechnung, daß 
das Wort Terra als Warenname für mineraliſche und keramiſche 
Produkte ſich im allgemeinen Gebrauche befindet. So ſpricht man 
von Terra de Sienna, Terra silicia, Terrakotta uſw. Für die 
Waren des angemeldeten Zeichens Faſſadenputz und Baumaterialien, 
nämlich Bauſteine, Zement, Putz, Mörtel, beſitzt das Wort daher 
als freie Beſchaffenheitsangabe (8 4 Ziff. 1 WbzG.) keine zeichen⸗ 
mäßige Unterſcheidungskraft und kann deshalb inſoweit eine Ver⸗ 
wechſlungsgefahr i. S. der 88 5, 6, 20 a. a. O. nicht begründen. 
In Übereinſtimmung hiermit hat die Beſchwerdeabteilung auch un⸗ 
längſt durch Beſchl. v. 7. Dez. 1928 anläßlich der Entſch. über die 
Eintragung des Warenzeichens 398041 Terraflat der Bezeichnung 
Terra für Baumaterialien und keramiſche Stoffe den Zeichenſchutz 
aberkannt. 

Demgegenüber hat die Inhaberin der Gegenzeichen unter Be⸗ 
weisantritt geltend gemacht, die Bezeichnung Terra, die auch in ihrer 
Firma und in zahlreichen für ſie eingetragenen Warenzeichen ent⸗ 
halten iſt, habe ſich für die vorbezeichneten Waren als ihre Indi⸗ 
vidualmarke durchgeſetzt. Bei allen Zeichen mit dem Wortſtamm 
Terra, die für Faſſadenverputze bzw. dekorativem Trockenmörtel 
verwendet werden, werde im Verkehr ein Hinweis auf ihre weltbe⸗ 
kannte Firma geſehen. 

Dieſes Vorbringen kann indeſſen dem Widerſpruch nicht zum 
Erfolg verhelfen. Gemäß Art. 6 Ziff. 2 Abſ. 2 der Internatio⸗ 
nalen Union ſind zwar bei der Würdigung der Unterſcheidungs⸗ 
kraft einer Marke alle Tatumſtände, insbeſ. die Dauer des Ge⸗ 
brauchs der Marke zu berückſichtigen, und in rechtsähnlicher An⸗ 
wendung dieſer Vorſchrift kann daher auch nach deutſchem Recht 
die Eintragbarkeit eines aus abſoluten Gründen vom Zeichen⸗ 
ſchutze ausgeſchloſſenen Warenzeichens dadurch begründet werden, 
daß dieſes ſich als Individualmarke im Verkehr allgemein Geltung 
verſchafft hat. Die Vorausſetzungen können jedoch nur im Ein⸗ 
tragungsverfahren, nicht aber auch in Anſehung eines bereits ein⸗ 
getragenen Warenzeichens geltend gemacht werden. Dies ergibt ſich 
einerſeits aus dem Zuſammenhang der erwähnten internationalen 
Veſtimmung mit dem Art. 6 Abſ. 1 Ill., der die Zulaſſung der 
Fabrik⸗ oder Handelsmarken zur Hinterlegung und die Erteilung 
des hieraus ſich ergebenden Schutzes regelt und im Zuſammenhange 
hiermit die Gründe aufzählt, aus denen Marken zurückgewieſen oder 
für ungültig erklärt werden können, wobei wiederum die Berück⸗ 
ſichtigung der Gebrauchsdauer als beſonderer Anwendungsfall hervor⸗ 
gehoben wird. Andererſeits folgt auch aus der Konftitutiven Wir⸗ 
gung der Eintragung des Warenzeichens, daß dem eingetragenen 
Inhaber das ausſchließliche Zeichenrecht lediglich in dem Umfange 
zuſteht, wie es im Zeitpunkt der Eintragung beſtand. 

Hinſichtlich der beiden hier in Rede ſtehenden Gegenzeichen iſt 
hierbei zu berückſichtigen, daß die Nichtſchutzfähigkeit des aus⸗ 
ſchließlich aus dem Worte Terra beſtehenden Zeichens 151654 für 
Verblendſteine, Zement, Wand⸗ und Faſſadenputze, Mörtel 
u. dgl. Baumaterialien bereits im Verfahren der Eintragung dieſes 
Zeichens von der Abteilung für Warenzeichen feſtgeſtellt und das 
Zeichen für einen Teil der angemeldeten Waren erſt eingetragen 
wurde, nachdem die vorbezeichneten Waren von der Anmelderin 
in der Beſchwerdeinſtanz geſtrichen worden waren. Für die Be 
hauptung der Durchſetzung des Wortes Terra für die genannten 
Waren iſt deshalb auf Grund dieſer Zeicheneintragung überhaupt 
kein Raum. 

Was das Gegenzeichen 202 309 anbetrifft, ſo ſind in ſeinem 
Warenverzeichnis die genannten Waren allerdings enthalten, doch 
iſt die Durchſetzung der Bezeichnung Terra für ſie vor der Ein⸗ 
tragung nicht behauptet worden. Das in dieſem Zeichen nur als Beſtand⸗ 
teil erſcheinende Wort Terra genoß daher zur Zeit der Eintragung für 
die bezeichneten Waren aus den oben erörterten Gründen keinen Schutz, 
vielmehr beruht ber Schutz hinſichtlich dieſer Waren allein auf dem 
weiteren figürlichen Inhalt des Zeichens. Die nachträgliche An⸗ 
erkennung eines Individualrechts an dem Beſtandteil Terra würde 
daher den Schutzumfang des Zeichens unzuläſſig erweitern und eine 
Rechtslage ſchaffen, die dem Erfordernis eines gleichmäßigen Rechts⸗ 
beſtandes der Eintragung zuwiderlaufen würde. 

Da hiernach das Wort Terra als holliſionsbegründender Be⸗ 
ſtandteil für die Waren der Anmeldung nicht in, Betracht kommt 
und dementſprechend das angemeldete Zeichen einen unzuläſſigen 
Eingriff in die Rechtsſphäre der beiden Gegenzeichen nicht enthält, 
war der angefochtene Beſchluß unter Anerkennung der Beſchwerde 
aufzuheben. 

(Rpat A., Entſch. v. 27. Mai 1929, M 47203/37 Wz, B 24/29.) 
* 


4. Zum Umfang des Rechts auf Alteneinſicht beim 
Patentamt. 


Nach 8 29 der Allg. BD. z. Ausf. des PatG. v. 11. Juli 1921 
ſteht es im freien Ermeſſen des Pat A., von den bei ihm beruhenden 
Eingaben und Verhandlungen, ſoweit die Einſicht in dieſelben ge⸗ 
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ſetzlich nicht beſchränkt iſt, Abſchriften zu erteilen bzw. Einſicht 
darin zu gewähren. Bei der Ausübung dieſes Ermeſſens geht die 
Beſchwerdeabteilung des RPatA. aus der Einſicht heraus, daß der 
auf weſentlich andere Verhältniſſe zugeſchnittene $ 299 3PO. nicht 
ohne weiteres auf die Einſicht der Akten ſchwebender Patent⸗ 
anmeldungen oder erteilter Patente angewendet werden kann, in 
langjähriger Übung davon aus, daß die Einſicht in ſolche Akten 
inſoweit zu gewähren iſt, als der Antragſteller ein berechtigtes 
Intereſſe an derſelben hat, dem ſchutzbedürftigere Intereſſen des 
Anmelders oder Patentinhabers nicht zwingend im Wege ſtehen. 
Von dieſer Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen ausgehend, 
hat auch der angefochtene Beſchluß mit Recht die beiden von der 
Patentinhaberin nicht zur Einſicht preisgegebenen Eingaben von 
der Akteneinſicht ausgeſchloſſen. 

(RpatA., Entſch. v. 17. Juni 1929, F 41400 IV 112, B 96/29.) 

* 


5. Die Anſchlußbeſchwerde des Widerſprechenden 
verliert im Widerſpruchsverfahren ihre Wirkung, wenn 
die Beſchwerde des Anmelders gegenſtandslos wird. 

Für das Widerſpruchsverfahren in Warenzeichenſachen, bei der 
die Beteiligten unter Geltendmachung eigener Rechte einander ähnlich 
den Parteien im Zivilprozeß gegenüberſtehen, finden dagegen die 
Beſtimmungen der ZPO. nach ſtändiger Übung der Beſchwerde⸗ 
abteilung des Rat A. im weitergehenden Umfange Anwendung. 

(RPat A., Entſch. v. 27. Mai 1929, S 269761 Wz, B 264/27.) 
* 


6. 81 VO. v. 9. März 1927. Zuſtändigkeit der Abteilung 
für Warenzeichen für eine Berichtigung der Kontrolle. 

Durch 8 1 VD. über Vereinfachung im Pat A. v. 9. März 
1927 find die Geſchäfte des Vorprüfers und der Anmeldeabteilung 
nur teilweiſe auf die Prüfungsſtellen übertragen worden. Soweit 
Warenzeichen in Betracht kommen, iſt dies für deren Prüfung und 
Eintragung geſchehen, alſo für die auf dem Gebiet der Rſpr. 
liegenden Geſchäfte bis zur Eintragung oder Verſagung, während 
die Ausübung der Rſpr. nach der Eintragung des Warenzeichens 
oder deren Verſagung, insbeſ. die Rollen⸗Angelegenheiten, Sache 
der Abteilungen für Warenzeichen geblieben ſind (vgl. Lutter, 
„Kriegsvorſchriften auf dem Gebiete des gewerbl. Rechtsſchutzes“, 
S. 10). Hieraus ergibt ſich, daß für den vorliegenden Antrag nicht 
die Prüſungsſtelle zuſtändig war, ſondern die Abteilung für 
Warenzeichen, die ihre Zuſtändigkeit auch durch Erlaß der Vfg. v. 
17. Mai 1929 anerkannt hat. Ein Beſchluß der Prüfungsſtelle 
kann bei einem Antrage auf Berichtigung der Rolle nur dann in 
Frage kommen, wenn dieſe die Berichtigung eines Beſchluſſes der 
Prüfungsſtelle vorausſetzt. 

rar, Entſch. v. 17. Juni 1929, E 104/34 Wa, B 11/29.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Verichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 


1. 88 28, 31 Ang VerſG. Zuläſſigkeit der Zahlung 
des Altersruhegeldes für ein Jahr zurück. f) 

Auch Altersruhegeld kann nach § 31 AngBeri®. auf ein Jahr 
zurück gewährt werden. Der Senat hat auch die Frage, ob die Zahlung 
des Ruhegeldes für ein Jahr zurück auch bei Entrichtung von Pflicht⸗ 
beitragen über das 65. Lebensjahr hinaus zuläſſig iſt, bejaht. Die 
Vollendung des 65. Lebensjahres wird allerdings in den 88 24 und 30 
AngVerſch. dem Eintritt der Berufsunfähigkeit als Verſicherungsfall 
für das Ruhegeld gleichgeſtellt. Dieſe Gleichſtellung bedeutet aber nicht, 
daß der 65jährige Verſicherte kraft Geſetzes als berufsunfähig gelten 
ſoll. Dafür bietet das AngVerſc᷑. keine Stütze. Jedoch ſtellt der Ein⸗ 
tritt des 65. Lebensjahres nicht einen ſo vollwertigen Verſicherungsfall 
dar wie der Eintritt der Berufsunfähigkeit. Denn der Verſicherte 
ſcheidet nach 8 13 AngVerſch. erſt mit dem Bezug des Ruhegeldes, 
nicht bereits mit Vollendung des 65. Jahres aus der Verſicherungs⸗ 


Zu 1. Sowohl in der Angeſtelltenverſicherung, wie in der In⸗ 
validenverſicherung iſt in der ſtändigen Rſpr. des RVerſA. anerkannt, 
daß die Vollendung des 65. Lebensjahres ein ſog. unvollkommener 
Verſicherungsfall iſt. Der Eintritt des geſetzlichen Alters von 65 Jahren 
ſchließt weder die Verſicherungspflicht noch die Möglichkeit der frei⸗ 
willigen Verſicherung aus (RVO. mit Anm., herausgegeben von Mit⸗ 
gliedern des RVerſA., Bd. IV, Anm. 1 zu 81236 RVO. — Für die 
Zeit bis zum Schluſſe des Jahres 1933 gilt nach dem Gef. zur 
Anderung des AngVerſch. v. 7. März 1929 [RGBl. 1 Nr. 11] als 
berufsunfähig i. S. des 8 30 AngVerf®. auch, wer das 60. Lebensjahr 
vollendet hat und ſeit mindeſtens einem Jahre ununterbrochen arbeits⸗ 
los iſt). Für den berufsfähigen Arbeiter oder Angeſtellten, der nach 
Erreichung der Altersgrenze weiterarbeitet, müſſen beim Vorliegen 
der ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen die Beiträge weitergeleiſtet 
werden. Erſt mit dem Antrag auf Gewährung der Altersmvaliden⸗ 
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pflicht aus. Es iſt ihm auch nach 8 188 AngVerſch. nicht die Möglich⸗ 
keit genommen, freiwillige Beiträge zu entrichten. Die vollen Wir⸗ 
kungen des Verſicherungsfalls des Altersruhegeldes treten danach 
gemäß der ſtändigen Rſpr. des RVerſA. nicht ſofort mit der Voll⸗ 
endung des 65. Lebensjahres ein, ſondern erſt mit der Stellung des 
Antrages auf Gewährung des Ruhegeldes. Der Eintritt der vollen 
Wirkſamkeit dieſes Verſicherungsfalls iſt ſomit von dem Willen des 
Verſicherten abhängig, inſofern als dieſer den Zeitpunkt für das 
Wirkſamwerden des Verſicherungsfalls beliebig weit über die Voll⸗ 
endung des geſetzlichen Alters hinausſchieben kann. Die über das 
65. Lebensjahr hinaus entrichteten Beiträge ſind aber nicht unbedingt 
gültig. Ihre Gültigkeit hängt vielmehr von der Bedingung ab, daß 
nicht nachträglich für die Zeit, für welche die Beiträge verwendet ſind, 
Altersruhegeld bewilligt wird. Soweit Ruhegeld für die Zeit nach 
dem 65. Lebensjahr zu bewilligen iſt, tritt rückwirkend die Rechts⸗ 
ungültigkeit der für dieſe Zeit geleiſteten Beiträge ein. Sie müſſen 
daher dem Berechtigten auf Antrag erſtattet werden. 
(RVerſA., Entſch. v. 10. April 1929, IIa AV 191/28.) [v. O.] 
1 


2. 5 5590 RVO. Beginn der Unfallrente nach Weg⸗ 
fall des Krankengeldes. 

Fallen bei einem auf Grund der RVO. gegen Krankheit ver⸗ 
ſicherten Verletzten, deſſen Erwerbsfähigkeit durch Unfallfolgen über 
die 13. Woche nach dem Unfall beſchränkt iſt, in die Zeit des Kranken⸗ 
geldbezuges aus der Krankenverſicherung während der erſten 26 Wochen 
nach dem Unfall Zeiträume, in denen er kein Krankengeld erhält, 
weil er nicht arbeitsunfähig i. S. der Krankenverſicherung iſt, in 
denen er aber in der Erwerbsfähigkeit durch Unfallfolgen beſchränkt 
iſt, ſo beginnt die Verpflichtung zur Gewährung der Rente i. S. des 
8 5590 RVO. mit dem Zeitpunkt, in dem das Krankengeld zum 
erſten Male weggefallen iſt. Der Lauf der Rente wird in dieſen Fällen 
durch erneute Zahlung des Krankengeldes nicht unterbrochen. Die Ge⸗ 
noſſenſchaft kann dieſes nach 85572 a. a. O. auf die Rente anrechnen. 


(RVerſ A., Entſch. v. 24. April 1929, Ia 7397/28, EuM. 2 370 
* 


3. 8 544 RVO. Unfall bei einer Neckerei mit einem 
Mitarbeiter nach Beendigung der Arbeit im Waſchraum 
nicht als Betriebsunfall anerkannt. 

Wenn auch nach ſtändiger Rſpr. des RVerſA. die Reinigung 
des Arbeiters alsbald nach Arbeitsende noch als Betriebstätigkeit, und 
ein ſich hierbei ereignender Unfall demgemäß als Betriebsunfall an⸗ 
geſehen werden kann, ſo iſt doch Vorausſetzung hierfür, daß das 
ſchädigende Ereignis mit dem Betrieb in innerem Zuſammenhang 
derart ſteht, daß der Verletzte einer Gefahr erlegen iſt, der er durch 
ſeine Betriebstätigkeit ausgeſetzt war, d. h. daß der Betrieb mit ſeinen 
Einrichtungen oder eine Betriebstätigkeit des Verletzten eine weſent⸗ 
liche Bedingung für das Zuſtandekommen des ſchädigenden Ereigniſſes 
geſetzt hat. Dieſe Vorausſetzung liegt nicht vor. Der Kl. iſt zu Fall 
gekommen, als er ohne jeden Grund int Waſchraum ſcherzweiſe ſeinen 
Arbeitskollegen hindern wollte, ein freigewordenes Waſchbecken zu 
benutzen. Der Entſchluß zu dieſer Neckerei entſprang einer vollkommen 
betriebsfremden rein perſönlichen Abſicht, die nicht durch einen in der 
Eigenart des Betriebes liegenden Umſtand herbeigeführt worden iſt. 
Es haben alſo betriebsfremde Zwecke ſo auf Abſicht und Verhalten 
des Verletzten bei der unfallbringenden Handlung eingewirkt, daß 
dadurch der Zuſammenhang mit dem Betrieb gelöſt worden iſt. Wenn 
er infolge ſeiner von der Betriebstätigkeit losgelöſten Handlungsweiſe 
beim Kampf um das Waſchbecken auf die Heizungsanlage aufgeſchlagen 
iſt und ſich dabei eine Kopfverletzung zugezogen hat, ſo kann dadurch, 
daß dieſe Anlage eine Betriebseinrichtung war, der unterbrochene Zu⸗ 
ſammenhang nicht wiederhergeſtellt werden. Die Heizungsanlage bot 
nur die Gelegenheit zu dem Unfall; die Urſache des Unfallereigniſſes 
war allein die betriebsfremde Abſicht des Verletzten, ſich mit ſeinem 
Arbeitskollegen zu necken. Ein Betriebsunfall liegt ſonach nicht vor. 


(RVerſ A., Entſch. v. 29. Mai 1929, Ia 5452/28 EuM. 1 133. 
3. 


rente oder des Altersruhegeldes kreten die vollen Wirkungen dieſes 
Verſicherungsfalls nach 88 1251, 1255 RVO., 88 24, 30 AngVerſch. 
ein. Die Tatſache, daß die Verſicherungsfreiheit nach 8 1236 RVO. 
und $13 AngVerſG. erſt mit der Bewilligung der Altersinvaliden⸗ 
rente oder des Altersruhegeldes beginnt, iſt für den Verſicherten von 
Vorteil. Er kann auch nach Erreichung der Altersgrenze freiwillige 
Beiträge leiſten, um den Anſpruch auf die Verſorgung zu erlangen 
(RE. 3092: RVerſANachr. 1927, 432). Die Zahlung freiwilliger Bei⸗ 
träge für ein Jahr zurück iſt durch 8 1443 RVO. und § 188 AngVerſch. 
erlaubt. Daß für Zeiten, für die das Altersruhegeld bewilligt worden 
iſt, die Entrichtung freiwilliger Beiträge ausgeſchloſſen und deren Er⸗ 
ſtattungsfähigkeit begründet iſt, erſcheint folgerichtig. Für die Alters⸗ 
invalidenrente iſt der Grundſatz Thon RVerſelNachr. 1925, 48 aus⸗ 
geſprochen. OLG Präſ. Dr. Levin, Braunſchweig. 
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II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 

Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Verichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. Pr DiſzG. v. 21. Juli 1852. Erklärt ein Angeſchul⸗ 
digter im Anſchluß an die Verkündung eines Urteils vor 
dem DiſzGer., ein Rechtsmittel nicht einlegen zu wollen, 
fo iſt dieſer Verzicht rechtswirkſam und endgültig. f) 

Gegen das Urteil des BezAusſch., durch das er mit einer Geld⸗ 
buße beſtraft worden iſt, hat der Angeſchuldigte rechtzeitig Berufung 
eingelegt. Das Rechtsmittel entbehrte der Wirkſamkeit, weil der An⸗ 
geſchuldigte in rechtsgültiger Weiſe darauf verzichtet hat. Seine Er⸗ 
klärung unmittelbar nach Verkündung der Vorentſcheidung, daß er 
ſich bei dem Urteile des BezAusſch. beruhigen und Berufung nicht 
einlegen wolle, drückte eindeutig den Willen des Verzichts auf das 
Rechtsmittel aus. Das DiſzG. enthält keine Beſtimmungen über den 
Verzicht auf die Berufung oder über ihre Zurücknahme. Es ſind daher 
inſoweit die Vorſchriften der StPO. über die Zuläſſigkeit und Form 
des Verzichts ergänzend heranzuziehen, nach deren 8 302 (früher 344) 
Abſ. 1 Satz 1 „die Zurücknahme eines Rechtsmittels ſowie der Ver⸗ 
zicht auf die Einlegung eines Rechtsmittels auch vor Ablauf der Friſt 
zu feiner Einlegung wirkſam erfolgen“ kann. Der Wirkſamkeit eines 
unmittelbar nach der Urteilsverkündung erklärten Verzichts auf das 
Rechtsmittel ſtanden hiernach ebenſowenig wie in Strafſachen Bedenken 
entgegen, nachdem die Entſch. ordnungsmäßig mit Gründen verkündet 
worden war. Auch die Form iſt gewahrt. Der Verzicht muß gegenüber 
dem Gericht erklärt werden, welches das Urteil erlaſſen hat (vgl. 
Löwe-Roſenberg, Komm. z. StPO., 17. Aufl., Anm. 3 zu 8 302). 
Daß dies im vorliegenden Falle geſchehen iſt, unterlag keinem Zweifel. 
Der im Sitzungsprotokoll aufgenommene entſprechende Vermerk war 
als eine von den Urkundsperſonen beabſichtigte Einſchaltung oder 
Hinzufügung zu dem Protokoll über die mündliche Verhandlung und 
ſomit als Teil dieſes Protokolls anzuſehen (vgl. RGSt. 40, 134). 

Lag aber ein rechtswirkſamer Verzicht auf die Berufung vor, ſo 
Konnte ein ſolcher nach der ſtändigen Rſpr. der höchſten Straf⸗ und 
Diſziplinargerichte ebenſowenig wie die Zurücknahme eines Rechts⸗ 
mittels widerrufen oder angefochten werden. Sonach vermochte ſelbſt 
die vom Angeſchuldigten noch innerhalb der Berufungsfriſt eingelegte 
Berufung den von ihm vorher ausgeſprochenen Verzicht nicht mehr 
zu beſeitigen. 

(PrOG., 1. Sen., Urt. v. 18. Juni 1929, D U 48/8.) 


Zu 1. Nach geltendem Recht iſt das Urteil durchaus in 
Ordnung. Aber die ihm zugrunde liegenden geſetzlichen Vorſchriften 
halten einer gerichtspſychologiſchen Prüfung in keiner Weiſe ſtand. 
Im „Wahrſpruch der Geſchworenen und feine pfychologiſchen Grund» 
lagen“ S. 56 heißt es: 

„Der Geſetzgeber, welcher den modernen Rechtsgang geregelt hat, 
abſtrahiert vollſtändig von der leiblich⸗ſinnlichen Natur des Menſchen. 
Ihm iſt der Angekl. am Schluſſe einer zwölfſtündigen Verhandlung 
begrifflich derſelbe wie zu Beginn, und wenn der zu ſchwerer Strafe 
Verurteilte, phyſiſch vollkommen Erſchöpfte unter dem niederſchmettern⸗ 
den Eindrucke des Urteils den Rechtsmittelverzicht ausſpricht, ſo iſt 
dieſer Verzicht bündig und unwiderruflich. Der Richter iſt de lege 
lata ein rein geiſtiges Weſen; von allen Erdenmalen frei, vermag er 
durch die längſte und anſtrengendſte Beweisaufnahme hindurch den 
Plädoyers mit vollſter Aufmerkſamkeit zu folgen und in ungetrübter 
Friſche gerade den ſchwierigſten und verantwortungsvollſten Teil ſeiner 
Tätigkeit: die Urteilsfällung zu vollziehen!“ 

Der Vorſtand des Deutſchen Anwaltvereins hat ſich deshalb 
ſchon vor Jahren an den Herrn Reichsjuſtizminiſter gewandt mit 
der Bitte, dem Reichstage einen Geſetzentwurf vorzulegen, inhalts 
deſſen der Verzicht des wegen eines ſchweren Kapitalverbrechens Ver⸗ 
urteilten auf Rechtsmittel vor Ablauf von drei Tagen nach Urteils⸗ 
verkündung unwirkſam ſein ſolle. Der Reichsminiſter hat zwar nicht 
den fraglichen Entwurf vorgelegt, hat jedoch von den Anregungen 
mit Intereſſe Kenntnis genommen und Prüfung verſprochen. Derſelbe 
Gedankengang verdient Beachtung im Diſziplinarverfahren, wenn es ſich 
um die ſchwerſte Strafe — Dienſtentlaſſung — handelt. Bekanntlich 
bedeutet dieſe Strafe nicht nur die dauernde Beendigung der beamt⸗ 
lichen Laufbahn des Verurteilten, ſie hat auch tiefgreifende Folgen 
für ſeine Familie — Verluſt der Hinterbliebenenverſorgung! Abgeſehen 
von der Erſchütterung des Unglücklichen, der völlig zuſammen⸗ 
gebrochen meiſt zu leicht geneigt iſt, alle Rechte preiszugeben, er⸗ 
fordert es die Gerechtigkeit, ihm Zeit zu laſſen, um mit ſeinen nächſten 
Angehörigen, deren Rechte durch den Verzicht mitzerſtört werden, und 
vor allem mit ſeinem Verteidiger ruhig die Ausſichten eines Rechts⸗ 
mittels zu überlegen. Zur Herbeiführung entſprechender Maßnahmen 
iſt im Vereich des Reichsbeamtenrechts die Reichsregierung, ſind in 
den Ländern die Zentralbehörden zuſtändig. Entſprechende Maßnahmen 
anzuregen, iſt der Zweck dieſer Zeilen. 

RA. Dr. Görres, Berlin. 


Baden. 
Zadiſcher Verwaltungsgerichtshof. 


Verichtet von Oberregierungsrat Dr. Klotz, Karlsruhe. 


2. 88 1, 2 u. 3 Bad WGew St.: 8 421 BGB. 

1. Wandergewerbeſchein⸗ und Wandergewerbeſteuer⸗ 
pflicht bei Erbieten zu photographiſchen Aufnahmen 
vorübergehender oder vorbeifahrender Perſonen. 

2. Geſamtſchuldneriſche Haftung für die Entrichtung 
der Steuer. f) 

Durch die Verfügung des Fin A. F. wurde der Photograph 
Erich B. in G. von Amts wegen zur Wandergewerbeſteuer veranlagt; 
die von ihm zu entrichtende Wandergewerbeſteuer wurde gem. Nr. 1 
Abt. CI des Tarifs für die Beſteuerung des Wandergewerbes ($ 6 
des durch den bad. Landtag am 27. März 1924 genehmigten Not. 
v. 15. Dez. 1923 über die Beſteuerung des Wandergewerbebetriebs 
[WGewStG.]) auf 100 % feſtgeſetzt; dem Photographen Max Br. 
in G. gab, da Erich B. erklärt hatte, er ſei für die Firma Max Br. 
in G. tätig, das Fin A. von jener Feſtſetzung gleichzeitig Nachricht 
mit dem Anfügen, daß Br. nach 8 3 Abſ. 2 a. a. J. als Geſamk⸗ 
ſchuldner mit dem Steuerpflichtigen B. für die Entrichtung der Steuer 
haftbar fei. Dem Einſpruch des Max Br. gab das Fin A. nicht ſtatt. 
Durch Urteil des FinGer. wurde die Berufung zurückgewieſen. Die 
hiergegen von Max Br. erhobene verwaltungsgerichtliche 
Klage wurde abgewieſen. 

1. Nach 81 WGew StG. wird in Baden eine Steuer vom 
Gewerbebetrieb im Umherziehen (Wandergewerbeſteuer) erhoben. Als 
Gewerbebetrieb im Umherziehen i. S. dieſes Geſetzes gelten, ſoweit für 
den Betrieb nach der GewO. und den AusfBeſt. dazu ein Wander 
gewerbeſchein erforderlich iſt, nach 82 WGewStG. das Hauſiergewerbe 
und andere im Geſetz erwähnte, hier nicht in Betracht kommende 
gewerbliche Tätigkeiten. Aus der Gendarmeriemeldung ergibt ſich, 
daß der in G. wohnende Erich B., Photograph und Reiſender für 
Rechnung des Max Br. in G., Inhabers einer photographiſchen An⸗ 
ſtalt daſelbſt, am 30. Aug. 1926 auf der Straße W. — St. G., letzterer 
Gemarkung, vorbeifahrenden Kraftfahrern ein Zeichen zum Anhalten 
gab und ſich erbot, ſie photographiſch aufzunehmen. Zu dieſer Tätig⸗ 
keit, für welche in dem geſchilderten Einzelfalle Photograph Erich B. 
mit dem Beſteller der photographiſchen Abzüge Bezahlung „per Nach⸗ 
nahme“ vereinbarte, bedurfte er nach 88 55 Abſ. 1 Ziff. 3, 60 d Abſ. 2 
GewO. eines Wandergewerbeſcheines. Denn er bot außerhalb des 
Gemeindebezirks ſeines Wohnorts ohne Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung und ohne daß eine Beſtellung vorangegangen wäre (vgl. 
Landmann, Anm. 6 Abſ. 4 zu 855 GewO. IT S. 646/47), in 
eigener Perſon für den Kl. eine gewerbliche Leiſtung an. Dieſe ge⸗ 
werbliche Leiſtung, welche mit der Aufforderung, ſich auf⸗ 
nehmen zu laſſen, angeboten wurde, war die ſofort ausgeſührte 
Bildaufnahme (Anfertigung eines Gegenſtandes), und jene 
Leiſtung wurde für Zwecke eines Gewerbebetriebs — einer mit dem 
Willen der Wiederholung vorgenommenen, berufsmäßig ausgeübten 
und auf Gewinn abzielenden Tätigkeit — bewirkt (vgl. BayObsch. 
v. 17. März 1927: Bay VBl. 75, 235/36); unerheblich ift es, daß 
ein weiterer Teil der Leiſtung, die Entwicklung und Fertig- 
ſtellung der Bilder, an anderer Stelle, hier in der photo⸗ 
graphiſchen Anſtalt des Kl., zu erfolgen hatte: die zum Begriffe des 
Anbietens erforderliche Bereitſchaft zur ſofortigen Leiſtung braucht ſich 
nicht auf die ganze Leiſtung zu erſtrecken; es genügt die Bereit⸗ 
ſchaft zu einer Teilleiſtung, wie ſie die Herſtellung photo⸗ 
graphiſcher Negative darſtellt, welche der weſentliche Teil der auf die 
Herſtellung von Photographien gerichteten Tätigkeit iſt (vgl. KG., 
1. Fer Str Sen., v. 20. Aug. 1926: GewaArch. 24, 549). War alſo für 
das betätigte Anbieten einer gewerblichen Leiſtung ein Wandergewerbe⸗ 
ſchein erforderlich, fo lag ein nach 8 2 Abſ. 1 Satz 1 WGewStG. 
i. Verb. m. Tarif Nr. 1 Abt. CI zu §6 WGewStG. wandergewerbe⸗ 
ſteuerpflichtiger Fall des Hauſiergewerbes vor (vgl. 8 1 Abſ. 1 Halb⸗ 
ſatz 1 VO. v. 15. Dez. 1923, den Vollzug des WGew StG. betr.); 
nach der genannten Tarifbeſtimmung insbeſ. iſt Gegenſtand der Be⸗ 
ſteuerung „das Anbieten gewerblicher Leiſtungen beſſerer Art oder 
von größerem Umfang, namentlich ſolcher Leiſtungen, die eine tech⸗ 
niſche Fertigkeit vorausſetzen, z. B. Photographieren“. 

Der Verlauf des geſchilderten Vorganges zeigt, daß das von 
Erich B. gegenüber Kraftfahrzeuginſaſſen gemachte Angebot einer 
photographiſchen Aufnahme zu dem Zwecke geſchah, daß der klagende 
Unternehmer der photographiſchen Anſtalt die Negativplatten in Aus⸗ 
übung ſeines Gewerbes geſchäftlich und gewinnbringend durch Her⸗ 
ſtellung und Verkauf von Bildern verwerten könne: denn B. erreichte 
nach der Gendarmeriemeldung in den „Unterhandlungen mit dem 
Kraftradfahrer“, daß dieſer ſechs Bilder beſtellte, welche ihm „per 
Nachnahme“ zugehen ſollten, und gab dem Gendarmeriebeamten an, 


Zu 2. Das Urteil iſt im Einklang mit den weſentlichen Auf⸗ 
faſſungen anderer oberſter Verwaltungsgerichtshöfe und des KG. Es 
iſt auch in allen Punkten richtig und auch vom praktifchen Stand⸗ 
punkt aus beifallswürdig. 

Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 
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die Firma des Kl., feine und der übrigen mit ihm von Stadt zu 
Stadt reiſenden Photographenfirma, erhalte die Platten, entwickle 
die Bilder und ſchicke ſie dem Beiteller direkt zu. Hatten alſo nach 
dem Sinn des von B. „mit dem Kraftradfahrer“ getätigten Ab⸗ 
kommens die daraus erwachſenden Vorteile und Nachteile den Kl. 
zu treffen, ſo war Erich B.s Gewerbebetrieb im Umherziehen „auf 
Rechnung“ des Kl. ausgeübt worden. Der letztere macht aber für ſeine 
Steuerfreiheit geltend, Erich B. habe dadurch gegen die ihm vom 
Kl. erteilte „Inſtruktion“ gehandelt, daß er die Kraftfahrzeug⸗ 
inſaſſen zunächſt gefragt habe, ob ſie photographiert werden wollten, 
während er doch „unverbindlich“ oder „blindlings“ hätte photo⸗ 
graphieren ſollen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob es den Weiſungen 
des Kl. entſprochen hätte, wenn ſeine „Kolonnen“ mit einem ſo 
großen geſchäftlichen Riſiko gearbeitet hätten, wie es beim „Blind⸗ 
lings“⸗-Photographieren, und zwar einerſeits durch den Aufwand für 
die photographiſchen Aufnahmen, andererſeits durch die Ungewißheit, 
die Inſaſſen vorübergefahrener Kraftfahrzeuge noch zu erreichen und 
eine Beſtellung von ihrer Seite zu erwirken, naturgemäß bedingt 
wäre. Denn ſelbſt wenn es richtig wäre, daß der Reiſephotograph B. 
angewieſen geweſen ſei, für das Geſchäft des Kl. nur „blindlings“ 
zu photographieren, vor der Aufnahme alſo die ihm erteilte Befugnis 
überſchritten habe, ſo wäre gleichwohl in einer dieſer Anweiſung 
entſprechenden Aufſtellung auf der Straße W.— St. G. das Anbieten 
einer gewerblichen Leiſtung zu erblicken geweſen, zumal da die Art 
der Aufſtellung von daherkommenden Kraftfahrzeuginſaſſen ohne wei⸗ 
teres als das Angebot, eine photographiſche Aufnahme zu machen, 
hätte erkannt werden können. Auch wenn daher B. an dem in Frage 
kommenden Tage und Orte daherkommenden Kraftfahrzeuginſaſſen 
nur das „Blindlings“-Photographieren angeboten hätte, wäre er 
wandergewerbeſcheinpflichtig geweſen. Trat alſo dieſe Pflicht ſchon bei 
einem Verhalten des B. ein, wie es nach dem Vorbringen des Kl. 
der „Inſtruktion“ entſprochen hätte, ſo könnte nicht geltend gemacht 
werden, daß es an einem „Auftrag“ des Kl., zu photographieren, bei 
dem Vorgang deshalb gefehlt habe, weil B. die Kraftfahrzeuginſaſſen 
zunächſt nach ihrer Bereitſchaft, ſich aufnehmen zu laſſen, befragt und 
erſt dann photographiert habe. 

2. Steuerpflichtig iſt ohne Rückſicht auf Staatsangehörigkeit und 
Wohnſitz derjenige, welcher einen Gewerbebetrieb im Umherziehen in 
Baden ſelbſttätig ausübt (8 3 Abſ. 1 Satz 1 WGewStG.); in allen 
Fällen, in denen der Gewerbebetrieb im Umherziehen auf Rechnung 
oder im Auftrag eines Dritten ausgeübt wird, haftet dieſer mit dem 
Steuerpflichtigen als Geſamtſchuldner für die Steuer (Abſ. 2): 
im vorliegenden Falle find beide in 8 3 Abſ. 2 a. a. O. vorgeſehenen 
Vorausſetzungen der geſamtſchuldneriſchen Mithaftung („auf Rech⸗ 
nung“, „im Auftrag“) zu Laſten des Kl. erfüllt; der Kl. iſt daher 
mit Recht zur Wandergewerbeſteuer veranlagt worden. Wenn eine 
Steuervorſchrift den Ausdruck „Haftung als Geſamtſchuldner“ ohne 
weiteren Zuſatz gebraucht, ſo kann unbedenklich angenommen werden, 
daß damit für dieſes Verhältnis auch im Steuerrecht das gleiche ge⸗ 
meint iſt, was § 421 BGB. mit der Bezeichnung „Geſamtſchuldner“ 
zum Ausdruck bringt, nämlich, daß jeder der mehreren Schuldner 
die ganze Leiſtung zu bewirken verpflichtet, der Gläubiger aber die 
Leiſtung nur einmal zu fordern berechtigt iſt. Die Haftung der Geſamt⸗ 
ſchuldner iſt in 8 421 BGB. dahin beſtimmt, daß der Gläubiger die 
Leiſtung nach ſeinem Belieben von jedem der Schuldner ganz oder zu 
einem Teile fordern kann, und daß bis zur Bewirkung der ganzen 
Leiſtung ſämtliche Schuldner verpflichtet bleiben (vgl. Bad Verw. 
1928, 43 r. Sp.). Hieraus ergibt ſich ohne weiteres, daß die Bell. 
den ganzen Steuerbetrag von dem Kl. zu verlangen berechtigt iſt und 
es dieſem überlaſſen Kann, bezüglich der Hälfte des Steuerbetrags 
etwa auf Grund des 8 426 BGB. den Rückgriff gegen den anderen 
Geſamtſchuldner, den Photographen Erich B., zu nehmen. 

Die Ausführungen in der vom Kl. überreichten Entſch. des 
OLG. Dresden (2. Str Sen.) v. 15. Mai 1925, welche dem Begriff 
des Anbietens gewerblicher Leiſtungen eine andere als die oben ver⸗ 
tretene Auslegung geben, vermögen den Gerichtshof nicht zu einer 
Anderung ſeiner Auffaſſung zu veranlaſſen; im übrigen iſt, wie die 
Entſcheidungsgründe des angefochtenen Urteils zutreffend ausführen, 
nicht zu erkennen, daß der jenem Urteil zugrunde liegende Tatbeſtand 
der gleiche ſei wie im vorliegenden Streitfalle, und zu bemerken, daß 
dem genannten Urteil das ſächſ. Gef. v. 1. Juli 1878, die Beſteue⸗ 
rung des Gewerbebetriebs im Umherziehen betr. (GVBl. für das 
Königreich Sachſen, 7. Stück vom Jahre 1878 S. 121), zugrunde liegt. 


(Bad Gh., Entſch. v. 17. April 1928, Nr. 1056, M. Br. in G. w. 
Bad. Steuerverwaltung. BadVerwg. 1928, 183.) 


Hamburg. 
Hamburgiſches Verwalkungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Dr. Krüß, Hamburg. 


3. Polizeiliche Verwahrnahme von Glücksſpielge⸗ 
räten auf Grund 821 Verh G. v. 23. April 1879/8. Okt. 1923. f) 


Zu 3. Nachdem der Roulettbeſitzer freigeſprochen war, mußte 
auch die Beſchlagnahme aufgehoben und das Roulett dem Angehl. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kl. iſt in einem Strafverfahren wegen verbotenen Glücksſpiels 
freigeſprochen worden. Die im Strafverfahren zunächſt beſchlagnahmten 
Glücksſpielgeräte (Roulett u. dgl.) hat die Polizeibehörde (Verkl.) 
hinterher in Verwahrung genommen und dem Kriminal muſeum über⸗ 
wieſen. Der Klage auf Freigabe der Geräte iſt ſtattgegeben worden. 

Der Begriff der Gemeingefährlichkeit in 8 21 Verh. iſt aus 
dieſem Geſetz ſelbſt zu entnehmen. Das kriminelle Strafrecht verfolgt 
andere Zwecke: es will eine ſchuldhafte, für ſtrafwürdig erachtete 
begangene Handlung der Sühne zuführen. Die Polizei ſoll grund⸗ 
ſätzlich nur mögliches Unheil verhüten. Allerdings beſagen dieſe 
Unterſchiede noch keineswegs, daß die inhaltliche Beſtimmung eines 
Tatbeſtandsbegriffs gegebenenfalls nicht auch die gleiche ſein könne. 

Die 88 21 ff. VerhGG. geben der Polizei nur das Recht, un⸗ 
mittelbar im Rahmen eines Aufgabenkreiſes einzuſchreiten, der ſchon 
durch § 20 a Verh. umriſſen iſt. Hier wird die Polizei beauftragt, 
für Ordnung und Sicherheit zu ſorgen, auch hier iſt von einem Schutz 
gegen „gemeingefährliche“ Handlungen die Rede. Berückſichtigt man 
nun noch, daß die „Verhältnismäßigkeit“ eine notwendige Voraus⸗ 
ſetzung jeglichen polizeilichen Einſchreitens iſt, ſo wird man an⸗ 
zunehmen haben, daß im konkreten Falle eine erhebliche Gefahr 
für erhebliche Intereſſen einer ungewiſſen, größeren Anzahl von Per⸗ 
ſonen zur Bejahung der Gemeingefährlichkeit vorliegen muß. Danach 
kann aber das ſelbſt ſtrafbare Glücksſpiel niemals allgemein und ohne 
weiteres als „gemeingefährlich“ angeſehen werden. Das Treiben eines 
Glücksſpielveranſtalters vermag unter Umſtänden, nach Art des Spiels 
(Höhe der Einſätze) und nach Art der herangezogenen Perſonenkreiſe 
einmal gemeingefährlich werden, die Regel wird dies aber noch keines⸗ 
wegs ſein. Die herangezogene Strafakte hat nun nichts dafür ergeben, 
daß der Kl. ein Glücksſpielveranſtalter in dieſem möglichen Sinne 
geweſen ſei. Jedenfalls iſt auch am 17. Jan. 1927 mit nur geringen 
Einſätzen geſpielt worden. 

Wird man nun vielleicht auch ſagen können, daß bei dem Kl. 
nach ſeiner Vergangenheit eine Verwendung des Rouletts nebſt Zu⸗ 
behör zu ſtrafbarem Glücksſpiel zu befürchten ſtand, ſo iſt doch ein 
Anhalt dafür, daß dieſe Befürchtung ein gemeingefährliches Glücks⸗ 
ſpielen betraf, nicht vorhanden. 

Die Verkl. hat ihre Verfügung auch darauf geſtützt, daß die 
eingezogenen Gegenſtände zur Verübung eines Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens, nämlich des ſtrafbaren Glücksſpiels, beſtim mt geweſen ſeien. 
Inſoweit verlangt das Geſetz, im Gegenſatz zu der erſten, oben be⸗ 
handelten Alternative, aber die Feſtſtellung einer poſitiven Abſicht 
rechtswidrigen Tuns. Mag nun auch eine große Wahrſcheinlichkeit 
unterſtellt werden, daß der Kl. das fragliche Roulett nebſt den 
übrigen Sachen zu Glücksſpielen, die vielleicht auch ſtrafbar geweſen 
wären, hatte verwenden wollen, ſicher erweislich iſt dies nicht. Das 
Glücksſpiel vom 17. Jan. 1927 war nicht ſtrafbar, wenigſtens hat eine 
Strafbarkeit nicht feſtgeſtellt werden können. Die Tatſache, daß der 
Kl. alſo ſeit 1925 nicht nachweislich rückfällig geworden iſt, iſt hier 
insbeſ. von Bedeutung, als dadurch feine Darſtellung, er habe nach 
ſeiner Verurteilung i. J. 1926 das Glücksſpiel aufgeben wollen, un⸗ 
widerlegbar wird. 

(HambVG., Urt. v. 22. Juli 1929, AZ 157/29.) 


Berichtigung. 


Zu der Anmerkung von Prof. Nußbaum zu der Entf. des 
RG. Nr. 3 auf S. 3006: Inſolge eines Verſehens iſt in der An⸗ 
merkung nicht zum Ausdruck gebracht, daß ſie ſich lediglich auf den 
letzten Abſatz der Eutſch. bezieht, welcher in RG. 124, 380 allein 
zum Abdruck gelangt iſt. 


zurückgegeben werden. Das iſt fo ſelbſtverſtändlich, daß die RStpO. 
kein Wort darüber verliert. Wünſchenswert wäre es nur geweſen, daß 
das Gericht das ausdrücklich ausgeſprochen hätte. Wenn nun ſtatt 
der Rückgabe die Polizei das Roulett an ſich genommen hat, ſo 
kann eine ſolche — auf den erſten Blick auffällige — Maßnahme 
doch unter Umſtänden mit einer die Beſchlagnahme (ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend) aufhebenden Entſch. des Gerichts vereinbar ſein, da 
die Polizei ja andere Aufgaben hat als das Gericht. So darf die 
Polizei z. B. eine Bombe beſchlagnahmen, auch wenn ihr Beſitzer wegen 
Geiſteskrankheit nicht ſtrafbar iſt. Im vorliegenden Fall war aber 
das Vorgehen der Polizei ungeſetzlich. Denn einmal kann das Ver⸗ 
anftalten eines Roulettſpiels unter keinen Umſtänden als „gemein- 
gefährliche“ Handlung i. S. des § 21 VerhG. angeſehen werden (auch 
wenn der Begriff dort weiter iſt als im StGB.), da dadurch nicht 
wichtige Intereſſen eines größeren Perſonenkreiſes verletzt werden 
können. Außerdem aber würde ſich die Polizei mit dem freiſprechenden 
Strafurteil in Widerſpruch ſetzen, wenn ſie das Verhalten, wegen deſſen 
der Roulettbeſitzer freigeſprochen worden war, doch als ſtrafbar an⸗ 
ſehen und daraus den Schluß ziehen wollte, daß von dem Roulett⸗ 
beſitzer noch weitere ſtrafbaͤre Handlungen zu erwarten ſeien, ſalls man 
ihm das Noulett belaſſe. Die ſonſtigen Tatſachen, insbeſ. die weiter 
zurückliegenden Verurteilungen, ſind aber zu der Feſtſtellung, daß das 
Roulett zu weiteren ſtrafbaren Handlungen beſtimmt ſei, nicht ausreichend. 
Der Entſch. iſt alſo im Ergebnis beizutreten. 
Prof. Dr. E. Kern, Freiburg i. Br. 


58. Jahrg. 1929 Heft 44] 


Rechtſprechung 


Aberſicht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


8 137 BGB.; 58 Liturhch. Bei Übertragung urherberrechtlicher 
Teilbefugniſſe (Verfilmungsrecht) kann die Weiterübertragung durch 
den Erwerber ausgeſchloſſen werden. KG w.... 30901 

8 157 BGB. Haftung des vertragſchließenden Zweiggeſchäftes für 
ein zweites Zweiggeſchaft. Haftung des zweiten Zweiggeſchäftes aus 
den Geſchäften des vertragſchließenden Zweiggeſchäftes. RG. 30562 

8 242 BGB. Goldwert⸗Goldmünzklauſel. Aufwertung von Hypo⸗ 
theken und den ihnen zugrunde liegenden Forderungen bei im Saar⸗ 
gebiet belegenen Grundſtücken, wenn die Klage im deutſchen, außer⸗ 
halb des Saargebiets liegenden Erfüllungsorte erhoben iſt. Anwendung 
e 08 

8 537 BEB.; 9 1 PatG. Der Lizenzgeber hat für die Möglichkeit 
der gewerblichen Verwertung der Erfindung durch den Lizenznehmer 
einzuſtehen. OLG. Düſſeldor rie 30985 

88 823, 1355, 12 B&$B.; § 185 StGB. Eine verletzende Grabſtein⸗ 
inſchrift. OSG. Königs beg 30965 

8826 BGB.; 51 UnlWG. Klage auf Unterlaſſung von Wett⸗ 
bewerbshandlungen. Auskunftserteilung und Schadenserſatz nach $ 826 
BGB. im Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. RG... . 307010 

88 1355, 12, 823 BGB.; $ 185 SIGB. Eine verletzende Grabstein. 

ö 


inſchrift. OLG. Königsberg. 309 


Aufwertungsgeſetz. 
Goldwert⸗Goldmünzklauſel. Aufwertung von Hypotheken und den 
ihnen zugrunde liegenden Forderungen bei im Saargebiet belegenen 
Grundſtücken, wenn die Klage im deutſchen, außerhalb des Saar⸗ 
gebiets belegenen Grundſtücken, wenn die Klage im deutſchen, außerhalb 
des Saargebiets liegenden Erfüllungsorte erhoben iſt. Anwendung 


ie 0: 0 ade m de 5054 
Handelsgeſetzbuch. 

8 18 Abs. 1 HG. Der Name des Inhabers darf nicht lediglich 

in einem Inhaberzuſatz enthalten fein. KG. 30901 


8 271 HB. Sachlegitimation zur Erhebung der Anfechtungsklage 
im Falle der Legitimationsübertragung von Aktien. Gegenſtand der 
Anfechtungsklage kann nur ein förmlicher Generalverſammlungs⸗ 
beſchluß ſein, nicht aber die aus einem ſolchen abzuleitenden Rechts⸗ 
oder ſonſtigen Folgen. Roo“... 308622 


Geſetz über die Friſten für die Kündigung von Angeſtellten. 

82 Kündechcz. Auch die erhöhten Kündigungsfriſten für die mehr 
als acht Jahre beſchäftigten Angeſtellten wirken nur zum Schluß eines 
Kalenderbierteljahres. RArbſnniunt . 31043 


Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb. 


G 
88 1, 3 UNS, Unſchädlichkeit unrichtiger Angaben, wenn kein 
Anſchein eines beſonders günſtigen Angebots vorliegt. RG. 307211 
$ 3 Unl WG. Unrichtige Angaben durch Verſchweigen der Tatſache, 
daß der Abſchluß eines angebotenen Darlehnsgeſchäftes von dem Ab⸗ 
ſchluß eines Lebensverſicherungsvertrages abhängig gemacht wird. 
. uccın 30965 


88 3, 13 UnlWz. Auch wahre Angaben in Prospekten können 
durch die Art des Gebrauchs und den Zuſammenhang mit dem anderen 
Inhalt eine Unterlaſſungsklage begründen. OLG. Celle. . . 3091? 

§ 15 INS. Zum Begriffe der Tatſachenbehauptung. OLG. 
SE ee oe een 310010 

316 UNIV. Verwechſlungsgefahr bei dem Gebrauch desſelben 
Familiennamens durch zwei Firmen. Der Inhaber der älteren Firma 
kann der jüngeren die Benutzung des gleichen Familiennamens nicht 
verbieten, wenn die jüngere Firma den Familiennamen berechtigter⸗ 
weiſe in Gebrauch genommen und ihn jahrzehntelang benutzt hat, 

CCC 3075 

§ 17 UnlWG. Wenn ein Fabrikant an den von ihm herge⸗ 
ſtellten und vertriebenen, hochwertigen Maſchinen eines an ſich be⸗ 
kannten Syſtems Verbeſſerungen angebracht hat, deren Erkennung 
auch dem Fachmann auf Grund bloßer Beſichtigung nicht möglich 
iſt, ſo kann dieſen Verbeſſerungen die Eigenſchaft von Betriebsgeheim⸗ 
niſſen nicht ſchon deshalb abgeſprochen werden, weil jeder Intereſ⸗ 
ſent eine Maſchine kaufen und ſich durch Zerlegung mit den Ver⸗ 
beſſerungen vertraut machen kann. R. 3087²⁸ 


Patentgeſetz. 


81 Pat.; 5 537 BGB. Der Lizenzgeber hat für die Möglichkeit 
der gewerblichen Verwertung der Erfindung durch den Lizenznehmer 
e re ee 3093° 

$4 Patch. Für die Frage einer Patentverletzung iſt nicht ent» 
ſcheidend, ob ein Patent, deſſen Ausführung die Verletzung begründen 
foll, auf einem anderen Erfindungsgedanken beruht; trotzdem kann 
bei ſeiner Verwirklichung von dem an geſchützten Erfindungsgedanken 
Gebrauch gemacht werden. Die in einem Vorprozeß vom RG. gebilligte 
Auslegung des Patentes ſteht einer weiteren Auslegung des Er⸗ 
findungsgedankens nicht entgegen. NO 30551 


Geſetz betr. den Schutz von Gebrauchsmuſtern. 


88 9, 4, 5 GebrMuſtch. Grob fahrläſſige Benutzung eines fremden 
Gebrauchsmuſters. Was zur Beſeitigung dieſes Vorwurfes geeignet 
iſt, richtet ſich nach dem Einzelfalle. Die Befragung unparteiſſcher 
Fachleute iſt nicht unbedingt geboten. R ... 3060? 


Geſetz zum Schutz der Warenbezeichnungen. 


81 636. Hörzeichen find weder in akuſtiſcher noch in flächen⸗ 
hafter Darſtellung als Warenzeichen ſchutzfähig. RPat u.. . . 31061 
82 036. Einer zu einer Warenzeichenanmeldung eingereichten 
Beſchreibung kommt bei Klarheit der bildlichen Darſtellung rechtliche 
Bede nung icht Rinn. 8 31072 
84 WobzöG. Art. 6 Ziff. 2 IU. Nichtſchutzfähigkeit der Bezeichnung 
Terra für Baumaterialien und keramiſche Stoffe. Nicht der Widerſpruch 
kann darauf geſtützt werden, daß ein an und für ſich nicht ſchutzfähiger 
Beſtandteil des eingetragenen Widerſpruchszeichens ſich als Individual⸗ 
marke des Widerſprechenden im Verkehr durchgeſetzt Habe. RPat A. 31075 
88 5, 9 Nr. 1 Wbz6z. Die auf Einſpruch erfolgende freiwillige oder 
durch Patentamtsbeſchluß erzwungene Beſchränkung des mit der ur⸗ 
ſprünglichen Anmeldung angegebenen Warenzeichens hindert nicht 
die freie Prüfung der Gleichartigkeit anderer Waren gegenüber anderen 
Perſonen als den Einſprechenden. Die abweichende Anſicht eines nicht 
mehr als Reviſionsſenat beſtehenden Strafſenats des RG. macht eine 
Anrufung des Plenums nicht erforderlich. Ro... 30604 
812 WbzG.; 88 1, 3 UnlWG. 1. Unterſchied zwiſchen verbotener 
Bezeichnung einer zeichenrechtlich geſchützten Ware und ihrer erlaubten 
Ankündigung zum Verkauf. 2. Verkauf wider Willen des Zeicheninhabers 
kein unlauterer Wettbewerb, wenn die Ware frei erhältlich ift. RG. 30615 
88 12, 41 Nr. 1 Wozcz. Anwendung der vom RG. aufgeſtellten 
Grundſätze über die Umbildung von Wortzeichen zu Warennamen auf 
ſolche Wortzeichen, die eine Angabe über die Beſchaffenheit einer Ware 
enthalten. RG 30636 
813 W656. Die Anbringung des eigenen Namens oder der eigenen 
Firma auf der Ware, deren Verpackung oder Umhüllung oder auf der 
Ankündigung iſt unzuläſſig, ſofern der Verwendende nicht alles tut, 
um die Möglichkeit der Verwechſlung mit fremden Zeichen aus⸗ 
zuſchließen. Dies gilt auch dann, wenn die Firma älter iſt als das Waren⸗ 
zeichen des anderen. Rg. 8 3964? 
§ 20 Wbz&. Grenzen des Motivſchutzes bei Warenzeichen. NG, 
3068 


§ 20 W636. Zum Begriff der Verwechſelungsgefahr im Waren⸗ 
CC 30665 
Geſetz betr. das Urheberrecht an Muſtern und Modellen. 


Die Grenzen des KunſtSchG. und des GeſchmMuſtG. [ind flüſſig; 
entſcheidend iſt der Grad des äſthetiſchen Gehalts. RG .᷑ . 307645 


3112 


Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der bildenden Kunſt 
und der Photographie. 

Die Grenzen des Kunſt Sch. und des GeſchmMuſtG. find flüſſig; 
entſcheidend iſt der Grad des äſthetiſchen Gehalts. RGB.. . . 307618 

§ 23 Kunſturhcz. Die Verbreitung von Bildniſſen einer dem Be⸗ 
reiche der Zeitgeſchichte angehörigen Perſon zu Reklamezwecken ver⸗ 
letzt die berechtigten Intereſſen des Abgebildeten nur dann, wenn Be⸗ 
weggrund, Zweck oder begleitende Umſtände des Verbreitens erſichtlich 
machen, daß der Abgeordnete in feiner Perſönlichkeit ſtärker beeinträch⸗ 
tigt wird, als der geſetzlich anerkannte Anſpruch der Allgemeinheit auf 
Verbreitung ſolcher Bildniſſe das rechtfertigt. RSG. 307818 

831 KunſtSchcz. Der Einwand, die beanſtandete Nachbildung fei 
nach Meinung des Erzeugers eine Kunſtſchöpfung von eigenem Ge⸗ 
präge, iſt für die Schuldfrage beachtlich. R. 308017 


Geſetz betr. das Urheberrecht an Werken der Literatur 
und Tonkunſt. 

Zur Frage der Beſtimmtheit des Unterſagungsanſpruches im 
Rahmen des LiturhG. RMWWWwe ... e 081 

81 Nr. 1 Liturhcö. Der Titel der Schriftenreihe „Die Brücke 
zum Jenſeits“ enthält keine geiſtige Schöpfung und genießt deshalb 
keinen urheberrechtlichen Schutz. R . e 308118 

S8 Litllrh&.; 5137 BGB. Bei Übertragung urheberrechtlicher 
Teilbefugniſſe (Verfilmungsrecht) kann die Weiterübertragung durch 
den Erwerber ausgeſchloſſen werden. KG. 23050 


Geſetz über das Verlagsrecht. 

8 13 Abſ. 2 VerlagsG. Die Vorſchrift des § 13 Abſ. 2 Verlags. 
iſt eng auszulegen. Auch ſoweit nach $ 13 Abſ. 1 Anderungen am Werk 
zuläſſig ſind, muß im Zweifel der Verleger gegen den Verfaſſer zu⸗ 
e e e 2 

Verfahren vor dem Patentamt. 

818d. v. 9. März 1927. Zuſtändigkeit der Abteilung für Waren⸗ 
zeichen für eine Berichtigung der Kontrolle. RPat uu. 31085 

Die Anſchlußbeſchwerde des Widerſprechenden verliert im Wider⸗ 
ſpruchsverfahren ihre Wirkung, wenn die Beſchwerde des Anmelders 


gegenſtandslos wird. RPat Au... 31085 
Zum Umfang des Rechts auf Akteneinſicht beim Patentamt. 
Nen a 10 20 e e ae 5 ge 


2. Derfahren. 
Zivilprozeßordnung. 


840 Abſ. 2 3D. Das dem Urheber zuſtehende Recht, Abände⸗ 
rungen (Zuſätze) ſeines Werkes zu verhindern, iſt kein en 
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$ 322 ZPO.; 88 1, 16 UNIWG. Vorausſetzungen für die erneute 
Geltendmachung eines durch rechtskräftiges Urteil abgewieſenen An⸗ 
ſpruchs auf Unterlaſſung des Gebrauchs einer Firma wegen beſtehender 
Verwechſlungsgefahr. R. 307413 


Arbeitsgerichtsgeſetz. 

872 ArbGG. Die Zulaſſung der Reviſion wegen grundſätzlicher 
Bedeutung iſt wirkungslos, wenn ſich aus der Urteilsbegründung ergibt, 
daß die Zulaſſung nicht wegen der grundſätzlichen Bedeutung der in 
der Sache ſelbſt ſtreitigen Fragen, ſondern aus anderen Gründen erfolgt 
iſt. RArbG. le 


eo au. = een Kan 


Konkursordnung. 


§ 17 AD. Ein Vertrag auf Lieferung von Gas und Elektrizität iſt 
ein Werklieferungsvertrag, alſo ein gegenſeitiger Vertrag gemäß 
59 320 ff. BGB. und ein zweiſeitiger Vertrag i. S. des $ 17 KO. 
A, Barmen J 


B. 
Strafrecht. 
1. Materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


Die Ankündigung eines Geſchäftsinhabers, daß er die Loſe zu 
einer von ihm veranſtalteten Lotterie verſchenke und die Gewinne in 
feinen Schaufenſtern ausſtelle, verſtößt weder gegen $ 286 StGB. noch 
gegen das UWG. OLG. Stettin 30977 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Geſetz über den Verkehr mit Butter uſw. vom 15. Juni 1897. 


§ 2 Abſ. 2 Reichsgeſetz über den Verkehr mit Butter uſw. v. 
1. Fun 1897. Es kommt nur darauf an, daß die Margarine bereits 
zur Zeit des Verkaufs oder Feilhaltens in regelmäßige Form gebracht 
112 Se dre N ee ne: 310212 


Maß⸗ und Gewichtsordnung. 


86 Maßd. v. 30. Mai 1908. Bedeutung von Kontrollwägungen. 
Ob Danzig. 88 30891 


Polizeiliche Verwahrnahme von Glücksſpielgeräten auf Grund 
9 21 VerhG. v. 23. April 1879/8. Okt. 1923. HambVG.. . . 3110“ 


2. verfahren. 
Strafprozeßordnung. 


8$ 297, 314 StPO. Schriftliche Berufungseinlegung durch den 
Verteidiger iſt auch bei Unleſerlichkeit der Unterſchrift wirkſam. 
KG.. 30992 
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C. 
Steuerrecht. 


Reichsbewertungsgeſetz. 


823 Abſ. 1 RVBewc. Bei einer natürlichen Perſon iſt eine Ein⸗ 
kommenſteuerſchuld vom Betriebsvermögen auch dann als Schuld 
nicht abziehbar, wenn der Steuerpflichtige außer Betriebsvermögen 
kein Vermögen hat, das zu bewerten wäre. Die Steuerſchuld kann nur 
beim Geſamtvermögen berückſichtigt werden. RF 9... - . 81052 


Kapitalverkehrſteuergeſetz. 


§ 6b KapVerkstG. Hat eine Geſellſchaft eine Tochtergeſell⸗ 
ſchaft zu dem Zwecke gegründet, für Erzeugniſſe der erſteren 
Propaganda zu machen, dann beruht die Propaganda auf ihrer eigenen 
Zweckbeſtimmung und nicht auf einem beſonderen Auftrag der Mutter⸗ 
geſellſchaft, der neben dem Geſellſchaftsvertrage herläuft. Die Zu⸗ 
wendungen der Muttergeſellſchaft an die Tochtergeſellſchaft zur Be⸗ 
ſtreitung der Propagandakoſten ſind deshalb ſteuerpflichtig. RH. 31041 


Tabalſteuergeſetz. 


Bad. Wandergewerbeſtenergeſetz. 


88 1, 2 u. 3 BadWGgewStcz.; § 321 BOB. 1. Wandergewerbe⸗ 
ſchein⸗ und Wandergewerbeſteuerpflicht bei Erbieten zu photographi⸗ 
ſchen Aufnahmen vorübergehender oder vorbeifahrender Perſonen. 
2. Geſamtſchuldneriſche Haftung für die Entrichtung der Steuer. 


Bad „3905 
D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Gewerbeordnung. 


8123 Nr. 3 Gewd. Zeitweilige Arbeitseinſtellung infolge Teil⸗ 
nahme an einem Streik iſt beharrliche Arbeitsverweigerung, auch wenn 
nach dem Arbeitsvertrage Kündigungsausſchluß beſteht. RArbG. 31031 


Preuß. Diſziplinargeſetz vom 21. Juli 1852. 


PrdiſzöZ. v. 21. Juli 1852. Erklärt ein Angeſchuldigter im An⸗ 
ſchluß an die Verkündigung eines Urteils vor dem DiſzGer., ein Rechts⸗ 
mittel nicht einlegen zu wollen, ſo iſt dieſer Verzicht rechtswirkſam und 
Endgültig pee 8 . 3109! 


Soziale Verſicherungsgeſetze. 
Siehe Seite 3108. 
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